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1 Zusammenfassung 

Subventionen bedürfen stets einer besonderen Reehtferti- 
gung und einer regelmäßigen Erfolgskontrolle. Sie kön- 
nen zwar Marktergebnisse korrigieren, die etwa unter 
Allokations- oder Verteilungsaspekten als unbefriedigend 
eraehtet werden. Die Begünstigung Einzelner zu Lasten 
der Allgemeinheit kann jedoeh aueh erhebliehe Naehteile 
zur Folge haben, z. B. den Strukturwandel verzögern oder 
das wirtsehaftliehe Waehstum und die Besehäftigung be- 
einträehtigen. Der Subventionsberieht stellt entspreehend 
dem gesetzliehen Auftrag notwendige Informationen für 
eine Überprüfung der Subventionen bereit 

Die Bundesregierung folgt bei ihrer Subventionspolitik 
Leitlinien, die der Erhöhung der Transparenz, des Reeht- 
fertigungsdrueks und der Steuerungsmögliehkeiten im 
Subventionswesen dienen. Mit diesen Leitlinien knüpft 
die Bundesregierung an Kabinettbesehlüsse vom Oktober 
2003 an. Sie setzt sieh dafür ein, Subventionen grundsätz- 
lieh degressiv zu gestalten und zeitlieh zu befristen. Neue 
Subventionen werden vorrangig als Finanzhilfen gewährt 
und sind dureh Einsparungen an anderer Stelle zu finan- 
zieren (vgl. Kapitel 2). 

Für den vorliegenden Subventionsberieht wurde - ent- 
spreehend den Ankündigungen aus dem 19. Subventions- 
berieht - der Subventionsbegriff des Bundes geprüft. 
Diese Prüfung hat erhebliehe Umsehiehtungen zwisehen 
berüeksiehtigten Finanzhilfen und Steuervergünstigungen 
und sonstigen, bereits bestehenden steuerliehen Regelun- 
gen und Ausgaben ergeben, die per saldo das Subven- 
tionsvolumen erhöht haben. Im Bereieh der Finanzhilfen 
werden beispielsweise bestimmte Ausgaben für den Städ- 
tebau künftig berüeksiehtigt, während einzelne Ausgaben 
im Forsehungsbereieh, die bisher im Subventionsberieht 
aufgeführt wurden, jetzt nieht mehr enthalten sind. Für 
die steuerliehen Regelungen wurde die Grenze zwisehen 
der Anlage 2, die die Steuervergünstigungen enthält, und 
der Anlage 3, die sonstige steuerliehe Regelungen aufiis- 
tet, neu gezogen. Insbesondere dureh die systematisehe 
Berüeksiehtigung der bestehenden Sparförderung als 
Steuervergünstigung hat sieh hier das Volumen der Steu- 
ervergünstigungen um ca. 2,6 Mrd. Euro erhöht, davon 
1,1 Mrd. Euro für den Bund (s. Übersicht 1). 

Der 20. Subventionsbericht stellt die Entwicklung der 
Finanzhilfen und Steuervergünstigungen im Zeitraum 
2003 bis 2006 dar. Die Steuervergünstigungen der Ge- 
bietskörperschaften insgesamt sind in diesem Zeitraum 
von 28,6 Mrd. Euro auf 26,7 Mrd. Euro zurückgegangen. 
Auch die Subventionen des Bundes sind von 2003 bis 
2006 um 1,4 Mrd. Euro gesunken. Dies wird auch in Ab- 
bildung 1 deutlich: 

- Die Finanzhilfen des Bundes sinken deutlich von 
7,4 Mrd. Euro im Jahre 2003 auf 6,0 Mrd. Euro im 
Jahre 2006. Das bedeutet eine Reduzierung um 
1,45 Mrd. Euro oder 19,4 Prozent. Besonders ausge- 
prägt ist der Rückgang mit jeweils 0,7 Mrd. Euro in 
den Jahren 2004 und 2005. Der Abbau der Finanzhil- 
fen leistet damit einen wichtigen Beitrag zur Haus- 
haltskonsolidierung. 


- Die auf den Bund entfallenden Steuervergünstigungen 
werden mit 16,4 Mrd. Euro im Jahre 2006 auf dem 
Niveau des Jahres 2003 liegen. Die Entwicklung der 
Steuervergünstigungen beim Bund bleibt insbesondere 
deshalb hinter den Ländern zurück, weil die 2004 neu 
eingeführte Mineralölsteuervergünstigung für Bio- 
kraft- und Bioheizstoffe ausschließlich die Einnah- 
meseite des Bundeshaushalts belastet. Sie bildet den 
Hintergrund für den Anstieg der Steuervergünstigun- 
gen in den Jahren 2004 und 2005. 

Ausschlaggebend für den Rückgang der Subventionen ist 
somit der Abbau von Finanzhilfen. Das bereits beschlos- 
sene Auslaufen der Eigenheimzulage wird sich demge- 
genüber erst in künftigen Subventionsberichten voll aus- 
wirken. Entscheidend für den Rückgang der Finanzhilfen 
sind die geringeren Mittel für den Sfeinkohlenbergbau 
(- 1,0 Mrd. Euro), die Landwirtschaft (- 0,2 Mrd. Euro) 
und die soziale WohnraumfÖrderung (- 0,2 Mrd. Euro). 
Zusammen mit den Steuervergünstigungen entfällt der 
größte Teil der Subventionen des Bundes wie in Abbil- 
dung 2 ersichtlich mit 11,3 Mrd. Euro in 2006 auf die ge- 
werbliche Wirtschaft, gefolgt vom Wohnungswesen 
(5,3 Mrd. Euro), das mit 0,9 Mrd. Euro den größten Ab- 
bau im Zeitraum 2003 bis 2006 zu verzeichnen hat, den 
übrigen Steuervergünstigungen (1,8 Mrd. Euro), der 
Sparförderung und Vermögensbildung (1,7 Mrd. Euro), 
dem Verkehr (1,2 Mrd. Euro) und dem Bereich Ernährung, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz (1,2 Mrd. Euro). 

Die Hilfen für Befriebe oder Wirfschaftszweige werden in 
Erhaltungs-, Anpassungs- und Produktivitätshilfen sowie 
sonstige Hilfen für Unternehmen gegliedert. Die Erhal- 
tungshilfen machen mit 34,5 Prozent den größten Anteil 
der Subventionen aus, gefolgt von den Produktivitätshil- 
fen, deren Anteil sich mit 16,6 Prozent im Jahr 2006 vor 
allem durch im Rahmen der ökologischen Steuerreform 
gewährte Steuervergünstigungen seit 2003 etwa verdop- 
pelt hat. Anpassungshilfen (9,4 Prozent) und sonstige 
Finanzhilfen und Steuervergünstigungen (8,1 Prozent) 
haben demgegenüber nur geringere Anteile. Die übrigen 
Mittel begünstigen als Hilfen für privafe Haushalte mit- 
telbar Betriebe oder Wirtschaftszweige (2006: 31,3 Pro- 
zent). 

Nachrichtlich werden im Subventionsbericht auch die 
Finanzhilfen der Länder und Gemeinden, die Marktord- 
nungsausgaben der Europäischen Union sowie die ERP- 
Finanzhilfen ausgewiesen. Einschließlich der Finanzhil- 
fen des Bundes und der Steuervergünstigungen der Ge- 
bietskörperschaften ist das so ermittelte Subventionsvolu- 
men von 56,3 Mrd. Euro in 2003 auf 55,6 Mrd. Euro in 
2005 (vgl. Übersicht 7) vor allem durch den Rückgang 
der Finanzhilfen der öffentlichen Haushalte gesunken 
(vgl. Kapitel 3). 

ln den nächsten Jahren wird der Abbau von Steuerver- 
günstigungen an Bedeutung gewinnen. Mit dem Wegfall 
der Eigenheimzulage ist ein wichtiger Schritt bereits ge- 
tan. Dieser ist Teil eines mittel- und langfristigen Kon- 
zepts, mit dem die Bundesfinanzen strukturell verbessert 
werden, ohne durch die Sanierung der Finanzen das 
Wachstum zu gefährden. Die weiteren steuerpolitischen 
Maßnahmen werden in Kapitel 4 dargestellt. 
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Abbildung 1 






Entwicklung der auf den Bund entfallenden Finanzhilfen und Steuervergünstigungen 
nach Wirtschaftszweigen in den Jahren 2003 his 2006 
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Die Ziele und Maßnahmen der Subventionen werden in 
Kapitel 5 erläutert und in den Beiheften vertieft. Die För- 
derung für die Wirtschaft der neuen Länder spielt dabei 
weiterhin eine große Rolle. Zunehmend werden dabei 
exklusive Programme für die neuen Länder durch Förder- 
schwerpunkte in bundesweiten Programmen ersetzt. Um 
eine wirksame Erfolgskontrolle sicherstellen zu können, 
ist entscheidend, dass bereits bei der Darstellung der 
Maßnahmen Wert auf eine die Erfolgskontrolle ermögli- 
chende Zielbestimmung gelegt wird. Dies findet sich 
auch in den Leitlinien der Bundesregierung als Vorgabe 
wieder. Die vielfältigen Methoden, die zur Erfolgskon- 
trolle angewendet werden, sind in Kapitel 6 dargestellt. 

Die Beihilfeberichterstattung der Europäischen Union 
folgt einer anderen Abgrenzung als der Subventionsbe- 
richt. Im internationalen Vergleich zeichnet sich Deutsch- 
land durch ein hohes Beihilfeniveau aus. Dabei wurden 
im Jahr 2004 insgesamt 78 Prozent für horizontale Beihil- 
fen verwendet, mit denen im Unterschied zu den vertika- 
len Beihilfen Ziele in allen Sektoren verfolgt werden. 

Der vorliegende Subventionsbericht berücksichtigt bei 
den Finanzhilfen die Planungen des Regierungsentwurfs 
für den Haushalt 2006. Bei den Steuervergünstigungen 
wurden alle steuerlichen Regelungen berücksichtigt, für 
die das Gesefzgebungsverfahren bereifs abgeschlossen 
isf. 

2 Subventionspolitik und Subventions- 
begriff 

Grundsätze der Subventionspolitik 

1 . Im Mittelpunkt der finanz- und wirtschaftspolitischen 
Strategie der Bundesregierung stehen der Abbau der 
Staatsverschuldung und die Förderung von Wachstum 
und Beschäftigung. Um die notwendige Haushaltskonso- 
lidierung zu erreichen, sind alle staatlichen Aufgaben auf 
den Prüfstand zu stellen. Vor dem Hintergrund des demo- 
grafischen Wandels muss wieder mehr Spielraum für die 
Zukunftsorientierung der öffentlichen Finanzen gewon- 
nen werden. Die Umschichtung der öffentlichen Ausga- 
ben zu Gunsten einer qualitativ hochwertigen und auch 
für künftige Generationen tragfähigen Finanzpolitik er- 
fordert an anderer Stelle Verzicht. Es ist zu prüfen, ob alle 
bisherigen Aufgaben fortgeführt werden sollen und ob sie 
weiterhin in bisheriger Höhe finanzierbar sind. 

2. Der Subventionsbericht hat traditionell die Aufgabe, 
die notwendigen Informationen für eine Überprüfung der 
Subvenfionen bereifzusfellen. Die Finanzhilfen des Bun- 
des und die Steuervergünstigungen der öffentlichen Hand 
werden in ihrem Umfang dargestellt sowie daraufhin ana- 
lysiert, welchen Zielen sie dienen und wie der Erfolg bei 
der Zielerreichung gemessen wird. 

3. Subventionen können durch Anreize oder Starthilfen 
den Markteintritt neuer Anbieter fordern, zukünftige Ent- 
wicklungen und ihre Marktumsetzung beschleunigen 
oder aus dem internationalen Umfeld kommende Wettbe- 
werbsverzerrungen ausgleichen und dadurch unter Allo- 
kations- oder Verteilungsaspekten unerwünschte Markter- 
gebnisse korrigieren und damit einen notwendigen 


Strukturwandel erleichtern. Darüber hinaus sind sie ein 
wichtiges Instrument zum Abbau regionaler Disparitäten, 
und nicht zuletzt werden Subventionen seit einigen Jah- 
ren verstärkt auch aus umweltpolitischen Gründen einge- 
setzt. Wenn Subventionen beim Aufbau neuer Märkte 
Anreize und Impulse geben, auftretende Startschwierig- 
keiten abmildem und Untemehmensgründungen verein- 
fachen, können sie wirtschafts- und wettbewerbspolitisch 
sinnvoll sein. 

Dennoch bedürfen Subventionen stets einer besonderen 
Rechtfertigung und einer regelmäßigen Erfolgskontrolle. 
Denn die Begünstigung Einzelner zu Lasten der Allge- 
meinheit hat in der Regel schädliche Folgen: Die Subven- 
tioniemng kann durch die Verändemng der relativen 
Preise gesamtwirtschaftliche Verzerrungen nach sich zie- 
hen und Fehlallokationen der Ressourcen verursachen. 
Wettbewerbsfähige Unternehmen können durch subventi- 
onierte Unternehmen verdrängt werden. Auch droht die 
Gefahr einer sich verfestigenden Subventionsmentalität 
mit der Folge, dass notwendige Anpassungen unterblei- 
ben und die Eigeninitiative zur Überwindung von straktu- 
rellen Anpassungsproblemen zurückgeht. Ein verzögerter 
Stmkturwandel sowie die Beeinträchtigung von wirt- 
schaftlichem Wachstum und Beschäftigung sind dann die 
Folge. Die Begünstigung Einzelner zur Erfüllung gesamf- 
gesellschaftlicher Ziele aus öffentlichen Mitteln wird von 
den Bürgern vielfach als ungerecht wahrgenommen. 

Das in jüngster Zeit insbesondere im Zusammenhang mit 
Erhaltungssubventionen für einzelne Branchen vorge- 
brachte Argument, von Subventionen gehe ein Beitrag zur 
Fördemng von Wachstum und Beschäftigung aus, woraus 
sich dann über entsprechend erhöhte Steuer- und Sozial- 
versichemngseinnahmen ein Refinanzierangsbeitrag für 
die gezahlfen Subventionen ergebe, greift zu kurz. Hierbei 
bleibt stets unberücksichtigt, dass die eingesetzten Mittel 
für Subventionen anderen Verwendungen - z. B. in Form 
zusätzlicher privater Nachfrage bei entsprechend redu- 
zierten Steuersätzen - entzogen werden und somit nega- 
tive Wachstums- und Beschäftigungsimpulse auslösen. 

Abgrenzung des Subventionsbegriffs 

4. Mit dem letzten Subventionsbericht wurde angekün- 
digt, den Subventionsbegriff dahingehend zu überprüfen, 
ob weitere Fördermaßnahmen einbezogen werden sollen. 
Bei dieser Prüfung ist die Bundesregiemng an die Vorga- 
ben des § 12 Stabilitäts- und Wachstumsgesetz (StWG) 
gebunden, der unverändert seit 1967 den Berichtsgegen- 
stand definiert. Unter Finanzhilfen werden demnach 
Geldleistungen des Bundes an Stellen außerhalb der Bun- 
desverwaltung verstanden, während es sich bei Steuer- 
vergünstigungen um spezielle steuerliche Ausnahmerege- 
lungen handelt, die für die öffentliche Hand zu 
Mindereinnahmen führen. 

Der Subventionsbegriff des Bundes konzentriert sich ent- 
sprechend dem gesetzlichen Auftrag auf Leistungen für 
privafe Unternehmen und Wirtschaftszweige. § 12 StWG 
nennt als Finanzhilfen insbesondere Bundesmittel für An- 
passungs-, Erhaltungs- und Produkfivifäfshilfen an Be- 
triebe und Wirtschaftszweige. Soweit Hilfen diesen Kate- 
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gorien nicht zugeordnet werden können, werden sie als 
sonstige Leistungen erfasst. Als mittelbar wirkende Sub- 
ventionen werden Hilfen berücksichtigt, die bestimmte 
Güter und Leistungen für private Haushalte unmittelbar 
verbilligen, aber mittelbar dem Wirtschaftsgeschehen zu- 
gerechnet werden können. Dies gilt etwa für die Hilfen 
im Wohnungsbau. 

Eine ähnliche Abgrenzung gilt für die Steuervergünsti- 
gungen, die entsprechend den Finanzhilfen zu gliedern 
sind. 

5. Nicht zu den Subventionen rechnen finanzielle Auf- 
wendungen des Bundes für allgemeine Staatsaufgaben 
wie die Grundlagenforschung, wobei die Abgrenzung im 
Einzelfall durchaus schwierig sein kann. Auch an Bun- 
desuntemehmen geleistete Zuweisungen und Zuschüsse 
sowie Kapitalaufstockungen bei diesen sind nicht enthal- 
ten. Bundesbürgschaften sind ebenfalls nicht aufgeführt. 

Entsprechend seiner speziellen Aufgabe spiegelt der Sub- 
ventionsbericht nur denjenigen Teil staatlicher Aufgaben- 
erfüllung wider, bei dem der Sfaat durch finanzielle 
Mittel aus dem Haushalt oder durch Steuervergünstigun- 
gen die Wirtschaft beeinflusst. Über einzelne Fachpoliti- 
ken geben andere Berichte der Bundesregierung Auskunft 
(z. B. Bundesverkehrswegeplan, Berufsbildungs-, For- 
schungs-, Jahreswirtschafts-, Raumordnungs-, Sozial-, 
Umwelt-, Wohngeld- und Mietenbericht, Städtebaulicher 
Bericht sowie Ernährungs- und agrarpolitische Berichte 
2002 bis 2004 und der Agrarpolitische Bericht 2005). 

6 . Bei den Finanzhilfen wurden mit dem vorliegenden 
Subventionsbericht insbesondere die zu berücksichtigen- 
den Forschungsmaßnahmen klarer gefasst. Soweit mit 
Bundesmitteln Forschung gefördert wird, deren Ergeb- 
nisse allen zur Verfügung sfehen (wie bei der Grundla- 
genforschung), liegf hierin keine Begünstigung einzelner 
Unternehmen. Anders ist es zu beurteilen, wenn sich ein- 
zelne Unternehmen Eigentumsrechte an den Forschungs- 
ergebnissen sichern können, etwa durch ein Patent. Vor 
diesem Hintergrund werden Forschungsmaßnahmen dann 


nicht als Finanzhilfe berücksichtigt, wenn damit For- 
schungseinrichtungen, die keine Unternehmen sind, ge- 
fördert werden oder wenn die Forschungsergebnisse sich 
nicht eigentumsrechtlich für das forschende Unternehmen 
schützen lassen. Die Neuabgrenzung hat dazu geführt, 
dass sich der Kreis der im Subventionsbericht berücksich- 
tigten Finanzhilfen geändert hat. 

Darüber hinaus werden künftig die Bundesfinanzhilfen für 
die SfädtebaufÖrderung mit dem geschätzten, auf private 
Endempfänger entfallenden Anfeil als Finanzhilfe erfassf. 

7. Mit diesem Subventionsbericht wird die Darstellung 
der Steuervergünstigungen mit dem neu entwickelten 
Aufteilungsschema für sfeuerliche Sonderregelungen ver- 
bessert. Sfeuervergünsfigungen (bisher Anlage 2 des Sub- 
ventionsberichts) und nachrichtlich aufgeführte steuerli- 
che Sonderregelungen (Anlage 3) werden künftig klarer 
abgegrenzt, ln der Anlage 3 werden künftig Sonderrege- 
lungen erfasst, die sonstige gesellschaftliche Bereiche 
außerhalb der Untemehmenssphäre oder indirekt die 
Wirtschaft allgemein begünstigen. Alle anderen Sonder- 
regelungen, die der Wirtschaft zugute kommen, werden 
künftig als Steuervergünstigung in Anlage 2 aufgeführt. 
So wird eine bisher eher historisch gewachsene Auftei- 
lung auf die Anlagen 2 und 3 des Berichts auf eine nach- 
vollziehbare Grundlage gestellt. Die aufgrund des neuen 
Aufteilungsschemas von Anlage 3 in Anlage 2 bzw. von 
Anlage 2 in Anlage 3 umgeschichteten steuerrechtlichen 
Regelungen sind in Übersicht 1 und Anlage 4 aufgeführt. 

8 . Die Zuordnung eines Tatbestandes zu den Subventio- 
nen ist nicht frei von Wertungen, die im Zeitablauf dem 
Wandel unterliegen können. Als „Steuervergünstigun- 
gen“ werden in der öffentlichen Diskussion beispiels- 
weise auch die Entfemungspauschale und Regelungen im 
grenzüberschreitenden Luftverkehr genannt, die im Sub- 
ventionsbericht nicht enthalten sind. Bei den Finanzhilfen 
ergeben sich Abgrenzungsschwierigkeiten vor allem in 
den Bereichen, bei denen nur eine mittelbare Förderung 
von Unternehmen erfolgt. Hier ist abzuwägen, ob der 
Subventionscharakter im Vordergrund steht. 


Aufteilung der steuerlichen Sonderregelungen auf Anlage 2 und 3 


Wirkung der 
Steuervergünstigung 

Begünstigter Bereich 

Wirtschaft 

allgemein 

Abgrenzbarer 
Teilbereicb/Sektor 
der Wirtschaft 

Abgrenzbarer sonstiger 
gesellschaftlicher 
Bereich') 

unmittelbar 

Anlage 2 

Anlage 2 

Anlage 3 

mittelbar 

Anlage 3 

Anlage 2 

Anlage 3 


gemeinnützige Organisationen, Vereine, Kirchen, Parteien, Gesundheitssektor, Sozialversicherungen 
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9 . Über die Wertung eines Tatbestandes als Subven- 
tion hinaus gibt die Abgrenzung des Subventionsbe- 
griffs im Subventionsberieht immer wieder Anlass zur 
Diskussion sowohl in der Wissensehaft als aueh auf poli- 
tiseher Seite. Entspreehend den Bestimmungen des 
StWG liegt dem Subventionsberieht eine eher enge Ab- 
grenzung des Subventionsbegriffs zugrunde. Mit der ge- 
nerellen Einsehränkung auf Hilfen für private Unterneh- 
men und Wirtsehaftszweige werden weite Bereiche des 
Bundeshaushalts nicht erfasst, die nach anderen Subven- 
tionsabgrenzungen den Subventionen zugerechnet wer- 
den können. Eine ausführliche Diskussion des Subven- 
tionsbegriffs im Kontext unterschiedlicher Konzepte 
wird in Anlage 7 geführt. 

10 . Über die Neuabgrenzung der Finanzhilfen und 
Steuervergünstigungen hinaus ist eine Durchsicht der 
bestehenden und neu hinzugekommenen Regelungen im 
Hinblick auf noch zu erfassende Finanzhilfen und 
Steuervergünstigungen erfolgt. Die im Vergleich zum 
19. Subventionsbericht neu aufgenommenen Finanzhil- 
fen, Steuervergünstigungen und steuerlichen Sonderrege- 
lungen und die nicht mehr aufgeführten Subventionen 
sind in Anlage 4 aufgeführt. 

ln Anlage 3 sind weiterhin steuerliche Regelungen aufge- 
führt, die nach der präzisierten Begriffsabgrenzung nicht 
den Subventionen zugeordnet werden, aber subventions- 
ähnliche Tatbestände darstellen. Auch diese werden re- 
gelmäßig aktualisiert. 

Leitlinien der Snbventionspolitik der 
Bnndesregiernng 

1 1 . Die Bundesregierung folgt bei ihrer Subventionspo- 
litik Leitlinien, die der Erhöhung der Transparenz, des 
Rechtfertigungsdrucks und der Steuerungsmöglichkeiten 
im Subventionswesen dienen. Mit diesen Leitlinien 
knüpft die Bundesregierung in der Subventionspolitik an 
Kabinettbeschlüsse vom Oktober 2003 an. Sie sind als 
Selbstbindung der Bundesregierung für die von ihr zu 
veranfwortenden Maßnahmen zu versfehen: 

- Neue Subventionen werden nur gewährt, wenn sie 
sich gegenüber sonstigen Maßnahmen als das am bes- 
ten geeignete, auch unter Kosten-Nutzen- Aspekten ef- 
fiziente Instrument darstellen. 

- Neue Subventionen werden vorrangig als Finanzhilfen 
gewährt und sind durch Einsparungen an anderer 
Stelle zu finanzieren. 

- Neue Finanzhilfen werden nur noch befristet und 
grundsätzlich degressiv ausgestaltet. 

- Die Ziele der Finanzhilfen werden in einer Form fest- 
gehalten, die eine Erfolgskontrolle ermöglicht. 

- Die Subventionspolitik der Bundesregierung orientiert 
sich an Wachstums-, verteilungs-, wettbewerbspoliti- 
schen und umweltpolitischen Wirkungen. 

- Es wird geprüft, inwieweit bestehende Steuervergüns- 
tigungen in Finanzhilfen oder andere, den Staatshaus- 


halt weniger belastende Maßnahmen überführt werden 
können. 

- Auch bei bestehenden und bisher nicht befristeten 
und/oder nicht degressiv ausgestalteten Finanzhilfen 
wird eine Befristung und grundsätzlich eine Degres- 
sion eingeführt. Über die Umsetzung wird im Zusam- 
menhang mit dem nächsten Subventionsbericht be- 
richtet. 

12. Neue Subventionen sind vor ihrer Einführung einer 
besonders infensiven Prüfung zu unterziehen, da Behar- 
rungstendenzen spätere Änderungen wesentlich erschwe- 
ren. Häufig werden sie von den Begünstigten als das ein- 
zige in Frage kommende Mittel dargestellt, obwohl 
beispielsweise ordnungsrechtliche Maßnahmen in man- 
chen Fällen den Erfolg mit wesentlich geringerem Einsatz 
sicherstellen können. Vor diesem Hintergrund und ange- 
sichts des Konsolidierungsdrucks der öffentlichen Haus- 
halte sollen künftig alle neuen Subventionen - auch die 
Steuervergünstigungen - durch Einsparungen gegenfinan- 
ziert werden. 

Steuervergünstigungen weisen gegenüber Finanzhilfen 
eine Reihe von Nachteilen auf Sie wirken vielfach wie 
Ausgabeprogramme, ohne jedoch in der Höhe - über 
Haushaltsansätze - limitiert zu sein. Sie sind auch nicht 
Gegenstand der jährlichen Haushaltsverhandlungen. Stär- 
ker als Finanzhilfen haben einmal gewährte Steuerver- 
günstigungen die Tendenz, sich zu verfestigen und laufen 
Gefahr, schon bald nicht mehr als Subvention wahrge- 
nommen zu werden. Dann erweisen sie sich als schwer 
reformier- und steuerbar. Erfolgskontrollen sind kaum 
möglich. Die genaue Höhe des Einnahmeverzichts durch 
diese Quasi-Ausgaben, die im englischsprachigen Raum 
auch „tax expenditures“ genannt werden, kann in der Re- 
gel nur geschätzt werden. Daher sollen neue Subventio- 
nen - soweit sie erforderlich sind - als Finanzhilfen ge- 
währt werden. Einmal eingeführt, wirken aus den 
Gemeinschaftsteuem finanzierte „tax expenditures“ wie 
Gemeinschaftsaufgaben, die von Bund und Ländern - je 
nach Verteilungsschlüssel der Steuereinnahmen - finan- 
ziert werden. Zur Gesetzesänderung bedarf es daher auch 
der Zustimmung des Bundesrates. Vor dem Hintergrund 
der Anteilsfinanzierung der Steuervergünstigung wäre es 
weder Bund noch Ländern möglich, die jeweilige Auf- 
gabe allein fortzuführen. Selbsf wenn sich später zeigen 
sollte, dass sich der Erfolg mit einer zielgenauer arbeiten- 
den Finanzhilfe bei verringertem gesamtstaatlichen Mit- 
teleinsatz (z. B. wegen geringerer Mitnahmeeffekte) er- 
reichen ließe, wird keine Seite den Finanzierungsanteil 
der anderen Seite übernehmen wollen. 

Für die Gestaltung bereits eingeführter Finanzhilfen trägt 
die Bundesregierung gegenüber den Steuervergünstigun- 
gen in der Regel eine größere Verantwortung. Finanzhil- 
fen sind häufig durch Richtlinien oder Verwaltungsver- 
einbarungen der Bundesregierung gestaltbar. Ihre Ziele 
sind exakt zu definieren und fortlaufend zu überprüfen. 
Wenn die angestrebte Zielsetzung erreicht oder nicht 
mehr begründet ist, wenn sie mit der Art der Maßnahme 
nicht erreicht werden kann oder ein anderes, besseres 
Mittel zur Zielerreichung existiert, müssen die Subventio- 
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nen eingestellt werden. Aueh gilt es zu verhindern, dass 
sieh einzelne Maßnahmen in ihren Auswirkungen konter- 
karieren oder gegenseitig neutralisieren. 

Subventionen sollten grundsätzlieh nieht zur dauerhaften 
Förderung von Wirtsehaftszweigen eingesetzt werden, 
sondern bedürfen einer kontinuierliehen Überprüfung. 
Ansonsten besteht die Gefahr, dass eine anhaltende Ab- 
hängigkeit von Subventionen entsteht. Die Eigeninitiative 
wird vermindert, und die Anreize für notwendige Anpas- 
sungen an strukturelle Veränderungen sehwinden. Ebenso 
erhöhen sieh die Risiken der Beibehaltung von Subven- 
tionen, obwohl deren Begründung nieht mehr besteht. Die 
hieraus resultierenden Mitnahmeeffekte führen letztlieh 
zu gesamtwirtsehaftliehen Wohlfahrtsverlusten und einer 
überhöhten Belastung des Steuerzahlers. Diese Fehlent- 
wieklungen können dureh eine Befristung und degressive 
Ausgestaltung der Subventionen verhindert werden. 

Der Grundsatz, alle Finanzhilfen zu befristen, soll der be- 
sonderen Verantwortung der Bundesregierung Reehnung 
tragen. Zwar beruhen einzelne Aufgaben dem Grunde 
naeh auf gesetzliehen oder sogar grundgesetzliehen Rege- 
lungen, die dureh Besehluss der Bundesregierung weder 
befristet werden können noeh sollen. Andererseits sind 
gerade für diese Aufgaben befristete Rahmenpläne oder 
Verwaltungsvereinbarungen vorgesehen. Diese geben den 
Anlass und die Mögliehkeit, regelmäßig die Art der Auf- 
gabenerfüllung zu überprüfen. Mif der Befrislung aller 
Aufgaben sollen diese Mögliehkeifen aueh dort gesehaf- 
fen werden, wo bisher keine Periodizität vorgesehen ist. 

Umsetzung der Leitlinien 

13. Die Fixierung der subventionspolitisehen Grund- 
sätze und die fortgesetzte regelmäßige Überprüfung aller 
Finanzhilfen sind wiehtige Sehritte für den weiferen öko- 
nomiseh und finanzpolitiseh sinnvollen Abbau der Fi- 
nanzhilfen. Allein der mif der Überprüfung einherge- 
hende ansfeigende Reehtferfigungsdruek sollfe diesen 
Abbau fördern. Für den Bereieh der Finanzhilfen wurde 
in Ergänzung zu der erstmals im Jahre 2003 durehgeführ- 
ten systematisehen Überprüfung aller Finanzhilfen eine 
erneute Bestandsaufnahme durehgeführt. Die zuständigen 
Faehressorts haben Fragen naeh der Befristung und der 
degressiven Ausgestaltung der Finanzhilfen sowie naeh 
der Zielgenauigkeit der Vergabe und der Evaluation be- 
antwortet. 

Im Rahmen dieser Bestandsaufnahme zur Umsetzung der 
subventionspolitisehen Leitlinien wurde eine Vielzahl 
von Finanzhilfen hinsiehtlieh Degression, Befristung, 
Zielsetzung und Evaluierung ausgewertet. Die Ergebnisse 
der Bestandsaufnahme zeigen, dass im Sinne der Leitli- 
nien bereits Anpassungen in erhebliehem Umfang umge- 
setzt wurden. 62 Prozent aller untersuehten Finanzhilfen 
sind befristet. Eine degressive Ausgestaltung ist bei über 
der Hälfte aller Finanzhilfen zu verzeiehnen, und bei 
42 Prozent liegen sowohl Degression als aueh Befristung 
vor. 

Die Ergebnisse bezüglieh der Programmevaluierung sind 
bislang noeh nieht befriedigend. Nur etwas mehr als die 


Hälfte der erfassten Finanzhilfen werden sowohl hinsieht- 
lieh Effektivität als aueh Effizienz evaluiert. Vielfaeh 
fehlt die notwendige Operationalisierung der Ziele. Nur 
wenn die Ziele der Programme eindeutig besehrieben und 
messbar sind, kann eine Evaluierung erfolgreieh sein. Die 
Bedeutung einer fortlaufenden Überprüfung von Subven- 
tionen wird anhand der Ergebnisse zu den Konsequenzen 
der Evaluierung deutlieh, ln 44 Prozent der Fälle haben 
die Evaluationen zu Anpassungen bei der Ausgestaltung 
der Finanzhilfen geführt. Ungeaehtet dessen gibt es si- 
eherlieh weiterhin eine Notwendigkeit, die derzeit ange- 
wandten Verfahren zur Evaluation im Sinne einer einheit- 
lieheren und stringenteren Erfolgskontrolle zu 
überprüfen. Kapitel 6 dieses Subventionsberiehts bietet 
einen umfassenden Überbliek über die angewandten Me- 
thoden der Erfolgskontrolle und deren Ergebnisse in we- 
sentliehen Förderbereiehen. 

Weiterer Handlungsbedarf besteht bei den Steuervergüns- 
tigungen. Diese Subventionstatbestände sind ebenso wie 
die Finanzhilfen einer kontinuierliehen Überprüfung zu 
unterziehen, um Abbaupotentiale und Anpassungsbedarf 
zu erkennen. 

14. Zur Erhöhung der Transparenz bei der Subventions- 
vergabe werden dem Bundeshaushaltsplan - erstmals mit 
dem Bundeshaushalt 2005 - Übersiehten zu den 20 größ- 
ten Finanzhilfen und den 20 größten Steuervergünstigun- 
gen (vgl. aueh Übersieht 3 und Übersieht 4 des vorliegen- 
den Beriehts) als Anlagen beigefügt. Über 90 Prozent der 
Subventionen des Bundes werden damit Jahr für Jahr ge- 
sondert im Bundeshaushalt ausgewiesen. Insbesondere 
für die Sfeuervergünsfigungen dienf aueh dies der Verbes- 
serung der Transparenz und der Wahrnehmung sowie der 
Konfrolle von Subventionen. Im Gegensatz zu den Fi- 
nanzhilfen wurden die Subventionen auf der Einnahmen- 
seite vormals nieht explizit im Haushaltsplan ausgewie- 
sen, sondern nur als Steuermindereinnahmen mit den 
Steuereinnahmen saldiert dargestellt. Dadureh war die 
Transparenz und Wahrnehmung sowohl für den Gesefz- 
geber als aueh für die Bürger und Bürgerinnen im Ver- 
gleieh zu den Finanzhilfen geringer. 

3 Subventionsentwicklung im Zeitraum 
2003 bis 2006 

3.1 Entwicklung der Finanzhilfen und 
Steuervergünstigungen des 
Bundes im Berichtszeitraum 

15. Der vorliegende Subvenfionsberieht erfüllt den ge- 
setzliehen Auftrag, in zweijährigem Turnus im Zusam- 
menhang mit der Vorlage des Regierungsentwurfs des 
Bundeshaushalts über die Entwieklung der Finanzhilfen 
und Steuervergünstigungen des Bundes zu beriehten. Der 
Beriehtszeitraum umfasst insgesamt vier Jahre. Für die 
Finanzhilfen liegen üblieherweise für zwei Jahre Soll-Da- 
ten und die vorangehenden beiden Jahre Ist-Daten vor. 
Der aktuelle Subventionsberieht umfasst den Beriehts- 
zeitraum 2003 bis 2006. Aufgrund der späten Vorlage des 
Haushaltsentwurfs 2006 liegen bereits Daten zur Ist-Ent- 
wieklung für die drei Jahre von 2003 bis 2005 vor. 



Auswertung der Fragebögen zu den Finanzhilfen des Bundes 
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16. Bei den Finanzhilfen stellt der Subventionsberieht 
auf die Verwendung von Bundesmittel ab. Über Steuer- 
vergünstigungen wird demgegenüber aus untersehiedli- 
ehen Bliekwinkeln beriehtet. Zum einen wird dargelegt, 
wie hoeh die Steuermindereinnahmen aus vom Bundes- 
gesetzgeber besehlossenen Steuervergünstigungen sind, 
zum anderen, wie hoeh die Steuermindereinnahmen sind, 
die (anteilig) auf den Bund entfallen. Der Subventionsbe- 
rieht berücksiehtigt somit aueh Sehätzungen der Steuer- 
ausfälle anderer Gebietskörpersehaften. Aus finanzpoliti- 
seher Sieht stehen die Einnahmeausfälle und Ausgaben 
des Bundes im Mittelpunkt. 

17. Da mit dem vorliegenden Subventionsberieht die 
bereits im vorangehenden 19. Subventionsberieht ange- 
kündigte Neuabgrenzung der Finanzhilfen und Steuerver- 
günstigungen umgesetzt wurde (vgl. hierzu ausführlieh 
Kapitel 2), ist der Berieht mit seinen Vorgängern nur ein- 
gesehränkt vergleiehbar. Dureh die Neuabgrenzung hat 


sieh der Umfang und das Niveau der als Subventionen 
ausgewiesenen Maßnahmen, wesentlieh erhöht. Für das 
Jahr 2006 sind für den Bund Finanzhilfen in Höhe von 
rund 172,2 Euro (gemäß Übersieht 1) und Steuervergüns- 
tigungen in Höhe von 1 089 Mio. Euro hinzugekommen. 
Für alle Gebietskörpersehaften zusammen betragen die 
zusätzlieh erfassten Steuervergünstigungen im Jahr 2006 
2,6 Mrd. Euro. 

Zwar sind dureh die Neuabgrenzung aueh Maßnahmen 
bei den Finanzhilfen entfallen und aueh eine Steuerver- 
günstigung wurde zu den sonstigen steuerliehen Regelun- 
gen der Anlage 3 umgruppiert, insgesamt überwiegen 
jedoeh die subventionserhöhenden Effekte der Neuauf- 
nahme von Finanzhilfen und Steuervergünstigungen. So 
beläuft sieh der Saldo der Veränderungen für den Bund 
im Jahr 2006 auf 1,1 Mrd. Euro. Soweit bestehende Rege- 
lungen zusätzlieh berüeksiehtigt werden, ist dieses im ge- 
samten Beriehtszeitraum 2003 bis 2006 gesehehen. 


Übersicht 1 

Finanzhilfen nnd Stenervergünstignngen, die gegenüber dem 19. Snbventionsbericht anfgrnnd 
von Nenabgrenznngen der Begriffe nen anfgenommen, bzw. nicht mehr anfgeführt sind 

Nen anfgenommene Finanzhilfen des Bnndes 


Lfd. Nr. 
Anlage 1 

Bezeichnnng der 

Regelnng 

2003 

Bundesmitt 

2004 

el in Mio. € 

2005 

2006 

Nene Finanzhilfen 

Kapitel, Titel 





38 

KMU Patentaktion 

0902 683 35 

1,5 

1,3 

1,6 

1,6 

39 

Schifffahrt und 
Meerestechnik 

0902 683 31 

3,0 

3,0 

2,7 

3,7 

57 

Förderung des 
Städtebaus 

1225 Tgr. 01 

122,0 

153,2 

171,9 

166,9 


Summe neu 

aufgenommer 

Finanzhilfen 


126,5 

157,5 

176,2 

172,2 


Nicht mehr anfgeführte Finanzhilfen des Bnndes 


Finanzhilfe 


2003 

2004 

2005 

2006 

Unterstützung des Förderwettbe- 
werbs „Netzwerkmanagement Ost“ 
(NEMO) 

0902, 683 56 

5,4 

5,1 

6,2 

7,5 

Förderung der industriellen Gemein- 
schafts Forschung und -entwicklung 

0902, 686 52 

90,0 

90,5 

101,0 

108,0 

Pflege der Wirtschaftsbeziehungen 
mit dem Ausland 

0902, 687 82 

32,0 

27,3 

27,1 

34,0 

Summe 


127,4 

122,9 

134,3 

149,5 
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Durch Umschichtung von Anlage 3 in die Anlage 2 
hinzugekommene Steuervergünstigungen 


Bezeichnung der 
Regelung 

Rechtsgrundlage 

Steuermindereinnahmen in Mio. € 

2003 

2004 

2005 

2006 

ins. 

Bund 

ins. 

Bund 

ins. 

Bund 

ins. 

Bund 

Förderung der privaten ka- 
pitalgedeckten Altersvor- 
sorge durch Zulagen 

§ 10a 

ESfG/ Ab schnitt 

XI des EStG (§§ 
79-99 EStG) 



70 

30 

190 

90 

250 

110 

Freibetrag für alle Land- 
und Forstwirte i. H. 

V. 670 €/l 340 €, wenn 
deren Summe der Ein- 
künfte 30 700 €/61 400 € 
nicht übersteigt 

§ 13 Abs. 3 EStG 

80 

34 

80 

34 

80 

34 

80 

34 

Gewährung eines Sparer- 
freibetrags i. H. V. 1 370 €/ 

2 740 € bei Einkünften aus 
Kapitalvermögen 

§ 20 Abs. 4 EStG 

2.180 

995 

1.910 

870 

1.860 

850 

1.900 

865 

Minderung der Steuersätze 
bei außerordentlichen 
Einkünften aus 
Forstwirtschaft') 

§ 34 b EStG 
i.V.m. Forstschä- 
den-Ausgleichs- 
gesetz 









Pauschalierung der 
Einkommensteuer bei 
Prämien aus Kunden- 
bindungsprogrammen') 

§ 37 a EStG 









Beschränkung beim Holz- 
einschlag und bei der Holz- 
einfuhr, Bildung von Rück- 
lagen, Bewertungs- 
erleichterungen sowie er- 
mäßigte Steuersätze bei 
Einnahmen i. S. d. 
Forstschäden- 
Ausgleichgesetzes ') 

Forstschäden- 

Ausgleichgesetz 









Abziehbarkeit von Rück- 
vergütungen bei 
Genossenschaften') 

§ 22 KStG 









Befreiung der Bausparkas- 
sen- und Versicherungsver- 
treter 

§4 Nr. 11 UStG 

5 

3 

5 

3 

5 

3 

5 

3 

Steuerbefreiung für die Ge- 
sfellung von Arbeifskräften 
(insbesondere Befriebshel- 
fem und Haushalfshilfen)') 

§ 4 Nr. 27 Buch- 
stabe b UStG 
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Bezeichnung der 
Regelung 

Rechtsgrundlage 

Steuermindereinnahmen in Mio. € 

2003 

2004 

2005 

2006 

ins. 

Bund 

ins. 

Bund 

ins. 

Bund 

ins. 

Bund 

Ermäßigter Steuersatz für 
bestimmte sonstige Leis- 
tungen in der Tier- und 
Pflanzenzucht 

§ 12 Abs. 2 Nm. 3 
und 4 UStG 

150 

77 

150 

77 

150 

77 

150 

77 

Vergünstigung für Erwer- 
ber von Betrieben oder 
Anteilen an Kapitalgesell- 
schaften im Erb- oder 
Schenkungsfall 

§ 13aErbStG 

241 


241 


226 


211 


Tarifbegrenzung beim Er- 
werb von Betriebsvermö- 
gen, von Betrieben der 
Land- und Forstwirtschaft 
und von Anteilen an Kapi- 
talgesellschaften 

§ 19aErbStG 

8 


8 


8 


7 


insgesamt 


2.664 

1.109 

2.464 

1.014 

2.519 

1.054 

2.603 

1.089 


Genaue Berechnung des Steuerausfalls wegen unzureichenden Datenmaterials bzw. wegen besonderer Schwierigkeiten bei der Schätzung nicht 
möglich 


Aus Anlage 2 nach Anlage 3 umgeschichtete sonstige steuerliche Regelungen 


Anlage 3 

Nr. 31 

Steuerbefreiung von 
Krankenhäusern, Al- 
tenheimen, Alten- 
wohnheimen, Pflege- 
heimen 

§ 3 Nr. 20 EStG 










2003 

2004 

2005 

2006 

1.108,1 

1.048,6 

1.095,9 

1.111,7 


Gesamtsumme der Veränderungen 
hei den Finanzhilfen und Steuerver- 
günstigungen des Bundes 
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18. Im Zeitraum 2003 bis 2006 ist die Gesamtentwick- 
lung der Subventionen des Bundes rückläufig. Insgesamt 
gehen die Subventionen des Bundes im Zeitraum 2003 
bis 2006 um 1,4 Mrd. Euro zurück. Die Entwicklung ist 
geprägt durch die Rückführung der Finanzhilfen, mit der 
die Entwicklung der Vorjahre fortgesetzt wird. Die Steu- 


ervergünstigungen des Bundes haben sich im Berichts- 
zeitraum hingegen mit 16,4 Mrd. Euro auf dem Niveau 
des Jahres 2003 stabilisiert. Die Steuervergünstigungen 
der Gebietskörperschaften insgesamt gehen hingegen von 
28,6 Mrd. Euro im Jahr 2003 auf 26,7 Mrd. Euro im Jahr 
2006 zurück. 


Übersicht 2 


Entwicklung der Finanzhilfen des Bundes und der auf den Bund entfallenden Steuervergünstigungen 

in den Jahren 2003 his 2006 

- in Mio. € -ü 



2003 

2004 

2005 

2006 

Bezeichnung 

Finanz- 

hilfen 

Steuer- 

ver- 

günsti- 

gungen 

Insge- 

samt 

Finanz- 

hilfen 

Steuer- 

ver- 

günsti- 

gungen 

Insge- 

samt 

Finanz- 

hilfen 

Steuer- 

ver- 

günsti- 

gungen 

Insge- 

samt 

Finanz- 

hilfen 

Steuer- 

ver- 

günsti- 

gungen 

Insge- 

samt 


Ist 



Ist 



Ist 






1 . Ernährung, 
Landwirt- 
schaft und 
Verbrau- 
cherschutz 

1.124 

527 

1.651 

1.007 

643 

1.650 

857 

586 

1.443 

871 

298 

1.169 

2. Gewerb- 
liche Wirt- 
schaft (ohne 
Verkehr) 













2. 1 Bergbau 

2.695 

11 

2.706 

2.224 

11 

2.235 

1.771 

11 

1.782 

1.708 

11 

1.719 

darunter 
Absatz- und 
Stilllegungs- 
hilfen für die 
Steinkohle- 
industrie 

2.559 


2.559 

2.102 


2.102 

1.645 


1.645 

1.582 


1.582 

2.2 Rationelle 
Energiever- 
wendung 
und erneuer- 
bare Ener- 
gien 

141 

1 

142 

174 

1 

175 

173 

1 

174 

228 

1 

229 

2.3 Technolo- 
gie- und 
Innovations- 
förderung 

394 


394 

338 


338 

264 


264 

313 


313 

2.4 Hilfen für 
betimmte 
Industriebe- 
reiche 

77 


77 

59 


59 

52 


52 

82 


82 

2.5 Regionale 
Stmktur- 
maßnahmen 

631 

1.033 

1.664 

594 

926 

1.520 

500 

946 

1.446 

486 

618 

1.104 

2.6 Gewerbliche 
Wirt- 
schaft 
allgemein 

272 

5.888 

6.160 

272 

6.645 

6.917 

412 

6.973 

7.385 

432 

7.389 

7.821 

Summe 2. 

4.210 

6.933 

11.143 

3.661 

7.583 

11.244 

3.172 

7.931 

11.103 

3.250 

8.019 

11.269 

3. Verkehr 

32 

1.150 

1.182 

46 

1.073 

1.119 

53 

1.091 

1.144 

60 

1.095 

1.155 

4. Wohnungs- 
wesen 

1.469 

4.739 

6.208 

1.434 

4.731 

6.165 

1.434 

4.430 

5.864 

1.295 

3.963 

5.258 
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2003 

2004 

2005 

2006 

Bezeichnung 

Finanz- 

hilfen 

Steuer- 

ver- 

günsti- 

gungen 

Insge- 

samt 

Finanz- 

hilfen 

Steuer- 

ver- 

günsti- 

gungen 

Insge- 

samt 

Finanz- 

hilfen 

Steuer- 

ver- 

günsti- 

gungen 

Insge- 

samt 

Finanz- 

hilfen 

Steuer- 

ver- 

günsti- 

gungen 

Insge- 

samt 


Ist 



Ist 



Ist 






5. Sparforde- 
rung und 
Vermögens- 
bildung 

612 

1.081 

1.693 

568 

994 

1.562 

493 

1.118 

1.611 

525 

1.150 

1.675 

6. Sonstige 
Finanz- 
hilfen und 
Steuer- 
vergünsti- 
gungen^) 

0 

1.933 

1.933 

0 

1.957 

1.957 

0 

1.873 

1.873 

0 

1.847 

1.847 

Summe 

1. bis 6.3) 

7.447 

16.363 

23.810 

6.715 

16.981 

23.696 

6.009 

17.029 

23.038 

5.999 

16.372 

22.371 

Nachrichtlich: 
davon aus Neu- 
abgren- 
zung'*) 

- 1 

1.109 

1.108 

35 

1.014 

1.049 

42 

1.054 

1.096 

23 

1.089 

1.112 

Summe 1. bis 6. 
ohne Neuab- 
grenzung 

7.448 

15.254 

22.702 

6.680 

15.967 

22.647 

5.967 

15.975 

21.942 

5.976 

15.283 

21.259 


Abweichungen in den Summen durch Runden. 

Überwiegend Steuervergünstigungen, die unmittelbar privaten Haushalten zugute kommen, aber das Wirtschaftsgeschehen in wichtigen Berei- 
chen beeinflussen. 

Steuervergünstigungen geschätzt. 

Aus erstmaliger Berücksichtigung bereits bestehender Finanzhilfen und Steuervergünstigungen. 


- Die Finanzhilfen des Bundes sinken deutlich von 
7,4 Mrd. Euro im Jahre 2003 auf 6 Mrd. Euro im Jahre 
2006. Das bedeutet eine Reduzierung um 1,4 Mrd. 
Euro oder 19 Prozent. Besonders ausgeprägt ist der 
Rückgang mit je 0,7 Mrd. Euro in den Jahren 2004 
und 2005. Der Abbau der Finanzhilfen leistet damit ei- 
nen wichtigen Beitrag zur Haushaltskonsolidierung. 

- Die auf den Bund entfallenden Steuervergünstigungen 
werden mit 16,4 Mrd. Euro im Jahre 2006 in etwa auf 
dem Niveau des Jahres 2003 liegen, ln 2004 sind sie 
gegenüber dem Vorjahr um 0,6 Mrd. Euro auf 
17,0 Mrd. Euro gestiegen. Der Aufwuchs wird jedoch 
dann in den Jahren 2005 und 2006 wieder abgebaut. 
Im Vergleich zu den Ländern fällt der Rückgang der 
Steuervergünstigungen beim Bund insbesondere des- 
halb schwächer aus, weil die 2004 neu eingeführte 
Mineralölsteuervergünstigung für Biokraft- und Bio- 
heizstoffe ausschließlich die Einnahmeseite des Bun- 
deshaushalts belastet. 

- Durch die Neuabgrenzung der steuerlichen Maßnah- 
men in Steuervergünstigungen It. Anlage 2 und sons- 
tige steuerliche Regelungen in Anlage 3 sowie durch 
Nacherfassung bereits bestehender Finanzhilfen ist 
das Niveau der im Subventionsbericht ausgewiesenen 
Subventionen erheblich gestiegen. Das Volumen der 
Steuervergünstigungen wird allein durch die Neuab- 
grenzung im Jahr 2006 um insgesamt rd. 2,6 Mrd. 


Euro (davon Bund rd. 1,1 Mrd. Euro) erhöht. Den 
größten Anteil daran hat die Berücksichtigung des 
nach § 20 Abs. 4 EStG gewährten Sparerfreibetrags, 
ln 2006 beträgt das Volumen dieser Steuervergünsti- 
gung nominal rd. 1,9 Mrd. Euro. Im übrigen Berichts- 
zeitraum sieht dies ähnlich aus (vgl. Übersicht 1). Auf 
Seiten der Finanzhilfen sind die Veränderungen im 
Volumen durch die Neuabgrenzung hauptsächlich in 
der Neuerfassung des Städtebaus (plus 172,2 Mio. 
Euro im Jahr 2006) und den Wegfall der Förderung 
der industriellen Gemeinschaftsforschung (minus 
108 Mio. Euro im Jahr 2006) begründet. 

19 . Um die Entwicklung der Subventionen in Relation 
zur wirtschaftlichen und finanzpolitischen Entwicklung 
einschätzen zu können, sind in Abbildung 4 Subventions- 
quoten ausgewiesen. Die Relation zwischen dem Subven- 
tionsvolumen und dem BIP ist im Berichtszeitraum deut- 
lich gesunken und für 2006 wird ersfmals seif 1993 eine 
Quofe um 1 Prozenf erwarte!. Der seif dem Jahr 2004 ein- 
sefzende Trend eines rückläufigen Verhältnisses von 
Steuervergünstigungen zu Steuereinnahmen wird sich 
auch 2006 fortsetzen, so dass mit ca. 7 Prozent in etwa 
das Niveau des Jahres 2001 erwartet wird. Ebenso setzt 
sich der seit 1998 ungebrochene Trend eines sinkenden 
Anteils der Finanzhilfen an den Bundesausgaben im Be- 
richtszeitraum fort. Mit 2,3 Prozent wird in 2005 der 
niedrigste Stand seit 1993 erreicht. 




Subventionsquoteni) 
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20 . Bei der Bewertung und Analyse der Zeitreihen ist zu 
beaehten, dass hier Daten untersehiedlieher Art nebenei- 
nander stehen. Die Angaben zu Finanzhilfen für den Zeit- 
raum 2003 bis 2005 sind Ist-Ergebnisse des Bundeshaus- 
halts. Den Zahlen für 2006 liegt der vom Bundeskabinett 
am 22. Februar 2006 verabsehiedete Regierungsentwurf 
des Bundeshaushalts 2006 zugrunde. Die angesetzten 
Mindereinnahmen aus den Steuervergünstigungen für die 
einzelnen Jahre beruhen auf Sehätzungen. 

Weiterhin ist zu berüeksiehtigen, dass sieh hinter der Ge- 
samtsumme der haushaltsmäßig veransehlagten Finanz- 
hilfen sowie der Summe der aus den Steuervergünstigun- 
gen entstehenden Steuermindereinnahmen des jeweiligen 
Jahres finanziell untersehiedlieh zu wertende Tatbestände 
verbergen können. So sind in den Finanzhilfen z. B. zins- 
günstige Darlehen enthalten, die vom Empfänger später 
wieder an den Bundeshaushalt zurüekgezahlt werden 
müssen. Der ökonomisehe Subventionswert entsprieht 
hier nur der bewirkten Zinsverbilligung und nieht dem im 
Subventionsberieht ausgewiesenen Darlehensbetrag. Ent- 
spreehendes gilt aueh bei einzelnen Steuervergünstigun- 
gen, da z. B. Absehreibungserleiehterungen im Untemeh- 
mensbereieh letztlieh nur eine zeitliehe Versehiebung der 
Steuerlast (bei Annahme einer gleieh bleibenden Gewinn- 
situation) bewirken. 

Zudem ist zu beaehten, dass bei der Quantifizierung der 
Steuermindereinnahmen aufgrund der bestehenden Steu- 
ervergünstigungen regelmäßig keine Verhaltensänderun- 
gen, beispielsweise in Form verstärkter Inanspruehnahme 
anderer Ausnahmeregelungen oder Einsehränkung steu- 
errelevanter Tätigkeiten, berüeksiehtigt werden. Es wer- 
den die Belastungen der öffentliehen Haushalte ermittelt, 
die entstehen, weil diese Regelung im Beriehtszeitraum 
gegolten hat bzw. gilt. Die im Subventionsberieht ausge- 
wiesenen Steuermindereinnahmen entspreehen daher 
nieht notwendigerweise den Mehreinnahmen, die bei ei- 
ner Absehaffung der Regelung erreieht werden können. 

Aus diesen Gründen vermittelt die Summierung aller 
Ausgabenbeträge für Finanzhilfen und aller Einnah- 
meausfälle für Sfeuervergünsfigungen zu einer Global- 
summe ein überzeiehnendes Bild. Eine kritisehe Bewer- 
tung der Subventionspolitik sollte daher differenziert 
anhand der untersehiedliehen Instrumente, Zielsetzungen 
und Subventionsbereiehe erfolgen. 

Entwicklung der Subventionen des Bundes in 
einzelnen Bereichen 

21 . Unverändert ist die gewerbliehe Wirtsehaft der be- 
deutendste Subventionsbereieh, aueh wenn die Finanzhil- 
fen in diesem Bereieh mit 22,8 Prozent zwisehen 2003 
und 2006 überproportional rückläufig sind. Mit 
11,3 Mrd. Euro entfallen 50,3 Prozent aller Finanzhilfen 
und Steuervergünstigungen des Bundes auf die Subven- 
tionen für die gewerbliche Wirtschaft (vgl. Übersicht 2 
und Abbildung 2). Während durch Finanzhilfen vor allem 
einzelne Sektoren wie Bergbau, Energieverwendung, 
Technologie- und Innovationsförderung gestützt werden, 
fließen der gewerblichen Wirtschaft Steuervergünstigun- 


gen vor allem als horizontale und regionale Subventionen 
zu. 

22 . Größter Empfänger bei den Finanzhilfen bleibf der 
Steinkohlenbergbau mit 1,7 Mrd. Euro im Jahr 2006 und 
einen Anteil an den gesamten Finanzhilfen des Bundes 
von 28,5 Prozent, ln Bezug auf die Subventionen insge- 
samt kommt dem Wohnungswesen mit Subventionen in 
Höhe von 5,3 Mrd. Euro in 2006 die größte Bedeutung 
zu. Mit 0,95 Mrd. Euro werden die Subventionen gegen- 
über 2003 vor allem durch den Rückgang der Steuerver- 
günstigungen um 15,3 Prozent reduziert. Der Anteil der 
Subventionen für das Wohnungswesen an den gesamten 
Subventionen des Bundes sinkt von 26,1 Prozent auf 
23,5 Prozent. Mit dem bereits umgesetzten Auslaufen der 
Eigenheimzulage ab 2006 wird in diesem Bereich auch 
für die nachfolgenden Subventionsberichte ein weiterer 
Subventionsabbau vorgezeichnet. 

23 . Die dem Bereich Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz zugeordneten Subventionen gehen 
von 1,65 Mrd. Euro im Jahr 2003 auf 1,17 Mrd. im Jahr 
2006 zurück. Dementsprechend sinkt der Anteil dieses 
Bereichs an den gesamten Subventionen des Bundes von 
6,9 Prozent in 2003 auf 5,2 Prozent in 2006. Dabei ist je- 
doch zu beachten, dass die neu eingeführte Steuerver- 
günstigung für Biokraft- und Bioheizsfoffe schwerpunkt- 
mäßig der gewerblichen Wirtschaft zugeordnet wurde. 

24 . Die Subventionen im Verkehrsbereich verharren mit 
ca. 1,2 Mrd. Euro jährlich in etwa auf dem Niveau des 
Jahres 2003. Sie sind im Wesentlichen durch Steuerver- 
günstigungen gekennzeichnet, wenngleich zu berücksich- 
tigen ist, dass bisher die Auswirkungen der Tonnage- 
steuer nicht ausgewiesen werden können. Für den 
21. Subventionsbericht ist jedoch vorgesehen, dass das 
Bundesministerium für Verkehr, Bau und Sfadtenfwick- 
lung mit dem Bundesministerium der Finanzen einen 
Vorschlag entwickeln wird, wie die Tonnagebesteuerung 
quantifiziert werden kann. 

25 . Unter den Hilfen für Sparförderung und Vermögens- 
bildung werden ersfmalig auch der Sparerfreibefrag und 
Förderung der privafen kapitalgedeckte Altersvorsorge 
durch Zulagen (Fördervolumen) erfasst. Sie verbleiben 
im Berichtszeitraum insgesamt auf hohem Niveau. 

26 . Die sonstigen Finanzhilfen und Steuervergünstigun- 
gen verringern sich zwischen 2003 und 2006 um 
86 Mio. Euro. Der Rückgang begründet sich hauptsäch- 
lich in der Beschränkung der Steuerfreiheit von Nacht- 
und Feiertagszuschlägen durch das Steueränderungsge- 
setz 2003. 

Entwicklung der Finanzhilfen und Steuerver- 
günstigungen des Bundes 

27 . Die Finanzhilfen des Bundes sinken im Zeitraum 
2003 bis 2006 deutlich von 7,4 Mrd. Euro auf 
6 Mrd. Euro. Dies entspricht einem Rückgang um 
19 Prozent. Entscheidend hierfür sind die geringeren Mif- 
fel für den Sfeinkohlenbergbau (- 1,0 Mrd. Euro), die 
Landwirtschaft (- 0,25 Mrd. Euro) und die soziale Wohn- 
raumfÖrderung (- 0,2 Mrd. Euro). Ein Anstieg der 
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Finanzhilfen ist insbesondere bei der Förderung der ratio- 
nellen Energieverwendung und emeuerbarer Energien 
(-t 88 Mio. Euro) sowie bei den sonstigen Maßnahmen 
des Wohnungswesens (-t 63 Mio. Euro) zu verzeiehnen. 

Der Anteil der Finanzhilfen an den gesamten Subventio- 
nen geht von 3 1 Prozent in 2003 auf 27 Prozent in 2006 


zurüek. Von den insgesamt 69 Finanzhilfen des Bundes 
umfassen die zwanzig größten Einzelmaßnahmen 
90,9 Prozent des Gesamtvolumens an Finanzhilfen (vgl. 
Übersieht 3 und für einzelne Finanzhilfen Anlage 1). Die 
mit Abstand bedeutendste Einzelmaßnahme bleibt trotz 
konsequenter Rüekfuhrung die Absatz- und Stilllegungs- 
hilfe für den Steinkohlenbergbau. 


Übersieht 3 


Die 20 größten Finanzhilfen des Bnndes 


Lfd. 

Nr. 

Kapi- 

tel 

Lfd. Nr. 
der 

Anlage 1 
des 

20. Snb- 
ventions- 
berichts 

Zweckbestimmnng 

Ent- 

wurf 

2006 

Mio.€ 

Ist 

2005 

Mio.€ 

Ist 

2004 

Mio.€ 

1 

09 02 

24 

Zusehüsse für den Absatz deutseher Steinkohle zur 
Verstromung und an die Stahlindustrie sowie zum 
Ausgleieh von Belastungen infolge von Kapazitäts- 
anpassungen 

1.582 

1.645 

2.102 

2 

12 25 

69 

Prämien naeh Wohnungsbau-Prämiengesetz 

525 

493 

568 

3 

09 02 

45 

Zuweisungen an die Länder für betriebliehe Investi- 
tionen, GA „Verbesserung der regionalen Wirtsehafts- 
struktur“*) 

486 

500 

594 

4 

10 03 

13-23 

GA Agrarstruktur (ohne Küstensehutz)*) 

462 

484 

513 

5 

12 25 

57 

Zinszusehüsse im Rahmen des Wohnraummodemisie- 
rungsprogramms der KfW für die neuen Länder 

435 

460 

481 

6 

09 02 

48 

Zinszusehüsse und Erstattungen von Darlehensaus- 
fällen (Eigenkapitalhilfeprogramm) 

315 

300 

153 

7 

10 02 

1 

Zusehüsse an die Träger der landwirtsehaftliehen 
Unfallversieherung 

200 

150 

217 

8 

09 02 

34 

Indirekte Förderung der Forsehungszusammenarbeit 
und Untemehmensgründungen 

182 

126 

137 

9 

16 02 

28 

Förderung von Einzelmaßnahmen zur Nutzung 
emeuerbarer Energien 

180 

131 

125 

10 

12 25 

56 

Fördemng des Städtebaus*) 

167 

172 

153 

11 

12 25 

53 

Darlehen und Zuweisungen an die alten Länder für 
Wohnungsbau 

137 

200 

283 

12 

12 25 

66 

Entlastung von Unternehmen naeh dem Altsehulden- 
hilfegesetz 

130 

177 

102 

13 

09 02 

25 

Anpassungsgeld für Arbeitnehmer des Steinkohle- 
bergbaus 

127 

123 

120 

14 

09 02 

47 

Maßnahmen zur Förderang von kleinen und mittleren 
Unternehmen und freien Berufen sowie zur Stärkung 
der berafliehen Bildung 

109 

102 

107 
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Lfd. 

Nr. 

Kapi- 

tel 

Lfd. Nr. 
der 

Anlage 1 
des 

20. Sub- 
ventions- 
berichts 

Zweckbestimmung 

Ent- 

wurf 

2006 

Mio.€ 

Ist 

2005 

Mio.€ 

Ist 

2004 

Mio.€ 

15 

08 09 

12 

Zuschüsse an die Bundesmonopolverwaltung für 
Brannfwein 

86 

91 

99 

16 

12 25 

65 

Zuweisungen an die neuen Länder für sozialen Woh- 
nungsbau einschließlich Modernisierung und Insfand- 
sefzung 

77 

115 

154 

17 

12 25 

73 

KfW Wohnraummodemisierungsprogramm 2003 

74 

47 

13 

18 

10 02 

2 

Zuschüsse bei der Gewährung einer Renfe an Klein- 
landwirte bei Landabgabe (Landabgaberente) 

65 

69 

75 

19 

12 02 

62 

Finanzbeitrag an die Seeschifffahrt 

58 

52 

45 

20 

09 02 

43 

Forschung und Entwicklung in den neuen Ländern 

57 

53 

45 




Insgesamt 

5.454 






Nachrichtlich: Finanzhilfen des Bundes 2006 insge- 
samt 

5.999 






Anteil der 20 größten Finanzhilfen in Prozent 

90,9 




*) nur Teilbeträge der Haushaltsansätze (soweit Finanzhilfen) 


28. Die auf den Bund entfallenden Steuermindereinnah- 
men aus Steuervergünstigungen erreichen mit 
16,4 Mrd. Euro im Jahr 2006 - nach einem vorüberge- 
henden Anstieg in den Jahren 2004 und 2005 - das 
Niveau des Jahres 2003 (vgl. Übersicht 2 und für einzelne 
Maßnahmen Anlage 2). Verantwortlich für den Anstieg 
des Volumens in den Jahren 2004 und 2005 ist die Zu- 
nahme der Steuermindereinnahmen durch die Einführung 
der Steuerbegünstigung für Biokraft- und Bioheizstoffe, 
die die Rückführung bei der Agrardieselvergütung deut- 
lich überwiegt. Erst im Jahr 2006 wird dieser Anstieg 
durch die rückläufige Entwicklung bei anderen Steuer- 
vergünstigungen, vor allem bei den regionalen Struktur- 
maßnahmen (Investitionszulagen) und bei der Wohn- 
eigentumsfbrderung, hier insbesondere bei der 
Eigenheimzulage, kompensiert. 

Die Steuervergünstigungen konzentrieren sich - wie auch 
die Finanzhilfen - auf wenige Bereiche. Der größte An- 
teil für den Bund in 2006 entfallt - vor allem in Folge der 
Ausnahmeregelungen bei der ökologischen Steuerreform - 
mit 45,1 Prozent auf die gewerbliche Wirtschaft allge- 
mein, gefolgt vom Wohnungswesen (24,2 Prozent), den 
sonstigen Steuervergünstigungen (11,3 Prozent), d. h. 
überwiegend Vergünstigungen, die unmittelbar privaten 


Haushalten zugute kommen und das Wirtschaftsgesche- 
hen in wichtigen Bereichen beeinflussen, und der Spar- 
förderung (7,0 Prozent) sowie dem Verkehrsbereich 
(6,7 Prozent). Diese fünf Bereiche umfassen insgesamf 
94,3 Prozenf aller auf den Bund enffallenden Sfeuerver- 
günstigungen. Im Gegensafz zu früheren Jahren gehören 
die regionalen Sfrukfurmaßnahmen nicht mehr zu den 
fünf größten Maßnahmenbereichen. Ihr Anteil an den 
Steuermindereinnahmen des Bundes insgesamt hat sich 
im Berichtszeitraum halbiert und betrug 2006 noch 
3,8 Prozent. 

29. Die Ausnahmeregelungen der ökologischen Steuer- 
reform, die 1999 in Kraft getreten ist, führen zu Steuer- 
mindereinnahmen, die sich auf dem Niveau von 6 Mrd. 
Euro im Zeitraum 2003 bis 2006 stabilisiert haben. Diese 
Steuermindereinnahmen nach Mineralölsteuer- und 
Stromsteuergesetz trägt der Bund allein. Dieses gilt 
ebenso für die Mindereinnahmen aus der 2004 eingeführ- 
ten Steuervergünstigung für Biodiesel in Höhe von 
rd. 1,5 Mrd. Euro jährlich. 

30. Auf die zwanzig größten der insgesamt 98 Steuer- 
vergünstigungen nach Anlage 2 entfallen im Jahre 2006 
92,6 Prozent der Steuermindereinnahmen des Bundes 
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(vgl. Übersicht 4). Wie in den Vorjahren ist die Wohnei- 
gentumsförderung nach dem Eigenheimzulagengesetz 
mit Steuermindereinnahmen aus der Grundzulage, der 
ökologischen Zusatzförderung und der Kinderzulage für 
den Bund in Höhe von insgesamt 3,9 Mrd. Euro (Gebiets- 
körperschaften insgesamt: 9,2 Mrd. Euro) die bedeu- 
tendste Einzelmaßnahme, ln der Liste der 20 größten 
Steuervergünstigungen neu hinzugekommen sind insbe- 
sondere der Sparerfreibetrag (insgesamt 1,9 Mrd. Euro, 
Bundesanteil 0,9 Mrd. Euro) und die Förderung der Bio- 
kraft- und Bioheizstoffe (Bund trägt allein 1,5 Mrd. Euro). 


Die Eigenheimzulage wird - trotz Auslaufen der Förde- 
rung - voraussichtlich auch in den nächsten Jahren die 
größte Steuervergünstigung bleiben. Zwar wird sich die 
Abschaffung der Eigenheimzulage für Neufälle in den 
dem Berichtszeifraum folgenden Jahren erheblich be- 
merkbar machen. Trofzdem isf zu berücksichtigen, dass 
für vor dem 1. Januar 2006 begonnene Bauvorhaben in 
der Regel für den vollen Förderzeifraum von 8 Jahren die 
Eigenheimzulage gewährt wird und deshalb auch entspre- 
chende Steuermindereinnahmen im Subventionsbericht 
ausgewiesen werden müssen. 


Übersicht 4 


Die 20 größten Steuervergünstigungen 


Lfd. 

Nr. 

Lfd. Nr. der 
Anlage 2 des 

20. Subventions- 

Kurzbezeichnung der Steuervergünstigung 

Steuermindereinnahmen 
in Mio. € 

- Kassenjahr 2006 - 


berichts 


insgesamt 

dar. Bund 

1 

83,84 

§ 9 Abs. 2, 3 und 4 EigZulG 

Eigenheimzulagengesetz (Grundzulage und ökologische 
Zusatzförderung') 

6.195 

2.633 

2 

85 

§ 9 Abs. 5 EigZulG 

Eigenheimzulagengesetz (Kinderzulage) ' ) 

3.011 

1.280 

3 

88 

§ 20 Abs. 4 EStG 

Gewährung eines Sparerfreibetrags bei Einkünften aus 
Kapitalvermögen 

1.900 

865 

4 

57 

§ 9 Abs. 3 StromStG 

Steuerbegünstigung des Stroms, der von Unternehmen des 
Produzierenden Gewerbes und der Land- und Forstwirtschaft 
für betriebliche Zwecke entnommen wird 

1.850 

1.850 

5 

90 

§ 3b EStG 

Steuerbefreiung der gesetzlichen oder tariflichen Zuschläge 
für Sonnfags-, Feierfags- und Nachfarbeif 

1.740 

740 

6 

58 

§ 10 StromStG 

Steuerbegünstigung für Unternehmen des Produzierenden 
Gewerbes, die durch die Stromsteuer erheblich belastet sind 

1.700 

1.700 
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noch Übersicht 4 


Lfd. 

Nr. 

Lfd. Nr. der 
Anlage 2 des 

20. Subventions- 

Kurzbezeichnung der Steuervergünstigung 

Steuermindereinnahmen 
in Mio. € 

- Kassenjahr 2006 - 


berichts 


insgesamt 

dar. Bund 

7 

54 

§ 25 MinöStG 

Vergünstigung für Unternehmen des Produzierenden Gewer- 
bes, der Land- und Forstwirtschaft, für Stromversorger und 
Betreiber von Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen 

1.594 

1.594 

8 

50 

§ 2a MinöStG 

Förderung der Biokraft- und Bioheizstoffe 

1.500 

1.500 

9 

94 

§ 12 Abs. 2 Nr. 1 und 2 UStG 

USt-Ermäßigung für kulturelle unterhaltende Leistungen 

1.360 

720 

10 

63 

§ 12 Abs. 2 Nr. 10 UStG 

Ermäßigter USt-Satz für Personenbeförderung im öffentlichen 
Nahverkehr 

580 

307 

11 

20 

§ 2 InvZulG 1999 

Investitionszulage für Ausrüstungsinvestitionen 

515 

245 

12 

53 

§ 4 MinöStG 

Steuerbefreiung der bei der Mineralölherstellung zur Aufrecht- 
erhaltung des Betriebs verwendeten Mineralöle 

400 

400 

13 

72 

§ 4 Abs. 1 Nr. 3 MinöStG 

Mineralölsteuerbefreiung für Luftfahrtbetriebsstoffe 

397 

397 

14 

89 

§ 13 des 5. VermBG 

Arbeitnehmersparzulage 

376 

160 

15 

95 

§ 12 Abs. 2 Nr. 6 UStG 

USt-Ermäßigung für Umsäfze der Zahntechniker 

320 

170 

16 

21 

§ 2 InvZulG 2005 

Investitionszulage für Ausrüstungsinvesfifionen 

300 

142 
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noch Übersicht 4 


Lfd. 

Nr. 

Lfd. Nr. der 
Anlage 2 des 

20. Subventions- 

Kurzbezeichnung der Steuervergünstigung 

Steuermindereinnahmen 
in Mio. € 

- Kassenjahr 2006 - 


berichts 


insgesamt 

dar. Bund 

17 

86 

§ 10a EStG 

250 

110 



Förderung der privaten kapitalgedeckten Altersvorsorge durch 
Zulagen (Fördervolumen) 



18 

55 

§ 25a MinöStG 

240 

240 



Steuerbegünstigung für Unternehmen des Produzierenden Ge- 
werbes, die durch die Erhöhung der Steuersätze erheblich be- 
lastet sind 



19 

24 

§ 3 InvZulG 1999 

215 

102 



Investitionszulage für Modemisierungsmaßnahmen an Mief- 
wohngebäuden 



20 

45 

§ 13a ErbStG 

211 




Vergünsfigungen für Erwerber von Befrieben oder Anfeilen an 
Kapifalgesellschaffen im Erb- oder Schenkungsfall 



1 

bis 


Insgesamt 

24.654 

15.155 

20 







in v.H. der Steuervergünstigungen nach Anlage 2 des 20. Sub- 
ventionsberichts 

92,4 

92,6 


Die Eigenheimzulage wurde mit Wirkung zum 1. Januar 2006 für Neufalle abgeschafft (BGBl. I S. 3680). Die ausgewiesenen Steuerminderein- 
nahmen beziehen sich auf die Fälle, für die der Anspruchsberechtigte mit der Herstellung des Objekts vor dem 1. Januar 2006 begonnen oder im 
Fall der Anschaffung die Wohnung auf Grund eines vor diesem Zeitpunkt rechtswirksam abgeschlossenen obligatorischen Vertrags oder gleich- 
stehenden Rechtsakts angeschafft hat oder vor diesem Zeitpunkt einer Genossenschaft beigetreten ist. Für diese Fälle besteht für den vollen För- 
derzeitraum der Anspruch auf Eigenheimzulage, sofern die weiteren rechtlichen Voraussetzungen für die Inanspruchnahme der Eigenheimzulage 
erfüllt sind. 
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Übersicht 5 

Entwicklung der Steuervergünstigungen 2003 bis 2006 nach Aufgabenbereichen 



Steuermindereinnahmen in Mio. € 

Bezeichnung 

2003 

2004 

2005 

2006 


insg. 

Bund 

insg. 

Bund 

insg. 

Bund 

insg. 

Bund 

1. Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz 

752 

527 

868 

643 

807 

586 

513 

298 

2. Gewerbliche Wirtschaft (ohne Ver- 
kehr) 

8.835 

6.933 

9.381 

7.583 

9.622 

7.931 

9.131 

8.019 

2. 1 . Bergbau 

25 

11 

25 

11 

25 

11 

25 

11 

2.2. Energie- und Rohstoffversorgung 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

1 

2.3. Technologie- und Innovationsförderung 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

2.4. Hilfen für bestimmte Industriebereiche 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

- 

2.5. Regionale Stmkturmaßnahmen 

2.6. Gewerbliche Wirtschaft allgemein 

2.197 

1.033 

1.965 

926 

2.000 

946 

1.310 

618 

(ohne Nm. 2.1, 2.2, 2.3, 2.4 und 2.5) 

6.612 

5.888 

7.390 

6.645 

7.596 

6.973 

7.795 

7.389 

3. Verkehr 

1.567 

1.150 

1.461 

1.073 

1.473 

1.091 

1.478 

1.095 

darunter - Flugbenzin 

402 

402 

397 

397 

397 

397 

397 

397 

- übriger Verkehr 

1.165 

748 

1.064 

676 

1.076 

694 

1.081 

698 

4. Wohnungswesen und Städtebau 

11.151 

4.739 

11.133 

4.731 

10.425 

4.430 

9.323 

3.963 

darunter - § 7h,i 

103 

44 

102 

43 

102 

43 

101 

43 

- § lOe EStG 

430 

183 

145 

62 

30 

13 



- § lOf bis g EStG 

17 

7 

17 

7 

17 

7 

16 

7 

-§ 34fEStG 

65 

28 

40 

17 

30 

13 



-EHZ 

10.536 

4.477 

10.829 

4.602 

10.246 

4.354 

9.206 

3.913 

5. Sparförderung und Vermögensbil- 
dung 

2.377 

1.081 

2.202 

994 

2.470 

1.118 

2.562 

1.150 

6. Übrige Steuervergünstigungen^) 

3.927 

1.933 

3.982 

1.957 

3.722 

1.873 

3.662 

1.847 

Summe 1. bis 6. 

28.609 

16.363 

29.027 

16.981 

28.519 

17.029 

26.669 

16.372 

darunter: 









Ausnahmeregelungen der 

Öko. Steuerreform 

6.038 

6.038 

6.280 

6.280 

6.230 

6.230 

5.945 

5.945 

Summe 1. bis 6. 









ohne Ausnahmeregelungen der 

Ökol. Steuerreform 

22.571 

10.325 

22.747 

10.701 

22.289 

10.799 

20.724 

10.427 


Überwiegend Steuervergünstigungen, die unmittelbar privaten Haushalten zugute kommen, aber das Wirtschaftsgeschehen in wichtigen Berei- 
chen beeinflussen. 
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Aufteilung nach § 12 StWG 

31 . Die Subventionen des Bundes verteilen sich auf Hil- 
fen für Betriebe oder Wirtschaftszweige (2006: 
68,7 Prozent) und auf Hilfen für private Haushalte, die 


mittelbar Betriebe oder Wirtschaftszweige begünstigen 
(2006: 31,3 Prozent). Dabei hat sich im Berichtszeitraum 
das Verhältnis um 2,7 Prozent-Punkte zugunsten der Hil- 
fen für Betriebe oder Wirtschaftszweige verschoben (vgl. 
Übersicht 6). 


Übersicht 6 

Finanzhilfen und Steuervergünstigungen des Bundes für Betriehe und Wirtschaftszweige 

sowie für private Haushalte 


Bezeichnung 

2003 

Ist 3) 

2004 

Ist 3) 

2005 

SolP) 

2006 

Reg. Entw.3) 


Mio. €1) 

% 

Mio. €1) 

% 

Mio. €1) 

% 

Mio. €1) 

% 

Finanzhilfen 

für Betriebe oder Wirtschaftszweige 

5.457 

73,3 

4.850 

72,2 

4.306 

71,7 

4.300 

71,7 

davon: 

Erhaltungshilfen 

2.995 

40,2 

2.477 

36,9 

1.936 

32,2 

1.905 

31,8 

Anpassungshilfen 

1.678 

22,5 

1.560 

23,2 

1.398 

23,3 

1.342 

22,4 

Produkt! vitäts-(Wachstums-) 
hilfen 

559 

7,5 

536 

8,0 

479 

8,0 

567 

9,5 

Sonstige Finanzhilfen 

225 

3,0 

277 

4,1 

494 

8,2 

485 

8,1 

für private Haushalte^) 

1.990 

26,7 

1.865 

27,8 

1.704 

28,3 

1.700 

28,3 

Summe Finanzhilfen 

7.447 

100,0 

6.715 

100,0 

6.009 

100,0 

5.999 

100,0 

Steuervergünstigungen 

für Betriebe oder Wirtschaftszweige 

10.257 

62,7 

11.022 

64,9 

11.273 

66,2 

11.068 

67,6 

davon: 

Erhaltungshilfen 

6.181 

37,8 

6.260 

36,9 

6.127 

36,0 

5.817 

35,5 

Anpassungshilfen 

1.249 

7,6 

1.180 

6,9 

1.166 

6,8 

768 

4,7 

Produkt! vitäts-(Wachstums-) 
hilfen 

1.482 

9,1 

2.252 

13,3 

2.641 

15,5 

3.146 

19,2 

Sonstige Steuervergünstigungen 

1.345 

8,2 

1.330 

7,8 

1.339 

7,9 

1.337 

8,2 

für private Haushalte^) 

6.106 

37,3 

5.959 

35,1 

5.756 

33,8 

5.304 

32,4 

Summe Steuervergünstigungen 

16.363 

100,0 

16.981 

100,0 

17.029 

100,0 

16.372 

100,0 

Finanzhilfen und Steuervergünsti- 
gungen des Bundes 

für Betriebe oder Wirtschaftszweige 

15.714 

66,0 

15.872 

67,0 

15.579 

67,6 

15.368 

68,7 

davon: 

Erhaltungshilfen 

9.176 

38,5 

8.737 

36,9 

8.063 

35,0 

7.722 

34,5 

Anpassungshilfen 

2.927 

12,3 

2.740 

11,6 

2.564 

11,1 

2.110 

9,4 

Produkt! vitäts-(Wachstums-) 
hilfen 

2.041 

8,6 

2.788 

11,8 

3.120 

13,5 

3.713 

16,6 

Sonstige Finanzhilfen und 
Steuervergünstigungen 

1.570 

6,6 

1.607 

6,8 

1.833 

8,0 

1.822 

8,1 

für private Haushalte^) 

8.096 

34,0 

7.824 

33,0 

7.460 

32,4 

7.004 

31,3 

Summe insgesamt 

23.810 

100,0 

23.696 

100,0 

23.038 

100,0 

22.371 

100,0 


■) Abweichungen in den Summen durch Runden der Zahlen. 

2) Betriebe und Wirtschaftszweige werden mittelbar begünstigt. 

Bei den Steuervergünstigungen handelt es sich in der Regel um die geschätzten Steuermindereinnahmen. Für die Jahre 2003 und 2004 liegen teil- 
weise auch Kassenzahlen vor. 
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Die Hilfen für Betriebe oder Wirtschaftszweige werden in 
Erhaltungs-, Anpassungs- und Produktivitätshilfen sowie 
in sonstige Hilfen für Unternehmen gegliedert. 

- Die Erhaltungshilfen machen mit 34,5 Prozent den 
größten Anteil der Subventionen aus. Sie sinken im 
Berichtszeitraum vor allem durch den überproportio- 
nalen Rückgang der Steinkohlehilfen, die nach dem 
Schwerpunktprinzip den Erhaltungshilfen zugeordnet 
werden. Zudem sinken die Hilfen für den Schiffbau, 
die Träger der landwirtschaftlichen Unfallversicherung 
und das Branntweinmonopol. Rückläufige Steuermin- 
dereinnahmen resultieren primär aus der Reduzierung 
der Agrardieselvergütung sowie der Steuerfreiheit für 
Sonntags-, Feiertags- und Nachtarbeitszuschläge. 

- Der Anteil der Anpassungshilfen sinkt deutlich um 
etwa 3 Prozent-Punkte auf unter 9,5 Prozent. Dazu 
trägt insbesondere die Rückführung der Steuerver- 
günstigungen bei. Maßgeblich dafür ist die Reduzie- 
rung der Investitionszulagen für die neuen Länder. 

- Der Anteil der Produktivitätshilfen am gesamten Sub- 
ventionsvolumen liegt mit 16,6 Prozent im Jahr 2006 
etwa doppelt so hoch wie im Jahr 2003. Ausschlagge- 
bend hierfür sind die Sfeuerbegünstigung für Biokraft- 
und Bioheizsfoffe und die Sfärkung der Finanzhilfen 
in diesem Bereich. 

3.2 Entwicklung der Subventionen der 
Gebietskörperschaften insgesamt 

32. Entsprechend dem Auftrag des Stabilitäts- und 
Wachstumsgesetzes stellt der Subventionsbericht die 
Finanzhilfen des Bundes und die Steuervergünstigungen 
für die einzelnen Haushaltsjahre dar. Ergänzend hierzu 
gibt Übersicht 7 einen Überblick über die Entwicklung 


der Subventionen von Bund, Ländern und Gemeinden, 
dem ERP und der EU. 

Die Angaben zu den Finanzhilfen der Länder wurden von 
der Zentralen Datenstelle der Landesfinanzminister 
(ZDL) bereitgestellt. Die Finanzhilfen der Gemeinden 
werden auf Basis einer Untersuchung des RWl fortge- 
schrieben (siehe 13. Subventionsbericht Tz. 60 bis 62). 
Sie folgen der Entwicklung der Länderhilfen. Außerdem 
werden die Marktordnungsausgaben der Europäischen 
Union sowie die ERP-Finanzhilfen berücksichtigt. Die 
mit den Steuervergünstigungen verbundenen Steuermin- 
dereinnahmen der Länder und Gemeinden werden wie 
diejenigen des Bundes vom Bundesministerium der Fi- 
nanzen in der Regel auf Grundlage von statistischen Daten 
geschätzt. 

Aus den von den Ländern mitgeteilten Finanzhilfen ge- 
mäß Anlage 5 sind zur Vermeidung von Doppelzählun- 
gen die bereits bei den Finanzhilfen des Bundes ausge- 
wiesenen Finanzierungsanteile des Bundes heraus 
gerechnet worden. Den Meldungen der Länder liegt ein 
auf die Zwecke der Subventionsberichterstattung des 
Bundes zugeschnittenes einheitliches Raster zugrunde. 
Dieses Raster weicht von den in den einzelnen Ländern 
für die Erfassung der Subventionen maßgeblichen Ab- 
grenzungen ab. Es wurde in Anlehnung an das vom Ar- 
beitsausschuss „Haushaltsrecht und Haushaltssystematik“ 
empfohlene „Grobraster“ erstellt. Es handelt sich um eine 
rein technische Lösung, mit deren Hilfe die unter die Ab- 
grenzungen des Subventionsberichts des Bundes fallen- 
den Finanzhilfen der Länder näherungsweise erfasst wer- 
den. Da die erfassten Haushaltstitel hinsichtlich ihres 
Finanzhilfecharakters nicht näher untersucht werden, las- 
sen sich nur Anhaltspunkte für die Entwicklung der Län- 
dersubventionen gewinnen. 


Übersicht 7 


Gesamtvolumen der Subventionen von Bund, Ländern und Gemeinden, ERP, EU'> 

- in Mrd. € - 




1970 

1975 

1980 

1985 

19902) 

1995 

2000 

2001 

2002 

2003 

2004 

2005 

1. 

Finanzhilfen 

Bund 

4,0 

5,2 

6,4 

6,1 

7,3 

9,4 

10,1 

9,5 

8,1 

7,5 

6,7 

6,0 


Länder^) 

3,0 

3,7 

6,2 

6,2 

7,2 

10,7 

11,2 

11,1 

10,5 

10,4 

10,1 

9,9 


Gemeinde^) 

0,5 

0,5 

0,5 

0,5 

1,1 

1,5 

1,6 

1,6 

1,5 

1,5 

1,5 

1,4 

2. 

Steuervergünstigungen 

Bund 

3,2 

5,0 

6,1 

8,0 

7,9 

9,1 

13,1 

13,3 

14,3 

16,4 

17,0 

17,0 


Länder, Gemeinden 

3,4 

5,9 

7,2 

9,3 

9,2 

12,9 

12,0 

10,5 

10,6 

12,2 

12,0 

11,5 

3. 

ERP-F inanzhilfen^) 

0,6 

0,7 

1,4 

1,5 

2,9 

5,9 

5,7 

4,3 

3,2 

2,4 

2,5 

3,2 

4. 

Marktordnungsausgaben 
der EU 

1,5 

1,1 

3,2 

4,1 

4,9 

5,4 

5,6 

5,9 

6,2 

5,9 

6,0 

6,5 

Gesamtvolumen (Summe 1. -4.) 

16,1 

22,0 

30,9 

35,6 

40,3 

55,0 

59,4 

56,2 

54,5 

56,3 

55,7 

55,6 


1970 bis 1990 altes Bundesgebiet; ab 1991 Bundesgebiet einschließlich der neuen Länder. 

Einschließlich der in den Haushaltsnachträgen veranschlagten Finanzhilfen für die neuen Länder (ohne Abschnitt B des 3. Nachtrags zum Bun- 
deshaushalt 1990). 

Quelle: Zentrale Datenstelle der Landesfinanzminister. 

Daten der Gemeinden: Schätzung auf der Grundlage der Subventionsentwicklung der Länder. 

Siehe auch Anlage 5 dieses Berichts. 
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33. Insgesamt sinkt das so ermittelte Subventionsvolu- 
men von 56,3 Mrd. Euro in 2003 auf 55,6 Mrd. Euro in 
2005 (vgl. Übersicht 7). Die Finanzhilfen von Bund und 
Ländern gehen zurück, während bei den Steuervergünsti- 
gungen der Anstieg beim Bund aufgrund der 2004 einge- 
führten Steuerbegünstigung für Biokraft- und Bioheiz- 
stoffe durch den Rückgang bei den Ländern neutralisiert 
wird. Die ERP-Finanzhilfen stagnieren nach einem 
schwachen Förderjahr 2004 bei rund 3,2 Mrd. Euro. Die 
Marktordnungsausgaben der EU sind von 5,9 Mrd. Euro 
in 2003 auf 6,5 Mrd. Euro in 2005 deutlich gestiegen. 

In den Ländern sinken die Finanzhilfen von 
10,4 Mrd. Euro in 2003 auf 9,9 Mrd. Euro in 2005. Wäh- 
rend die Finanzhilfen für das Wohnungswesen um 
0,6 Mrd. Euro gesunken sind, sind die Hilfen für die ge- 
werbliche Wirtschaft um 0,3 Mrd. Euro gestiegen. Die Fi- 
nanzhilfen für die Landwirtschaft und für den Verkehrs- 
bereich sind rückläufig. Im Jahr 2005 diente der größte 
Anteil der Hilfen der Förderung der gewerblichen Wirt- 
schaft (43,5 Prozent), deren Anteil an den gesamten Fi- 
nanzhilfen damit gegenüber früheren Jahren noch einmal 
gestiegen ist, während jeweils rund ein Fünftel der Fi- 


nanzhilfen der Länder der Landwirtschaft und dem Woh- 
nungswesen zugute kam. Der Rückgang der Finanzhilfen 
fällt damit in den Ländern schwächer aus als beim Bund. 

4 Steuerpolitische Maßnahmen und ihre Aus- 
wirkungen auf die Steuersubventionen 

4.1 Steuerpolitisches Konzept der Bundes- 
regierung in der vergangenen Legis- 
laturperiode 

34. In der vergangenen Legislaturperiode wurden die fi- 
nanziellen Spielräume von Arbeitnehmern und Familien 
mit einem umfangreichen Paket an steuerlichen Entlas- 
tungsmaßnahmen spürbar erweitert. Die seit 1998 be- 
schlossenen Reformmaßnahmen bringen Bürgern und 
Unternehmen mit insgesamt rund 60 Mrd. Euro (bei vol- 
ler Wirksamkeit im Jahre 2009) auf Dauer die größte 
Steuerentlastung in der Geschichte der Bundesrepublik 
Deutschland. Mit Umsetzung des letzten Schritts der 
Steuerreform 2000 zum 1. Januar 2005 beträgt der Ein- 
gangssteuersatz der Einkommensteuer historisch niedrige 
1 5 Prozent, der Spitzensteuersatz beträgt 42 Prozent und 
der Grundfreibetrag wurde auf 7 644 Euro angehoben. 


Übersicht 8 


Übersicht über die Entwicklung der Finanzhilfen der Länder in den Jahren 2003 bis 2005 

nach Aufgabenbereichen* 

(Bundesgebiet insgesamt) 



Finanzhilfen!) 

2003 

Ist 

2004 

Ist 

2005 

Soll 

Mio€ 

vH 

Mio€ 

vH 

Mio€ 

vH 



darunter: D 

= Darlehen 



I. 

Ernährung, Landwirtschaft 


2.212,2 

21,2 

2.099,6 

20,9 

2.145,0 

21,6 


und Forsten 

D 

8,6 

1,5 

8,2 

1,7 

5,9 

1,5 

II. 

Gewerbliche Wirtschaft 


3.999,8 

38,4 

4.134,6 

41,1 

4.315,7 

43,5 


(ohne Verkehr) 

D 

64,7 

11,2 

50,9 

10,6 

24,7 

6,4 

III. 

Verkehr 2) 


1.764,4 

16,9 

1.801,2 

17,9 

1.614,9 

16,3 



D 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

0,0 

IV. 

Wohnungswesen 


2.447,0 

23,5 

2.019,1 

20,1 

1.841,8 

18,6 



D 

504,6 

87,3 

420,0 

87,7 

356,0 

92,1 


Summe der Finanzhilfen 


10.423,3 

100,0 

10.054,4 

100,0 

9.917,3 

100,0 


(I. bis IV.) 

D 

577,9 

100,0 

479,2 

100,0 

386,7 

100,0 


* nach Abzug der Finanzierungsanteile des Bundes, Differenzen in den Summen durch Runden der Zahlen. 

In den Landeshaushalten veranschlagte Finanzhilfen. 

2) Ohne ÖPNV-Mittel nach dem Regionalisierungsgesetz. 
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35. Die fünfte Stufe der Ökosteuer wurde durch das Ge- 
setz zur Fortentwicklung der ökologischen Steuerreform 
vom 23. Dezember 2002 im Interesse einer besser abge- 
stimmten Lenkungs- und Verteilungswirkung der steuerli- 
chen Maßnahmen modifiziert. Zugleich konnten Ausnah- 
meregelungen, die zunächst zugelassen worden waren 
und damit Steuersubventionen im Sinne dieses Subven- 
tionsberichtes der Bundesregierung darstellen, teilweise 
zurückgeführt werden. 

36. Der Abbau von Steuervergünstigungen und steuerli- 
chen Sonderregelungen wurde darüber hinaus fortgesetzt. 
Mit dem Steuervergünstigungsabbaugesetz wurde im Jahr 
2003 u. a. ein dreijähriges Moratorium für bestehende 
Körperschaftsteuerguthaben umgesetzt. Das Steuerände- 
mngsgesetz 2003 umfasste u. a. Maßnahmen zur Moder- 
nisierung und Vereinfachung des Besteuerungsverfahrens 
und die Begrenzung der Steuerfreiheit von Sonntags-, 
Feiertags- und Nachtarbeit. Mit dem Haushaltsbegleitge- 
setz 2004 wurde u. a. die Entfemungspauschale abge- 
senkt, die Förderung durch die Eigenheimzulage wurde 
konzentriert, der Werbungskosten-Pauschbetrag und der 
Sparer-Freibetrag wurden gesenkt, und das Steuerprivileg 
für Kapifallebensversicherungen wurde eingeschränkt. 
Das sog. „Korb 11“ - Gesetz brachte u. a. Änderungen der 
einkommensteuerlichen Verlustverrechnung sowie der 
Besteuerung von Lebens- und Krankenversicherungsun- 
temehmen. Mit dem Alterseinkünflegesetz wird die steu- 
erliche Behandlung von Altersvorsorgeaufwendungen 
und Altersbezügen ab dem 1. Januar 2005 schrittweise bis 
zum Jahr 2040 auf die nachgelagerte Besteuerung umge- 
stellt. ln diesem Zusammenhang wurden u. a. auch Ände- 
rungen bei der steuerlichen Förderung der privaten kapi- 
talgedeckten Altersvorsorge umgesetzt, z. B. durch 
Dauerzulagenanträge zur Vereinfachung und mehr Flexi- 
bilität durch Entnahmemöglichkeit zu Beginn der Aus- 
zahlungsphase; für Neuverfräge ab 1 . Januar 2006 werden 
geschlechfsneufrale Tarife vorgeschrieben. 

37. Mif dem Kabineffbeschluss zu den Grundsäfzen der 
Subvenfionspolitik vom 1. Okfober 2003 hatte die Bun- 
desregierung in der vergangenen Legislaturperiode auch 
im Hinblick auf die Steuervergünstigungen ihre Ziele klar 
Umrissen: 

- Neue Steuervergünstigungen sollen von vornherein 
nicht geschaffen werden. Neue Subventionen sollen 
deshalb zukünftig - wenn überhaupt - nur noch in 
Form von Finanzhilfen gewährt werden, denn Trans- 
parenz, Rechtfertigungsdruck und Steuerungsmöglich- 
keiten sind bei Finanzhilfen größer, die Gefahr von 
Mitnahme- und Gewöhnungseffekten ist hingegen ge- 
ringer als bei Steuervergünstigungen. 

- Es soll auch geprüft werden, inwieweit bestehende 
Steuervergünstigungen in Finanzhilfen überführt wer- 
den können. Zu berücksichtigen ist allerdings, dass 
eine umfassende Umwandlung der bestehenden Steu- 
ervergünstigungen in Finanzhilfen zunächst mit mas- 
siven einseitigen Belastungen für den Bund in den 
Fällen verbunden wäre, in denen Länder und Gemein- 
den bisher an den finanziellen Auswirkungen von 
Sfeuervergünsfigungen befeiligf sind. Kompensie- 


rende Maßnahmen, um eine solche Verschiebung der 
Lasfenverteilung zu verhindern, bedürfen - wie die 
Sfeuerrechfsänderungen selbsf - der Zustimmung des 
Bundesrafes. 

Diese Grundausrichtung ist auch Basis für die Subven- 
tionspolitik in der neuen Legislaturperiode. 

4.2 Steuerpolitisches Konzept der Bundes- 
regierung für diese Legislaturperiode 

38. Vorrangige Aufgabe der Steuerpolitik ist es, für eine 
ausreichende Finanzierung der parlamentarisch legiti- 
mierten Staatsausgaben zu sorgen. Angesichts der derzei- 
tigen wirtschaftlichen Situation muss die Steuerpolitik 
aber auch - in finanzpolitisch vertretbarem Maße - dazu 
beitragen, dass Deutschland die temporäre Wachstums- 
schwäche schnell überwindet. Denn die deutsche Wirt- 
schaft bleibt seit Jahren hinter ihren Möglichkeiten zu- 
rück. Überdeutlich wird dies an der hohen Zahl 
arbeitsloser Menschen: Millionenfach liegen Kompetenz 
und Motivation brach, statt zum Wohlstand unseres Lan- 
des aktiv beitragen zu können. Das Wirtschaftswachstum 
ist noch gering und reicht nicht aus, um eine Wende auf 
dem Arbeitsmarkt herbeizuführen. Zudem hat sich ge- 
zeigt, welche Schwierigkeiten niedrige gesamtwirtschaft- 
liche Zuwachsraten für die öffenflichen Haushalfe mif 
sich bringen. Ohne ein höheres Wirtschaftswachstum sind 
die finanziellen Probleme der öffentlichen Haushalte 
nicht lösbar. Die neue Bundesregierung steht daher nach 
der Regierungsübemahme vor der Aufgabe, Impulse zu 
setzen, um eine verstärkte Investitionstätigkeit zu ermög- 
lichen, das Wachstum zu stärken und die Arbeitslosigkeit 
abzubauen. 

39. Diese Impulse müssen dort ansetzen, wo sie schnell, 
effektiv und nachhaltig Wachstum generieren. Dazu ist 
ein Mix verschiedener, auch steuerlicher Maßnahmen ge- 
eignet, Angebots- und Nachfragebedingungen müssen 
verbessert werden. Es gilt, Forschung und Mittelstand zu 
stärken, Investitionen zu mobilisieren, in die staatliche In- 
frastruktur zu investieren und Familien weiter zu fordern. 
Zu diesem Zweck wird die Bundesregierung beginnend 
im Jahr 2006 konkrefe Impulse in fünf zentralen Berei- 
chen geben, deren Volumen einschließlich der steuerli- 
chen Maßnahmen bis zum Jahr 2009 allein durch Leistun- 
gen des Bundes ca. 25 Mrd. Euro beträgt. Diese Bereiche 
sind: Förderung von Forschung und Entwicklung, Bele- 
bung von Mittelstand und Wirtschaft, Erhöhung der Ver- 
kehrsinvestitionen, Förderung der Familien, private 
Haushalt als Arbeitgeber. An steuerlichen Maßnahmen 
sind hierbei zu nennen: 

- Belebung von Mittelstand und Wirtschaft: U. a. wird 
die degressive Abschreibung für bewegliche Wirt- 
schaftsgüfer des Anlagevermögens befrisfef vom 1. Ja- 
nuar 2006 bis zum 3 1 . Dezember 2007 auf höchstens 
30 Prozent angehoben. Dies wird bis zur Umsetzung 
der geplanten Untemehmenssteuerreform im Jahr 
2008 die Liquidität und auch die Rendite der Unter- 
nehmen verbessern und einen Konjunkturschub auslö- 
sen. Dafür sefzf der Bund Mittel in Höhe von rd. 
4,4 Mrd. Euro ein. Die Liquidifäf kleiner und mittlerer 
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Unternehmen wird zusätzlieh dureh die Verdoppelung 
der Umsatzgrenzen für die Ist- Versteuerung bei der 
Umsatzbesteuerung in den alten Bundesländern von 
125 000 Euro auf 250 000 Euro zum 1. Juli 2006 ver- 
bessert. Die Maßnahme wird ergänzt dureh eine Ver- 
längerung der derzeitigen Regelung für die neuen 
Bundesländer bis Ende 2009. Insgesamf verziehtef der 
Bund hierbei auf Sfeuereinnahmen in Höhe von rd. 
750 Mio. Euro. Die Invesfifionszulage wird in bisheri- 
ger Höhe über das Jahr 2006 hinaus fortgeführf; damif 
können in den neuen Bundesländern waehsfumsrele- 
vanfe und Arbeitspläfze sehaffende Invesfitionen wei- 
fer gefördert werden. Dies führt zu Mindereinnahmen 
in Höhe von rd. 450 Mio. Euro. 

- Privathaushalt als Arbeitgeber: Private Haushalte sind 
in Deutsehland ein noeh zu wenig berücksiehtigter 
Bereieh für neue Besehäftigungsmögliehkeiten. Eine 
moderne Diensfleistungsgesellsehafl muss sieh aueh 
in diesem Bereieh enfwiekeln und ihre Potentiale ent- 
falten können. Deswegen wird die steuerliehe Aner- 
kennung haushaltsnaher Dienstleistungen deutlieh 
verbessert. Bei der steuerliehen Berüeksiehtigung der 
erwerbsbedingten Kinderbetreuung werden Familien 
mit Kindern zukünftig stärker entlastet, um zusätzli- 
ehe Besehäftigung und Waehstum aueh in diesem Be- 
reieh zu fördern. Das Gesamfvolumen für die geplanfe 
Ausweitung der bereits bestehenden steuerliehen 
Abzugsmögliehkeiten beträgt jährlieh insgesamt 
460 Mio. Euro. Die Einzelheiten werden im Rahmen 
des beabsiehtigen Gesetzes zur steuerliehen Förderung 
von Waehstum und Besehäftigung festgelegt. Die 
Bundesregierung wird Besehäftigung in privaten 
Haushalten außerdem dadureh fordern, dass aueh die 
Modernisierung und Insfandhaltung des Wohnraums 
künftig sfeuerlieh berüeksiehtigt wird. Schon bisher 
können haushaltsnahe Dienstleistungen (z. B. Woh- 
nungsreinigung, Betreuung von Familienangehörigen) 
in Höhe von 20 Prozent der Aufwendungen (max. 
3 000 Euro p.a.) steuerlich geltend gemacht werden. 
Die Bundesregierung wird eine weitere Ermäßigung 
für die Inanspruchnahme von Handwerkerleistungen 
für Renovierungs-, Erhaltungs- und Modemisierungs- 
maßnahmen einführen. Diese gilf für Wohnungen, 
Häuser und Grundstücke, und zwar unabhängig da- 
von, ob die Maßnahmen vom Eigentümer oder Mieter 
durchgeführt werden. Diese Ermäßigung beträgt eben- 
falls 20 Prozent der Aufwendungen (max. 3 000 Euro 
p.a.) und gilt ab dem 1. Januar 2006. Der Bund ver- 
zichtet dabei von 2006 bis 2009 auf Steuereinnahmen 
in Höhe von insgesamt 1,65 Mrd. Euro. Bei Inan- 
spruchnahme beider Fördertatbestände kann jeder 
Haushalt jährlich bis zu 1 200 Euro von seiner Steuer- 
schuld in Abzug bringen. Darüber hinaus werden 
Haushalte mit mindestens einer pflegebedürftigen Per- 
son (Bezug von Leistungen der Pflegeversicherung) 
bzw. deren Angehörige zusätzlich entlastet, indem 
auch hier neben der schon bestehenden Steuerermäßi- 
gung für haushaltsnahe Dienstleistungen in Höhe von 
20 Prozent der Aufwendungen (max. 3 000 Euro p.a.) 
weitere Steuerermäßigungen für die Inanspruchnahme 


von zusäfzlichen Befreuungsleisfungen für Pflegebe- 
dürftige in einem jährlichen Gesamtumfang von zu- 
sätzlich 120 Mio. Euro ab 1. Januar 2006 gewährt 
werden. Die Einzelheiten werden ebenfalls im Rah- 
men des Gesetzes zur steuerlichen Förderung von 
Wachstum und Beschäftigung festgelegt. Die steuerli- 
che Förderung der Beschäftigung in privaten Haushal- 
ten wird auf Arbeitskosten beschränkt, um gezielt Be- 
schäftigung beim Handwerk, in der Baubranche sowie 
im Pflegebereich anzustoßen. 

Soweit es sich bei den dargestellten Maßnahmen um steu- 
erliche Fördermaßnahmen handelt, die zur Verringerung 
des zu versteuernden Einkommens oder zu einer Minde- 
rung der Steuerschuld führen, werden diese rückwirkend 
ab dem 1 . Januar 2006 in Kraft gesefzf . 

4.3 Abbau von Steuervergünstigungen, Stär- 
kung der Aufkommensstruktur und grund- 
legende Unternehmenssteuerreform 

Abbau von Steuervergünstigungen, Stärkung der 
Aufkommensstruktur 

40. Die Planung für den Haushalt 2006, der mit einem 
Haushaltsbegleitgesetz flankiert wird, ist Element eines 
mittel- und langfristigen Konzepts, mit dem die Bundesfi- 
nanzen strukturell verbessert werden, ohne durch die Sa- 
nierung der Finanzen das Wachstum zu gefährden. Des- 
halb greifen die wesentlichen strukturellen Maßnahmen 
insbesondere auf der Einnahmeseite erst ab 2007. Indem 
die Bundesregierung bereits 2006 die geplanten zusätzli- 
chen Impulse für Wachsfum und Beschäftigung sefzf, si- 
chert sie das Fundament für die ab 2007 versfärkf einsef- 
zende Konsolidierung. 

41 . Dafür gelten folgende Eckpunkte: 

- Der Abbau von Steuervergünstigungen und steuerli- 
chen Sonderregelungen wird kumuliert bis zum Jahr 
2009 für Bund, Länder und Gemeinden erhebliche zu- 
sätzliche Steuereinnahmen erbringen. Die ersten Maß- 
nahmen wurden mit dem Gesetz zum Abbau der Ei- 
genheimzulage, dem Gesetz zur Beschränkung von 
Verlustverrechnungen im Zusammenhang mit Steuer- 
stundungsmodellen und dem Gesetz zum Einstieg in 
ein steuerliches Sofortprogramm bereits umgesetzt. 
Zusammen mit weiteren geplanten Vorhaben werden 
damit kumuliert bis zum Jahr 2009 zusätzliche Steuer- 
einnahmen für Bund, Länder und Gemeinden i. H. v. 
rd. 32 Mrd. Euro erzielt, der Bundesanteil beläuft sich 
auf 14 Mrd. Euro (Änderungen der Energiebesteue- 
rung sind nicht berücksichtigt). Die Eigenheimzulage 
wurde für Neufälle ab dem 1. Januar 2006 abgeschafft, 
die Aftrakfivifät so genannter Steuerstundungsmodelle 
wird durch eine Verlustverrechnungsbeschränkung 
u. a. bei Medienfonds, Schiffsbeteiligungen, New 
Energy Fonds und Leasingfonds wirkungsvoll einge- 
schränkt. Die Neuregelung gilt für alle Sfeuersfun- 
dungsmodelle, deren Anteile der Steuerpflichtige nach 
dem 10. November 2005 erworben hat. Die Abschaf- 
fung des Freibetrags für Abfindungen (§3 Nr. 9 ESfG) 
frat zum 1 . Januar 2006 in Kraft. Eine Übergangsrege- 
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lung sieht aus Vertrauensschutzgründen die Weiteran- 
wendung der bisherigen Steuerfreiheit für vor dem 
1 . Januar 2006 ausgesprochene Entlassungen vor, so- 
weit die Abfindungen, Übergangsgelder und Über- 
gangsbeihilfen dem Arbeitnehmer vor dem 1. Januar 
2008 zufiießen. Der Freibetrag für Beirats- und Ge- 
burtsbeihilfen des Arbeitgebers (§ 3 Nr. 15 EStG) fällt 
ebenso zum 1. Januar 2006 weg wie der Freibetrag für 
Übergangsgelder (§ 3 Nr. 10 EStG). Eine Übergangs- 
regelung stellt bei letzterer Maßnahme sicher, dass die 
an Zeitsoldaten vor dem 1. Januar 2009 gezahlten 
Übergangsbeihilfen weiterhin weitgehend steuerfrei 
sind, wenn das Dienstverhältnis vor dem 1 . Januar 2006 
begründet wurde. Die degressive Absetzung für Ab- 
nutzung für Mietwohnungsgebäude für Neufalle 
wurde ab 1. Januar 2006 ebenso abgeschaffl wie der 
Sonderausgabenabzug für privafe Sfeuerberatungskos- 
ten. 

- Mif dem Gesefz zur Eindämmung missbräuchlicher 
Sfeuergesfaltungen wird dem Gesfaltungsmissbrauch 
und der nicht gerechtfertigten Ausnutzung von Geset- 
zeslücken im Steuerrecht entgegengewirkt. Dies trägt 
zur Stabilisierung der Steuerbasis bei. 

- Das Gros der weiteren vorgesehenen Maßnahmen 
wird im Jahr 2007 in Kraft treten (z. B. Streichung der 
Entfemungspauschale für die ersten 20 km, Reduzie- 
rung des Sparerfreibetrags). Die derzeit vollständige 
Steuerbefreiung für Biokraftsfoffe wird zum 1 . Januar 
2007 durch eine Quofenlösung ersefzf. 

- Der Umsafzsfeuerregelsafz und die Versicherungsfeuer 
werden um 3 Prozenf-Punkfe auf 19 Prozenf angeho- 
ben; auch der dann geltende höhere Umsatzsteuerre- 
gelsatz liegt im europäischen Vergleich immer noch 
im Mittelfeld. Um dem beginnenden Aufschwung Zeit 
zur Entfaltung zu lassen, wird die Erhöhung erst im 
Jahr 2007 in Kraft treten. Der ermäßigte Umsatzsteu- 
ersatz von 7 Prozent bleibt unverändert. 

- Ab einem zu versteuernden Einkommen von 
250 000 Euro für Ledige (500 000 für Verheiratete) 
soll ab 2007 der Einkommensteuersatz für bestimmte 
Einkünfte auf 45 Prozent erhöht werden. 

- Durch die Erhöhung von Steuersätzen (Umsatzsteuer, 
Versicherungsteuer, Anhebung Höchststeuersatz bei 
der Einkommensteuer für sehr hohe Einkommen) wird 
der Bundeshaushalf von 2006 bis 2009 um 
rd. 28 Mrd. Euro entlasfef. 

Die Absenkung des Arbeifslosenversicherungsbeifrags 
um zwei Beifragspunkte zum 1. Januar 2007 wird mit 
dem Aufkommen eines vollen Umsatzsteuerpunktes un- 
terstützt. Die übrigen Finanzierungsbeiträge müssen im 
System der Arbeitslosenversicherung erbracht werden. 

Grundlegende Unternehmenssteuerreform 

42. Die weiter zunehmende Intemationalisierung der 
Wirtschaft und der wachsende Einfluss der europäischen 
Rechtsprechung stellen die Steuerpolitik insbesondere im 
Bereich der Untemehmensbesteuerung vor neue Heraus- 


forderungen. Dabei muss sich Deutschland sowohl an den 
Erfordernissen der internationalen Wettbewerbsfähigkeit 
als auch an den Haushaltswirkungen orientieren. Bei der 
Besteuerung der Unternehmen soll die ökonomische Neu- 
tralität stärker in den Vordergrund rücken, Rechtsform 
und Finanzierungsart der Unternehmen sollen sich so we- 
nig wie möglich auf die Besteuerung auswirken. Insge- 
samt sollen grundlegende unternehmerische Entscheidun- 
gen durch steuerliche Aspekte möglichst wenig in 
verzerrender Weise beeinflusst werden. Die Untemeh- 
mensbesteuerung muss auch in der Höhe konkurrenzfähig 
sein, damit der Abwanderangsdrack sinkt, der Standort 
Deutschland attraktiver wird, zusätzliche Investitionen 
angeregt werden und Steuersubstrat in Deutschland gesi- 
chert wird. Niedrigere nominale Steuersätze haben nicht 
nur für Investoren eine wichtige Signalfunktion, sie ver- 
ringern gleichzeitig die Anreize für die Verlagemng von 
Verlusfen nach Deutschland. Die Bundesregiemng wird 
deshalb unter Berücksichtigung von Vorschlägen aus der 
Wissenschaft, u. a. des Sachverständigenrates und der 
Stiftung Marktwirtschaft, die Eckpunkte einer Untemeh- 
menssteuerreform erarbeiten, die zum 1. Januar 2008 
haushaltsneutral umgesetzt werden soll. Die Untemeh- 
menssteuerreform wird auf nationaler Ebene angegangen, 
sie erfordert aber zugleich eine konsistente Einbettung in 
das europäische und internationale Umfeld. Die Bundes- 
regiemng setzt sich daher weiterhin nachdrücklich für die 
Enfwicklung einer einheiflichen Bemessungsgmndlage 
für die sfeuerliche Gewinnermiftlung von Unfemehmen 
sowie für eine versfärkte Konvergenz der Körperschafl- 
sfeuersysfeme in der EU ein. 

5 Ziele und Maßnahmen in wesentlichen 
Bereichen 

5.1 Finanzhilfen und Steuervergünstigungen 
zugunsten der neuen Länder 

43. Nach der deutschen Wiedervereinigung galt es, in 
den neuen Ländern den Weg in die Soziale Marktwirt- 
schaft zu begleiten und den damit verbundenen wirt- 
schaftlichen Umbmch abzufedem. Mit erheblichen Fi- 
nanzhilfen und Steuervergünstigungen wurde der Aufbau 
einer modernen, sich selbst tragenden und auch interna- 
tional wettbewerbsfähigen Wirtschaft unterstützt. Die 
Subventionen des Bundes haben gemeinsam mit den För- 
dermitteln der Länder, der Förderbanken des Bundes und 
der Europäischen Union ihren Beitrag dazu geleistet, den 
Stmkturwandel in den neuen Ländern zu beschleunigen. 

44. Nicht zuletzt mit Hilfe dieser Maßnahmen konnten 
spürbare Verbessemngen der wirtschaftlichen Leistungs- 
fähigkeit erzielt werden. Zudem wurden teilungsbedingte 
Rückstände in der Infrastraktur in vielen Bereichen be- 
reits abgebaut, ln den neuen Ländern haben sich in den 
vergangenen Jahren Schwerpunkte, wie z. B. in der Opto- 
elektronik, der Chemie-, der Automobil- und der Zulie- 
ferindustrie und in zahlreichen anderen Branchen und 
Technologiefeldem, gebildet. Zugleich wurden in vielen 
ländlich geprägten Regionen neue Arbeitsplätze durch 
touristische Angebote, eine gut stmkturierte und verbrau- 
cherorientierte Landwirtschaft und eine innovative Ener- 
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giewirtschafl geschaffen. Der strukturelle Wandel ist 
deutlich sichtbar, ln den vergangenen Jahren konnte sich 
die Wirtschaft der neuen Länder in Richtung einer inter- 
national wettbewerbsfähigen und zukunftsfähigen Sfruk- 
tur fortenfwickeln. 

Trofz der bisherigen Aufbauerfolge weisf die Arbeifslo- 
sigkeif in den neuen Ländern nach wie vor ein - auch im 
Vergleich zu Westdeufschland - viel zu hohes Niveau auf 
Es fehl! weiferhin an dauerhaft wettbewerbsfähigen Ar- 
beifspläfzen. Die sich auf ganz Deufschland beziehenden 
Reformen zur Verbesserung der gesamfwirfschaftlichen 
Rahmenbedingungen müssen auch künftig durch eine den 
Strukturproblemen der neuen Länder Rechnung tragende 
Förderpolitik ergänzt werden. 

45 . Als Folge einer vergleichsweise geringen Wirt- 
schaftskraft fallen in den neuen Ländern geringere Steu- 
ereinnahmen an. Der im Juni 2001 zwischen Bund und 
Ländern vereinbarte Solidarpakt 11, der unmittelbar an 
den Ende 2004 auslaufenden Solidarpakt 1 anknüpft, 
schafft vor diesem Hintergrund für die neuen Länder die 
notwendige Planungssicherheit und eine solide Finanz- 
ausstattung. Die ostdeutschen Länder erhalten von 2005 
bis 2019 Sonderbedarfs-Bundesergänzungszuweisungen 
in Höhe von insgesamt 105 Mrd. Euro. Der Ansatz im 
Jahr 2005 knüpft bruchlos an die bisherigen jährlichen 
Leistungen an und beläuft sich auf 10,533 Mrd. Euro 
(2006: 10,481 Mrd. Euro). Zusätzlich hat sich der Bund 
verpflichtet, von 2005 bis 2019 - als Zielgröße - weitere 
51,1 Mrd. Euro in Form überproportionaler Mittel (Korb 11) 
in den neuen Ländern einzusetzen. 

Die neuen Länder sind ihrerseits verantwortlich für die 
aufbaugerechfe Verwendung der vom Bund gewährfen 
Mittel. Sie fragen eine große Veranfwortung für den Er- 
folg des Solidarpaktes, d. h. den Aufholprozess und damit 
auch für das Wachsfum in ganz Deufschland. 

46 . Neben der Sicherung der finanziellen Grundlagen 
für den Aufbau Osf isf die fortgesefzfe Modernisierung 
des Förderinsfrumenfariums von besonderer Bedeutung. 
Die Bundesregierung wird Effizienz und Effektivität der 
Fördermaßnahmen weiter überprüfen, damit diese fiüh- 
zeitig - den Aufbaufortschritten entsprechend - angepasst 
werden können. Mit zunehmenden Fortschritten im wirt- 
schaftlichen Anpassungsprozess und im Abbau teilungs- 
bedingter Defizite ist eine weitere Rückführung der Sub- 
ventionen geboten. 

47 . Da der Bundeshaushalt nach sachlichen, nicht nach 
regionalen Gesichtspunkten gegliedert ist, ist eine voll- 
ständige Übersicht aller Subventionen für die neuen Län- 
der nicht möglich. Sonderprogramme für die neuen Län- 
der sind heufe vielfach ausgelaufen und wurden durch 
besondere Förderschwerpunkte innerhalb von bewährten 
Programmen ersetzt. Beispielsweise werden die Mittel 
der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ ab 2005 nicht mehr getrennt von den 
Mitteln für die alten Länder veranschlagt. 

Die Investitionsförderung und InnovafionsfÖrderung sind 
weiferhin Schwerpunkfe der WirtschaftsfÖrderung in den 
neuen Ländern. Die gegenwärtig wichtigsten Instrumente 


der Wirtschaftsförderung sind die Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der regionalen Wirtschaftssfruktur“ (GA) 
und das Invesfifionszulagengesefz. 

Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen 
Wirtschaftsstruktur“ 

48 . Gefördert werden betriebliche Investitionen in der 
gewerblichen Wirtschaft im genehmigten Fördergebiet. 
Nach dem Beschluss des Planungsausschusses gehören 
die neuen Länder und Berlin in Gänze zum GA-Förderge- 
biet. Die Europäische Kommission hat die angemeldeten 
Fördergebiete für die ostdeutschen Länder und Berlin bis 
Ende 2006 genehmigt. 

Es gelten folgende Förderhöchstsätze: 

- Für die strukturschwächeren Regionen der neuen 
Länder (A-Fördergebiete, Fördergebiete mit ausge- 
prägtem Entwicklungsrückstand): 

50 Prozent für kleine und mittlere Unternehmen, 

35 Prozent für sonsfige Befriebssfäften. 

- ln den struktursfärkeren Regionen Osfdeutschlands 
und der Arbeifsmarkfregion Berlin (B-Fördergebiefe, 
Fördergebiete mit besonders schwerwiegenden 
Strukturproblemen) : 

43 Prozent für kleine und mittlere Unternehmen, 

28 Prozent für sonsfige Befriebssfäften. 

(ln der Arbeitsmarktregion Berlin gelten abweichende 
niedrigere Förderhöchstsätze.) 

Daneben werden Maßnahmen der wirtschaftsnahen Infra- 
struktur in den neuen Ländern mit GA-Zuschüssen geför- 
dert. Hier liegt der Förderhöchstsatz bei 90 Prozent. Die 
Förderung von Maßnahmen der wirtschaftsnahen Infra- 
struktur ist keine Subvention im Sinne dieses Berichtes 
und wird daher auch nicht mit erfasst. 

Investitionszulagengesetze 1999 und 2005 

49 . Das Ende 2004 ausgelaufene InvZulG 1999 wurde 
im Bereich der betrieblichen Investitionen von einer 
gleichwertigen Anschlussregelung, dem Investitionszula- 
gengesetz (InvZulG) 2005 vom 17. März 2004 (Neufas- 
sung vom 30. September 2005), abgelöst. Das InvZulG 
2005 fördert in den Jahren 2005 und 2006 Erstinvestitio- 
nen in neue bewegliche Wirtschaftsgüter des Anlagever- 
mögens sowie den Neubau betrieblich genutzter Gebäude 
für Betriebe des verarbeitenden Gewerbes und bestimm- 
ter produktionsnaher Dienstleistungen im Fördergebiet. 
Die Zulagensätze wurden beibehalten. Für die Jahre 2007 
bis 2009 ist eine im Wesentlichen unveränderte Fortfüh- 
rung der Förderung durch das Invesfifionszulagengesefz 
2007 vorgesehen. 

Die Investifionszulage befrägf für begünsfigfe Invesfifio- 
nen grundsäfzlich 12,5 Prozenf. ln kleinen und mittleren 
Befrieben erhöh! sich die Invesfifionszulage für bewegli- 
che Wirfschaftsgüfer auf 25 Prozenf. Im Rahmen der EU- 
Osferweiferung zur Unterstüfzung von besfimmfen struk- 



Drucksache 16/1020 


-34- 


Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


turschwachen Grenzregionen zu Polen und Tseheehien 
(Randgebiet) erhöht sieh die Grundforderung auf 
15 Prozent (für kleine und mittlere Unternehmen bis 
27,5 Prozent). 

50. Die steuerliehe Förderung nach dem Investitionszu- 
lagengesetz (InvZulG) 1999 (Neufassung vom 11. Okto- 
ber 2002) konzentrierte sich insbesondere auf Erstinves- 
titionen in neue bewegliche Wirtschaftsgüter des 
Anlagevermögens sowie den Neubau betrieblich genutz- 
ter Gebäude für Betriebe des verarbeitenden Gewerbes 
und bestimmter produktionsnaher Dienstleistungen im 
Fördergebiet der neuen Ländern (einschließlich Berlin). 

51. Das InvZulG 1999 sah neben der Förderung im be- 
trieblichen Bereich von 1999 bis 2004 auch eine Förde- 
rung im Mietwohnungsbau vor. Begünstigt waren nach- 
trägliche Herstellungsarbeiten und Erhaltungsarbeiten an 
Gebäuden, die vor 1991 fertig gestellt wurden, sowie bis 
Ende 2001 die Anschaffung oder Herstellung neuer Ge- 
bäude im innerörtlichen Bereich. 

Zur Unterstützung der Revitalisierung innerstädtischer 
Altbauquartiere und zur Schaffung langfristig tragfähiger 
Wohnungsmarkfstrukturen wurde mit Wirkung zum 
1 . Januar 2002 die Investitionszulage für die Modernisie- 
rung von Miefwohnungen bei Altbaufen und denkmalge- 
schützten Beständen der 50er Jahre in Sanierungs-, Erhal- 
tungssatzungs- und Kemgebieten erheblich angehoben. 
Die Anhebung stand im Zusammenhang mit den hohen 
Sanierungskosten bei Altbauten in Sanierungsgebieten. 
Zur Finanzierung dieser Maßnahme wurde ein höherer 
Selbstbehalt für alle Förderfälle eingeführt. Hierdurch 
wurde die Zielgenauigkeit der Investitionszulage wesent- 
lich verbessert, da Bagatelleinvestitionen nunmehr wir- 
kungsvoll von der Förderung ausgeschlossen wurden. Die 
Förderung des Mietwohnungsbaus nach dem InvZulG 
1999 ist Ende 2004 planmäßig ausgelaufen. 

5.2 Umweltpolitische Aspekte der 
Subventionspolitik 

52. Im Sinne einer nachhaltigen Entwicklung bezieht 
die Subventionspolitik verstärkt umweltpolitische As- 
pekte ein. Hierzu gehört zum einen die stärkere Internali- 
sierung externer Kosten und die Gewährung von Subven- 
tionen zur direkten Unterstützung umweltpolitischer 
Anliegen wie zum Beispiel die Ökologische Steuerreform 
oder das Marktanreizprogramm zur Förderung von Maß- 
nahmen zur Nutzung emeuerbarer Energien. Zum ande- 
ren kommt es darauf an, die Auswirkungen der primär auf 
andere Politikziele ausgerichteten Subventionen auf eine 
ökologisch nachhaltige Entwicklung zu berücksichtigen. 
Ziel der Bundesregierung ist es, möglichst viele win-win 
Situationen zu schaffen. So bringt die Förderung einer 
ökologisch sinnvollen Bauweise Know-How und Arbeits- 
plätze vor allem in der Bauwirtschaft. Der Abbau von 
umweltpolitisch nicht zielführenden Subventionen setzt 
dagegen seinerseits Ressourcen für die Enfwicklung zu- 
kunftsfähiger Technologien frei und bewirk! damit eine 
Beschleunigung des Strukturwandels im Sinne der von 
der Bundesregierung verfolgten ökologischen Moderni- 
sierung. 


Dass sich Subventionspolitik dabei immer auch mit Ziel- 
und Interesseninterdependenz auseinander setzen muss, 
liegt auf der Hand. Die wirtschaftlichen, sozialen und um- 
weltpolitischen Zielsetzungen sind stets gegeneinander 
abzuwägen. Auf umweltpolitisch relevante Aspekte oder 
Maßnahmen in wesentlichen Bereichen wird jeweils ge- 
sondert in den nachfolgenden Kapiteln hingewiesen. 

5.3 Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz 

Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 

53. Die Maßnahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 
(GAK) dienen insbesondere der Stärkung der Wettbe- 
werbs- und Leistungsfähigkeit der fand- und forstwirt- 
schaftlichen Betriebe und der Vermarktungseinrichtun- 
gen, der Unterstützung standortangepasster, besonders 
umweltgerechter Wirtschaftsweisen und Anpassung der 
Land- und Forstwirtschaft an die Erfordernisse des Um- 
welt- und Naturschutzes sowie der Stärkung der Funk- 
tionsfähigkeit der Strukturen im ländlichen Raum. Im 
Sinne einer nachhaltigen Landbewirtschaftung werden 
auch die Ziele des Verbraucher-, Umwelt- und Tierschut- 
zes berücksichtigt. Die GAK stellt damit ein wichtiges In- 
strument zur nationalen Umsetzung der mit der 
Agenda 2000 zur zweiten Säule der Gemeinsamen Agrar- 
politik ausgebauten Politik zur Entwicklung ländlicher 
Räume dar. Mit dieser Förderpolitik wird ein wichtiger 
Beitrag zur Struktur-, umweltpolitischen sowie gesell- 
schaftspolitischen Flankierung der in 2003 beschlossenen 
GAP-Reform (u. a. Entkopplung der Direktzahlungen) 
geleistet. 

Die GAK-Maßnahmen werden auch in der neuen EU- 
Förderperiode 2007 bis 2013 einen wesentlichen Pfeiler 
der Länderprogramme für die Entwicklung des ländlichen 
Raums bilden. Dazu wird eine Überprüfung aller Maß- 
nahmen im Hinblick auf ihren Beifrag zur Umsefzung der 
EU- wie auch der nationalen Strategie erfolgen. Maßnah- 
men, die der Allgemeinheit zugute kommen, wie Dorfer- 
neuemng, Küstenschutz und die Hälfte der wasserwirt- 
schaftlichen Maßnahmen werden nicht als Finanzhilfen 
im Sinne des Subventionsberichtes der Bundesregierung 
eingestuft. 

Eine wichtige Maßnahme stellt die einzelbetriebliche In- 
vestitionsförderung nach dem AgrarinvesfitionsfÖrde- 
rungsprogramm dar. Im Hinblick auf die befriebliche 
Umsfellung auf ökologische Produktionsweisen und be- 
sonders tiergerechte Haltung werden damit Anreize für 
die zügige Umsetzung gesellschaftlicher Erwartungen an 
die Landwirtschaft gegeben, die über gesetzliche Vorga- 
ben hinausgehen. Über die Förderung von Einkommens- 
kombinationen wie Direktvermarktung und Tourismus 
werden darüber hinaus Arbeitsplätze und Einkommen im 
ländlichen Raum gesichert. 

Im Rahmen der GAK beteiligt sich der Bund zudem an 
Maßnahmen zugunsten der Einführung und Beibehaltung 
besonders umweltschonender und an den natürlichen 
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Lebensraum angepasster Produktionsverfahren wie öko- 
logiseher Landbau, extensive Grünlandwirtsehaft und 
mehrjährige Fläehenstilllegung (Agrarumwelt- und Tier- 
sehutzmaßnahmen). Aueh über diese Maßnahmen wer- 
den Leistungen der Landwirtsehaft honoriert, die über die 
gesetzliehen Standards und damit die gute faehliehe Pra- 
xis hinausgehen. Über die Förderung werden die damit 
verbundenen Kosten und Verluste - zuzüglieh einer An- 
reizkomponente von max. 20 Prozent - ausgegliehen. 
Eine weitere wichtige Maßnahme ist die Ausgleichszu- 
lage, mit der die Aufrechterhaltung einer standortange- 
passten Nutzung unter erschwerten Bedingungen in Berg- 
und anderen von der Natur benachteiligten Gebieten ver- 
folgt wird. 

54 . Die überbetrieblichen Maßnahmen agrarstruktu- 
relle Entwicklungsplanung, Dorfemeuerung, Flurbereini- 
gung und Wegebau wurden mit dem GAK-Rahmenplan 
für 2004 in ein ganzheitliches Konzept zur Förderung der 
integrierten Entwicklung eingebunden, ln Entwicklungs- 
konzepten sollen die regionalen Akteure zunächst geeig- 
nete Entwicklungsperspektiven für ihre Region und damit 
eine Grundlage für Fördermaßnahmen erarbeifen, die zur 
Erreichung vereinbarter Ziele beifragen. Die Umsefzung 
dieser Konzepfe kann durch ein professionelles Regional- 
managemenf unfersfüfzf werden. Um regionale Enfwick- 
lungsprozesse schneller in Gang zu bringen, kann für in- 
vesfive Fördermaßnahmen zur Umsetzung der Konzepte 
(u. a. Dorfentwicklung, Infrastruktur, Kooperationsvorha- 
ben) ein um 5 Prozent-Punkte (ab 2007 um 10 Prozent- 
Punkte) höherer Fördersatz gewährt werden. 

Die wasserwirtschaftlichen Maßnahmen (z. B. natumaher 
Gewässerausbau) tragen vor allem zum Hochwasser- 
schutz an den Binnengewässern bei. 

Agrardieselvergütung 

55 . Landwirtschaftliche Betriebe erhalten seit dem 
1. Januar 2001 auf der Grundlage des Mineralölsteuerge- 
setzes (Agrardieselgesetz) eine Verbilligung für versteu- 
ertes Gasöl, soweit dieses zur Bodenbewirtschaftung oder 
bodengebundenen Tierhaltung in landwirtschaftlichen 
Maschinen und Fahrzeugen verwendet wird. 

Während in den Verbrauchsjahren 2001 bis einschließlich 
2004 die gesamten betrieblichen Verbrauchsmengen be- 
günstigt worden sind, ist ab dem Verbrauchsjahr 2005 ein 
Selbstbehalt von 350 Euro je Betrieb und eine begünstigte 
Obergrenze von 10 000 Liter je Betrieb eingeführt wor- 
den. Dabei ist der Sondersteuersatz von 255,60 Euro je 
1 000 Liter unverändert geblieben. Dies führt für die be- 
günsfigfe Menge zu einer Ersfaffung von 214,80 Euro je 
1 000 Eifer. Durch Selbsfbehalf und Obergrenze isf ab 
dem Verbrauchsjahr 2005 eine maximale Ersfattung von 
1 798 Euro je Befrieb möglich. 

56 . Darüber hinaus werden Gartenbaubetriebe seit An- 
fang 2001 bei der Mineralölsteuer auf Heizöl, Erdgas und 
Flüssiggas, die zum Beheizen von Gewächshäusern oder 
geschlossenen Kulturräumen verwendet werden, entlas- 
tet. Die Vergütung beträgt in diesen Fällen 40,90 Euro/ 
1 000 Liter für Heizöl, 3,00 Euro/MWh für Erdgas und 


38,90 Euro/f für Flüssiggase. Die Enflastung wird unfer 
dem Vorbehalt einer noch ausstehenden EU-rechtlichen 
Genehmigung noch bis Ende 2006 gewährt. 

Beide Entlastungsmaßnahmen basieren EU-rechtlich auf 
einer in der Energiesteuerrichtlinie enthaltenen Ermächti- 
gungsnorm. Die meisten Mitgliedstaaten haben hiervon 
Gebrauch gemacht. Allerdings bestehen zwischen den 
EU-Mitgliedstaaten unterschiedliche Begünstigungsrege- 
lungen für in der Land- und Forsfwirf Schaft verwendete 
Kraft- und Heizstoffe und damit erhebliche Wettbewerbs- 
unterschiede. Die Bundesregierung strebt daher weiterhin 
eine EU-weite Harmonisierung an. Unter umweltpoliti- 
schen Gesichtspunkten ist eine Harmonisierung auf ho- 
hem Niveau wünschenswert, um Anreize für einen spar- 
samen und effizienfen Umgang mif fossilen Brennsfoffen 
in der Landwirfschaft zu schaffen und gleichzeitig den 
Einsafz emeuerbarer Energien wettbewerbsfähig zu ma- 
chen. 

Landwirtschaftliche Unfallversicherung 

57 . Die Landwirtschaftliche Unfallversicherung (LUV) 
hat die Aufgabe - neben der Prävention von Arbeitsunfäl- 
len und Berufskrankheiten -, die in der Landwirtschaft 
Tätigen gegen die finanziellen Folgen eines Arbeitsun- 
falls oder einer Berufskrankheit abzusichem und mit allen 
geeigneten Mitteln die Gesundheit und Leistungsfähig- 
keit der Versicherten nach einem Versicherungsfall wie- 
derherzustellen. Die LUV ist ein fester Bestandteil des 
agrarsozialen Sicherungssystems. Die Zuschüsse an die 
Träger der LUV dienen zur Senkung der Unfallversiche- 
rungsbeiträge und damit zur kostenmäßigen Entlastung 
der zuschussberechtigten landwirtschaftlichen Unterneh- 
mer. Gleichzeitig erfolgt eine Annäherung der Belastung 
durch Unfallversicherungsbeiträge in den verschiedenen 
Regionen Deutschlands durch unterschiedlich hohe Ent- 
lastungsraten bei den verschiedenen landwirtschaftlichen 
Berufsgenossenschaften. 

Ökologischer Landbau 

58 . Der ökologische Landbau gilt als eine besonders 
nachhaltige Form der Landbewirtschaftung. Zur weiteren 
Verbesserung der Rahmenbedingungen für die Entwick- 
lung dieses Sektors wurde im Jahr 2001 das Bundespro- 
gramm Ökologischer Landbau aufgelegt. Das Programm 
soll zu einem nachhaltigen Wachstum beitragen, das auf 
einer ausgewogenen Expansion von Angebot und Nach- 
frage beruht. Aufbauend auf der Identifikation von Pro- 
blemen und Entwicklungspotenzialen setzen in dem Pro- 
gramm Fördermaßnahmen dort an, wo durch das 
Schließen von Förderlücken effizient Wachstum ange- 
schoben werden kann. Mit dieser Zielrichtung werden 
unterschiedliche Maßnahmen für alle Teile der Produk- 
tionskette einbezogen: von der landwirtschaftlichen Pro- 
duktion über Erfassung und Verarbeitung, Handel, Ver- 
marktung bis hin zum Verbraucher. 

Im Rahmen dieses Programms wurden verschiedene För- 
derrichtlinien konzipiert: Durch die finanzielle Unterstüt- 
zung von Forschungs- und Entwicklungsvorhaben sowie 
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von Maßnahmen zum Wissenstransfer sollen Wissens- 
und Erfahrungslüeken entlang der gesamten Wertsehöp- 
fungskette abgebaut werden. Ferner wird die Beratung 
landwirtsehaftlieher Betriebe hinsiehtlieh der Umstellung 
auf Ökologisehen Landbau bezusehusst. Darüber hinaus 
werden seit 2005 Zuwendungen für Maßnahmen und Ak- 
tivitäten zur Information von Verbrauehem über ökolo- 
gisch erzeugte Produkte sowie für die Teilnahme an inter- 
nationalen Messen und Ausstellungen, die auf dem 
Gebiet der Bundesrepublik Deutschland stattfinden, ge- 
währt. 

Markteinführung nachwachsender Rohstoffe 

59. Nachwachsende Rohstoffe können einen wichtigen 
Input zu einer nachhaltigen Rohstoffversorgung leisten. 
Als emeuerbare Ressource tragen sie insbesondere zum 
Umwelt- und Klimaschutz, zur Schonung endlicher fossi- 
ler Energieträger und zur Sicherung von Wertschöpfung 
und Beschäftigung im ländlichen Raum bei. Die Gewäh- 
rung von zeitlich befristeten Subventionen erfolgt mit der 
Zielsetzung, noch bestehende Wettbewerbsdefizite der 
nachwachsenden Rohstoffe zu verkleinern, um ihnen den 
Marktzugang zu ermöglichen. Dies trägt auch dazu bei, 
dass Wettbewerbsverzerrungen durch nicht intemali- 
sierte externe Kostenbestandteile bei konventionellen 
Energieträgern verringert werden. Auf Dauer müssen sich 
diese Technologien selbst tragen. 

Mit der derzeitigen Mineralölsteuerbegünstigung für Bio- 
kraftstoffe hat die Bundesregierung einen deutlichen An- 
reiz gesetzt, damit sich diese Alternative zu fossilen 
Kraftstoffen in Deutschland dynamisch entwickelt und 
die in der Biokraftstoffrichtlinie der EU gesetzten Aus- 
bauziele erreicht werden. Die Steuerbegünstigung für 
Bioheizstoffe trägt dazu bei, dass sich diese Klima scho- 
nenden Energieträger auf dem Markt zunehmend stärker 
behaupten können. Die Bundesregierung beabsichtigt, 
zum 1. Januar 2007 die bisherige Steuerbefreiung durch 
eine Quotenlösung für Biokraftstoffe zu ersetzen. Bei der 
Umstellung werden auch befriedigende Regelungen für 
reine Biokraftstoffe zu treffen sein. 

5.4 Gewerbliche Wirtschaft 
Steinkohlenbergbau 

60. Die Förderkosten des deutschen Steinkohlenberg- 
baus sind insbesondere aufgrund der hiesigen geologi- 
schen Abbaubedingungen nicht wettbewerbsfähig. Im 
Hinblick auf die Rolle des deutschen Steinkohlenberg- 
baus für die Energieversorgung und um eine regional-, 
beschäftigungs- und sozialverträgliche Umstrukturierung 
zu ermöglichen, gewähren Bund und Nordrhein- Westfa- 
len plafondierte und degressiv gestaltete Hilfen zur För- 
derung des Absatzes (Ausgleich der Differenz zwischen 
heimischen Förderkosten und Weltmarktpreis) und zur 
Bewältigung der notwendigen Stilllegungsmaßnahmen. 
Die RAG AG (RAG) beteiligt sich mit Erträgen ihres Be- 
teiligungsbereichs seit dem Jahr 2001 an der Finanzie- 
mng dieser Hilfen mit einem jährlichen Eigenbeitrag. An 
die RAG wurden im Rahmen des Kohlekompromisses 


von 1997 auf der Grundlage des Steinkohlebeihilfenge- 
setzes sowie einer Rahmenvereinbarung im Zeitraum 
1997 bis einschließlich 2006 degressiv gestaffelte Hilfen 
durch den Bund im Gesamtumfang von 29,9 Mrd. Euro 
und durch Nordrhein- Westfalen im Gesamtumfang von 
4,9 Mrd. Euro ausgezahlt. Das Saarland hat sich an diesen 
Hilfen nicht beteiligt. 

Die von der Bundesregierung im Jahr 2003 beschlossene 
Anschlussregelung für die Sfeinkohlefinanzierung ab 
2006 sieht eine degressive Ausgestaltung der Beihilfen 
vor. Auf dieser Grundlage wurden für die Jahre 2006 bis 
2008 Zuwendungsbescheide erlassen. Die Auszahlung 
wird für diese Jahre jeweils ersf im Januar des Folge- 
jahres erfolgen (2007: 1 937 Mio. Euro; 2008: 

1 900 Mio. Euro; 2009: 1 862 Mio. Euro). NRW leisfef 
für diese Jahre Finanzhilfen in Höhe von 564 Mio. Euro, 
540 Mio. Euro bzw. 516 Mio. Euro. Der jährliche Eigen- 
beifrag der RAG beläuft sich auf 150 Mio. Euro. Der 
Koalitionsvertrag enthält den Auftrag, mögliche zusätzli- 
che Einsparungen bei den künftigen Steinkohlebeihilfen 
ab 2009 unter Berücksichtigung des Gebots der Sozial- 
verträglichkeit zu prüfen. Zudem wird darin festgestellt, 
dass es für die Zeif nach 2008 keine Rechtsansprüche 
gibt. 

61. Arbeitnehmern des Steinkohlenbergbaus, die auf- 
grund von Stilllegungs- und Rationalisierungsmaßnah- 
men ab dem 50. Lebensjahr (unter Tage) oder dem 
55. Lebensjahr (über Tage) aus dem Bergbau vorzeitig 
ausscheiden, kann darüber hinaus Anpassungsgeld (APG) 
gewährt werden. Für den Zeitraum von längstens 5 Jahren 
bis zum Erreichen der Altersgrenze in der knappschaflli- 
chen Rentenversicherung erhalten diese Arbeitnehmer 
vom Bund (^/j) und den Revierländem (V3) APG in Höhe 
der knappschaftlichen Rentenanwartschaft zum Zeitpunkt 
der Entlassung. Ein APG-Fall kostet zurzeit im Durch- 
schnitt rd. 90,3 T Euro für die gesamfe APG-Laufzeif. 
Die Regelung gilf für Bergleufe, die bis Ende 2008 aus- 
scheiden. 

Aus dem Lohnsteueraufkommen werden unter Tage täti- 
gen Bergleuten außerdem 5 Euro je Schicht als „Berg- 
mannsprämie“ gezahlt. Diese Prämie wurde 1956 als 
staatliche Anerkennung für die risikoreiche Täfigkeit der 
Bergleufe eingeführt. 

Rationelle Energieverwendung und erneuerbare 
Energien 

62. Die Sicherstellung einer nachhaltigen Energiever- 
sorgung unter Berücksichtigung ökonomischer und öko- 
logischer Ziele ist ein zentrales Anliegen der Bundesre- 
gierung. Im Interesse der Sicherung endlicher 
Energieressourcen und im Hinblick auf den Umwelt- und 
Klimaschutz soll der Anteil emeuerbarer Energien an der 
Stromversorgung bis zum Jahr 2010 auf mindestens 
12,5 Prozent und bis 2020 auf mindestens 20 Prozent ge- 
steigert werden. Der Anteil der emeuerbaren Energien am 
Primärenergieverbrauch soll bis 2010 auf mindestens 
4,2 Prozent steigen. Ziel ist auch hier ihre Wettbewerbsfä- 
higkeit am Markt, damit sie sich auf Dauer behaupten 
können. Bis Mitte des Jahrhunderts sollen emeuerbare 
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Energien dann rund die Hälfte des Energieverbrauehs 
deeken. Zugleieh muss der Energieverbraueh insgesamt 
reduziert werden. Die Energie- und Rohstoffproduktivität 
soll bis 2020 gegenüber 1990 verdoppelt werden. Über 
die zur Erreiehung dieser Ziele eingeführten gesetzliehen 
Maßnahmen (wie Stromeinspeisevergütungen naeh dem 
Emeuerbare Energien-Gesetz, Kraft-Wärme-Kopplungs- 
gesetz, sonstige ordnungsreehtliehe Regelungen, Ökolo- 
gisehe Steuerreform) hinaus werden aueh Finanzhilfen 
und Steuervergünstigungen gewährt. 

63 . Mit dem Marktanreizprogramm zur Förderung von 
Maßnahmen zur Nutzung emeuerbarer Energien wird seit 
der Einführung der ökologisehen Steuerreform die Er- 
riehtung von Anlagen zur Erzeugung von Strom und/oder 
Wärme aus emeuerbaren Energien unterstützt. Die ganz 
überwiegende Anzahl der Förderanträge betrifft hierbei 
Anlagen zur Wärmeerzeugung (z. B. Solarkollektoren, 
Biomasseanlagen ete.). Bis 2005 wurden hierfür über 
590 Mio. Euro ausgezahlt. Die Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau (KfW) hat bis 2005 ergänzend bei Biogasanlagen, 
größeren Anlagen zur Verfeuerung fester Biomasse, An- 
lagen zur Nutzung der Tiefengeothermie und kleineren 
Wasserkraftanlagen Förderdarlehen gewährt, die zum Teil 
aus dem Programm mit Teilsehulderlassen zusätzlieh ver- 
billigt wurden. 

Zur Erhöhung der Energieproduktivität werden vom 
Bund über das KfW-C02-Gebäudesanierungsprogramm 
erhebliehe Mittel zur Verfügung gestellt. 

64 . Darüber hinaus setzt die Bundesregierung in ihrer 
Energieeinsparstrategie weiter auf die Beeinflussung des 
Verbraueherverhaltens dureh vielfältige Beratungs- und 
Informationsangebote. Gefördert wird die vom Verbrau- 
eherzentrale Bundesverband e.V. (vzbv) organisierte 
Energieeinsparberatung der Verbraueherzentralen, mit der 
jährlieh zwisehen 70 000 bis 90 000 private Verbraueher 
zu Fragen der Energieeinsparung erreieht werden, sowie 
die Vor-Ort-Beratung bei bestehenden Gebäuden. Die 
Anträge in diesem Programm haben sieh im Jahr 2005 
gegenüber 2004 verdoppelt. 12 500 Gebäudeeigentümer 
wurden von qualifizierten Faehleuten über energiespa- 
rende Maßnahmen dureh Wärmedämmung und Hei- 
zungsmodemisierung eingehend beraten. Diese Bera- 
tungsform wird zunehmend aueh im Zusammenhang mit 
der Vergabe von zinsverbilligten Krediten der KfW-För- 
derbank in Ansprueh genommen. 

Technologie- und Innovationsförderung 

65 . Als Subventionen im Sinne von § 12 StWG sind im 
Forsehungsbereieh nur die Fördermaßnahmen für private 
Unternehmen anzusehen, die unmittelbar darauf geriehtet 
sind, die Leistungskraft der Unternehmen bei solehen 
Vorhaben zu stärken, deren Markteinführung und damit 
wirtsehaftliehe Verwertung in übersehaubarem Zeitraum 
mit relativ großer Wahrseheinliehkeit zu erwarten ist. Die 
Kriterien zur Abgrenzung von Finanzhilfen im For- 
sehungsbereieh wurden mit dem vorliegenden Subven- 
tionsberieht präzisiert. Forsehungsmaß nahmen werden 
dann nieht als Finanzhilfe berüeksiehtigt, wenn damit 
Forsehungseinriehtungen, die keine Unternehmen sind. 


gefördert werden oder wenn die Forsehungsergebnisse 
sieh nieht eigentumsreehtlieh für das forsehende Unter- 
nehmen sehützen lassen. 

66. Mit dem Programm „Förderung von Forsehung und 
Entwieklung bei Waehstumsträgem in benaehteiligten 
Regionen (INNO-WATT)“ wird der wirtsehaftliehe Auf- 
holprozess in benaehteiligten Regionen unterstützt. Ne- 
ben den ostdeutsehen Fläehenländem ist ganz Berlin in 
die Förderung einbezogen. Das Programm gewährt nieht 
rüekzahlbare Zusehüsse für Forsehung und Entwieklung 
an innovative kleine und mittlere Unternehmen und 
externe Industrieforsehungseinriehtungen, um die Dureh- 
führung hoehwertiger und risikoreieher Projekte mit 
hoher Marktrelevanz zu ermögliehen und die Wettbe- 
werbsfähigkeit der Antragsteller zu stärken. Die kontinu- 
ierlieh durehgeführte Erfolgskontrolle gewährleistet, dass 
die Zuwendungsempfänger ihre FuE-Ergebnisse efflzienf 
und wirksam am Markt umsetzen oder in kleine und mitt- 
lere Unternehmen transferieren. Somit werden mit 
diesem Programm nur solehe mittelständisehen Unter- 
nehmen und externe Industrieforsehungseinrichtungen 
gefördert, die sieh als Waehstumsträger erweisen. Als Fi- 
nanzhilfe berüeksiehtigt wird nur derjenige Teil des Pro- 
gramms, der nieht auf externe Industrieforsehungsein- 
riehtungen entfällt. 

Das Programm INNO-WATT bauf auf der erfolgreiehen 
ProjekffÖrderung des Ende 2003 ausgelaufenen FuE-Son- 
derprogramms für die neuen Bundesländer auf und modi- 
fiziert diese mit dem Ziel weiterer Effizienzerhöhung. 

67 . Im Rahmen des Programms „Förderung und Unter- 
stützung Teehnologieorientierter Untemehmensgründun- 
gen“ (FUTOUR 2000) werden dureh eine den Erforder- 
nissen der Gründer angepasste Förderkombination 
Existenzgründungen in den neuen Ländern unterstützt. 
Das Programm wurde mit Wirkung vom 1. Januar 2004 
eingestellt. 

68. Große Bedeutung für kleine und mittlere Unterneh- 
men hat das im Sommer 1999 gestartete bundesweite und 
teehnologieübergreifende Förderprogramm „Innovations- 
kompetenz mittelständiseher Unternehmen“ (PRO 
INNO). 

Damif werden versehiedene Formen der Forsehungsko- 
operation gefördert, um die Innovationskompetenz von 
kleinen und mittleren Unternehmen zu erhöhen. Das Pro- 
gramm hat mit einem Anteil von 60 Prozent der Förder- 
mittel eine große Bedeutung für den Umsfrukturierungs- 
und Aufholprozess in den neuen Bundesländern erlang!. 
PRO INNO ist so konzipiert, dass die Unternehmen zu 
Innovationssprüngen und neuen Lemstufen im kooperati- 
ven Verhalten angeregt werden und mit der Förderung 
immer wieder neue Unternehmen an die FuE-Kooperatio- 
nen herangeführt werden. PRO INNO zielt somit auf für 
mittelständisehe Unternehmen erforderliehe Ansehubwir- 
kungen und fördert keine „Dauersubventionsmentalität“ 
eines begrenzten Kreises von Zuwendungsempfängem. 
Die Verwertung der Ergebnisse und Orientierung auf den 
Markt sind wiehtige Prüfpunkte der abzusehließenden 
Kooperationsvereinbarungen. Diese müssen konkrete 
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Festlegungen für die künftige gemeinsame Vermarktung 
der Ergebnisse enthalten, die auch Gegenstand der gene- 
rellen Erfolgskontrolle der Förderprojekte sind. 

Hilfen für bestimmte Industriebereiche 

Schiffbau 

69 . Ein wettbewerbsfähiger deutscher Schiffbaustandort 
ist eine wesentliche Voraussetzung für die Sicherung von 
Beschäftigung im maritimen Bereich. Die Bundesregie- 
rung hat hierzu ihre Schiffbaupolitik an die veränderten 
internationalen Rahmenbedingungen angepasst. Die bis- 
herige direkte Subventionierung von Kaufverträgen 
wurde beendet. Zukünftig wird es in erster Linie darauf 
ankommen, die Anstrengungen der heimischen Werften 
zur Stärkung ihrer Wettbewerbskraft zu unterstützen. In- 
nerhalb des neu aufgelegten Förderprogramms „Innovati- 
ver Schiffbau sichert wettbewerbsfähige Arbeifspläfze“ 
können deufsche Werften eine sfaatliche Befeiligung am 
Innovationsrisiko von bis zu 20 Prozent der Aufwendun- 
gen für Investitionen, Enfwurfs-, Ingenieur- und Tesffä- 
tigkeifen beanfragen. Diese Innovationsförderung wird 
ausschließlich als beding! rückzahlbarer Zuschuss ge- 
währt. Die Rückzahlung wird abhängig gemacht von 
wirtschaftlichen Erfolgen - z. B. Folgeaufträge - die 
durch die geförderten Innovationen eintreten. 

70 . Ein weiteres Instrument sind Zinszuschüsse für 
Exportkredite auf CIRR-Basis (Commercial interest 
reference rate, d. h. Verbilligung auf marktnahen Refe- 
renzzinssatz) auf der Grundlage der OECD-Exportkredit- 
vereinbarung vom 15. April 2002. Das Programm ist so 
konzipiert, dass je nach Zinssituation auch Einnahmen 
möglich sind, die die Belastung des Haushaltes entspre- 
chend mindern. Die Richtlinie ist zum 31. Dezember 
2005 ausgelaufen. 

71 . Die rechtlichen Grundlagen für die bisherigen För- 
derprogramme sind im Jahr 2002 bzw. im März 2005 aus- 
gelaufen. Es handelt sich dabei um das Wettbewerbshilfe- 
und das Zinszuschussprogramm. 

Mit der Einleitung eines WTO-Streitbeilegungsverfah- 
rens gegen Korea im Oktober 2002 hatte die Europäische 
Kommission für die Dauer dieses Verfahrens befristete 
Schutzmaßnahmen für den Schiffbau zugelassen. Diese 
befristeten und auf bestimmte Marktsegmente reduzierten 
auftragsbezogenen Stützungsmaßnahmen waren Teil ei- 
ner handelspolitischen Maßnahme gegen Korea mit dem 
Ziel, die durch den unlauteren Wettbewerb Koreas her- 
vorgerufenen ernsthaften Schädigungen teilweise auszu- 
gleichen. Die Geltungsdauer der EG- Verordnung 
Nr. 1177/2002, zuletzt geändert durch die EG- Verord- 
nung Nr. 502/2004 ist an die Dauer des WTO- Verfahrens 
gebunden und am 3 1 . März 2005 ausgelaufen. 

Das Zinszuschussprogramm nach den Regelungen der 
Exportkreditvereinbarung von 1981 ist mit der Inkraftset- 
zung der neuen OECD-Exportkreditvereinbarung vom 
15. April 2002 außer Kraft gesetzt worden. Innerhalb der 
letzten Jahre wurden ohnehin aufgrund des niedrigen 
Zinsniveaus keine Neuzusagen mehr erteilt. Die im Haus- 


haltsplan 2003 ff. bereit gestellten Barmittel dienen der 
Ausfinanzierung der eingegangenen Verpflichtungen. 

Luft- und Raumfahrtindustrie 

72 . Der Bund gewährt für den Export von Airbus- 
Flugzeugen seit 1986 Absatzfinanzierungshilfen im Rah- 
men des OECD-Sektorenabkommens für den Export von 
Großraumflugzeugen (LASU). Die Absatzfinanzierungs- 
hilfen unterstützen durch die Herstellung gleicher Wett- 
bewerbsbedingungen mit den US-Konkurrenten die 
Wettbewerbsfähigkeit in Deutschland produzierter Luft- 
fahrtindustrieprodukte. 

Regionale Strukturpolitik 

73 . Vorrangiges Ziel der regionalen Strukturpolitik ist 
die Schaffüng neuer, wettbewerbsfähiger Dauerarbeifs- 
pläfze sowie die Sicherung besfehender Arbeifspläfze in 
sfrukfurschwachen und vom Sfrukfurwandel besonders 
befroffenen Gebiefen. Das wichtigsfe Insfrumenf hierzu 
isf die Gemeinschaffsaufgabe „Verbesserung der regiona- 
len Wirtschaftsstruktur“ (GA). Förderregeln, Förderge- 
biete, Mittelausstattung und Förderschwerpunkt der Län- 
der sind im 34. GA-Rahmenplan aufgeführt. 

Die GA-Förderung ist ein zentrales Element des Förder- 
systems zur wirtschaftlichen Entwicklung in den neuen 
Ländern. Die GA-Bundesmittel sind Bestandteil von 
Korb 11 des Solidarpakts 11. Im Regierungsentwurf zum 
Bundeshaushalt 2006 stehen GA-Mittel für die alten so- 
wie die neuen Länder und Berlin in Höhe von rd. 
486 Mio. Euro zur Verfügung. 

Zusätzlich können durch einen Rückeinnahmevermerk 
von den Investoren zurückfiießende Zuwendungen zur 
Verstärkung der Investitionsförderung eingesefzt werden. 
Die Mittel können jeweils an die Länder für neue Bewilli- 
gungen zurückfiießen. Damit wird die Flexibilität der ein- 
gesetzten Bundesmittel erhöht. 

Sonstige Maßnahmen 

ERP-Sondervermögen 

74 . Aus dem ERP-Sondervermögen werden durch Be- 
reitstellung zinsgünstiger Finanzierungshilfen Existenz- 
gründer und mittelständische Betriebe der gewerblichen 
Wirtschaft sowie die Angehörigen der Freien Berufe ge- 
fördert. ERP-Kredite stehen insbesondere für die Errich- 
tung oder Übernahme wettbewerbsfähiger Betriebe, für 
Investitionsmaßnahmen zur Stärkung von bestehenden 
kleinen und mittleren Unternehmen, für Umweltschutz- 
und Energiesparmaßnahmen sowie Irmovationsmaßnah- 
men zur Verfügung. 

75 . Seit dem 1. Januar 1997 ist auch das Eigenkapital- 
hilfeprogramm (EKH) Bestandteil der ERP-Förderung. 
Zinsgünstige Kredite und Eigenkapitalhilfe aus dem 
ERP-Programm können von Existenzgründem miteinan- 
der kombiniert in Anspruch genommen werden. Bis Ende 
1996 wurde das EKH-Programm direkt aus dem Bundes- 
haushalt finanziert. Wegen der Kreditlaufzeit von insge- 
samt 20 Jahren sind für die „Altverträge“ auch weiterhin 
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Mittel im Bundeshaushalt notwendig. Seit 1. März 2004 
wird das EKH-Programm unter der Bezeiehnung „ERP- 
Kapital für Gründung“ weitergeführt. 

76. Aus den ERP-Wirtsehaflsplänen 1990 bis 2004 sind 
zur Förderung der Wirtsehaft in Deutsehland rüekzahl- 
bare Mittel von insgesamt 82 Mrd. Euro eingesetzt wor- 
den. 

77. ln der Koalitionsvereinbarung vom 11. November 
2005 wurde vereinbart „die Förderung des ERP-Sonder- 
vermögens vollständig zu erhalten“. Am 9./10. Januar 2006 
wurde per Kabinettbesehluss (Genshagen) besehlossen: 
„Die Potenziale bei Einzelmaßnahmen werden ausge- 
sehöpft. Hierzu zählen insbesondere die Neuordnung des 
ERP- Sondervermögens“ . 

Maßnahmen zur Förderung kleiner und mittlerer 
Unternehmen 

78. Die Fördermaßnahmen zur Steigerung der Leis- 
tungs- und Wettbewerbsfähigkeit mittelständiseher 
Unternehmen und Freier Berufe sowie die Hilfen für 
Exisfenzgründer sind wiehtige Bestandfeile der Mittel- 
sfandspolitik der Bundesregierung. Die Sehwerpunkfe 
liegen bei der Beratung von Unternehmern und Existenz- 
gründem, der Sehulung von Betriebsinhabem, Mitarbei- 
tern und Auszubildenden, bei Maßnahmen der berufli- 
ehen Qualifizierung sowie bei Bau und Ausstattung 
entspreehender Berufsbildungsstätten und deren Weiter- 
entwieklung zu Teehnologie-Transferzentren (sog. 
Gewerbeförderung). Die erhebliehen finanziellen Auf- 
wendungen des Bundes in Höhe dreistelliger Millionen- 
beträge kennzeiehnen das fundamentale Interesse an ei- 
nem leistungsfähigen Mittelsfand. 

Kleine und mittlere Unternehmen tragen überdureh- 
sehnittlieh zur Sieherung des Wettbewerbs und damit 
zum Waehstum und zur Sehaffung von Arbeits- und Aus- 
bildungsplätzen bei. Sie sind ein dynamiseher Faktor bei 
der Bewältigung struktureller Anpassungsprozesse. Dies 
gilt insbesondere für die neuen Länder. Die Wirtsehaffs- 
politik der Bundesregierung sefzf deshalb in besonderer 
Weise auf die Sfärkung mittelsfändiseher Strukturen. 
Leitmotiv aller Förderungsmaßnahmen ist dabei das Prin- 
zip der „Hilfe zur Selbsthilfe“. Die Förderung soll den 
Unternehmen keine Existenzgarantie, sondern einen An- 
stoß zur Verstärkung der Eigeninitiative geben. 

79. Im Dezember 2005 wurde das überarbeitete ERP- 
Innovationsprogramm neu gestartet. Es dient der langfris- 
tigen Finanzierung marktnaher Forsehung und der Ent- 
wieklung neuer Produkte, Verfahren oder Dienstleistun- 
gen sowie ihrer Markteinführung. Mif Hilfe sehr 
günsfiger, zinsbezusehussfer Darlehen soll der Mittel- 
sfand bei der Ausnutzung seiner Innovationspotenziale 
unterstützt werden. 

5.5 Verkehrswesen 

80. Subventionen im Verkehrswesen zielen insbeson- 
dere auf die Förderung alternativer Kraftstoffe des öffent- 
liehen Personennah- und des Sehienenverkehrs ab. Einige 


Maßnahmen wurden mit dem Gesetz zum Einstieg in die 
Ökologisehe Steuerreform eingeführt. So gelten für flüs- 
sig- und erdgasbefriebene Fahrzeuge ermäßigfe Mineral- 
ölsfeuersäfze und der öffentliehe Personennahverkehr er- 
hälf einen Teil seiner Mineralölsfeuerbelastung auf 
Kraftstoffe zurüek. Der Sehienenverkehr wird zusätzlieh 
bei der Stromsteuer entlastet. Diese mineralöl- und strom- 
steuerliehen Begünstigungen wurden zuletzt dureh das 
Haushaltsbegleitgesetz 2004 um rd. 12 Prozent gekürzt. 

81. Um die Herstellung und Ansehaffung emissionsar- 
mer und verbrauehsgünstiger Kraftfahrzeuge zu fordern, 
werden besonders sehadsfoff- und C02-reduzierfe Perso- 
nenkraftwagen und solehe mit Elektroantrieb befristet 
von der Kraftfahrzeugsteuer befreit. Naeh Ablauf der 
Steuerbefreiung gelten abgesenkte Steuersätze. Alle 
Nutzfahrzeuge mit Elektroantrieb und besonders emis- 
sionsreduzierte sehwere Nutzfahrzeuge werden ebenfalls 
ermäßigt besteuert. 

5.6 Wohnungswesen 

82. Subventionen für das Wohnungswesen haben in ers- 
ter Linie die Aufgabe, 

- dureh Bestandsmaßnahmen und Angebotsausweitung 
die Wohnungsversorgung von Haushalten zu verbes- 
sern, die sieh aus eigener Kraft nieht angemessen mit 
Wohnraum versorgen können, 

- die Vermögensbildung und Altersvorsorge dureh 
Wohneigentum zu unterstützen und 

- zur Verwirkliehung einer naehhaltigen Energiepolitik 
dureh Energieeinsparung und CO 2 Minderung beizu- 
tragen. 

ln den neuen Ländern kommen Maßnahmen zur Stabili- 
sierung infolge hoher Leerstände existenzgefährdeter 
Wohnungsuntemehmen hinzu. 

Angesiehts insgesamt ausgegliehener Wohnungsmärkte 
und einer moderaten Mietentwieklung hat das Ziel der 
Angebotsausweitung an Bedeutung verloren. Außerdem 
haben sieh regionale Untersehiede mit Überangebot vor 
allem in den neuen Ländern und angespannten Woh- 
nungsmärkten in einigen westliehen Ballungszentren he- 
rausgebildet. Aus diesen Gründen verlagert sieh der 
Sehwerpunkt der Wohnungspolitik stärker auf die Woh- 
nungsbestände; gleiehzeitig ist ein regional flexibler Mit- 
teleinsatz notwendig, da nur so die Effizienz staatlieher 
Förderung gewährleistet werden kann. 

KfW-Programme zur Sanierung und Modernisierung 
des Wohnungsbestandes 

83. Mit dem im Jahr 2001 aufgelegten KfW-C02.Ge- 
bäudesanierungsprogramm wurden gezielt Anreize zur 
C02.Reduzierung gegeben. Mit einem Volumen von 
5,2 Mrd. Euro zinsverbilligter Darlehen konnten Maß- 
nahmepakete z. B. aus Heizungsmodemisierung, Wärme- 
dämmung oder Fensteremeuerung an 312 527 Wohnun- 
gen des Altbaubestandes gefördert werden. Hierfür 
erhielf die KfW von 2001 bis 2005 Zinszusehüsse in 
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Höhe von insgesamt 1,422 Mrd. Euro aus dem Bundes- 
haushalt. Es werden Maßnahmen gefördert, die den CO 2 - 
Ausstoß in der Regel um mindestens 40 kg/m^ Wohnflä- 
che reduzieren. 

Ab 2003 wurde mit einem neuen Programmteil zusätzlich 
die Erreichung des „Niedrigenergiehausniveaus im Be- 
stand“ (Einhaltung Neubau-Niveau der Energieeinspar- 
verordnung), der Austausch von Gas-, Öl- und Kohleein- 
zelöfen, Kohle- und Nachtspeicherheizungen sowie der 
Einbau von Gas- und Ölbrennwertkesseln in Kombina- 
tion mit Solaranlagen gefördert. Zudem erfolgte eine För- 
derung des Neubaus von „KfW-Energiesparhäusem 40“ 
einschließlich Passivhäusem und der Sanierung von Alt- 
bauten auf Energiesparhausniveau, d. h. auf ein Niveau, 
welches die Anforderungen der Energieeinsparverord- 
nung nochmals deutlich unterschreitet. Die Förderung er- 
folgte durch zinsgünstige Darlehen der KfW (bis zu 
3 Prozent Zinsverbilligung über einen Zeitraum von 
10 Jahren), bei der Sanierung auf Niedrigenergiehaus - 
Standard in Kombination mit einem Teilerlass des Darle- 
hens (sog. Teilschulderlass). 

Das KfW-C02-Gebäudesanierungsprogramm gehört ne- 
ben der Energieeinsparverordnung zu den zentralen Ele- 
menten der Klimaschutzpolitik im Gebäudebereich. Des- 
halb wurde im Koalitionsvertrag vom 18. November 

2005 vereinbart, das Fördervolumen dieses Programms 
erheblich zu erhöhen sowie seine Wirksamkeit und At- 
traktivität entscheidend zu verbessern. Das KfW-C02- 
Gebäudesanierungsprogramm ist Bestandteil des Pro- 
gramms für Wachsfum und Beschäftigung, zwischen 

2006 und 2009 sollen jährlich rd. 1,4 Mrd. Euro bereitge- 
stellt werden. 

Der über die KfW Förderbank abzuwickelnde Förderfeil 
wird dabei jährlich 1 Mrd. Euro im Zeifraum von 2006 
bis 2009 befragen. Neben der bisherigen Darlehensförde- 
rung (Zinsverbilligung und Tilgungszuschüsse) sollen 
neu auch direkfe Zuschüsse vergeben werden. Darüber 
hinaus isf vorgesehen, über die KfW Förderbank auch 
Kommunalkredite für die energetische Sanierung von 
Kindergärten und Schulgebäuden zu gewähren. 

Ziel dieser Maßnahme ist, mit Hilfe von attraktiven und 
wirkungsvollen Programmen zur Energieeinsparung bei- 
zutragen, die Konjunktur zu unterstützen und Arbeits- 
plätze zu erhalten beziehungsweise neu zu schaffen. 

84 . ln den Jahren 2003 und 2004 unterstützte der Bund 
zusätzlich mit dem KfW-Wohnraum-Modemisierungs- 
programm 2003 Eigenheimbesitzer, private Vermieter, 
Wohnungsgesellschaften und Wohnungsgenossenschaf- 
ten bei der Durchführung von Invesfitionsmaßnahmen. 
Gefördert wurden bundesweit vorrangig Maßnahmen 
zum Zwecke der Modernisierung und der Instandsetzung 
von bestehenden, vermieteten und selbst genutzten 
Wohngebäuden. Der Zinssatz wurde in den ersten vier 
Jahren (bei Antragstellung ab 1 . Januar 2004 in den ersten 
drei Jahren) aus Mitteln des Bundes verbilligt. Hierfür 
sfellf der Bund bis zum Jahr 2008 Haushalfsmittel in 
Höhe von nunmehr 260 Mio. Euro zur Verfügung. Das 
Programm lief planmäßig am 3 1 . Dezember 2004 aus. 


Soziale Wohnraumförderung 

85 . Der soziale Wohnungsbau haf einen wichtigen Bei- 
trag zur allgemeinen Versorgung der breiten Schichten 
der Bevölkerung mit Wohnraum geleistet. Angesichts der 
im Durchschnitt erreichten guten bis sehr guten Woh- 
nungsversorgung wurde der soziale Wohnungsbau seit 
2002 zu einer sozialen Wohnraumförderung weiterent- 
wickelt, die in größerem Umfang den vorhandenen Woh- 
nungsbestand einbezieht und sich stärker auf Haushalte 
konzentriert, die sich nicht aus eigener Kraft am Woh- 
nungsmarkt angemessen versorgen können. 

Im Hinblick auf die in den vergangenen Jahren in den 
meisten Regionen entspannten Wohnungsmärkte wurden 
die jährlichen Förderprogramme für neue Maßnahmen 
der sozialen Wohnraumförderung zurückgeführf. Da auch 
der Wohnungsbau in Deutschland insgesamt zurückge- 
gangen ist, liegt der Anteil des geförderten Wohnungs- 
baus an den jährlich neu gebauten Wohnungen in den 
letzten Jahren weiterhin bei 11 bis 12 Prozent. 

Städtebauförderung 

86. Mit der Städtebauförderung steht dem Bund ein 
wichtiges Instrument für eine nachhaltige Sfadfentwick- 
lung sowie Wachstum und Beschäftigung zur Verfügung. 
Die Förderung dienf der Sfärkung von Innensfädfen und 
Orfszenfren, des städfebaulichen Denkmalschufzes sowie 
der Wiedemufzung von Brachflächen im Rahmen sfädfe- 
baulicher Erneuerung und Entwicklung („klassische Städ- 
tebauförderung“). Mit neuartigen Maßnahmen wird auf 
aktuelle Herausforderungen reagiert. Das Sonderpro- 
gramm Stadtumbau Ost steigert mit der Förderung von 
Rückbau- und Aufwertungsmaßnahmen nicht nur die 
Attraktivität von Städten, sondern trägt auch zur Stabili- 
sierung der Wohnungswirtschaft in den neuen Ländern 
bei. Um den Strukturwandel auch in den alten Ländern zu 
bewältigen, wurde 2004 analog das Programm Stadtum- 
bau West gestartet. Ferner werden bundesweit im Rah- 
men der Städtebauförderung mit dem Programm Soziale 
Stadt Investitionen in städtebauliche Maßnahmen zur Sta- 
bilisierung und Aufwertung von Gebieten eingesetzt, die 
aufgrund der Zusammensetzung und wirtschaftlichen Si- 
tuation der darin lebenden und arbeitenden Menschen er- 
heblich benachteiligt sind. Insgesamt werden für alle 
Maßnahmen im Bereich der Städfebauförderung durch 
den Bund jährlich rd. 500 Mio. Euro aufgebracht. 

Bundesfinanzhilfen für die Sfädfebauförderung werden 
nach Artikel 104a Abs. 4 GG den Gemeinden gewährt. 
Die Gemeinden verwenden die Städtebauförderungsmit- 
tel (Bundesfinanzhilfen und die Kofinanzierung durch die 
Länder sowie den selbst aufgebrachten kommunalen Ei- 
genanteil primär zur Erfüllung öffentiicher Aufgaben, 
z. B. bei der Aufwerfung der kommunalen Infrastruktur 
und des öffentlichen Raums, soweit privaten Endempfän- 
gem Mittel der Städtebauförderung gewährt werden, ge- 
schieht das vor allem, um ihnen Mehraufwendungen für 
ein besfimmfes, im öffenflichen Inferesse liegenden Han- 
delns zu ersefzen, z. B. erhöhfe Aufwendungen für die Er- 
haltung und Wiederherstellung von Baudenkmalen und 
sonstigen Gebäuden, die das Stadtbild prägen. Nur dieser. 
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auf private Endempfanger entfallende Anteil, der auf 
rund V 3 der gesamten Mittel gesehätzt wird, ist als Fi- 
nanzhilfe im Sinne von § 12 StWG im Subventionsbe- 
rieht erfasst. 

Steuerliche Wohneigentumsförderung 

87. 1996 wurde die steuerliche Förderung des Wohnei- 
gentums (im Wesentlichen §§ lOe, 34f EStG) auf eine 
progressionsunabhängige Zulage nach dem Eigenheimzu- 
lagengesetz umgestellt. Durch eine im Voraus kalkulier- 
bare Zulage sollte insbesondere Schwellenhaushalten und 
Familien mit Kindern der Weg ins Eigentum erleichtert 
werden. Von 1995 bis 2004 wurden insgesamt rund vier 
Mio. Haushalte gefordert. 

88. Mit der Reform der Eigenheimzulage zum 
1. Januar 2004 wurde die Neubauzulage auf das Niveau 
der Bestandszulage abgesenkt. Das heißt, die vorher be- 
stehende Ungleichbehandlung von Neubau und Bestand 
wurde aufgehoben, so dass günstig gelegene Bestands- 
wohnungen in den Innenstädten gegenüber Neubauten im 
Außenbereich vergleichsweise attraktiver für die Wohnei- 
gentumsbildung geworden sind. 

89. ln den lefzfen Jahren haben sich die Rahmenbedin- 
gungen auf den deufschen Wohnungsmärkten grundle- 
gend geändert. Aufgrund der eingetretenen Marktent- 
spannung und der infolge gesunkener Zinsen und 
Baukosten stark verminderten Kosten des Eigentumser- 
werbs wurde die Eigenheimzulage für Neufälle ab 1 . Ja- 
nuar 2006 abgeschaffl. 

Die Eigenheimzulage kann für Altfälle bis 31. Dezember 
2005 in Anspruch genommen werden, wenn die Summe 
der positiven Einkünfte von 70 000/140 000 Euro für Al- 
leinsfehende/Eheleufe im zweijährigen Zeifraum zu- 
züglich 30 000 Euro für jedes Kind nicht überschritten 
wird. Eine Familie mit zwei Kindern kann somit die För- 
derung bis zu einem Gesamtbetrag der Einkünfte von 
200 000 Euro erhalten; kinderlose Erwerberpaare dage- 
gen nur bis zu 140 000 Euro. Die Förderung erstreckt sich 
über acht Jahre bei einer maximalen Grundzulage von 
1 250 Euro und einer Kinderzulage von 800 Euro pro 
Jahr. 

Unberührt bleiben alle bis zum 3 1 . Dezember 2005 von 
der Förderung noch erfassten Sachverhalte. Somit wird 
nicht in langjährige Planungen eingegriffen: Wer Wohnei- 
gentum schon hergestellt oder erworben hat oder einer 
Genossenschaft beigetreten ist oder bis zum 3 1 . Dezem- 
ber 2005 mit der Herstellung begonnen oder bis zu die- 
sem Zeitpunkt den notariellen Kaufvertrag abgeschlossen 
hat oder einer Genossenschaft beigetreten ist, erhält die 
Förderung nach den bisherigen Regelungen des Eigen- 
heimzulagengesetzes, sofern die weiteren rechtlichen Vo- 
raussetzungen für die Inanspruchnahme der Eigenheim- 
zulage erfüllf sind. 

Wohnungsförderung in den neuen Ländern 

90. Der Umsfrukturierungsprozess des osfdeufschen 
Wohnungsmarkfes isf noch nicht abgeschlossen. Von be- 


sonderer Bedeutung sind wegen der strukturellen Leer- 
standsprobleme Maßnahmen zur Stabilisierung der Woh- 
nungswirtschaft. Der Bund leistet hierzu durch die 
Verordnung zum Altschuldenhilfegesetz einen bedeuten- 
den Beitrag in den neuen Ländern. Wohnungsuntemeh- 
men, die durch erheblichen dauerhaften Leerstand in ihrer 
Existenz gefährdet sind, erhalten eine zusätzliche Alt- 
schuldenentlastung, die sich nach der Fläche abgerissener 
Wohnungen berechnet. Ab 2001 stellt der Bund bis 2012 
ein Finanzvolumen in Höhe von gut 1,1 Mrd. Euro bereit. 

Die Wohnraummodemisierung wurde in den neuen Län- 
dern direkt über das KfW-Wohnraum-Modemisierungs- 
programm 11 gefördert, dessen Kosten anders als noch 
beim vorangegangenen KfW-Wohnraum-Modemisie- 
rungsprogramm 1 von Bund und neuen Ländern hälftig 
getragen werden. Das allein durch den Bund mit 
7,05 Mrd. Euro finanzierte Programm 1 von 1990 ist An- 
fang 2000 mit der vollen Belegung des Kreditvolumens 
von 40 Mrd. Euro ausgelaufen. Das Nachfolgeprogramm, 
das KfW-Wohnraum-Modemisierungsprogramm 11, mit 
einer Laufzeit bis Ende 2002 hatte ein Kreditvolumen von 
2,4 Mrd. Euro. Für die Zinsverbilligung dieser Kredite 
stellt der Bund 240 Mio. Euro bereit. Nach Auslaufen 
dieses Programms stand ab April 2003 bis Ende 2004 das 
aus Haushaltsmitteln zinsverbilligte, bundesweite KfW- 
Modemisierungsprogramm 2003 zur Verfügung (vgl. 
Tz. 84). 

5.7 Sparförderung und Vermögensbildung; 

Förderung der Altersvorsorge 

Sparförderung und Vermögensbildung 

91 . Die Förderung vermögenswirksamer Leistungen der 
Arbeitnehmer durch die Arbeitnehmer-Sparzulage nach 
dem Vermögensbildungsgesetz soll den finanziellen An- 
reiz zu einer breiten Vermögensbildung stärken. Die För- 
derung ist seit 1990 darauf konzentriert, vermögenswirk- 
same Leistungen für das Bausparen, zur Entschuldung 
von Wohneigentum und für bestimmte betriebliche oder 
außerbetriebliche Vermögensbeteiligungen zu verwen- 
den. 

Durch die Anhebung der Einkommensgrenzen und die 
Einführung eines besonderen Anlagehöchsfbefrages mit 
höherem Zulagesatz für Befeiligungen zum 1. Januar 
1999 wurde die Breitenwirkung der Sparzulage verbes- 
sert und vor allem eine Umstrukturierung der Förderung 
mit dem Ziel vorgenommen, die Beteiligung der Arbeit- 
nehmer am Produktivkapital auszubauen. Diesem Ziel 
dient auch die Steuer- und Sozialabgabefreiheit verbillig- 
ter Überlassungen von Vermögensbeteiligungen nach 
§ 19a EStG. Diese 1984 eingeführte Regelung ist die ein- 
zige spezielle Förderung der Beteiligung von Arbeitneh- 
mern am Kapital des arbeitgebenden Unternehmens. 

92. Über das Vermögensbildungsgesetz (VermBG) hi- 
naus wird das Bausparen auch durch das Wohnungsbau- 
Prämiengesetz (WoPG) mit Bundesmitteln in der Größen- 
ordnung von 500 Mio. Euro jährlich gefördert. Wegen der 
notwendigen Haushaltskonsolidierung wurden im Rah- 
men des Haushaltsbegleitgesetzes 2004 die Förderungen 
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durch das Wohnungsbau-Prämiengesetz, das Fünfte Ver- 
mögensbildungsgesetz und den § 19a EStG zum 1. Januar 
2004 um jeweils 12 Prozent reduziert. 

93. Der Gesetzgeber gewährt seit 1974 einen Sparerfrei- 
betrag, der bei der Ermittlung der Einkünfte aus Kapital- 
vermögen abgezogen werden kann. Seit 2004 beträgt 
dieser Freibetrag 1 370 Euro/2740 Euro (Ledige/Verhei- 
ratete). Eine Absenkung ab 2007 ist geplant. Gründe für 
die Beibehaltung dieser Vergünstigung in gewisser Höhe 
bestehen weiterhin. Die Einkünfte aus Kapitalvermögen 
unterliegen mit dem Nominalwert (= Nennwert) der Be- 
steuerung; je geringer der Freibetrag ist, desto weniger 
wird der Berücksichtigung eines „gerechten“ Inflations- 
ausgleichs Rechnung getragen. Nach dem Urteil des Bun- 
desverfassungsgerichts zur Zinsbesteuerung vom 27. Juni 
1991 ist der Gesetzgeber gehalten, die Geldwertabhän- 
gigkeit und damit die gesteigerte Inflationsanfälligkeit 
der Einkunftsart Kapitalvermögen zu berücksichtigen. 

Förderung der Altersvorsorge 

94. Zum Aufbau einer zusätzlichen kapitalgedeckten 
Altersvorsorge („Riester-Rente“) wurde im Rahmen des 
Altersvermögensgesetzes (AVmG) mit Wirkung zum 
1 . Januar 2002 neben dem bereits bestehenden und durch 
das Alterseinkünftegesetz zwischenzeitlich modifizierten 
Sonderausgabenabzug für Vorsorgeaufwendungen nach 
§ 10 EStG ein neuer zusätzlicher Sonderausgabenabzugs- 
betrag eingeführt (§10a EStG). Dieser wird ergänzt um 
eine progressionsunabhängige Zulage, die es auch den 
Beziehern kleiner Einkommen und kinderreichen Fami- 
lien ermöglicht, eine staatlich geförderte Altersvorsorge 
aufzubauen. 

Die steuerliche Förderung der privaten kapitalgedeckten 
Altersvorsorge steht grundsätzlich jeder Person zu, die in 
der Bundesrepublik Deutschland der unbeschränkten Ein- 
kommensteuerpfiicht unterliegt (§ 1 EStG) und entweder 
von der Absenkung des Rentenniveaus in der gesetzli- 
chen Rentenversicherung bzw. von der Absenkung des 
Versorgungsniveaus durch das Versorgungsänderungsge- 
setz 2001 wirtschaftlich betroffen ist und diesem Alterssi- 
cherungssystem weiterhin „aktiv“ angehört. Gefördert 
werden Anlagen, die bis zur Vollendung des 60. Lebens- 
jahres oder bis zum Beginn einer Altersrente des Anle- 
gers aus der gesetzlichen Rentenversicherung gebunden 
sind und nicht beliehen oder anderweitig verwendet wer- 
den können. 

Zur Förderung von Wohneigentum kann ein Betrag zwi- 
schen 10 000 Euro und 50 000 Euro aus dem Altersvor- 
sorgevertrag förderunschädlich entnommen werden um 
diese Mittel unmittelbar zur Herstellung oder zum Erwerb 
von selbstgenutztem inländischen Wohneigentum zu ver- 
wenden. Der entnommene Betrag muss in monatlichen, 
gleichbleibenden Raten bis zur Vollendung des 65. Le- 
bensjahres in einen Altersvorsorgevertrag zurückgezahlt 
werden. 

Beim Verkauf oder sonstiger Aufgabe der Selbstnutzung 
hat der Anleger die Möglichkeit, den Restbetrag inner- 
halb einer bestimmten Frist entweder in ein Ersatzobjekt 


zu investieren oder in einen zertifizierten Altersvorsorge- 
vertrag einzuzahlen. Geschieht dies nicht, muss die erhal- 
tene Förderung zurückgezahlt werden. 

Mit dem Inkrafttreten des Alterseinkünftegesetzes (Alt- 
EinkG) zum 1. Januar 2005 wurde das Zulageverfahren 
durch die Einführung eines Dauerzulageantrags erheblich 
vereinfacht. Außerdem wurden die Kriterien für das Vor- 
liegen eines Altersvorsorgeverfrages reduziert. U. a. kann 
der Anleger nun neben der monatlichen Leistung auch die 
unmittelbare Auszahlung von 30 v. H. des zu Beginn der 
Auszahlungsphase vorhandenen Kapitals verlangen. 

95. Durch das Alterseinkünftegesetz wurde außerdem 
der Sonderausgabenabzug für Alfersvorsorgeaufwendun- 
gen verbessert. Begünstigf sind ab dem 1. Januar 2005 
auch Beifräge zu besfimmten Produkten neuer kapitalge- 
deckter privater Basisrentenversicherungen, die von den 
Voraussetzungen her der gesetzlichen Rentenversiche- 
rung nachgebildet sind („Rürup-Rente“). Die Beiträge 
sind zusammen mit denen zur gesetzlichen Rentenversi- 
cherung und zu berufsständischen Versorgungswerken 
grundsätzlich bis zu 20 000 Euro pro Jahr als Sonderaus- 
gaben abziehbar. Bei zusammen veranlagten Ehegatten 
verdoppelt sich der Betrag auf 40 000 Euro. Im Rahmen 
einer Übergangsregelung können innerhalb dieser 
Höchstbeträge im Jahr 2005 insgesamt 60 Prozent der ge- 
leisteten Beiträge steuerlich geltend gemacht werden, ln 
den nachfolgenden Jahren steigt dieser Anteil um jährlich 
2 Prozentpunkte, so dass im Jahr 2025 die gesamten Bei- 
träge abziehbar sind. 

Die steuerliche Förderung der Beiträge geht - entspre- 
chend dem Prinzip der nachgelagerten Besteuerung - mit 
einer Besteuerung der Leistungen einher. Darüber hinaus 
wird auch die betriebliche Altersversorgung steuerlich 
gefördert (insbesondere durch die Steuerfreiheit nach § 3 
Nr. 63 EStG sowie durch den Sonderausgabenabzug nach 
§ 10a EStG und die Zulagen nach Abschnitt XI EStG). 

6 Erfolgskontrolle In wesentlichen 
Bereichen 

6.1 Allgemeines 

96. Alle Subventionen müssen immer wieder auf Not- 
wendigkeit, Zweckmäßigkeit sowie ihre Kohärenz mit 
den finanzpolitischen, wirtschaftlichen, sozialen und öko- 
logischen Zielsetzungen der Politik der Bundesregierung 
überprüft werden. Einer regelmäßigen und wirkungsvol- 
len Erfolgskontrolle kommt dabei entscheidende Bedeu- 
tung zu, nicht zuletzt um die Möglichkeiten für einen ge- 
zielten und ökonomisch sinnvollen Subventionsabbau zu 
verbessern. Im Rahmen einer effizienten Erfolgskontrolle 
ist zu prüfen, ob und in welchem Umfang die betrachtete 
Maßnahme tatsächlich das gewünschte Ziel erreicht. Be- 
lastbare Wirkungsanalysen sind allerdings sehr schwierig, 
da sie auf Einschätzungen beruhen, welche Entwicklung 
die Märkte ohne den Eingriff des Staates genommen hät- 
ten. So gibt es keine allgemein gültigen bzw. akzeptierten 
Methoden, den Erfolg staatlicher Politik - speziell der 
Subventionspolitik - eindeutig festzustellen. Der Subven- 
tionsbericht kann daher zwar die finanziellen Hilfen und 
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die mit den einzelnen Maßnahmen verbundenen Zielset- 
zungen aufzeigen, aber nicht Wirkungsanalysen in einem 
Gesamtzusammenhang darstellen. 

97. Mit den Kabinettbeschlüssen zu den Leitlinien der 
Subventionspolitik wird die Notwendigkeit von Erfolgs- 
kontrollen betont. Die Ziele neuer Finanzhilfen sollen in 
einer Form festgehalten werden, die eine Erfolgskontrolle 
ermöglicht. Auch für bestehende Finanzhilfen wird eine 
effiziente Erfolgskontrolle angestrebt. Fragen zur Er- 
folgskontrolle waren deshalb ein wesentlicher Bestandteil 
der Bestandsaufnahme zum Kabinettbeschluss (vgl. 
Kap. 2). 

98. Entsprechend den unterschiedlichen Zielen und der 
Gestaltung der einzelnen Hilfen werden verschiedene Ar- 
ten der Erfolgskontrolle angewendet. Diese reichen von 
der Überprüfung des bestimmungsgemäßen Einsatzes der 
Mittel durch die zuständigen Ressorts über eine Ergebnis- 
analyse - mit Beschreibung z. B. der Verteilung der Mit- 
tel, des bewirkten Investitionsvolumens und der Zahl der 
durch die Maßnahme geschaffenen Arbeitsplätze sowie 
der erreichten Reduktion der Umweltbelastung - sowie 
eine Zielerreichungskontrolle mit Soll-Ist- Vergleich bis 
hin zu dem Vergleich eines Referenz- mit einem Maßnah- 
menszenario im Rahmen gesamtwirtschaftlicher Simula- 
tionen. Voraussetzungen dafür sind jedoch messbare Ziel- 
kriterien. Kontrolliert wird intern durch die Verwaltung 
und die zuständigen Bundesministerien, durch den Bun- 
desrechnungshof, aber auch durch externe Gutachter. 
Über diese Kontrollen werden teilweise interne, aber 
auch öffentliche Berichte erstellt, in denen z. T. ganze 
Aufgabengebiete oder Themenkomplexe zusammenge- 
fasst werden. 

6.2 Ernährung, Landwirtschaft und 
Verbraucherschutz 

Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 
Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 

99. Die Durchführung der GAK obliegt den Bundeslän- 
dern. Die von ihnen auf Basis der Fördergrundsätze erlas- 
senen Förderrichtlinien werden vom Bund auf ihre Kon- 
formität mit dem Rahmenplan der GAK geprüft. Die 
Ausgaben der GAK unterliegen den Prüfungen der Lan- 
desrechnungshöfe und des Bundesrechnungshofes. So- 
weit sie mit EU-Mitteln kofinanziert werden, werden sie 
darüber hinaus vom Europäischen Rechnungshof geprüft. 

Mit der Beschlussfassung über die Agenda 2000 wurde 
die Förderung der ländlichen Entwicklung als „zweite 
Säule“ der Agrarpolitik gestärkt und die Förderpolitik 
grundlegend neu orientiert. Alle EU-gefÖrderten Pro- 
gramme zur ländlichen Entwicklung unterliegen einer 
Evaluationsverpfiichtung, für die die EU-Kommission 
umfangreiche Vorgaben gemacht hat. Vor diesem Hinter- 
grund wurden und werden das Agrarinvestitionsförde- 
rungsprogramm, die Ausgleichszulage und die Maßnah- 
men zur Marktstrukturverbesserung sowie auch die 
Förderung der Erstaufforstung von Bund und Ländern ge- 
meinsam durch einen Evaluator analysiert. Diese Evalua- 
tion fügt sich als Baustein in die auf Länderebene erfor- 


derliche Evaluation der Entwicklungsprogramme ein und 
unterliegt deshalb inhaltlich und zeitlich sehr engen Vor- 
gaben. 

Darüber hinaus werden auch die übrigen GAK-Maßnah- 
men indirekt im Rahmen der Evaluation der Entwick- 
lungsprogramme einer Bewertung unterzogen, soweit sie 
Bestandteil dieser Entwicklungsprogramme sind. Eine 
weitere Bewertung der GAK-Maßnahmen erfolgt im 
Rahmen der laufenden Berichterstattung über den Voll- 
zug der GAK sowie gezielter Untersuchungen und Stu- 
dien. Zuletzt wurde eine Untersuchung der Effizienz der 
agrarstrukturellen Entwicklungsplanung erstellt. 

Schwerpunkte waren dabei in den letzten Jahren die ein- 
zelbetriebliche Investitionsförderung und die Ausgleichs- 
zulage sowie die überbetrieblichen Maßnahmen der Dorfer- 
neuerung und Flurbereinigung. Vor allem die 
investitionsfÖrdemden Maßnahmen lösen Investitionen in 
mehrfacher Höhe der Förderung aus und haben entspre- 
chende Arbeitsplatzeffekte für den ländlichen Raum. Die 
Honorierung gesellschafilich erwünschter Leistungen 
durch eine besonders umweltgerechte Landbewirtschaf- 
tung wurde in den letzten Jahren - nicht zuletzt durch die 
Einführung der fakulfativen Modulation - deutlich ver- 
stärkt. 

Agrardieselvergütung 

1 00. Mit der Agrardieselvergütung sollen Wettbewerbs- 
nachteile der deutschen Landwirtschaft bei den Diesel- 
kraftstoffkosten im EU-Vergleich abgeschwächt werden, 
ln den EU-Mitgliedstaaten bestehen unterschiedliche 
Systeme zur Begünstigung der Landwirtschaft beim 
Kraftstoffverbrauch. 

Am 1. Januar 2001 ist das „Agrardieselgesetz“ in Kraft 
getreten, mit dem ein Sondersteuersatz von 255,60 Euro 
je 1 000 Liter für das in der Land- und Forsfwirfschaft 
verwendefe Gasöl eingeführt wurde. Die Differenz zum 
vollen Mineralölsteuersatz wird vergütet. Aus haushalts- 
politischen Gründen ist ab dem Verbrauchsjahr 2005 ein 
Selbstbehalt von 350 Euro sowie eine Obergrenze von 
10 000 Liter je Betrieb eingeführt worden. Die Zollver- 
waltung des Bundes ist für die Bearbeitung von Anträgen 
für die Vergütung der Mineralölsteuer für Agrardiesel im 
Rahmen des Mineralölsteuergesefzes zusfändig. 

Landwirtschaftliche Unfallversicherung 

101. Die mit den Bundeszuschüssen zur LUV verfolgte 
Zielsetzung - in erster Linie Senkung der Untemehmer- 
beiträge - wurde im Jahr 2005 durch eine Reduzierung 
des Beitrags zur LUV um rund 17 Prozent im Durch- 
schnitt des Bundesgebietes erreicht. Damit konnte die 
Einkommens Situation landwirtschaftlicher Betriebe ver- 
bessert werden. Um auch bei der seit 1999 erfolgten Re- 
duzierung der Bundeszuschüsse zur LUV die Effizienz 
des Mitteleinsatzes weiterhin zu gewährleisten, wurde 
durch Änderungen bei den Kriterien für die Bundesmit- 
felberechtigung eine Verkleinerung des Berechtigfenkrei- 
ses vorgenommen. 
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Ökologischer Landbau 

102. Die Maßnahmen des Bundesprogramms Ökologi- 
scher Landbau wurden im Jahr 2003 einer externen Eva- 
luierung unterzogen. Dabei wurden für die überprüfbaren 
Maßnahmen mehrheitlich eine Erreichung der angestreb- 
ten Ziele und eine erfolgreiche Umsetzung des Pro- 
gramms festgestellt. Außerdem wurden die Aktivitäten, 
die im Rahmen der Förderung von Forschungs- und Ent- 
wicklungsvorhaben stattfanden, untersucht. Da die meis- 
ten Forschungsvorhaben zum Zeitpunkt der Evaluierung 
noch nicht abgeschlossen waren, konnten diese lediglich 
im Hinblick auf die Prozessqualität, nicht jedoch hin- 
sichtlich der Zielerreichung untersucht werden. Die Eva- 
luatoren kommen in ihrer Bewertung zu dem Ergebnis, 
dass der Forschungsforderungsprozess eine hohe Qualifäf 
aufweisf, die dem efablierter ForschungsfÖrderungsinsti- 
tutionen nicht nachsteht. Die Bewertung dieser Förder- 
maßnahme im Hinblick auf die Zielerreichung soll Inhalt 
einer weiteren Evaluation werden. 

Markteinführung nachwachsender Rohstoffe 

103. Die Politik der Bundesregierung zur Markteinfüh- 
rung von nachwachsenden Rohstoffen haf zu einer deutli- 
chen Erhöhung des Anteils der Biokraftstoffe am heimi- 
schen Kraftstoffverbrauch geführt. Um in diesem 
Zusammenhang eine Überkompensation der noch vor- 
handenen Wirtschaftlichkeitsnachteile der Biokraftstoffe 
zu vermeiden, erstattet die Bundesregierung gemäß § 2 a 
Abs. 3 MinöStG dem Bundestag jährlich einen Bericht 
zur Frage, ob die gewährte Steuerbegünstigung den Un- 
terschied zwischen den Kosten für den Biokraftstoff und 
dem Preis für den entsprechenden fossilen Kraftstoff 
überschreitet. Der im Juni 2005 erstmals vorgelegte Be- 
richt kommt zu dem Ergebnis, dass in 2004 Biodiesel in 
Reinform um 5 Cent und in der Beimischungskompo- 
nente um 10 Cent/1 überfördert wurden. Die Bundesregie- 
rung beabsichtigt, auch unter Berücksichtigung des in 
2005 zu verzeichnenden Preisanstiegs für fossilen Kraft- 
stoff ab dem 1 . August 2006 bestimmte Biokraftstoffe an- 
teilig zu besteuern. Da Bioethanol in 2004 nur in geringen 
Mengen und zudem nur in Versuchsreihen direkt beige- 
mischt wurde, konnte für dieses Jahr eine schlüssige Prü- 
fung einer Überforderung noch nicht erfolgen. Ab dem 
1 . Januar 2007 wird die Steuerbegünstigung durch eine 
obligatorische Biokraftstoffquote ersetzt. Bei der Umstel- 
lung werden auch befriedigende Regelungen für reine Bio- 
kraftsfoffe zu freffen sein. 

104. Die Fördermaßnahmen zur Markfeinführung von 
Dämmsfoffen und Schmierstoffen aus nachwachsenden 
Rohsfoffen haben gezeigf, dass die bisher eingeschlage- 
nen Sfrategien erfolgreich sind. Im Jahr 2004 wurden 
durch die Förderung im Rahmen des Markteinführungs- 
programms insgesamt rd. 100 000 m^ Dämmstoffe aus 
nachwachsenden Rohstoffen und 1 500 bis 2 000 Tonnen 
biogene Schmierstoffe über die Förderprogramme auf 
den Markt gebracht. Durch eine gezielte Mischung von 
konkreter Projektförderung (Endkundenförderung) und 
von auf Multiplikaforengruppen ausgerichfefer Öffent- 
lichkeifsarbeif isf es möglich, in relativ kurzen Zeiträu- 


men die Marktanteile der geförderten Produkte deutlich 
zu steigern. Im Rahmen der weiteren Programmevalua- 
tion wird darauf zu achten sein, ob die mit der stattfinden- 
den Markfeinführung erwarfefe Verbesserung der Wetfbe- 
werbsfähigkeif der gefÖrderfen Produkfe fafsächlich 
eintrift. 

6.3 Gewerbliche Wirtschaft 
Steinkohlenb er gb au 

105. Die Steinkohlesubventionen werden im Rahmen 
der EU-Verordnung Nr. 1407/2002 über staatliche Beihil- 
fen für den Sfeinkohlenbergbau vom 24. Juli 2002 ge- 
währt. Danach sind Hilfen an Bergbauuntemehmen in der 
Europäischen Gemeinschaft bis 2010 erlaubt. Die Rege- 
lung verpflichtet die Kohle fördernden EU-Länder zu ei- 
nem „nennenswerten Abbau“ der Beihilfen. Für 2006 ist 
ein Bericht der EU -Kommission über die Erfahrungen 
mit der neuen Regelung und über die Umstrukturierungs- 
ergebnisse vorgesehen. Auf Grundlage dieses Berichts 
kann die EU-Kommission, wenn erforderlich, dem Rat 
Vorschläge für eine Anpassung der Verordnung für die 
Zeit von 2008 bis 2010 vorlegen. Auf Grundlage der Ver- 
ordnung wurde der langfristige Umstrukturierungsplan 
2006 bis 2010 für den deufschen Steinkohlenbergbau von 
der Europäischen Kommission genehmigt. 

Der Mitgliedstaat muss jährlich das Volumen der Hilfen 
mitteilen, die für das folgende Jahr geplanf sind bzw. im 
Vorjahr geleisfef wurden. Die notifizierfen Beihilfen wer- 
den von der Europäischen Kommission auf der Grund- 
lage des genehmigten langfristigen Umstrukturierungs- 
plans geprüft. Die Beihilfen müssen Jahr für Jahr von der 
Europäischen Kommission genehmigf werden; die Ge- 
nehmigungen bis einschließlich 2005 liegen vor. 

Das Bundesamt für Wirtschaft und Ausfuhrkontrolle 
(BAFA) kontrolliert in Zusammenarbeit mit Wirtschafts- 
prüfern die jährlichen Verwendungsnachweise für die ge- 
währten Beihilfen, insbesondere die Produktionskosten, 
und setzt die endgültige Höhe der Zuwendung fest. In- 
folge dieser Prüfungen kam es in den zurückliegenden 
Jahren zu Beihilfekürzungen bzw. Subventionsrückflüs- 
sen. Nach den zuwendungsrechtlichen Regelungen kann 
stets maximal die jeweilige Preis-Kostendifferenz ausge- 
glichen werden. Bei steigenden Weltmarktpreisen kann es 
dann unter Berücksichtigung der Kosten- und Absatz- 
mengenentwicklung und der Höhe des bereitgestellten 
Plafonds zu Rückzahlungen des Bergbaus kommen, fm 
Rahmen der Anschlussregelung ab 2006 wurde dieses 
Verfahren neu geregelt. Zukünftig wird ein nachhaltiger 
Anstieg der Erlöse des Bergbaus über ein Niveau von 
46 Euro/t zu einer direkten Kürzung der Plafonds führen. 

Die im Kohlekompromiss von 1997 vereinbarten Hilfen 
haben es ermöglicht, den Anpassungsprozess im deut- 
schen Steinkohlenbergbau sozial-, beschäftigungs- und 
regionalpolitisch vertretbar zu gestalten. Die Zahl der 
Bergwerke wurde von 19 im Jahr 1997 auf 8 im Jahr 2006 
reduziert. Die Stilllegung von drei weiteren Bergwerken 
ist bis 2012 geplant. Die Kohleförderung ist rückläufig. 
Sie sank von 46 Mio. t im Jahr 1997 auf 26 Mio. t im Jahr 
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2005. Die Anzahl der Beschäftigten ist von 78 101 im 
Jahr 1997 auf 38 528 im Jahr 2005 zurückgegangen. 

Rationelle Energieverwendung und erneuerbare 
Energien 

106 . Für die vom Verbraucherzentrale Bundesverband 
durchgeführten Energieberatungen wurde in 2005 eine 
Evaluierung durchgeführt. Die Evaluierung hat ergeben, 
dass mehr als 90 Prozent der Beratungsempfanger zufrie- 
den bis sehr zufrieden mit der Qualität der Beratungen 
waren und im Jahr 2004 Investitionen in Höhe von 40 bis 
80 Mio. Euro geplant bzw. durchgeführt wurden, die zum 
großen Teil durch die Energieberatung initiiert wurden. 

107 . Zur Überprüfung des Marktanreizprogramms zu- 
gunsten emeuerbarer Energien wurden Programmevalu- 
ierungen vorgenommen, zuletzt im Jahr 2004 durch das 
Zentrum für Sonnenenergie- und Wasserstoffforschung 
Baden- Württemberg (ZSW) und das Fraunhofer Institut 
für Sysfemfechnik und Innovafionsforschung (ISl). Hier- 
bei wurden, bezogen auf den Unfersuchungszeifraum 
2003 und 1. Halbjahr 2004, die Markf- und Kosfen- 
entwicklung der geforderten Technologien und der 
gegenwärtige Stand der Technik untersucht, Wirtschaft- 
lichkeitsberechnungen erstellt, Auswertungen der Förder- 
statistiken und eine Bewertung der Wirkung des Förder- 
programms vorgenommen und Vorschläge zur 
Fortschreibung der Förderrichtlinien erarbeitet. 

Nach den Ergebnissen dieser Studie ist in der Mehrzahl 
der geförderten Technologien der wirtschaftliche Betrieb 
auch unter den gegebenen Förderbedingungen derzeit 
nicht möglich, wenngleich auch Kostensenkungs- und 
Technologieentwicklungen aufgezeigt wurden. Insbeson- 
dere im größten Fördersegment der Solarkollektoren wür- 
den die Investitionsentscheidungen im Bereich privater 
Investoren jedoch nicht nur aufgrund streng wirtschaftli- 
cher Kriterien getroffen, sondern auch z. B. aus Umwelt- 
schutzgründen. Die Bedeutung dieser Beweggründe 
würde durch die Förderung honoriert. 

Der Absatz von Solarkollektoren konnte aufgrund der 
Wirkung des Marktanreizprogramms in den letzten Jah- 
ren erheblich gesteigert werden. Bei den Anlagen zur 
Nutzung von Bioenergie wiesen die Wirtschaftlichkeits- 
berechnungen aufgrund der Vielzahl von Verfahren und 
Anlagengrößen eine große Bandbreite von Ergebnissen 
auf Besondere Bedeutung im Bereich Bioenergie besitzt 
das Programm bei den Biomassekesseln im kleineren 
Leistungsbereich. Hier wurde im Betrachtungszeitraum 
eine deutlich höhere Nachfrage nach der Förderung deuf- 
lich, insbesondere auch durch die Aufnahme der Scheif- 
holzvergaserkessel in das Förderprogramm. 

Insgesamf wurde durch die Evaluierung insbesondere für 
die wärmeerzeugenden Technologien eine Anreizwirkung 
des Förderprogramms herausgesfellt. Soweit die Evaluie- 
rung eine Verbesserung der Wettbewerbsfähigkeit bei den 
geförderten Anlagen festgestellt hat, wurde im Rahmen 
der jährlich erfolgenden Überarbeitung der Richtlinie die 
Förderung angepasst. 


108 . Die Evaluierung des 100 000 Dächer-Solarstrom- 
Programms erfolgte im Jahr 2001 für den Zeifraum 1999 
bis 2001 durch die Forschungs- und Planungs-GmbH 
Umweltinstifuf Leipzig und das Insfifut für Energetik und 
Umwelt GmbH, Leipzig. Der Abschlussbericht wurde im 
Februar 2002 erstellt. Gegenstand der Untersuchungen 
war die Analyse der Programmgenese, der bei der KfW 
erfassfen Dafen und der weiferen Programmaktivifäfen, 
der Programmumsefzung durch die KfW und der Wech- 
selwirkungen mif Gesefzen und anderen Förderpro- 
grammen. Aus Befragungen von Phofovoltaik (PV)- 
Hersfellem, -Händlern und Installafeuren wurden Ent- 
wicklungsfendenzen bei wesenflichen arbeifsmarkf- und 
fechnologierelevanfen Aspekfen abgeleifef. Es wurden 
eine betriebswirtschaftliche Bewertung von PV-Anlagen 
sowie eine volkswirtschaftliche Bewertung der Produk- 
tion von PV-Anlagen vorgenommen und hieraus Empfeh- 
lungen für die weifere Programmgesfaltung erarbeifef. 

Nach Überschreifen des Programmziels von 300 MWp 
(Megawatt peak) insfallierfer Phofovolfaik-Spifzenleis- 
tung wurde im Juli 2003 das Programm für Neuanträge 
geschlossen. Eine erste Schlussbilanz wurde von der 
KfW in „KfW-Research, Mittelsfands- und Strukfurpoli- 
tik“, Ausgabe November 2004, Seifen 40 bis 51, veröf- 
fenflicht. Danach haf das 100 000 Dächer- Solarsfrom- 
Programm zu einer Senkung der nominalen Anlagekosfen 
pro Leisfungseinheif von rund einem Vierfel beigefragen. 
Im Zusammenhang mif der Förderung seien Invesfifionen 
in Höhe von rd. 2,4 Mrd. Euro durchgeführf und eine be- 
achfliche indusfrielle Akfivifäf ausgelösf worden. 

Technologie- und Innovationsförderung 

109 . Das Bundesminisferium für Wirtschaft und Tech- 
nologie setzt im Programm Innovative Wachstumsträger/ 
INNO- WATT (Start 2004) den im Rahmen des FuE-Son- 
derprogramms für die neuen Bundesländer insfitutionali- 
sierfen Modus einer kontinuierlichen projektbegleitenden 
Erfolgskontrolle zur Sicherung eines wirksamen, zielge- 
nauen und sparsamen Einsatzes der Fördermittel fort. Da- 
bei erfolgt im Abstand von drei Jahren eine umfassende 
Erfolgskontrolle (Erhebung Unternehmens- und projekt- 
bezogener Daten sowie Anhörung von Zuwendungsemp- 
fängem). ln den Zwischenjahren wird zur schnellen Er- 
fassung möglicher Problemfälle ergänzend eine verkürzfe 
Erfolgskonfrolle (Kemdaten) durchgeführt. Überprüft 
wird insbesondere, ob die Zuwendungsempfänger der 
Verwerfungspflichf gemäß Nr. 3.4.5 der Richtlinie nach- 
gekommen sind. Sofern sich im Ergebnis dieser Maßnah- 
men in Einzelfällen Fehlentwicklungen herausstellen, 
werden die gebotenen zuwendungs- und subventions- 
rechtlichen Konsequenzen eingeleitet. 

Durch projektbegleitende Aufträge an wirtschaftswissen- 
schaftliche Forschungsinstitute werden ferner volkswirt- 
schaftliche Effekte der Förderung untersucht und das Pro- 
gramm evaluiert. Aufgrund der Gutachten zum FuE- 
Sonderprogramm für die neuen Bundesländer, auf dem 
INNO-WATT im Wesentlichen aufsetzt, sind als positive 
Effekte der Förderung festzuhalten: 

- ein seit 1995 zu verzeichnender tendenzieller Anstieg 
des Industrieforschungspersonals, 
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- die Herausbildung eines relativ stabilen Kerns konti- 
nuierlich forschender Unternehmen, 

- ein steigender Mitteleinsatz ostdeutscher Unterneh- 
men für FuE; der Zuwachs resultiert vollständig aus 
selbst erwirtschafteten Mitteln, da die öffentliche För- 
derung von Bund und Ländern sich nicht erhöht hat, 

- eine deutlich über dem Durchschnitt aller Unterneh- 
men liegende Entwicklung vieler betriebswirtschaftli- 
cher Indikatoren bei den geförderten Einrichtungen, 

- das Entstehen einer spezifischen Struktur ostdeutscher 
Industrieforschung gekennzeichnet durch innovative 
Unternehmen und einen hohen Anteil externer Indus- 
trieforschungseinrichtungen sowie deren Vernetzung 
mit produzierenden Unternehmen. 

110. Zusätzlich hat das Bundesministerium für Wirt- 
schaft und Technologie im Herbst 2000 eine System-Eva- 
luation der auf Kooperation zwischen Mittelstand und 
Forschung zielenden Fördermaßnahmen eingeleitet. Ziel 
war, das Fördersystem weiter auf die künftigen Anforde- 
rungen vor allem der kleinen und mittleren Unternehmen 
auszurichten sowie zugleich noch effizienter und konsis- 
tenter zu gestalten. Die von der Evaluiemngskommission 
aus Experten von Wissenschaft und Wirtschaft im De- 
zember 2001 vorgelegten Empfehlungen sind weitgehend 
umgesetzt: 

- Die Förderbedingungen der vier Programme - PRO- 
gramm INNOvationskompetenz (PRO INNO), Inno- 
Net, Industrielle Gemeinschaftsforschung (IGF) sowie 
Forschung und Entwicklung in den neuen Ländern - 
werden soweit praktikabel angeglichen (abgestimmte 
Konditionen und einheitliche Kalkulationsgrundla- 
gen). 

- Die Erfolgskontrolle in allen Programmen wird auf- 
grund der bisherigen Erfahrungen ausgebaut. 

- Im Rahmen von PRO INNO ist die Beschränkung auf 
zwei Projekte entfallen; statt dessen gilt eine Ober- 
grenze für die mögliche Gesamtförderung. Transnatio- 
nale Kooperationen sollen mit einer höheren Förder- 
quote unterstützt werden. 

- Das Programm Forschung und Entwicklung in den 
neuen Ländern soll unter dem Namen INNO-WATT 
(Innovative Wachstumsträger) in inhaltlich modifi- 
zierter und regional erweiterter Struktur fortgeführt 
werden. Antragsberechtigt sind forschungsintensive 
Unternehmen des produzierenden Gewerbes und ge- 
meinnützige Forschungseinrichtungen aus den neuen 
Bundesländern und Berlin, die sich als Wachstumsträ- 
ger erwiesen haben. Die Förderung von neu gegründe- 
ten Unternehmen soll ausschließlich aus anderen be- 
stehenden Förderprogrammen erfolgen. 

Hilfen für bestimmte Industriebereiche 

Schiffbau 

111. Das Bundesministerium für Wirtschaft und Tech- 
nologie hat für die Durchführung der Fördermaßnahmen 
zugunsfen der deufschen Schiffbauindustrie Mandatarver- 


träge mit der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) abge- 
schlossen (Wettbewerbshilfeprogramm und Zinszuschus- 
sprogramm) und das BAFA mif der Durchführung des 
Innovafionshilfeprogramms beauftragt. Die KfW wie 
auch das BAFA berichfen permanenf über den Sfand der 
Programmbelegung und legen darüber hinaus vierfeljähr- 
lich einen Berichf über die erfolgten Zusagen und Aus- 
zahlungen vor. Nach Abschluss jedes Programms erstat- 
ten sie einen Schlussbericht, der vom Bundesministerium 
für Wirtschaft und Technologie geprüft wird. Darüber hi- 
naus wurden Stellungnahmen des Bundesrechnungshofes 
zum Anlass genommen, die Nachweisführung zur Mittel- 
verwendung - wie in den einschlägigen Förderrichtlinien 
geregelt - zu ergänzen. 

Die Wirksamkeit der Werftförderung wird durch die Enf- 
wicklung des Auftragsgeschehens belegt. Darüber hinaus 
hat das Bundesministerium für Wirtschaft und Technolo- 
gie in den letzten Jahren zwei größere Gutachten zur 
Markt- und Strukturanalyse in Auftrag gegeben, deren 
Ergebnisse wesentlichen Einfluss auf die Ausgestaltung 
des neuen Irmovationshilfeprogramms hatten. 

Luft- und Raumfahrtindustrie 

112. Schwerpunkt der bisherigen Förderung war das 
Airbus-Programm, ln der Bundesrepublik Deutschland 
wurden hierdurch in einem Hochtechnologiebereich dau- 
erhaft Arbeitsplätze gesichert und darüber hinaus in der 
Ausrüstungsindustrie neue technologische Kapazitäten 
geschaffen. Die Ausrüsterfirmen sind heute in der Lage, 
auch bei anderen Flugzeugprojekten mitzuwirken. 

Die Absatzfinanzierungshilfen unterstützen durch Her- 
stellung gleicher Wettbewerbsbedingungen mit den US- 
Konkurrenten die Wettbewerbsfähigkeit in Deutschland 
produzierter Luftfahrtindustrieprodukte. Die Finanzie- 
rungshilfen werden von der KfW für den Bund gewährt. 
Die Erfüllung dieser Aufgabe durch die KfW wird jähr- 
lich durch eine Wirfschafisprüfungsgesellschafi geprüft. 

Wie beim Airbusprogramm zeig! sich der Erfolg von an- 
deren Entwicklungsförderprojekten letztlich an den er- 
zielten Verkaufszahlen. Auch bei Projekten außerhalb des 
Airbusprogramms konnten trotz eines schwierigen Um- 
feldes wichtige Erfolge erzielt werden. Zu nennen sind 
insbesondere die Produktion von Hubschraubern, aber 
auch der Triebwerks- und Flugmotorenbau. Da die ge- 
zahlten Zuschüsse fast ausnahmslos bedingt, d. h. in Ab- 
hängigkeit vom wirtschaftlichen Erfolg, rückzahlbar sind, 
findet allein schon zur Wahrung der Bundesansprüche 
eine ständige Überprüfung der Auslieferungen und damit 
letztlich eine Erfolgskontrolle statt, die auch einen Ver- 
gleich zwischen dem angestrebten und tatsächlichen Aus- 
lieferungsvolumen ermöglicht. 

Regionale Strukturpolitik 

113. Die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der re- 
gionalen Wirtschaftsstruktur“ (GA) unterliegt einer regel- 
mäßigen Erfolgskontrolle. Dabei wird überprüft, ob und 
wie weit die mit Hilfe der GA angestrebten Ziele - Förde- 
rung von Investitionen, Arbeitsplätzen und Einkommen 
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in strukturschwachen Regionen - tatsächlich erreicht 
worden sind. Damit wird zum einen den Forderungen von 
Parlament und Rechnungshöfen entsprochen. Zum ande- 
ren liefern die Untersuchungsergebnisse wichtige Infor- 
mationen über die wirtschaftliche Entwicklung der För- 
dergebiete sowie besondere Strukturentwicklungen. Sie 
bilden damit eine wesentliche Grundlage für die Neuab- 
grenzung der Fördergebiete und erlauben die Ableitung 
von Handlungsempfehlungen für die Wirtschafts- und 
Regionalpolitik. 

Im Bereich der regionalen Wirtschaftsförderung werden 
generell drei Arten von Erfolgskontrollen praktiziert: 

- Vollzugskontrolle auf der Ebene der einzelnen Pro- 
jekte (Prüfung von Bewilligungsbescheiden und Ver- 
wendungsnachweisen; Führen von Bewilligungs- und 
Erfolgssfatisfiken), 

- Wirkungskontrolle (einzelbetriebliche Wirkungsana- 
lysen), 

- Zielerreichungskontrollen (Analysen, Gutachten). 

Der 34. Rahmenplan der GA (Bundestagsdrucksa- 
che 15/5141 vom 10. März 2005) enthält hierzu nähere 
Einzelheiten. 

Sonstige Maßnahmen 

ERP -Sondervermögen 

114. Die ERP-Förderprogramme werden von der Kredit- 
anstalt für Wiederaufbau im Auftrag des BMWi durchge- 
führt. Im Zuge der Fusion der Kreditanstalt für Wieder- 
aufbau und der Deutschen Ausgleichsbank ist als 
besondere Einheit im Jahr 2003 die KfW-Mittelstands- 
bank gebildet worden. Über Befragungen, begleitende 
Untersuchungen und enge Kontakte zu den Hausbanken 
ergeben sich wichtige Erkenntnisse zur Wirksamkeit und 
für die künftige Gestaltung der Programme. 

ERP-Fördermittel werden nur über Banken und Sparkas- 
sen gewährt. Vor der Vergabe müssen die Kreditinstitute 
als „Hausbank“ bestätigen, dass das Vorhaben fÖrde- 
mngswürdig ist und einen nachhaltigen wirtschaftlichen 
Erfolg erwarten lässt. Nach der Vergabe ist die Verwen- 
dung zu überprüfen. Der Bundesrechnungshof (BRH) hat 
mehrfach die Programmdurchführung, auch anhand eige- 
ner einzelfallbezogener Recherchen, überprüft. Geför- 
derte Gründungen leisten höhere Eingangsinvestitionen, 
schaffen mehr Arbeitsplätze, sind leistungsstärker und 
bestandsfester. 

Maßnahmen zur Förderung kleiner und müderer Unter- 
nehmen 

115. Die Art der Erfolgskontrolle ergibt sich aus der 
Ausgestaltung der Fördermaßnahmen und ob es sich um 
institutioneile oder um Projektförderung sowie um reine 
Bundes- oder um Bund-Länder-Programme handelt. Dies 
soll am Beispiel der Förderung von Beratungen für Unfer- 
nehmer und Exisfenzgründer erläuferf werden, die ur- 
sprünglich in den einzelnen Branchen nach unterschiedli- 
chen Programmen und Richtlinien gefördert wurden. Zur 
Verbesserung der Effizienz und Transparenz wurden die 


Programme vor Jahren harmonisiert und in einem Pro- 
gramm zusammengefasst. Die Beratungsförderung sfellt 
ein Insfrumenf der Miffelsfandspolitik dar, mif dem bei 
geringem finanziellem und personellem Aufwand eine er- 
hebliche Breifenwirkung erzielt wird. 1987 schätzte das 
Ifo-lnstitut in seinem Gutachten zur „Effizienz der Förde- 
rung von Untemehmensberatungen“, dass bei 80 bia 
90 Prozent der Beratungen die durch die Beratung indu- 
zierten Erträge zum Teil ganz erheblich deren Kosten 
übersteigen. Diese positive Einschätzung wird durch die 
Ergebnisse der auf repräsentativer Basis erhobenen Um- 
frage zu Anträgen aus 2003 des BAFA bestätigt. Danach 
werden durch die Beratungs- und Schulungsförderung 
jährlich rund 24 000 Arbeifspläfze gesichert oder neu ge- 
schaffen. 

6.4 Wohnungswesen 

KfW-Programme zur Sanierung und Modernisierung 
des Wohnungsbestandes 

116. Im Rahmen der Programme zur Wohnraummoder- 
nisierung sowie zur energetischen Sanierung des Gebäu- 
debestandes wurde eine regelmäßige Berichterstattung 
der KfW durchgeführt. Darüber hinaus beauftragt die 
KfW das Forschungszenfrum Jülich regelmäßig mif 
begleifender Forschung zu den Arbeifsmarkf- und Um- 
welteffekten der C02-Programme (KfW-Programm zur 
C02-Minderung und KfW-C02-Gebäudesanierungspro- 
gramm). 

Entlastung von Altschulden 

117. Zur Stabilisierung von Wohnungswirtschaft und 
Wohnungsmarkt in den neuen Ländern stellt der Bund bei 
Abriss von Wohnungen Haushaltsmittel in Höhe von gut 
1,1 Mrd. Euro, für die weitere Schuldenentlastung von 
durch Leerstand existenzgefährdeten Wohnungsuntemeh- 
men nach der Verordnung zum Altschuldenhilfe-Gesetz 
bereit. Nach der Planung dieser Unternehmen sind rd. 
28 1 000 Wohnungen zum Abriss vorgesehen. Davon sind 
seit 2001 104 000 Wohnungen abgerissen worden. 

Soziale Wohnraumförderung 

118. Die Erfolgskontrollen in der Sozialen Wohnraum- 
förderung (bis 2001: sozialer Wohnungsbau) erfolgen 
mehrgleisig. So sind die Länder auf der Grundlage des 
§ 41 WohnraumfÖrderungsgesefzes (WoFG) sowie der 
jährlich abzuschließenden Verwaltungsvereinbarung über 
die Bereitstellung der Finanzhilfen des Bundes verpflich- 
tet, dem Bundesministerium für Verkehr-, Bau- und Woh- 
nungswesen über den Einsafz der von Bund und Ländern 
bereifgesfellten Mittel und die damit geförderten Maß- 
nahmen zu berichten. Über die Fördermaßnahmen der 
Sozialen Wohnraumförderung isf gern. § 42 WoFG eine 
Bundessfafisfik zu führen. Neben dieser laufenden Er- 
folgskonfrolle werden Gufachfen und Forschungsberichfe 
zur Klärung spezieller Fragesfellungen sowie zur Vorbe- 
reitung von Gesetzesänderungen in Auftrag gegeben. Er- 
gänzend stehen zudem in größeren zeitlichen Abständen 
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die Ergebnisse der Gebäude- und Wohnungsstichproben 
und -Zählungen zur Verfügung. 

Mit dem Gesetz zur Reform des Wohnungsbaurechtes, 
das am 1. Januar 2002 in Kraft getreten ist, wurde das In- 
strumentarium der Wohnungsbaufbrderung im Interesse 
verbesserter Zielgenauigkeit und Effizienz der Förderung 
grundlegend weiterenfwickelf. Hierzu fragen die folgen- 
den Kemelemenfe bei: 

- sfärkere Konzentration der Förderung auf unterstüt- 
zungsbedürftige Haushalte, 

- stärkere Einbeziehung des Wohnungsbestandes in die 
Versorgung einkommensschwacher Haushalte, 

- strikte Abkehr vom Kostenmietprinzip in der Förde- 
rung, 

- Orientierung am Grundsatz sozial stabiler Bewohner- 
Strukturen, 

- stärkere Berücksichtigung kommunaler Belange in der 
Förderung. 

Die soziale WohnraumfÖrderung hat nicht mehr die quan- 
titative Bedeutung bei der Wohnraumversorgung breiter 
Bevölkerungsschichten wie in der Vergangenheit, bleibt 
aber ein wichtiges Instrument bei der Wohnraumversor- 
gung der sozial schwächeren Bevölkerung. 

119 . Mit einer sog. Fehlbelegungsabgabe werden seit 
1982 bei Haushalten mit Einkommen über den von den 
Ländern festgelegten Einkommensgrenzen Subventions- 
vorteile abgeschöpft, die in der gegenüber der Markt- 
miete günstigeren Fördermiete bestehen. Das Wohnraum- 
fÖrderungsgesetz sieht allerdings grundsätzlich vor, die 
Förderung bereits bei ihrer Gewährung auf die Vermei- 
dung einer Fehlförderung auszurichten. Das Bundesge- 
setz überlässt im Wesentlichen den Ländern die Ausge- 
staltung der Erhebung einer Ausgleichszahlung durch 
landesrechtliche Vorschriften. Im Rahmen der ihnen zu- 
stehenden Gestaltungsspielräume können die Länder den 
entsprechenden örtlichen wohnungswirtschaftlichen Ver- 
hältnissen und hier insbesondere dem Anliegen der 
Schaffung oder Erhaltung sozial stabiler Bewohnerstruk- 
turen ausreichend Rechnung tragen. 

Das Aufkommen aus der Abgabeerhebung ist insbeson- 
dere auf Grund der Verringerung des betroffenen Woh- 
nungsbestandes seit mehreren Jahren rückläufig. Die Ein- 
nahmen stehen den Ländern zu, die sie wieder für die 
soziale WohnraumfÖrderung zu verwenden haben. Der 
Rückgang der Erhebungsfälle führt in den einzelnen Län- 
dern zu einer unangemessenen Relation von Verwaltungs- 
kosten und Einnahmen, so dass derzeit nur noch fünf 
Länder eine Ausgleichszahlung erheben. 

Städtebauförderung 

120 . Der Bund setzt bis zu 0,2 von Hundert seiner Fi- 
nanzhilfen für den städtebaulichen Denkmalschutz, für 
den Stadtumbau Ost, für den Stadtumbau West sowie für 
Maßnahmen der Sozialen Stadt für Forschungsvorhaben 
ein, die zum Ziel haben, die Effizienz der Programmbe- 


reiche zu bewerten sowie Erkenntnisse aus geförderten 
Maßnahmen für andere Erhaltungsgebiete, Stadtumbau- 
gebiete oder Stadtteile mit besonderem Entwicklungsbe- 
darf nutzbar zu machen. 

Steuerliche Wohueigeutumsförderuug 

121 . 1 996 wurde die steuerliche Förderung des Wohnei- 
gentums (im Wesentlichen §§ lOe, 34f EStG) auf eine 
progressionsunabhängige Zulage nach dem Eigenheimzu- 
lagengesetz umgestellt. Von der Einführung der Eigen- 
heimzulage gingen kräftige Anstoßwirkungen für die 
Wohneigentumsbildung aus. 

Zwischen 1998 und 2002 (letzter Mikrozensus) stieg in 
Deutschland die Wohneigentumsquote, d. h. der Anteil 
der selbst genutzten an allen Wohnungen, von 
40,9 Prozent auf 42,6 Prozent an. Bei Haushalten mit 
Kindern war ein überdurchschnittlicher Zuwachs - von 
44,4 auf 47,7 Prozent - zu verzeichnen. Noch aussage- 
kräftiger für den tatsächlichen Fortschritt bei der Wohnei- 
gentumsbildung ist die Entwicklung der absoluten Zahl 
der Eigentümerhaushalte. Diese hat in Deutschland zwi- 
schen 1998 und 2002 um über 8 Prozent zugenommen, 
davon in den alten Ländern um über 7 Prozent und in den 
neuen Ländern um über 1 3 Prozent. 

122 . ln den letzten zehn Jahren haben sich jedoch die 
Wohnungsmärkte in Deutschland insgesamt entspannt 
und die Entwicklung von Zinsen, Bau- und Objektpreisen 
bringt für viele Bauherren mittlerweile eine ähnliche Ent- 
lastung wie die Eigenheimzulage. Vor diesem Hinter- 
grund und wegen der dringend notwendigen Haushalts- 
konsolidierung wurde die Eigenheimzulage für Neufälle 
ab 1. Januar 2006 abgeschafft. 

Investitionszulage für die Modernisierung von 
Mietwohnungen in den neuen Ländern 

123 . Um den Nachholbedarf bei der Erneuerung des 
Wohnungsbestandes zu decken, wurde in den neuen Län- 
dern von 1999 bis 2004 eine Investitionszulage in Höhe 
von 15 Prozent bis zu einer Kostenobergrenze von 
614 Euro je m^ Wohnfläche für die Modernisierung von 
Mietwohnungen gewährt (§ 3 InvZulG 1999). Investitio- 
nen von bis zu 50 Euro je m^ Wohnfläche (Selbstbehalt) 
wurden ab 2002 nicht mehr gefördert. Mit dem Start des 
Programms Stadtumbau Ost im Jahr 2002 wurde die In- 
vestitionszulage durch eine Konzentration der Förderung 
auf den innerstädtischen Altbau den Erfordernissen des 
wohnungswirtschaftlichen Strukturwandels stärker ange- 
passt. ln Sanierungs-, Erhaltungssatzungs- und Kemge- 
bieten wurde für Altbauten (Baujahr vor 1949) sowie für 
denkmalgeschützte Gebäude der Baujahre 1949 bis 1959 
eine erhöhte Investitionszulage von 22 Prozent bis zu ei- 
ner Kostenobergrenze von 1 200 Euro je m^ Wohnfläche 
gewährt (§ 3a InvZulG 1999). 

124 . Im Juni 2004 wurden die Ergebnisse einer gemein- 
sam von BMF und BMVBW in Auftrag gegebenen Stu- 
die vorgelegt, die die Wirkungen der Investitionszulage 
für den Bereich der Wohnungsmodemisierungen untersu- 
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chen und als Entscheidungsgrundlage für eine mögliche 
Verlängerung der bis zum Jahresende 2004 befristeten 
Förderung dienen sollte. Die Wirkungsanalyse kommt auf 
der Basis umfangreicher Erhebungen zu dem Ergebnis, 
dass die Investitionszulage in den neuen Ländern in er- 
heblichem Umfang zusätzliche Bestandsinvestitionen an- 
gestoßen hat. Nach eigenen Angaben haben Wohnungs- 
untemehmen ihre Investitionen um ein Viertel und 
Privateigentümer sogar um die Hälfte erhöht. Durch die 
Investitionstätigkeit ist in den neuen Ländern der Anteil 
der noch nicht modernisierten Wohnungen auf ca. ein 
Drittel des Bestandes zurückgegangen, mit Schwerpunk- 
ten in den Innenstädten und im Altbaubestand. Die Inves- 
titionszulage hat die Stabilisierung der Wohnfunktion in 
den Wohnungsbeständen der Städte unterstützt und damit 
zu einer Dämpfung des Neubaus und des Anstiegs der 
Leerstände beigetragen. Die aktuellen Leerstandsquoten 
sind in den mit der Investitionszulage modernisierten Be- 
ständen erheblich geringer als in den vergleichbaren un- 
modemisierten Beständen. 

Mit der Einführung der erhöhten Investitionszulage für 
Altbaufen der Baujahre vor 1949 sowie denkmalge- 
schützte Mietwohngebäude der Jahre 1949 bis 1959 in- 
nerhalb von Sanierungs-, Erhaltungssatzungs- und Kem- 
gebieten ab dem Jahr 2002 konnte eine spürbare 
Verlagerung von Investitionen in die Gebietskulisse bzw. 
ein möglichst überproportionaler Anteil dieser Gebiete 
am Modemisierungsgeschehen erreicht werden. 

Aufgrund anderer Prioritätensetzung haben sich die 
neuen Länder gegen eine Verlängerung der Investitions- 
zulage für die Modernisierung von Miefwohnungen ent- 
schieden, so dass diese zum 31. Dezember 2004 ausge- 
laufen ist. 

7 Internationale Subventionsentwicklung 

7.1 Europäische Union 

Rechtliche Rahmenhedingungen 

125. Der rechtliche Rahmen für die Beihilfegewährung 
in den EU-Mifgliedsf aalen wird durch den EG- Vertrag 
und bis Juli 2002 durch den EGKS-Vertrag bestimmt. Die 
Verträge stellen den Grundsatz der Unvereinbarkeit staat- 
licher Beihilfen mit dem Gemeinsamen Markt bzw. den 
Kontrollvorbehalt der Kommission für diese Beihilfen 
auf und normieren die Voraussetzungen, unter denen sie 
ausnahmsweise als vereinbar angesehen werden können. 

Nach Ansicht des Europäischen Gerichtshofs decken sich 
die Begriffe Beihilfe und Subvention nicht. Der Begriff 
der Beihilfe ist weiter gefasst als der der Subvention. Er 
ist auch nicht deckungsgleich mit den im Subventionsbe- 
richt verwendeten Begriffen Finanzhilfe und Steuerver- 
günstigung. 

126. Die EU-Mitgliedstaaten sind grundsätzlich ver- 
pflichtet, der Kommission Beihilfevorhaben vorab zu no- 
tifizieren. Bis zur Genehmigung durch die Kommission 
gilt ein Vollzugsverbot. Die Kommission konkretisiert ihr 
im Regelfall weites Genehmigungsermessen für einzelne 


Bereiche (z. B. Umweltschutz, Forschung und Entwick- 
lung) durch sog Gemeinschaftsrahmen, Leitlinien und 
Mitteilungen. Nationale Beihilfen und Beihilferegelun- 
gen, die den dort festgelegten Voraussetzungen entspre- 
chen, müssen zwar notifiziert werden, erhalten jedoch 
eine Genehmigung. 

127. 1998 wurde die Kommission vom Rat durch die 
Verordnung (EG) Nr. 994/1998 über die Anwendung der 
Artikel 92 und 93 des Vertrags zur Gründung der Europäi- 
schen Gemeinschaft auf bestimmte Gruppen horizontaler 
Beihilfen (ABI L 142/1 vom 14. Mai 1998) ermächtigt, in 
einigen Bereichen so genannte Freistellungsverordnun- 
gen zu erlassen. Dabei handelt es sich um Beihilfen an 
kleine und mittlere Unternehmen (KMU), Forschung und 
Entwicklung, Umweltschutzmaßnahmen, Ausbildungs- 
und Beschäftigungsbeihilfen. Soweit die Voraussetzun- 
gen der Freistellungsverordnungen vorliegen, entfällt die 
Notifizierungspflicht; der Kommission muss lediglich 
eine Kurzbeschreibung der Beihilfe übermittelt werden. 

128. Die Geltungsdauer des ursprünglich zum 30. Juni 
2002 auslaufenden Gemeinschaftsrahmens für staatliche 
Forschungs- und Entwicklungsbeihilfen (ABI C 45/5 
vom 17. Februar 1996 geändert durch die Mitteilung der 
Kommission zur Änderung des Gemeinschaftsrahmens 
für staatliche Forschungs- und Entwicklungsbeihilfen, 
ABI C 48 vom 13. Februar 1998) wurde höchstens bis 
zum 3 1 . Dezember 2006 verlängert. 

Die Kommission verabschiedete im Juni 2005 den Ak- 
tionsplan Staatliche Beihilfen, in dem sie beschloss, zu 
„prüfen, ob in den Gemeinschaftsrahmen Beihilfen auf- 
zunehmen sind, die ganz bestimmte Innovationstätigkei- 
ten fördern und bisher nicht in den bestehenden Leitlinien 
und Verordnungen erfasst sind, um so einen Beihilferah- 
men für Forschung und Entwicklung und Innovation zu 
schaffen“. 

Die Bundesregierung begrüßt und unterstützt die dem 
Aktionsplan zugrunde liegenden Ziele der Beihilfere- 
form: die Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der 
europäischen Wirtschaft im Rahmen des Lissabon-Pro- 
zesses. Die Reform soll sich über die nächsten fünf Jahre 
erstrecken. Insgesamt ist von der Kommission ein umfas- 
sendes Reformpaket auf folgender Grundlage geplant: 

- weniger und besser ausgerichtete staatliche Beihilfen, 

- eine verfeinerte wirtschaftliche Betrachtungsweise, 

- effizientere Verfahren, bessere Rechtsanwendung, 
größere Berechenbarkeit und mehr Transparenz. 

- geteilte Verantwortung zwischen Kommission und 
Mitgliedstaaten 

Die Bundesregierung sieht allerdings für eine verfeinerte 
wirtschaftliche Betrachtungsweise noch Präzisierungsbe- 
darf durch die Kommission. Sie ist der Ansicht, dass sich 
die Kommission auf ihre Kemaufgabe der Beihilfeprü- 
fung hinsichtlich Wettbewerbsverzerrungen beschränken 
sollte. 
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129 . Anfang 2002 hat die Kommission den neuen 
Multisektoralen Regionalbeihilferahmen für große 
Investitionsvorhaben verabschiedet. Der Rahmen regelt 
die Zulässigkeit staatlicher Investitionsbeihilfen für Groß- 
vorhaben in Regionalfbrdergebieten. Er wird nicht nur 
den geltenden Multisektoralen Regionalbeihilferahmen, 
sondern auch den Beihilferahmen für die Kfz-lndustrie, 
den Kunstfaserkodex und den Stahlkodex ersetzen. Im 
Stahlsektor sind die neuen Regeln am 24. Juli 2002, im 
Automobil- und Kunstfasersektor am 1. Januar 2003 in 
Kraft getreten. Auf alle anderen Großinvestitionsvorha- 
ben ist die Neuregelung erst ab dem 1. Januar 2004 an- 
wendbar. Der Rahmen verpflichtet bei Großprojekten zu 
einer gestaffelten Kürzung der regionalen Höchstförder- 
sätze und sieht für die so genannten sensiblen Sektoren 
strikte Sonderregelungen vor. Neue prozedurale Vor- 
schriften gewährleisten ein transparentes, zügiges und im 
Ergebnis berechenbares Verfahren. 

Der derzeitige Gemeinschaflsrahmen für Umweltschutz- 
beihilfen gilt bis Ende 2007. Die Kommission hat mit der 
Überprüfung der geltenden Leitlinien begonnen, mit dem 
Ziel, neue Leitlinien für Umweltschutzbeihilfen auszuar- 
beiten. Im Hinblick auf die offensichtlichen Schwierig- 
keiten der Anwendung dieses Gemeinschaflsrahmens hat 
die Bundesregierung die Kommission aufgefordert, die 
Regeln zu vereinfachen und benutzerfreundlich umzuge- 
stalten, und hat gleichzeitig Vorschläge dazu übermittelt. 

EU-Beihilfenberichterstattung 

130 . Die EU-Kommission hat am 9. Dezember 2005 
den aktuellen Beihilfenanzeiger - Ausgabe Herbst 2005 - 
vorgelegt, in dem die nationalen Beihilfen der EU-Mit- 
gliedstaaten in den Bereichen Industrie, Landwirtschaft, 
Fischerei, Kohle, Verkehr sowie die staatlichen Beihilfen 
für horizontale Ziele dargestellt werden. Erstmals werden 
Informationen über alle EU-25-Mitgliedstaaten vorgelegt. 
Der Schwerpunkt des Anzeigers ist das Jahr 2004. 

Im Beihilfenbericht der EU werden die Subventionen an- 
ders abgegrenzt als in den Subventionsberichten der Bun- 
desregierung (vgl. hierzu auch Kapitel 4 in Anlage 7). So 
bezieht die EU-Kommission u. a. Zuschüsse an den 
Schienenverkehr in die Untersuchung ein, jedoch nicht 
die Förderung des Wohnungswesens und die Vermögens- 
bildung privater Haushalte. Im Beihilfenanzeiger werden 
die Beihilfenelemente (wie Steuerbefreiungen, Steuer- 
stundungen, Zins- und fristgünstige Kredite, Bürgschaf- 
ten, Beteiligungen, Zuschüsse) teilweise über Subventi- 
onsäquivalente der einzelnen Maßnahmen berechnet, 
oder es werden Schätzwerte für die Höhe des Beihilfeele- 
ments angesetzt. Im Subventionsbericht werden dagegen 
für alle Finanzhilfen und Steuervergünstigungen die vol- 
len Ausgaben bzw. Mindereinnahmen des jeweiligen Jah- 
res dargestellt. 

ln Anlage 1 des vorliegenden Subventionsberichts sind 
die Finanzhilfen des Bundes besonders gekennzeichnet. 


die zugleich Beihilfen im Sinne der EU-Beihilfenbericht- 
erstattung darstellen. 

131 . Das gesamte Subventionsvolumen (ohne Schie- 
nenverkehr) der 15 Mitgliedstaaten betrug im Jahr 2003 
52,8 Mrd. Euro. Im Jahr 2004 lag das Gesamtvolumen 
der von den fünfundzwanzig gewährten Mitgliedstaaten 
bei ca. 62 Mrd. Euro (ohne Schienenverkehr), das ent- 
spricht 0,60 Prozent des BIP. Die Hilfen werden ganz 
überwiegend für das verarbeifende Gewerbe (59 Prozenf), 
Landwirtschaft und Fischerei (24 Prozent), Kohlenberg- 
bau (9 Prozent) und den Dienstleistungssektor (5 Prozent) 
verwendet. 

Die Daten sind mit dem vorangehenden 19. Subventions- 
bericht nicht direkt vergleichbar, da dieser im Gesamtvo- 
lumen der staatlichen Beihilfen auch den Schienenver- 
kehr einschloss. Die Daten zum Schienenverkehr werden 
von den Mitgliedstaaten jedoch nur unvollständig erfasst. 
Erschwert wird die Vergleichbarkeit zudem durch Wech- 
selkursschwankungen und die Ausdehnung auf 25 Mit- 
gliedstaaten. 

Von den gesamten Subventionen in den EU-Ländem ent- 
fielen im Jahre 2004 17,2 Mrd. Euro auf Deutschland, ge- 
folgt von Frankreich mit 9 Mrd. Euro und Italien mit 
7 Mrd. Euro (vgl. Übersicht 9, siehe S. 51). Beim BIP- 
Anteil der Beihilfen liegt Deutschland mit 0,78 Prozent 
im Mittelfeld der Gemeinschaft. Italien, Deutschland, 
Frankreich und das Vereinigte Königreich haben am 
Meisten zum Abbau der Subventionsintensität in den ver- 
gangenen Jahren beigetragen. 

132 . Staatliche Beihilfen mit horizontaler Zielsetzung 
haben normalerweise weniger Wettbewerbsverzerrungen 
zur Folge als sektorale und ad-hoc Beihilfen. Forschung 
und Entwicklung, Umwelt, Energieeinsparungen, Unter- 
stützung von KMU, Schaffung von Arbeitsplätzen, För- 
derung von Ausbildung sowie regionale Entwicklung ge- 
hören zu den wichtigsten horizontalen Zielen, die mit 
staatlichen Beihilfen verfolgt werden. 

Bis zum Jahr 2004 stieg der Anteil der horizontalen Bei- 
hilfen am Gesamtvolumen der EU (ohne Landwirtschaft, 
Fischerei, Verkehr) auf 76 Prozent, ln Deutschland waren 
es 78 Prozent, in Frankreich 59 Prozent, in Portugal 
22 Prozent (vgl. Übersicht 10, siehe S. 52). Ein beträchtli- 
cher Anstieg ist bei Beihilfen für Umweltziele und Ener- 
gieeinsparungen am Gesamtvolumen zu verzeichnen. Sie 
stiegen von einem Jahresdurchschnitt von 6,5 Mrd. Euro 
im Zeitraum 2000 bis 2002 auf 9,3 Mrd. Euro im Zeit- 
raum 2002 bis 2004. 

ln Deutschland stehen eindeutig die Beihilfen mit hori- 
zontaler Zweckbestimmung im Vordergrund. Bei diesen 
Beihilfen liegt das Schwergewicht im Bereich der Förde- 
rung von Forschung und Entwicklung, Umwelt sowie von 
kleinen und mittleren Unternehmen. Sektorale Beihilfen 
belaufen sich in Deutschland auf 22 Prozent (EU-25- 
Durchschnitt: 24 Prozent). 
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gaben unter sektorspezifische Beihilfen enthalten auch Beihilfen für andere nicht verarbeitende Sektoren, die nicht in der Tabelle enthalten sind. 
Quelle: GD Wettbewerb 
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Während einige Mitgliedstaaten ihr Gesamtbeihilfen- 
niveau gesenkt haben, hat die Union als Ganzes das 
Lissabon-Ziel einer Reduzierung der Beihilfen noeh nieht 
erreieht. 

133. Neben dem verarbeitenden Gewerbe werden in 
dem Beihilfenberieht die Sektoren Landwirtsehaft und 
Fiseherei, Steinkohleförderung, Verkehr, Finanzdienst- 
leistungen untersueht. Für die Landwirtsehaft werden nur 
aggregierte Zahlen für die EU-Länder veröffentlieht. Da- 
her sind internationale Vergleiehe der Subventionsintensi- 
tät nur eingesehränkt möglieh. 


7.2 Welthandelsorganisation 

134. ln der Welthandelsorganisation (WTO) findet im 
Rahmen der laufenden Doha-Runde eine Überprüfung 
des WTO-Übereinkommens über Subventionen und Aus- 
gleiehsmaßnahmen statt. Dabei geht es darum, die inter- 
nationale Subventionsdisziplin zu stärken. Die 6. WTO- 
Ministerkonferenz in Hongkong im Dezember 2005 hat 
sieh aueh mit diesem Thema befasst, ln der Hongkong- 
Ministererklärung (Dok. WT/M1N(05)/DEC) vom 
18. Dezember 2005 wird auf das diesbezügliehe Mandat 
im Rahmen der Doha-Runde verwiesen (Ziffern 28 und 
29 der Doha-Entwieklungsagenda) und besehlossen, die 
Verhandlungen fortzuführen. 
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in Mio. € 

Gesamt 

61.617 

972 

352 

1.375 

17.236 

35 

473 

3.975 

8.915 

951 

7.037 

184 

44 

122 

78 
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£181 
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2.873 

1.475 
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Quelle: GD Wettbewerb, GD Verkehr, GD Fischerei und GD Landwirtschaft 
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Übersicht über die Entwicklung der Finanzhilfen des Bundes in den Jahren 2003 bis 2006 


Inhalt lfd.Nr. 

1 Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz Ibis 23 

2 Gewerbliche Wirtschaft (ohne Verkehr) 24 bis 50 

2. 1 Bergbau 24 bis 26 

2.2. Rationelle Energieverwendung und emeuerbare Energien 27 bis 3 1 

2.3 Teehnologie- und Inno vationsfbrderung 32 bis 39 

2.4 Hilfen für bestimmte Industriebereiehe 40 bis 44 

2.5 Regionale Strukturmaßnahmen 45, 45a, 45b 

2.6 Sonstige Maßnahmen 46 bis 50 

3 Verkehr 51 bis 52 

4 Wohnungswesen 53 bis 68 

4. 1 Soziale Wohnraumförderung 53 bis 55 

4.2 Städtebaufbrderung 56 

4.3 Modernisierung und Heizenergieeinsparung 57 bis 63 

4.4 Wohnungsbau für Bundesbedienstete u. a 64 bis 65 

4.5 Sonstige Maßnahmen des Wohnungswesens 66 bis 68 

5 Sparförderung und Vermögensbildung 69 
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Anmerkungen zu Anlage 1 

Abkürzungs- und Zeichenerklärung 

= Zahlenwert unbekannt oder geheim zu halten 
0 = weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als nichts 

= nichts vorhanden 
E = Erhaltungshilfen 

A = Anpassungshilfen 

P = Produktivitäts- (Wachstums-) hilfen 

S = Sonstige Hilfen für Unternehmen 

H = Sonstige Hilfen für private Haushalte, die mittelbar Betriebe und Wirtschaftszweige begünstigen 

Fußnotenerläuterung 

Abweichungen in den Summen durch Runden 

2) Noch keine Differenzierung des Gesamtansatzes möglich (siehe Gesamtansatz lfd. Nr. 13 bis 23) 
Finanzhilfe, die bei der EU-Kommission auch als Beihilfe notifiziert wurde. 
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Anlage 2 

Übersicht über die Entwicklung der Steuervergünstigungenhz) den Jahren 2003 bis 2006 


Inhalt lfd. Nr. 

1 Ernährung, Landwirtschaft und Verhraucherschutz 1 bis 18 

2 Gewerhliche Wirtschaft (ohne Verkehr) 19 bis 58 

2.1 Bergbau 19 

2.2 Strukturmaßnahmen für das Beitrittsgebiet und 

für Berlin (West) 20 bis 26 

2.3 Gewerbliche Wirtschaft allgemein 27 bis 58 

3 Verkehr 59 bis 75 

4 Wohnungswesen und Städtebau 76 bis 85 

5 Sparförderung und Vermögenshildung 86 bis 89 

6 Übrige Steuervergünstigungen 90 bis 98 
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Anmerkungen zu Anlage 2 und 3 
Zeichenerklärung 

= Zahlenwert unbekannt oder geheimzuhalten 
0 = weniger als die Hälfte von 1 in der letzten besetzten Stelle, jedoch mehr als nicht 

= nichts vorhanden 

Fußnotenerläuterung 

') Die steuerlichen Vergünstigungen bei den örtlichen Verbrauch- und Aufwandsteuem sind nicht aufgeführt. 

Der Solidaritätszuschlag ist bei den die Einkommen- und Körperschaftsteuer betreffenden Maßnahmen nicht be- 
rücksichtigt. 

2) Die ermäßigte Besteuerung der Lebensmittel und die Umsatzsteuerbefreiung für Wohnungsmieten (Vermietung 

und Verpachtung von Grundstücken) sind keine Steuervergünstigungen, da es sich um systemkonforme Maßnah- 
men handelt. 

3) E = Erhaltungshilfe 

A = Anpassungshilfe 

P = Produktivitäts-(Wachstums-)hilfe 

H = Sonstige Hilfen für private Haushalte, die mittelbar Betriebe und Wirtschaftszweige begünstigen 
S = Sonstige Hilfen. 

Steuermindereinnahmen sind in der Regel für 12 Monate voller Wirksamkeit der Vergünstigung ausgewiesen. Bei 
Neueinführung von Steuervergünstigungen werden die Angaben für die entsprechenden Kassenjahre des Finanz- 
planungszeitraums übernommen; bei Abbau bzw. Befristung von Steuervergünstigungen werden die Mehreinnah- 
men der entsprechenden Kassenjahre gegengerechnet. 

Finanzielle Rückwirkungen von Steuerausfällen auf andere Sfeuerarfen sind in der Regel nicht berücksichtigt. Die 
nachgewiesenen Steuerausfälle beruhen im allgemeinen auf Schätzungen für das geltende Recht und stellen daher 
nur Größenordnungen dar. Für die Zuordnung der Steuervergünstigungen zu den verschiedenen Bereichen ist 
ohne Berücksichtigung der Inzidenz grundsätzlich die Zahllast maßgebend. 

Abweichungen gegenüber früheren Schätzungen, insbesondere durch neuere Unterlagen. 

Bei Sonderabschreibungen Gegenrechnung der zulässigen degressiven AfA. 

Vorwegnahme von Abschreibungen, kein endgültiger Steuerausfall. 

Einschließlich der Ausfälle bei der Gewerbesfeuer. 

* ) Genauere Berechnung des Sfeuerausfalls wegen unzureichenden Dafenmaferials bzw. wegen besonderer Schwie- 
rigkeifen bei der Schätzung nicht möglich. 

9) Wegen fehlender abgesicherter Daten sind nur Angaben für Krankenhäuser (§ 4 Nr. 16 USfG möglich). 

10 ) Wegen fehlender abgesicherfer Dafen sind nur Angaben für Umsäfze nach § 12 Abs. 2 Nr. 3 USfG möglich. 



Steuerminderemnahmen'** - in Mio. € - a. Zielsetzung der Maßnahme Befristung 

Bezeichnung der der 2003 2004 2005 2006 b. Rechtsgrundlage 

Steuervergünstigung Hilfe 

3) ins- darunter ins- darunter ins- darunter ins- darunter 
gesamt Bund gesamt Bund gesamt Bund gesamt Bund 
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§ 3 Nm. 8, 12 und 14 GewStG 
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Arbeitskräftegestellungen und 
Ersatz durch eine entsprechende 
Steuerbefreiung. 

§ 12 Abs. 2 Nm. 3 und 4 UStG 







































Steuermindereinnahmen''* - in Mio. € - a. Zielsetzung der Maßnahme Befristung 

Lfd. Bezeichnung der der 2003 2004 2005 2006 b. Rechtsgrundlage 

Nr. Steuervergünstigung Hilfe 

3) ins- darunter ins- darunter ins- darunter ins- darunter 
aesamt Bund aesamt Bund aesamt Bund aesamt Bund 
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20.452 € bei selbstgenutztem zum Ausbau von selbstgenutztem 

Wohneigentum im Beitrittsgebiet Wohneigentum im Beitrittsgebiet 

Hinweis: ersetzt dureh § 4 
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nähme; der Rüeklagenhöehstbetrag 
beträgt 307.000 € 
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48 Staffelung der Biersteuersätze nach E 34 - 25 - 25 - 25 - a. Schutz der mittelständischen unbefristet 

der Höhe des Bierausstoßes (Men- Brauereien 

genstaffel) 

b. § 2 BierStG 1993 
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97 Befreiung der Sehaustellerzugma- E 1 - 1 - 1 - 1 - a. Förderung des Schaustellerge- unbefristet 

schinen und bestimmter Wohn- und werbes 

Packwagen im Gewerbe nach 

Schaustellerart h. § 3 Nr. 8 KraftStG 
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Anlage 3 

Übersicht über sonstige steuerliche Regelungen^ in den Jahren 2003 bis 2006 

(Regelungen, die durch die seit dem 6. Subventionsbericht erfolgte neue Begriffsbestimmung nicht den Subventionen 
zuzuordnen sind) 


Inhalt lfd. Nr. 

a. Einkommen- und Körperschaftsteuer 1 bis 26 

b. Gewerbesteuer 27 bis 37 

c. Umsatzsteuer 38 bis 45 

d. Versicherungsteuer 46 bis 47 

e. Kraftfahrzeugsteuer 48 bis 49 

f Rennwett- und Lotteriesteuer 50 

g. Grundsteuer 5 1 bis 52 

h. Erbschaftsteuer 53 bis 54 



Steuermindereinnahmen ’ - in Mio. € - | a. Zielsetzung der Maßnahme | Befristung 
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Abzug der Kirchensteuer als 3.600 1.530 3.200 1.360 3.000 1.275 3.100 1.320 a. Begünstigung anerkannter unbefristet 

Sonderausgaben 5) Religionsgesellschaften und ihnen 

gleichgestellter Religionsgemein- 
schaften aus kirchen- und 
sozialpolitischen Erwägungen 
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der Schwarzarbeit in diesem Bereich 
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33 Steuerbefreiung der ........ a. Erfüllung von staats- und unbefristet 

Gesamthafenbetriebe s) s) s) s) gemeinwirtschaftlichen Aufgaben 
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Jugendbildungsstätten, altem Recht übernommen wurde 

Jugendherbergswerke und Träger der 

Jugendhilfe h. § 4 Nm. 23 bis 25 UStG 
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Steuermindereinnahmen - in Mio. € - a. Zielsetzung der Maßnahme Befristung 

Lfd. Bezeichnung der 2003 2004 2005 2006 b. Rechtsgrundlage 

Nr. steuerlichen Regelung 

ins- darunter ins- darunter ins- darunter ins- darunter 

cesamt Bund gesamt Bund gesamt Bund gesamt Bund 
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Anlage 4 


Neu hinzugekommene, sowie nicht mehr aufgeführte Finanzhilfen des Bundes 


Lfd. Nr. der 
Anlage 1 des 
20. Subventions- 
berichtes 

Neu hinzugekommene Finanzhilfen - Anlage 1 - 

36 

High Tech Gründerfonds 

38 

KMU Patentaktion 

39 

Schifffahrt und Meerestechnik 

Zuschüsse 

43 

Innovationsbeihilfen zugunsten der deutschen Werftindustrie 

Zuschüsse 


Förderung des Städtebaus 

56 

Zuschüsse 


Lfd. Nr. der 
Anlage 1 des 

19. Subventions- 
berichtes 

Nicht mehr aufgeführte Finanzhilfen - Anlage 1 - 

5 

Gasölverbilligung 

11 

Vergütung an Banken für die Verwaltung von Bundesmitteln 

33 

Zuschüsse an Unternehmen des deutschen Steinkohlebergbaus zum Ausgleich von 
Belastungen infolge von Kapazitätsanpassungen 

58 

Hilfsfonds für durch kriminelle Machenschaften unschuldig in Not geratene 
Handwerker und Kleinuntemehmer 

42 

Förderung der industriellen Gemeinschaftsforschung und -entwicklung 

47 

Netzwerkmanagement Ost / NEMO 

61 

Pflege der Wirtschaftsbeziehungen mit dem Ausland 

66 

Förderung des sozialen Wohnungsbaus im Rahmen des Regionalprogramms 

67 

Zuweisungen an Länder für fnvestitionen in Regionen mit erhöhter 

W ohnungsnachfrage 

68 

Zinszuschüsse im Rahmen des Wohnungsbauprogramms der KfW 
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Neu hinzugekommene, nicht mehr aufgeführte sowie umgeschichtete Steuervergünstigungen und 

sonstige steuerliche Regelungen 


Lfd. Nr. der 
Anlage 2 des 
20. Subventions- 
berichtes 

Neu hinzugekommene Steuervergünstigungen - Anlage 2 - 

21 

§ 2 InvZulG 2005 - Investitionszulage für Ausrüstungsinvestitionen 

23 

§ 2 InvZulG 2005 - Investitionszulage für Gebäudeneubauten 

50 

§ 2a MinöStG - Steuerbegünstigung für Biokraft- und Bioheizstoffe 


Lfd. Nr. der 
Anlage 2 des 

19. Subventions- 
berichtes 

Nicht mehr aufgeführte Steuervergünstigungen - Anlage 2 - 

17 

§ 3 InvZulG 1999 - Förderung des Mietwohnungsneubaus in den Innenstädten im 
Beitrittsgebiet 

21 

§ 4 InvZulG 1999 - Förderung der Erhaltung von älterem, selbst genutzten 
Wohneigentum 

28 

§ 5 1 Abs. 1 Nr. 2 Buchstabe m EStG, § 80 Abs. 1 EStDV - Bewertungsabschlag für 
bestimmte Importwaren mit wesentlichen Preisschwankungen in Höhe von bis zu 10 
v. H. der Anschaffungskosten des Bilanzstichtages 


Lfd. Nr. der 
Anlage 3 des 

19. Subventions- 
berichtes 

Nicht mehr aufgeführte sonstige steuerliche Regelungen - Anlage 3 - 

7 

§ 10 Abs. 1 Nr. 8 EStG - Sonderausgabenabzug für hauswirtschaftliche 
Beschäftigungsverhältnisse 

21 

§§ 7 und 12 Abs. 3 Schutzbaugesetz - Erhöhte Absetzungen für die Herstellung von 
Schutzräumen bis zu jährlich 10 v. H. 

46 

§ 25c UStG - Befreiung von Umsätzen im Geschäft mit Goldmünzen, die als 
gesetzliche Zahlungsmittel gelten, mit unverarbeitetem Gold und der Vermittlung 
dieser Umsätze 

47 

§ 4 Nr. 10 UStG - Steuerbefreiung für die Verschaffung von Versicherungsschutz 
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Lfd. Nr. der 

Anlage 2 des 20. 
Subventions- 
berichts 

Lfd. Nr. der 
Anlage 3 des 19. 
Subventions- 
berichts 

Durch Umschichtung von Anlage 3 in die Anlage 2 
hinzngekommene Stenervergünstigungen 

2 

10 

§ 13 Abs. 3 EStG - Freibetrag für alle Land- und Forstwirte, 
deren Summe der Einkünfte 30.700 €/6 1.400 € nicht übersteigt 

4 

11 

§ 34b EStG i. V. m. Forstschäden- Ausgleichsgesetz - 
Minderung der Steuersätze bei außerordentlichen Einkünften 
aus Forstwirtschaft 

5 

20 

Forstschäden- Ausgleichsgesetz - Beschränkung bei 
Holzeinschlag und bei der Holzeinführ, Bildung von 

Rücklagen, Bewertungserleicherung sowie ermäßigte 

Steuersätze bei Einnahmen i. S. d. Forstschäden- 
Ausgleichsgesetzes 

12 

55 

§ 4 Nr. 27 Buchstabe b UStG - 
Steuerbefreiung für die Gestellung von Arbeitskräften 
(insbesondere Betriebshelfem und Haushaltshilfen) an land- 
und forstwirtschaftliche Betriebe und die gesetzlichen Träger 
der Sozialversicherung 

13 

57 

§ 12 Abs. 2 Nm. 3 und 4 UStG - Ermäßigter Steuersatz für 
bestimmte sonstige Leistungen in der Tier- und Pflanzenwelt 

36 

35 

§ 22 KStG - Abziehbarkeit von Rückvergütungen bei 
Genossenschaften 

44 

48 

§ 4 Nr. 1 1 UStG - Befreiung der Bausparkassen- und 

V ersicherungsvertreter 

45 

67 

§ 13a ErbStG - Vergünstigung für Erwerber von Betrieben 
oder Anteilen an Kapitalgesellschaften im Erb- oder 
Schenkungsfall 

46 

68 

§ 19a ErbStG - Tarifbegrenzung beim Erwerb von 
Betriebsvermögen, von Betrieben der Land- und 

Forstwirtschaft und von Anteilen an Kapitalgesellschaften 

86 

5 

§ 10a EStG/Abschnitt XI des EStG (§§ 79 bis 99 EStG) - 
Förderung der privaten kapitalgedeckten Altersvorsorge durch 
Zulagen (Fördervolumen) 

88 

11 

§ 20 Abs. 4 EStG - Förderung der Spartätigkeit 

92 

17 

§ 37a EStG - Pauschalierung der Einkommensteuer bei 

Prämien aus Kundenbindungsprogrammen 


Lfd. Nr. der 

Anlage 3 des 20. 
Subventions- 
berichts 

Lfd. Nr. der 
Anlage 2 des 19. 
Subventions- 
berichts 

Durch Umschichtung von Anlage 2 in die Anlage 3 
hinzugekommene sonstige steuerliche Regelungen 

31 

82 

§ 3 Nr. 20 EStG - Steuerbefreiung von Krankenhäusern, 
Altenheimen, Altenwohnheimen, Pflegeheimen und 
Einrichfungen zur ambulanten Pflege unter gewissen 
Voraussetzungen 
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Anlage 5 

Übersicht über die Finanzhilfen ans dem ERP-Wirtschaftsplan an die Gewerbliche Wirtschaft 

in den Jahren 2003 bis 2006 (Darlehen) 




2003 

2004 

2005 

2006 

Lfd. 

Nr. 

Bezeichnung der Finanzhilfe 

Kapitel/Titel 

Ist 

Ist 

Ist 

Soll 



- in Mio. € - 

1 

Finanzierungshilfen zur Leistungssteigerung kleiner und 
mitderer Unternehmen zur Förderung von Vorhaben in 
regionalen Fördergebieten aus 1/862 01 

198 

123 

103 

750 

2 

Förderung von Existenzgründungen 

• Eigenkapitalhilfe (ab 1997 aus ERP-Mitteln) 

243 

112 




aus 1/862 01 






• Existenzgründungsdarlehen 
aus 1/ 862 01 

234 

79 

- 

- 


• ERP-Kapital für Gründung 
aus 1/ 862 01 

- 

131 

178 

500 


• ERP-Kapital für Wachstum 
aus 1/ 862 01 

- 

15 

21 

800 

3 

Förderung mittelständischer Bürgschaftsbanken sowie 
Refinanzierung privater KapitalbeteihgungsgeseUschaften 
aus 1/862 01 

160 

150 

128 

350 

4 

Förderung von Ausbildungsplätzen 
aus 1/862 01 

- 

- 

- 

- 

5 

Förderung von Innovationen 
aus 1/862 01 

219 

128 

199 

550 


BTU Programm (Beteiligungskapital für 
kleine Technologieunternehmen) 
aus 1/862 01 

64 

60 

22 

- 


ERP-Startfonds 

- 

- 

75 


6 

Förderung von Umweltschutzmaßnahmen und 

Energieeinsparungsinvestitionen 

aus 1/862 02 

2.121 

1.264 

2.436 

900 

7 

Förderung von Lieferungen in Entwicklungsländer 

aus 2/866 01 

28 

30 

51 

150 


Summe * 

3.267 

2.092 

3.213 

4.000 


• Abweichungen der Summen durch Runden 




Ausgaben des Bundes an Gesellschaften und Unternehmen der Wirtschaft für Wissenschaft, Forschung und Entwicklung (in Mio. Euro) 
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Anlage 7 

Methodische Erläuterungen zum Bericht über Finanzhilfen des Bundes und Steuervergünstigungen 


1 Gesetzliche Grundlage 

Grundlage für den Subventionsbericht ist die Vorschrift 
des § 12 Stabilitäts- und Wachstumsgesetz (StWG): 

„(1) Bundesmittel, die für bestimmte Zwecke an Stel- 
len außerhalb der Bundesverwaltung gegeben werden, 
insbesondere Finanzhilfen, sollen so gewährt werden, 
dass es den Zielen des § 1 nicht widerspricht. 

[§ 1 StWG: „Bund und Länder haben bei ihren wirt- 
schafts- und finanzpolitischen Maßnahmen die Erfor- 
dernisse des gesamtwirtschaftlichen Gleichgewichts 
zu beachten. Die Maßnahmen sind so zu treffen, dass 
sie im Rahmen der marktwirtschaftlichen Ordnung 
gleichzeitig zur Stabilität des Preisniveaus, zu einem 
hohen Beschäftigungsstand und außenwirtschaftli- 
chem Gleichgewicht bei stetigem und angemessenem 
Wirtschaftswachstum beitragen.“] 

(2) Über die in Absatz 1 bezeichneten Finanzhilfen legt 
die Bundesregierung dem Bundestag und dem Bundesrat 
zusammen mit dem Entwurf des Bundeshaushaltsplans 
alle zwei Jahre eine zahlenmäßige Übersicht vor, die ins- 
besondere gegliedert ist in Finanzhilfen, die 

1. der Erhaltung von Betrieben oder Wirtschaftszwei- 
gen, 

2. der Anpassung von Betrieben oder Wirtschaftszwei- 
gen an neue Bedingungen und 

3. der Förderung des Produktivitätsfortschritts und des 
Wachstums von Betrieben oder Wirtschaftszweigen, 
insbesondere durch die Entwicklung neuer Produk- 
tionsmethoden und -richtungen 

dienen. 

(3) ln entsprechender Gliederung des Absatzes 2 wird 
eine Übersicht der Steuervergünstigungen zusammen mit 
den geschätzten Mindereinnahmen beigefügt. 

(4) Zu den in Absatz 2 und 3 genannten Übersichten 
gibt die Bundesregierung an, auf welchen Rechtsgründen 
oder sonstigen Verpflichtungen die jeweiligen Finanzhil- 
fen und Steuervergünstigungen beruhen und wann nach 
der gegebenen Rechtslage mit einer Beendigung der Fi- 
nanzhilfen und Steuervergünstigungen zu rechnen ist. Sie 
macht zugleich Vorschläge hinsichtlich der gesetzlichen 
oder sonstigen Voraussetzungen für eine frühere Beendi- 
gung oder einen stufenweisen Abbau der Verpflichtun- 
gen. Hierzu wird ein Zeitplan entsprechend der in 
Absatz 2 beschriebenen Gliederung aufgestellt.“ 

2 Abgrenzung der Subventionen 
im Subventionsbericht der 
Bundesregierung 

Auf der Grundlage von § 12 Abs. 2 StWG berichtet die 
Bundesregierung in ihrem Subventionsbericht alle zwei 
Jahre über die Finanzhilfen des Bundes und die Steuer- 


vergünstigungen. Die hierbei verwendete Subventionsab- 
grenzung konzentriert sich entsprechend dem gesetzli- 
chen Auftrag auf Hilfen für private Unternehmen und 
Wirtschaftszweige, wobei insbesondere zwischen Erhal- 
tungs-, Anpassungs- und Produktivitätshilfen unterschie- 
den wird. 

Als Erhaltungshilfen an Betriebe oder Wirtschaftszweige 
werden Subventionen angesehen, die nicht ausdrücklich 
an strukturverändemde Umstellungen gekoppelt sind. 
Solche Hilfen kommen insbesondere aus verteilungspoli- 
tischen und versorgungssichemden Gründen der Land- 
wirtschaft, aber auch dem Steinkohlenbergbau und dem 
Schiffbau zugute. Auch ein Teil der Ausnahmeregelungen 
bei der ökologischen Steuerreform wird als Erhaltungs- 
hilfen eingestuft. Erhaltungshilfen sind aber nicht als eine 
zeitlich unbegrenzte Bestandsgarantie zu verstehen. Die 
betroffenen Betriebe bzw. Wirtschaftszweige sollen viel- 
mehr in den mit den Erhaltungshilfen überbrückten Zeit- 
räumen wieder an marktwirtschaftliche Gegebenheiten 
herangeführt werden. 

Anpassungshilfen sollen im Wesentlichen zur Änderung 
bestehender Strukturen von Betrieben und Wirtschafts- 
zweigen dienen und sich dadurch selbst entbehrlich ma- 
chen. Die so ermöglichte Hilfe zur Selbsthilfe ist insbe- 
sondere Grundgedanke der strukturändemden Hilfen in 
den neuen Ländern. 

Produktivitätshilfen dienen der Förderung des Produktivi- 
tätsfortschritts und des Wachstums von Betrieben und 
Wirtschaftszweigen, insbesondere durch Entwicklung 
neuer Produktionsmethoden und -richtungen. 

Darüber hinaus werden als Sonstige Hilfen vor allem 
Subventionen ausgewiesen, die nicht in erster Linie an 
Betriebe oder Wirtschaftszweige gehen, sondern in wich- 
tigen Bereichen des volkswirtschaftlichen Marktprozes- 
ses bestimmte Güter und Leistungen für private Haus- 
halte verbilligen. Die Hilfen an private Haushalte werden 
nur dann im Subventionsbericht erfasst, wenn sie mittel- 
bar auch dem Wirtschaftsgeschehen zugerechnet werden 
können. Dies trifft insbesondere für die Wohnungsbauför- 
derung zu, die Haushalten den Erwerb von Wohnraum er- 
leichtern soll und gleichzeitig die Baunachfrage in erheb- 
lichem Umfang beeinflusst. 

Da der Begriff der Subventionen in § 12 StWG nicht ab- 
schließend definiert ist, wird die Abgrenzung der im Sub- 
ventionsbericht ausgewiesenen Subventionen kontinuier- 
lich überprüft und gegebenenfalls weiterentwickelt. 

3 Abgrenzung zu anderen Leistungen des 
Staates 

Der Subventionsbericht kann durch seine gesetzliche 
Grundlage und seine Orientierung am Bundeshaushalt 
nur denjenigen Teil der staatlichen Aktivitäten widerspie- 
geln, der durch Leistungen aus dem Bundeshaushalt oder 
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Steuervergünstigungen mittel- und unmittelbar die Wirt- 
sehaft beeinflusst. Zudem ist der Subventionsberieht in 
den Gesamtrahmen der Beriehterstattung der Bundes- 
regierung eingeordnet: Über eine Reihe von staatliehen 
Aufgabenfeldem, in denen zum Teil aueh subventions- 
ähnliehe Zuwendungen eine Rolle spielen, informiert die 
Bundesregierung gesondert, wie z. B. im Sozialberieht, 
im Umweltberieht, im Wohngeld- und Mietenberieht, im 
Forsehungsberieht, im Emährungs- und agrarpolitisehen 
Berieht , im Berufsbildungsberieht, im Raumordnungsbe- 
rieht, im Bericht zur Entwicklungspolitik und im Bundes- 
verkehrswegeplan. 

Im Einzelnen werden Finanzhilfen und Steuervergünsti- 
gungen wie folgt zu anderen Hilfen und Ausgaben des 
Staates abgegrenzt: 

Allgemeine Staatsaufgaben 

Eine Reihe von Abgrenzungsfragen gibt es zwischen all- 
gemeinstaatlichen Aufgaben und der speziellen Aufga- 
benstellung von Subventionen in den einzelnen Berei- 
chen. Dabei geht es einmal um die Behandlung ganzer 
Aufgabenbereiche wie etwa des Gesundheits- oder des 
Bildungswesens, ln einigen Veröffentlichungen werden 
z. B. staatliche Leistungen an Träger von sozialen Ein- 
richtungen, Krankenhäuser und Bildungseinrichtungen 
als Subventionen angesehen, während sie nach der Ab- 
grenzung des Subventionsberichts zu den Infrastruktur- 
maßnahmen gezählt und daher nicht aufgeführt werden. 

Zum anderen geht es auch um die Abgrenzung staatlicher 
Leistungen innerhalb bestimmter Aufgabenbereiche, z. B. 
beim Verkehrs- und Kommunikationsbereich oder der 
Forschungsfbrderung. Der Verkehrs- und Kommunika- 
tionsbereich, neben dem Schienenverkehr insbesondere 
Straßen- und Kanalbau, ist zu einem Großteil nicht 
Gegenstand des Subventionsberichts, obwohl auch hier 
verschiedene wettbewerbsbeeinflussende, subventions- 
ähnliche Wirkungen vorhanden sind, da es sich um Maß- 
nahmen der Verkehrsinfrastruktur bzw. nicht um die För- 
derung von privaten Betrieben und Wirtschaftszweigen 
handelt. 

Beteiligungen 

Spezielle Zahlungen des Bundes an Unternehmen, an de- 
nen dieser wesentlich beteiligt ist, bleiben insoweit außer 
Ansatz, als es sich um Finanzvorgänge im Bereich der 
Kapitalbildung handelt, die zur Aufrechterhaltung ange- 
messener Relationen zwischen Eigenkapital und Fremd- 
kapital bei wachsender Untemehmenstätigkeit ebenso 
wie in schwierigen Untemehmensphasen erforderlich 
sind. Diese Aufwendungen werden insoweit nicht als 
Finanzhilfen im Subventionsbericht berücksichtigt. 

Bürgschaften 

Ein wichtiges Instrument der Wirtschaftsförderung durch 
den Bund sind Bundesbürgschaften. Mit ihrer Hilfe kön- 
nen in bestimmten Fällen staatliche Förderzwecke er- 
reicht werden, ohne dafür Haushalfsmitfel einsefzen zu 
müssen Im Unferschied zu den aufgeführten Finanzhil- 


fen, für die die Inanspruchnahme von Haushaltsmifteln 
des Bundes kennzeichnend isf, darf mit der Inanspruch- 
nahme des Bundes bei der Übernahme von Bundesbürg- 
schaften gerade nicht mit hoher Wahrscheinlichkeit 
gerechnet werden. Außerdem strebt der Bund an, grund- 
sätzlich Bürgschaftsentgelte zu erheben, die die Kosten 
des Bundes decken sollen. 

Die Entwicklung der Bundesbürgschaften und sonstigen 
Gewährleistungen wird daher an anderer Stelle, u. a. re- 
gelmäßig im vom Bundesfinanzministerium herausgege- 
benen „Finanzbericht“, dargestellt. 

Forschungsförderung 

Im Bereich Forschung und Entwicklung neuer Technolo- 
gien werden nur Förderungsmaßnahmen als Subventio- 
nen angesehen, die unmittelbar darauf gerichtet sind, die 
technische Leistungskraft der Unternehmen bei Vorhaben 
zu stärken, deren Markteinführung und damit wirtschaft- 
liche Verwertung in überschaubarem Zeitraum mit relativ 
großer Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. Hierauf auf- 
bauend wurden folgende Kriterien für Forschungsvorha- 
ben entwickelt: 

- Wenn die Forschung bei institutioneilen Forschungs- 
einrichtungen (außerhalb von Unternehmen) stattfin- 
det, spricht dieses dafür, dass die Forschung nichf un- 
mittelbar darauf gerichfef isf, die Leistungskraft der 
Unternehmen zu stärken. 

- Wenn die Forschung nicht darauf gerichtet ist, Eigen- 
tumsrechte für einzelne Unternehmen an Forschungs- 
ergebnissen zu schaffen, spricht dieses dafür, dass die 
Begünstigung einzelner Unternehmen durch wirt- 
schaftliche Verwertung der Forschung nicht im Mittel- 
punkt steht. 

Schienenverkehr 

Aus § 12 StWG ergibt sich, dass über Bundesmittel be- 
richtet werden soll, die „an Stellen außerhalb der Bundes- 
verwaltung“ gegeben werden. Zuweisungen und Zu- 
schüsse an die Deutsche Bundesbahn und die Deutsche 
Reichsbahn wurden nicht als Finanzhilfen angesehen, 
weil dies trotz getrennter Haushaltswirtschaft ihrer 
Rechtsnatur nach nicht Stellen außerhalb der Bundesver- 
waltung waren. Zudem dienten die Hilfen überwiegend 
der Finanzierung der Verkehrsinfrastruktur, die - wie 
auch die Mittel für den Sfraßenbau - nichf Gegensfand 
des Subventionsberichfs sind. 

Mit der Bahnreform wurden die Sondervermögen Deut- 
sche Bundesbahn und Reichsbahn zusammengeführt und 
die Deutsche Bahn AG als Gesellschaft des Bundes ge- 
gründet. Die Altlasten der Bahnen sind durch das Bun- 
deseisenbahnvermögen, das weiterhin zur Bundesverwal- 
tung zählt, übernommen worden; die Verbindlichkeiten 
des Bundeseisenbahnvermögens wurden durch den Bund 
aufgrund Artikel 3 des Gesetzes zur Eingliederung der 
Schulden von Sondervermögen in die Bundesschuld vom 
21. Juni 1999 (BGBl. 1 1999 S. 1384) übernommen. Die 
nach der Reform für den Infrastrukfurbereich bereifge- 
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stellten Haushaltsmittel werden weiterhin nieht im Sub- 
ventionsberieht berücksiehtigt. 

Sozialleistungen 

Im sehriftliehen Berieht des zuständigen Bundestagsaus- 
sehusses für Wirtsehafts- und Mittelstandsfragen am 
2. Mai 1967 (zu Drueksaehe V/1678) wird ausgefiihrt, 
dass in § 12 SfWG „nieht nur Subventionen an Wirt- 
sehaflsuntemehmen angesproehen sind, sondern Subven- 
tionen aller Art, aueh soweit sie bestimmte Sozialleistun- 
gen betreffen“. Der Ausschuss weist aber auch daraufhin, 
dass im Subventionsbericht nicht alle Sozialleistungen 
aufzuführen seien, „da im Sozialbericht der Bundesregie- 
rung diese Angaben enthalten sind“. Im Subventionsbe- 
richt wird deshalb vor allem über Hilfen an private Haus- 
halte berichtet, wenn sie mittel- und unmittelbar den 
Markt in wichtigen Wirtschaftsbereichen erheblich beein- 
flussen und nicht in anderen Berichten der Bundesregie- 
rung dargestellt werden. 

Steuervergünstigungen 

Im Bereich der Steuervergünstigungen ergeben sich eben- 
falls verschiedene Abgrenzungsprobleme. Die Beurtei- 
lung des Sinns und der Notwendigkeit bestimmter steuer- 
licher Ausnahmetatbestände muss jeweils im Rahmen des 
gesamten Steuersystems gesehen werden, wobei es häu- 
fig schwierig ist, zwischen systematischen oder von der 
Steuergerechtigkeit gebotenen steuerlichen Regelungen 
und den für den Bericht bedeutsamen subventionspoliti- 
schen Ausnahmeregelungen zu unterscheiden. Beispiel- 
haft hierfür isf, dass der ermäßigfe Umsafzsfeuersafz für 
Nahrungsmiftel als sysfematisch oder von der Sfeuerge- 
rechtigkeif gebofen und damif nicht als Subvention ange- 
sehen wird, während der ermäßigte Umsatzsteuersatz für 
kulturelle und unterhaltende Leistungen als Subvention 
ausgewiesen wird. 

Aus Gründen der Systematik und Steuergerechtigkeit 
wird ein Ausnahmetatbestand um so eher als Steuerver- 
günstigung im Sinne des Subventionsberichts angesehen, 
je kleiner der Kreis der Begünstigten ist. Daher sind mit- 
tel- oder unmittelbar wirkende Begünstigungen einzelner 
Sektoren oder Teilbereiche der Wirtschaft stets als Steuer- 
vergünstigung anzusehen. Auch können unmittelbar wir- 
kende Sonderregelungen, die die Wirtschaft gegenüber 
der Allgemeinheit begünstigen, noch als Steuervergünsti- 
gung klassifiziert werden. Wenn allerdings nur noch mit- 
telbar - z. B. über die Verwendung von steuerfinanzierten 
Einkommenstransfers durch die Bürger - auch die Wirt- 
schaft allgemein Vorteile hat, lässt sich eine Steuerver- 
günstigung der Wirtschaft nicht mehr feststellen. 

Festzuhalten ist, dass jede einzelne Steuervergünstigung 
nur im Rahmen der Gesamtforderung eines Bereichs 
durch den Sfaaf bewerfef werden kann, ln Anlage 3 sind 
zur weiferen Information die sonstigen Steuervergünsti- 
gungen aufgeführt, die nicht direkt dem Subventionskem 
zugeordnet werden. Dieses sind vor allem Begünstigun- 
gen für gemeinnützige Organisationen, Vereine, Kirchen, 


Parteien, den Gesundheitssektor und die Sozialversiche- 
rungen. 

4 Vergleich mit dem Subventionsbegriff 
anderer Institutionen 

Die öffentliche Diskussion über die Höhe und Notwen- 
digkeit von Subventionen wird durch verschiedene Ab- 
grenzungen des Subventionsbegriffs in Wissenschaft und 
Praxis erschwert, die neben dem im Subventionsbericht 
der Bundesregierung verwendeten Subventionsbegriff 
eingesetzt werden. Die unterschiedlichen Abgrenzungen 
der Subventionsdefinitionen sind zweckorientiert. Der 
Subventionsbericht der Bundesregierung geht vom Haus- 
halt des Bundes aus und hat vor allem die Aufgabe, die 
aus Bundesmitteln gewährten Finanzhilfen und Steuer- 
vergünstigungen im jeweiligen Haushaltsjahr darzustel- 
len. Dabei konzentriert sich der Subventionsbericht auf 
Maßnahmen zur Förderung der privaten Wirtschaft. 

Die Finanzhilfen des Bundes und die Steuervergünstigun- 
gen werden im Subventionsbericht detailliert beschrie- 
ben, in ihren Zielsetzungen erläutert und in ihrer Gesamt- 
entwicklung analysiert. Der Subventionsbericht reiht sich 
in andere Berichte des Bundes ein und soll den gesetz- 
gebenden Gremien Informationen vermitteln, um politi- 
sche Entscheidungen in der Wirtschafts-, Haushalts- und 
Steuerpolitik vorbereiten zu können. 

Einen besonders umfassenden Subventionsbegriff legt 
das Institut für Weltwirtschaft Kiel (ffW) seinen in unregel- 
mäßigen Abständen erscheinenden Untersuchungen zur 
Subventionsentwicklung zu Grunde. Erfasst werden die 
Subventionen von Bund, Ländern und Gemeinden, fm 
Subventionsbericht des Bundes werden die Finanzhilfen 
und Steuervergünstigungen von Ländern und Gemeinden 
ebenso wie die ERP-Finanzhilfen und die Marktord- 
nungsausgaben der EU nur nachrichtlich ausgewiesen, ln 
der Abgrenzung des ffW werden darüber hinaus Finanz- 
hilfen der Bundesansfalf für Arbeit im Bereich der akti- 
ven Arbeitsmarktpolitik zu den Subventionen gezählt, fm 
Bereich der Finanzhilfen besteht ein wesentlicher Unter- 
schied in der Berücksichtigung von Ausgaben für den 
Schienenverkehr durch das Institut. Berücksichtigt wer- 
den auch Zahlungen an öffentliche Institutionen, die pri- 
vate Güter bzw. Dienstleistungen erstellen (ohne karita- 
tive Aktivitäten und Zahlungen an die Bereiche 
Ausbildung und Grundlagenforschung), in den VGR aber 
zu den Sektoren Staat oder Organisationen ohne Erwerbs- 
charakter gehören. 

Das ffW knüpft damit in seiner Abgrenzung nicht an der 
Art der geförderten Institution an, sondern an der Art der 
angebotenen Güter. Hierdurch wird nach Ansicht des Ins- 
tituts das tatsächliche Ausmaß abgebildet, in dem wirt- 
schaftliche Tätigkeiten vom Staat beeinflusst werden, 
denn die privaten Güter und Dienstleistungen könnten 
prinzipiell auch von privaten Unternehmen angeboten 
werden. Damit umfasst diese Abgrenzung auch defizitäre 
Haushaltstitel von Gebietskörperschaften, soweit die be- 
treffenden Haushaltstitel mit der Erstellung privater Güter 
in Zusammenhang stehen. Dabei wird unterstellt, dass der 
für das Guf erzielte Preis unter den Herstellungskosten 
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liegt und die Differenz Subventionseharakter hat. Zu den 
Subventionen zählen ebenfalls beispielsweise Zusehüsse 
an Krankenhäuser, Kindergärten und kulturelle Einrieh- 
tungen. Berüeksiehtigt werden sehließlieh Sozialleistun- 
gen, soweit sie nieht ganz speziell auf hilfsbedürftige Per- 
sonen zugesehnitten sind. 

Der insbesondere vom Statistisehen Bundesamt verwen- 
dete Subventionsbegriff in Abgrenzung der VOR, der 
nieht zuletzt für internationale Vergleiehe genutzt wird, 
umfasst aussehließlieh Finanzhilfen des Staates (Gebiets- 
körpersehaften, Sozialversieherungen und staatliehe Son- 
dervermögen) an Unternehmen (Institutionen mit Er- 
werbszweek, einsehließlieh staatliehe Unternehmen). 
Steuervergünstigungen werden grundsätzlieh nieht einbe- 
zogen. 

Dem Subventionsbegriff in den VGR liegt als formales 
Abgrenzungskriterium zugrunde, dass es sieh bei Sub- 
ventionen um laufende Einkommensübertragungen han- 
deln muss. Das ist z. B. bei laufenden Zinszusehüssen zur 
Verbilligung betrieblieher Investitionen der Fall, nieht 
aber bei einmaligen Investitionszusehüssen, die in den 
Kategorien der VGR nieht Einkommens-, sondern Ver- 
mögensübertragungen darstellen. Obwohl also sowohl 
laufende Zinszusehüsse als aueh einmalige Investitions- 
zusehüsse der gleiehen wirtsehaftspolitisehen Zielsetzung 
dienen und aueh bei entspreehender Bemessung den glei- 
ehen Subventionswert aufweisen können, werden in den 
VGR nur die laufend gezahlten Zinszusehüsse als Sub- 
ventionen ausgewiesen. 

Die Abgrenzung der Finanzhilfen im Subventionsberieht 
erfolgt entspreehend der wirtsehaftspolitisehen Zielset- 
zung der Subventionsmaßnahmen, so dass der formalen 
Abgrenzung der VGR nieht gefolgt wird. Der Subven- 
tionsberieht weist alle haushaltsrelevanten Zahlungen im 
Haushaltsjahr, also aueh Darlehen oder bedingt rüekzahl- 
bare Zusehüsse, in voller Höhe aus, ohne Rüekzahlungen 
zu berüeksiehtigen. Der Subventionswert von Finanzhil- 
fen wird insoweit im Subventionsberieht überzeiehnet. 

Aueh in der Beihilfenberiehterstattung der EU-Kommis- 
sion werden die Subventionen anders abgegrenzt als in 
den Subventionsberiehten der Bundesregierung. Aus- 
gewiesen werden alle staatliehen Beihilfen, die Gegen- 
stand der europäisehen Beihilfenaufsieht naeh Artikel 87 
und 88 EGV sind. Damit wird ein reeht breites Spektrum 
an Subventionsformen berüeksiehtigt. 

Zum Teil wird nur das Beihilfenelement ausgewiesen, das 
heißt, es wird ein Subventionsäquivalent im Vergleieh 
zum unterstellten Verhalten eines privaten Kreditgebers, 
Investors oder Vertragspartners ermittelt. Subventionen, 
die den innergemeinsehaftliehen Handel und den Wettbe- 
werb nieht beeinträehtigen bzw. zu beeinträehtigen dro- 
hen, unterliegen nicht den Ermittlungsbefügnissen der 
EU-Kommission und werden deshalb nicht in den Beihil- 
fenberichten erfasst. Dies sind wesentliche Gründe dafür, 
dass das Beihilfenvolumen deutlich geringer ist als das im 
Subventionsbericht der Bundesregierung ausgewiesene 
Volumen. 


ln Anlage 1 des vorliegenden Subventionsberichts sind 
die Finanzhilfen des Bundes gekennzeichnet, die zugleich 
Beihilfen im Sinne der EU-Beihilfenberichterstattung 
darstellen. 

5 Subventionen und Umwelt 

Umweltpolitische Fragen nehmen in der politischen Dis- 
kussion einen hohen Stellenwert ein. Im Zusammenhang 
mit der Subventionspolitik gilt das besondere Interesse 
ökologisch kontraproduktiven Subventionen. Diese Sub- 
ventionen sind Gegenstand wissenschaftlicher Publikatio- 
nen. ln ihnen werden je nach Abgrenzung Finanzhilfen 
und Steuervergünstigungen im Hinblick auf ihre ökologi- 
schen Wirkungen untersucht. Zur Berechnung der Sub- 
ventionshöhe wurden verschiedene Methoden entwickelt 
und angewandt, die zu sehr unterschiedlichen Resultaten 
kommen. 

Da der Subventionsbericht nach § 12 StWG nur finan- 
zielle Auswirkungen des Einsatzes von Bundesmitteln 
und Steuervergünstigungen darstellt, werden über diese 
Definition hinausgehende, implizite Begünstigungen, von 
denen auch umweltschädliche Wirkungen ausgehen kön- 
nen, im Subventionsbericht der Bundesregierung nicht 
betrachtet. 

„Externe Kosten“ können als implizite Begünstigung an- 
gesehen werden, weil die Kosten der Umwelt- und Res- 
sourcenbeanspruchung nicht denjenigen angelastet wer- 
den, die sie verursachen (Verursacherprinzip), sondern 
der Allgemeinheit aufgebürdet werden. Diese externen 
Kosten könnten zum Beispiel über Steuern bei den Verur- 
sachern intemalisiert werden. Die Unterlassung der Inter- 
nalisierung kann als subventionsähnliche Vergünstigung 
gewertet werden. Die Höhe derartiger „externer Kosten“ 
ist schwierig abschätzbar. Solche Berechnungen stoßen 
auf konzeptionelle und methodische Probleme, jedoch 
gibt es mittlerweile viel versprechende Ansätze zur mo- 
netären Bewertung von Umweltschäden. Eine Hinzurech- 
nung nicht abgegoltener externer Effekte zu den Finanz- 
hilfen aus Bundesmitteln oder den Steuerausfällen der 
Steuervergünstigungen hätte zur Folge, dass das Niveau 
der Subventionen erheblich höher läge. 

So lange die Nicht-lntemalisierung externer Kosten 
gleichmäßig breiten Teilen der Bevölkerung (Unterneh- 
men und Haushalten) zugute kommt, geht die Literatur 
davon aus, dass es sich um kein spezifisches Subven- 
tionsproblem, sondern um ein allgemeines Problem nicht 
ausreichender Umweltpolitik handelt. Das heißt im Um- 
kehrschluss, dass tendenziell subventionsähnliche Tatbe- 
stände gegeben sind, falls die fehlende oder unzurei- 
chende Besteuerung umweltschädlicher Aktivitäten nur 
speziellen Bevölkerungsgruppen, Wirtschaftssektoren 
oder Unternehmen zugute kommt. 

Ökologisch kontraproduktive Subventionen sind im Rah- 
men der Klimapolitik von besonderer Bedeutung, ln 
Artikel 2 (1) des am 16. Februar 2005 in Kraft getretenen 
Kyoto-Protokolls haben die Vertragsstaaten u. a. verein- 
bart, klimapolitisch kontraproduktive Steuerbefreiungen 
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und andere Subventionen in allen Sektoren, die Treib- 
hausgase emittieren, schrittweise zu reduzieren oder auf- 
zuheben. 

Im Nationalen Klimaschutzprogramm der Bundesregie- 
rung vom 13. Juli 2005 heißt es zu Begünstigungen im 
Rahmen der Ökologischen Steuerreform: „Aus wirt- 
schafts-, umweit- oder sozialpolitischen Gründen waren 
zunächst mineralöl- und stromsteuerliche Begünstigun- 
gen erforderlich, die aber bereits im Interesse besser ab- 
gestimmter Lenkungs- und Verteilungswirkungen teil- 
weise zurückgeführt werden konnten. ... Außerdem 
müssen die Vergünstigungen und Ausnahmeregelungen 
fortlaufend auf ihre Berechtigung überprüft werden. Ist 
ihre Berechtigung entfallen, müssen sie konsequent abge- 
baut werden.“ 

Zu ökologisch kontraproduktiven Subventionen sind von 
verschiedenen Institutionen bereits Berichte vorgelegt 
worden. So wurde in 2003 ein Forschungsvorhaben des 
ifo-lnstitut für das Bundesumweltministerium und das 
Umweltbundesamt abgeschlossen („Berücksichtigung 


von Umweltgesichtspunkten bei direkten und indirekten 
Subventionen“). Im Rahmen dieses Vorhabens wurden 
auch zwei Fallstudien zum Wohnungs- und Agrarsektor 
(ifo-lnstitut und Wuppertal-Institut) durchgeführt und 
Empfehlungen zum Subventionsabbau in diesen Berei- 
chen abgegeben. 

Stellvertretend für zahlreiche infemafionale Publikatio- 
nen, die in den vergangenen Jahren zum Zusammenhang 
von Subventionen und Umwelt Wirkungen erschienen 
sind, wird auf die Publikationen der OECD hingewiesen. 
Im Jahre 2003 veröffentlichte die OECD eine Bestands- 
aufnahme umweltschädlicher Subventionen in den 
OECD-Staaten („Environmentally Harmful Subsidies - 
Policy Issues and Challenges“) mit Handlungsempfehlun- 
gen zur Subventionsreform in verschiedenen Bereichen 
wie Land- und Forstwirtschaft, Fischerei, Energiewirt- 
schaft, Industrie, Transport und Wasserbewirtschaftung. 

Die Wirtschaflspolitischen Grundzüge 2003 bis 2006 for- 
dern die EU-Mitgliedstaaten zu einer Überprüfung und 
Reduzierung umweltschädlicher Subventionen auf 
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Anlage 8 

Subventionsberichterstattung der Länder 

Die Länder stellen tur den Subventionsberieht der Bun- 
desregierung Zahlen über die Zentrale Datenstelle der 
Landesfinanzminister (ZDL) zur Verfügung (vgl. Anla- 
ge 5). Die meisten Länder erstellen eigene Subventions- 
berichte, die in der Regel von den Landesfinanzministe- 
rien herausgegeben werden. Die Länder sind bei ihrer Be- 
richterstattung durch § 12 StWG nicht gebunden, auch 
gibt es keine vergleichbaren gesetzlichen Vorschriften für 
die Länder. 

Die Subventionsberichtersfaftung der Länder umfassf die 
Darstellung von Finanzhilfen, steuerliche Subventionen, 
für die sie in der Regel keine Gesefzgebungskompefenz 
haben, werden demgegenüber nicht einbezogen. Dabei 
wird keine einheitliche Definition des Subventionsbe- 
griffs verwendet. Einige Länder haben aber ihre Defini- 
tion an die des Bundes nach § 12 StWG angelehnt. An- 
dere Länder fassen den Subventionsbegriff weiter und 
beziehen beispielsweise auch Investitionszuschüsse für 
den öffentlichen Personennahverkehr in die Finanzhilfen 
ein. Besonderheiten ergeben sich außerdem bei Stadtstaa- 
ten, die bestimmte Ausgaben (z. B. Zuschüsse an Kinder- 
gärten und Kindertagesstätten, Theater, Museen, Biblio- 
theken usw.) zu den Finanzhilfen rechnen, die bei den 
Flächenländem nur in den kommunalen Haushalten er- 
scheinen. Die Subventionsberichterstattung der Länder 
unterscheidet sich darüber hinaus bezüglich der Berichts- 
perioden und der Periodizität. 

Im Folgenden ist die Berichtspraxis der Länder entspre- 
chend einer Abfrage des Bundesministeriums der Finan- 
zen vom Ende des Jahres 2005 dargestellt. Die Berichte 
sind in der Regel auch im Internet verfügbar: 

Baden-Württemberg: Der derzeit aktuelle Subventions- 
bericht des Landes Baden-Württemberg umfasst die Ent- 
wicklung der Finanzhilfen für die Jahre 2003 (Ist), 2004 
(Ist) und 2005 (Soll) und ist seit September 2005 verfüg- 
bar. 

Bayern: Der derzeit aktuelle Subventionsbericht des 
Freistaates Bayern umfasst die Haushaltsansätze für 
Finanzhilfen für die Haushaltsjahre 2005 bis 2006. 

Berlin: Der aktuelle Finanzhilfenbericht des Landes Ber- 
lin umfasst die Jahre 2003 bis 2005 und ist im Sommer 
2005 erschienen (Intemetadresse: http://www.berlin.de). 

Bremen: ln Bremen wird statt eines Subventionsberich- 
tes jährlich ein Zuwendungsbericht erstellt. Der aktuelle 
Bericht wurde der Bremischen Bürgerschaft im Herbst 
2005 vorgelegt. 

(Intemetadresse : http ://www2 .bremen. de/ finanzsenator) . 

Hamburg: Statt eines Subventionsberichts wird im Rah- 
men des Finanzberichts, der mit den jeweiligen Haus- 
haltsplänen vorgelegt wird, regelmäßig über Volumen 
und Struktur der nach § 23 LHO veranschlagten Zuwen- 
dungsausgaben berichtet. Ergänzend wurden in den Jah- 


ren 2002 und 2003 emptängerbezogene Zuwendungsbe- 
richte vorgelegt. 

Hessen: Der derzeit aktuelle 14. Subventionsbericht des 
Landes Hessen umfasst die Entwicklung der Finanzhilfen 
für die Haushalf sjahre 2002 bis 2005. Der Bericht wird 
im zweijährigen Turnus erstellt. Der aktuelle Bericht ent- 
hält eine deutlich verbreiterte Informationsbasis, ln sei- 
nem ersten Teil entspricht er inhaltlich der letzten Version 
jeweils mit Angaben zu Rechtsgrandlage, Motivation und 
Zielsetzung, Verbindungen, Einführangszeitpunkt/Befris- 
tung, bisherige Zielerreichung/Evaluierang/Statusbericht 
und Perspektiven, ln einem neuen Teil 2 werden darüber 
hinaus alle weiteren freiwilligen Zuwendungen des Lan- 
des (institutioneile und Projektforderangen) sowie alle 
gesefzlichen Leistungsfafbesfände, soweif sie der Verwal- 
tung bei der Vergabe der Fördermittel ein Ermessen eröff- 
nen, in ihrer Entwicklung aufgelistet. 

Mecklenburg-Vorpommern: Der Landtag des Landes 
wird im Rahmen der Vorlage der Mittelfristigen Finanz- 
planung über die Zuwendungsausgaben des Landes (nach 
den Kriterien der Subventionsberichterstattung des Bun- 
des) unterrichtet. Im Jahre 2004 wurde im Rahmen einer 
großen Anfrage darüber hinaus ein empfängerbezogener 
Zuwendungsbericht für das Jahr 2002 vorgelegf (Land- 
fags-Dracksache 4/1392). 

Niedersachsen: Niedersachsen berichtefe bis 1998 im 
Rahmen der jährlich fortzuschreibenden Mittelfristigen 
Planung über die Entwicklung der Subventionen und Zu- 
wendungen und erstellt seit 1999 jährlich einen separaten 
Bericht. Der erste Subventionsbericht umfasste den Zeit- 
raum 1998 bis 2002. Der derzeit aktuelle Subventionsbe- 
richt umfasst die Subventionen und Zuwendungen für die 
Haushaltsjahre 2003 und 2004 (Soll) sowie die Planungs- 
jahre 2005 bis 2007 und ist im Dezember 2003 erschie- 
nen. 

(Intemetadresse: http://www.mfniedersachsen.de) 

Nordrhein-Westfalen: Das Land hat erstmals zum 
1. Juli 2002 den „Förderbericht des Landes Nordrhein- 
Westfalen“ veröffentlicht. Der Bericht ersetzt den bis- 
herigen Subventionsbericht und wird im Abstand von 
2 Jahren veröffentlicht. Der derzeit aktuelle Förderbericht 
ist im Juli 2004 erschienen und umfasst die Haushalts- 
jahre 2003 (Ist) und 2004 sowie 2005 (Soll). Er enthält 
die Darstellung von Förder-, Politikbereichen, Förderzie- 
len und -Instrumenten, der Umsetzung und die Ergeb- 
nisse, die Darstellung der aktuellen Förderpolitik sowie 
eine Bestandsaufnahme der Förderprogramme des Lan- 
des. 

(Intemetadresse : http ://www. fm.nrw. de) 

Rheinland-Pfalz: Der derzeit aktuelle „Bericht der Lan- 
desregierung über die Finanzhilfen im Haushalt des Landes 
Rheinland-Pfalz“ umfasst die Entwicklung der Finanzhil- 
fen für die Haushaltsjahre 2002 bis 2006 und wurde im 
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Sommer 2005 veröffentlicht. Er lehnt sich bei der Ab- 
grenzung der Finanzhilfen an die Subventionsdefinition 
des Instituts für Weltwirtschaft Kiel an 

(Intemetadresse: http://www.fm.rlp.de). 

Sachsen-Anhalt: Der erste Subventionsbericht des Lan- 
des umfasst die Entwicklung der Finanzhilfen für die 
Haushaltsjahre 2000 bis 2004. Der nächste Subventions- 
bericht wird voraussichtlich bis Mitte 2006 erstellt 

(Intemetadresse: http://www.fm.sachsen-anhalt.de). 

Schleswig-Holstein: Der derzeit aktuelle 8. Subventions- 
bericht vom Mai 2004 beinhaltet die Berichtsjahre 2001 
bis 2004. Der 9. Subventionsbericht für die Jahre 2003 
bis 2006 erscheint im Mai 2006 


(Intemetadresse : http ://www.landesregiemng.schleswig-hol- 
stein.de). 

Thüringen: Der Freistaat Thüringen hat bislang zwei 
Subventionsberichte veröffentlicht. Diese geben Aus- 
kunft über die Finanzhilfen der EU und des Bundes sowie 
über Finanzhilfen des Landes nach Aufgabenbereichen 
und Einzelplänen. Der erste Bericht umfasst die Jahre 
1998 (Ist), 1999 (Ist) und 2000 (Soll), der zweite Bericht 
die Jahre 2000 (Ist), 2001 (Ist) und 2002 (Soll) sowie die 
Planjahre 2003 und 2004. Es ist beabsichtigt, den nächs- 
ten Subventionsbericht im ersten Halbjahr 2007 vorzule- 
gen 

(Intemetadresse: http://www.thueringen.de). 

Die Länder Brandenburg, Saarland und Sachsen geben 
derzeit keine eigenen Subventionsberichte heraus. 
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Anlage 9 

Übersicht über neuere Forschungsaufträge zum Themenbereich Finanzhilfen und 
Steuervergünstigungen 


1 Ernährung, Landwirtschaft und 

Verbraucherschutz sowie Umwelt und 
Naturschutz 

Abgeschlossene Untersuchungen 

1. Zwischenbewertung des Agrarinvestitionsförderungs- 
programms in Deutschland im Zeitraum 2000 bis 
2003 (Länderberichte und länderübergreifender 
GAK-Bericht), Institut für Betriebswirtschaft, Agrar- 
struktur und ländliche Räume der Bundesforschungs- 
anstalt für Landwirtschaft, Braunschweig 2003 

2. Zwischenbewertung der Förderung landwirtschaftli- 
cher Betriebe in benachteiligten Gebieten in Deutsch- 
land im Zeitraum 2000 bis 2003 (Länderberichte und 
länderübergreifender GAK-Bericht), Institut für Be- 
triebswirtschaft, Agrarstruktur und ländliche Räume 
der Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft, 
Braunschweig 2003 

3. Regional differenzierte Modellanalyse der Erzeu- 
gung von Biomasse zur energetischen Nutzung in 
Deutschland. Institut für Betriebswirtschaft, Agrar- 
struktur und ländliche Räume der Bundesfor- 
schungsanstalt für Landwirtschaft, Braunschweig 
2003 

4. Zwischenbewertung der Förderung der Erstauffors- 
tung in Deutschland im Zeitraum 2000 bis 2003, In- 
stitut für Ökonomie der Bundesanstalt für Forst- und 
Holzwirtschaft, Hamburg 2004 

5. Ausweitung des ökologischen Landbaus in Deutsch- 
land - Voraussetzungen, Strategien, Implikationen 
und politische Optionen, Universität Hamburg, For- 
schungsgruppe Landwirtschaft und Pflanzenzüch- 
tung, Forschungsschwerpunkt Biotechnik, Gesell- 
schaft und Umwelt (FSP BIOGUM), Hamburg 2004 

6. Halbzeitbewertung der ländlichen Entwicklungspro- 
gramme von 6 Bundesländern. Institut für Betriebs- 
wirtschaft, Agrarstruktur und ländliche Räume der 
Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft, Braun- 
schweig 2003 

7. Zwischenbewertung der Förderung zur Verbesserung 
der Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftli- 
cher Erzeugnisse in Deutschland im Zeitraum 2000- 
2003 (Länderberichte und länderübergreifender 
GAK-Bericht), Institut für Markfanalyse und Agrar- 
handelspolitik der Bundesforschungsanstalt für 
Landwirtschaft, Braunschweig 2003 

8. Produktionsmittelbesteuerung der Landwirtschaft in 
ausgewählten EU-Partnerländem, ifo-lnstitut für 
Wirtschaffsforschung, München 2003 

9. Betriebswirtschaftliche Analyse von ökologisch wirt- 
schaftenden Großbetrieben in Ostdeutschland, For- 


schungsinstitut für biologischen Landbau e. V., Frank- 
furt am Main 2005 

10. Hemmende und fördernde Faktoren einer Umstellung 
auf ökologischen Landbau aus der Sicht landwirt- 
schaftlicher Unternehmen in verschiedenen Regionen 
Deutschlands (unter Einbeziehung soziologischer 
Fragestellungen) Institut für Ländliche Sfrukturfor- 
schung der Johann Wolfgang Goethe-Universifät, 
Frankfurt am Main 2004 

1 1 . Wachstumsfrnanzierung in der Bio-Branche, Mercabio 
Consult, Klaus Braun Kommunikation; Speyer 
Ecoreporter.de AG, Polling 2003 

12. Internationale Wettbewerbsfähigkeit der ökologi- 
schen Rindfleischproduktion in Deutschland, Institut 
für Betriebswirfschaft, Agrarsfruktur und ländliche 
Räume der Bundesforschungsansfalf für Landwirt- 
schaft, Braunschweig 2004 

13. Internationale Wettbewerbsfähigkeit der ökologi- 
schen Milchproduktion und Verarbeitung in Deutsch- 
land, Institut für Betriebswirtschaft, Agrarstruktur 
und ländliche Räume der Bundesforschungsanstalt 
für Landwirtschaft, Braunschweig 2004 

14. Sozioökonomische Bewertung von Maßnahmen zur 
Erhaltung und Förderung der biologischen Vielfalt 
der Wälder. Institut für Ökonomie der Bundesfor- 
schungsansfalt für Forst und Holzwirtschaft, Ham- 
burg 2005 

Laufende Forschungsprojekte 

1 . Erfolgskontrolle der einzelbetrieblichen Investitions- 
förderung in der Landwirtschaft, Institut für Betriebs- 
wirtschaft, Agrarstruktur und ländliche Räume der 
Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft, Braun- 
schweig 

2. Ökonomische Wirkungen der Umstellung auf ökolo- 
gischen Landbau - Langfristanalyse, Institut für Be- 
triebswirtschaft, Agrarstruktur und ländliche Räume 
der Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft, 
Braunschweig 

3. Analyse der im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe 
„Verbesserung der Agrarstruktur und des Küsten- 
schutzes“ durchgeführten forstlichen Förderung für 
den Zeifraum 1996 - 2004. Insfitut für Ökonomie der 
Bundesforschungsanstalt für Forsf- und Holzwirt- 
schaff, Hamburg 

4. Situation der Emährungswirtschaft in Deutschland, 
Institut für Marktanalyse und Agrarhandelspolitik der 
Bundesforschungsanstalt für Landwirtschaft, Braun- 
schweig 
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5. Modellgeschützte Folgenabschätzung von Vorschlä- 
gen zur Weiterentwicklung der EU- Agrarpolitik, 
Institut für Betriebswirtschaft, Agrarstruktur und 
ländliche Räume der Bundesforschungsanstalt für 
Landwirtschaft, Braunschweig 

6. International vergleichende Untersuchungen der 
Wettbewerbsfähigkeit und des Anpassungsverhal- 
tens landwirtschaftlicher Betriebe an agrarpolitische 
Maßnahmen, Institut für Betriebswirfschaft, Agrar- 
sfruktur und ländliche Räume der Bundesforschungs- 
anstalt für Landwirtschaft, Braunschweig 

7. Update der Halbzeitbewertung der ländlichen Ent- 
wicklungsprogramme von 6 Bundesländern. Institut 
für ländliche Räume der Bundesforschungsansfalf für 
Landwirtschaft, Braunschweig 

8. Ex-post-Bewertung ländlichen Entwicklungspro- 
gramme von 6 Bundesländern 2004 bis 2008. Institut 
für ländliche Räume der Bundesforschungsanstalf für 
Landwirtschaft, Braunschweig 

9. Update der Halbzeitbewertung der Investitionsforde- 
rung, der Ausgleichszulage und der Verbesserung der 
Verarbeitung und Vermarktung landwirtschaftlicher 
Erzeugnisse in Deutschland im Zeitraum 2000 bis 
2004 (Länderberichte und länderübergreifender 
GAK-Bericht). Institut für Betriebswirtschaft, Institut 
für ländliche Räume und Insfifut für Markfanalyse 
und Agrarhandelspolitik der Bundesforschungsan- 
stalt für Landwirfschaft, Braunschweig 

10. Ex-posf-Bewertung der Investitionsforderung, der 
Ausgleichszulage und der Verbesserung der Verarbei- 
tung und Vermarktung landwirtschaftlicher Erzeug- 
nisse in Deutschland im Zeitraum 2000 bis 2006 
(Länderberichte und länderübergreifender GAK-Be- 
richt). Institut für Befriebswirfschaft, Insfifut für 
ländliche Räume und Insfituf für Markfanalyse und 
Agrarhandelspolitik der Bundesforschungsanstalt für 
Landwirtschaft, Braunschweig 

11. Bewertung von LEADER -l-, Institut für ländliche 
Räume, Braunschweig 

12. Verbesserung der Vermarktungsmöglichkeifen ökolo- 
gischer Produkte entlang der Wertschöpfungskette - 
Handlungsempfehlungen auf Basis eines Vergleiches 
der Kosten der Verarbeitung und Vermarktung kon- 
ventionell und ökologisch erzeugter Milch und Mol- 
kereiprodukte, Institut für Ökonomie und Soziologie 
der Bundesforschungsansfalf für Ernährung und Le- 
bensmittel, Standort Kiel 

13. Analyse erfolgreicher Vermarktungsinitiativen von 
ökologisch erzeugten Produkten zur Ermittlung von 
Erfolgsfaktoren, Fachbereich Agrarwirtschaft der 
Fachhochschule Südwestfalen, Soest 

14. Kosten der Erreichung von Umweltqualitätszielen in 
ausgewählten Regionen durch Umstellung auf ökolo- 
gischen Landbau im Vergleich zu anderen Agrarum- 


weltmaßnahmen unter besonderer Berücksichtigung 
von Administrations- und Kontrollkosten, Institut für 
Wirtschafts- und Sozialwissenschaften des Landbaus 
der Humboldt Universität, Berlin 

15. Bundesweite repräsentative Erhebung und Analyse 
der verbreiteten Produktions- und Vermarktungssys- 
teme und Aufbau eines bundesweiten Praxis-For- 
schungs-Netzwerkes im ökologischen Gartenbau, Ar- 
beitskreis Betriebswirtschaft im Gartenbau e.V, 
Hannover 

16. Praxis-Modellvorhaben: Einführung von QM-Sysfe- 
men zur Sichersfellung von Rückverfolgbarkeif und 
erlebter Frischequalität in regionalem Ökogemüse - 
Ketten im LEH und NEH, Bioland Erzeugerring 
Bayern e.V, Augsburg 

2 Gewerbliche Wirtschaft (ohne Verkehr) 

Abgeschlossene Forschungsaufträge 

1 . Studie zur Konzeption eines Programms für die Sfei- 
gemng der Maferialeffizienz in miffelsfändischen Un- 
ternehmen, insbesondere KMU, mit den Bestandtei- 
len: 

a) Identifizierung von Branchen oder Sekforen in 
Deufschland, die einheitliche Potenziale zur Stei- 
gerung von Materialeffizienz haben; 

b) Analyse nationaler und international laufender 
oder abgeschlossener Programme mit vergleich- 
baren Zielsetzungen; 

c) Erstellung eines Maßnahmenkatalogs zur effek- 
tivsten Durchführung eines derartigen Programms 
in Deufschland 

A.D. Little, Wiesbaden 2005 

2. Analyse der Wirksamkeit der C02-Minderungsmaßnah- 
men im Energiebereich und ihre Weiterentwicklung, 
Prognos AG, Basel, 2004 

3. Wirkungsanalyse zur Maßnahme „Förderung von in- 
novativen Netzwerken - InnoNet“, DIW, Berlin, 2004 

4. Effizienzsteigerung der FuE-ProjektfÖrderung durch 
wettbewerbliche Vergabeverfahren unter Berücksich- 
tigung des Nachfrageverhaltens der Unternehmen 
nach Fördermitteln, GIB, Berlin, 2004 

5. Gesamtwirtschaftliche, sektorale und ökologische 
Auswirkungen des Emeuerbare Energien Gesetzes 
(EEG), EWl, Köln, 2004 

6. Evaluation GründerService Deutschland - Die Be- 
deutung von gründungsbegleitenden Beratungs- und 
Coachingangeboten hinsichtlich der Bestandsfestig- 
keit von Untemehmensgründungen, VDEVDE-IT, 
Teltow, 2004 

7. Begleitende Evaluierung von Maßnahmen der Initia- 
tive „TeamArbeit für Deutschland“ (Evaluierung der 
Aktionstage), in puncto, Köln, 2004 
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8. Ermittlung und Prämierung vorbildlicher Beispiele 
von Projekten zur Erhöhung der Intemetnutzung in 
Deutschland (IPP-lntemetProjektPreis), Leipziger & 
Partner, Berlin, 2004 

Laufende Untersuchungen 

1. Evaluation und Ergebnistransfer zum Wettbewerb 
„MobilMedia - Innovative mobile Mediadienste“, 
VlVAl, Dortmund 

2. Evaluierung des Bundesprogramms XENOS, Ram- 
boll, Hamburg 

3. Untersuchung der Wirksamkeit des Förderpro- 
gramms PRO INNO mit den Bestandteilen: 

a) Einschätzung der Ergebnisse des Programms PRO 
INNO 

b) Analyse von in den Jahren 2001/2002 abgeschlos- 
senen FuE-Kooperationsprojekten, 

c) begleitende Evaluierung des Anlaufs des Förder- 
programms PRO INNO 11, FhG-lSl, Karlsruhe 

4. Begleitforschung des Sonderprogramms des Bundes 
zur Einstiegsqualifizierung Jugendlicher, GIB, Berlin 

5. Durchführung der erweiterten Erfolgskontrolle beim 
Programm zur Förderung der Industriellen Gemein- 
schaftsforschung und -entwicklung , RWl, Essen 

6. Evaluation des BMWA-Programms „Förderung von 
Forschung und Entwicklung bei Wachstumsträgem 
in benachteiligten Regionen (INNO Watt), FHG/lSl 
Karlsmhe 

7. Evaluiemng des Projekts „Netzwerk internationale 
Technologiekooperation, Prognos, Basel 

Wohnungswesen 

Ahgeschlossene Untersuchungen 

1. Potentiale der Wohneigentumsbildung für die soziale 
Stabilität von Stadtvierteln, AG SPAS, Berlin, 2002 

2. Eigentumsförderang im sozialen Wohnungsbau, In- 
stitut für Strukturpolitik, Berlin und ADVIS, Berlin, 
2002 

3. Expertenkommission „Wohnungsgenossenschaften“, 
Analyse & Konzepte, Hamburg, Institut für Genos- 
senschaftswesen an der Phiipps-Universität Marburg, 
2004 

4. Inanspruchnahme und Wirkung der Investitionszu- 
lage im Mietwohnungsbereich, Institut für Stadtfor- 
schung und Strukturpolitik, Berlin und Deutsches In- 
stitut für Wirtschaftsforschung Berlin, 2004 

5. Wirkungsanalyse des § 17 EigZulG, Analyse und 
Konzepte, Hamburg, 2003 


Laufende Untersuchungen 

1. Modelle genossenschaftlichen Wohnens - Erschlie- 
ßen von Genossenschaftspotenzialen, Klaus Novy 
Institut, Köln 

2. Modelle genossenschaftlichen Wohnens - Altersvor- 
sorge in und mit Wohnungsgenossenschaften, Ana- 
lyse & Konzepte, Hamburg, Institut für Genossen- 
schaftswesen an der Phillipps-Universität Marburg, 
2004 

3. Investitionsprozesse im Wohnungsbestand bei Privat- 
eigentümem im MFH-Bereich; lÖR und TU Dresden 

4. Investitionsprozesse im Wohnungsbestand der 50er 
und 60er Jahre, Gewos, Hamburg 

5. Immobilien als Altersvorsorge, ZEW, Mannheim 

4 Sonstige Forschungsberichte 

Ahgeschlossene Untersuchungen 

1 . Einheitliches Verfahren zur differenzierten Erfassung 
und Messung von staatlichen Beihilfen und Subven- 
tionen in Deutschland, Finanzwissenschaftlichen 
Forschungsinstitut an der Universität zu Köln, Köln 
2004 

2. Politische Langzeitperspektive für eine nachhaltige 
Landwirtschaft: Wirtschaftliche und budgetäre Ef- 
fekte einer Entkoppelung der Direktzahlungen von 
der Produktion; Humboldt Universität zu Berlin, Ber- 
lin 2004 

3. Unterstützung des freiwilligen bürgerschaftlichen 
Engagements - der Beitrag des Bundes bei der Ge- 
staltung gesetzlicher und finanzieller Rahmenbedin- 
gungen, Prognos AG, Basel 2004 

4. Die Besteuerung gemeinnütziger Organisationen im 
internationalen Vergleich, Institut für Wirtschaftsfor- 
schung, München 2005 

Laufende Untersuchungen 

1. Aktualisierung der Halbzeitbewertung des Gemein- 
schaftlichen Förderkonzepts 2000 bis 2006 (GFK) 
für den Einsatz der Strukturfonds in den neuen Bun- 
desländern und im Ostteil Berlins, Gesellschaft für 
Finanz- und Regionalanalysen GbR 

2. Steuerliche Behandlung von staatlichen Zahlungen 
zur Investitionsförderang in den Mitgliedstaaten der 
EU 25, Emst & Young AG Wirtschaftsprüfungsge- 
sellschaft 

5 Beihilfenberichterstattung der 
Europäischen Kommission 

1 . Achter Bericht über staatliche Beihilfen in der Euro- 
päischen Union, EU-Kommission, Brüssel 11. April 
2000 KOM (2000) 205 endgültig 
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2. Neunter Berieht über staatliehe Beihilfen in der Euro- 
päisehen Union, EU-Kommission, Brüssel 18. Juli 
2001 KOM (2001) 403 endgültig 

3. Beihilfenanzeiger der Europäisehen Kommission; 
Brüssel 18. Juli 2001 Kom (2001) 412 endgültig 

4. Beihilfenanzeiger, Ausgabe vom Frühjahr 2002, EU- 
Kommission, Brüssel 2002 KOM (2002) 242 endgül- 
tig 

5. Anzeiger für staatliehe Beihilfen der Europäisehen 
Kommission; Ausgabe Frühjahr 2003; Brüssel 
30. April 2003 KOM (2003) 225 endgültig 


6. Anzeiger für staatliehe Beihilfen der Europäisehen 

Kommission; Ausgabe Frühjahr 2004; Brüssel 

20. April 2004 KOM (2004) 256 endgültig 

7. Anzeiger für staatliehe Beihilfen der Europäisehen 

Kommission; Ausgabe Frühjahr 2005; Brüssel 

20. April 2005 KOM (2005) 147 endgültig 

8. Anzeiger für staatliehe Beihilfen der Europäisehen 

Kommission; Ausgabe Herbst 2005; Brüssel 

9. Dezember 2005 KOM (2005)624 endgültig 

9. Beihilfenregister der Europäisehen Kommission vom 
26. April 2001 

Die Beihilfenberiehte sind im Internet abrufbar unter 

http :// europa. eu.int/eomm/eompetition/ stateaid/ seoreboard/ 
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Anlage 10 

Fundstellen- Verzeichnis für die Anlagen 2 und 3 nach Steuerarten 


Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der Vergünstigung 

Lfd. Nr. der 
Anlagen 2 u. 3 
des 20. Subv.-Ber. 


1. Einkommensteuer 



§ 2 a Abs. 3 und 4 
EStG 

steuerliche Erleichterungen von Unternehmensinvestitionen im 
Ausland 

39 

Anlage 2 

§ 3 EStG 

Steuerfreiheit aus sozialen und ähnlichen Gründen 

1 

Anlage 3 

§ 3 Nr. 34 EStG 

Steuerbefreiung der Arbeitgeberzuschüsse zu Fahrtkosten der 
Arbeitnehmer 

59 

Anlage 2 

§ 3 Nr. 59 EStG 

Steuerbefreiung der Mietpreisvorteile der Arbeitnehmer 

76 

Anlage 2 

§ 3 b EStG 

Steuerbefreiung bestimmter Zuschläge für Sonntags-, Feiertags- 
und Nachtarbeit 

90 

Anlage 2 

§ 5 a EStG u.a. 

Tonnagebesteuerung 

60 

Anlage 2 

§ 6 b Abs. 1 bis 7 
und § 6 c EStG 

Übertragung von stillen Reserven, die bei der Veräußerung von 
Grund und Boden, Gebäuden sowie von Aufwuchs auf Grund und 
Boden aufgedeckt werden, auf neue Investitionen 

27 

Anlage 2 

§ 6 b Abs. 8 und 9 
EStG 

Übertragung von stillen Reserven, die bei der Übertragung von 
Grund und Boden, Gebäuden sowie von Aufwuchs auf Grund und 
Boden auf Dritte zur Vorbereitung oder Durchführung von 
Sanierungs- und Entwicklungsmaßnahmen aufgedeckt werden 

28 

Anlage 2 

§ 7 g Abs. 1 und 2 
EStG 

Sonderabschreibungen zur Förderung kleiner und mittlerer Betrie- 
be bei beweglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens 

29 

Anlage 2 

§ 7 g Abs. 3 bis 7 
EStG 

Ansparabschreibung in Form einer Rücklage bis zu 50 v.H. der 
künftigen Anschaffungs- oder Herstellungskosten von beweglichen 
Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens 

30 

Anlage 2 

§ 7 h EStG 

Erhöhte Absetzungen für bestimmten Modernisierungs- und 
Instandsetzungsaufwand 

77 

Anlage 2 

§ 7 i EStG 

Erhöhte Absetzungen bei kulturhistorisch wertvollen Gebäuden 

78 

Anlage 2 

§ 8 Abs. 2 EStG 

Freigrenze von 50 € mtl. für bestimmte Sachbezüge 

2 

Anlage 3 

§ 8 Abs. 3 EStG 

Freibetrag für Belegschaftsrabatte 

3 

Anlage 3 
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noch Anlage 10 


Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der Vergünstigung 

Lfd. Nr. der 
Anlagen 2 u. 3 
des 20. Subv.-Ber. 

§ 10 Abs. 1 Nr. 3 
EStG 

Sonderausgabenabzug für sonstige Vorsorgeaufwendungen 

4 

Anlage 3 

§ 10 Abs. 1 Nr. 4 
EStG 

Abzug der Kirchensteuer ais Sonderausgaben 

5 

Anlage 3 

§ 10 Abs. 1 Nr. 9 
EStG 

Begrenzter Sonderausgabenabzug für Schuigeidzahiungen an 
private Schuien 

6 

Anlage 3 

§ 10 a EStG 

Steueriiche Förderung der privaten Aitersvorsorge durch Zuiagen 

86 

Anlage 2 

§ 10 b EStG 

Steuerbegünstigung von Ausgaben zur Förderung miidtätiger, 
kirchiicher, reiigiöser, wissenschaftiicher und der ais besonders 
förderungswürdig anerkannten gemeinnützigen Zwecke sowie von 
Mitgiiedsbeiträgen und Spenden an poiitische Parteien 

7 

Anlage 3 

§ 10 e EStG 

Sonderausgabenabzug bei Hersteiiung oder Anschaffung einer zu 
eigenen Wohnzwecken genutzten Wohnung sowie bei deren Aus- 
bau oder Enweiterung 

79 

Anlage 2 

§ 10 f EStG 

Steuerbegünstigung für zu eigenen Wohnzwecken genutzte 
Baudenkmaie und Gebäude in Sanierungsgebieten und städte- 
bauiichen Entwickiungsbereichen 

80 

Anlage 2 

§ 10 g EStG 

Steuerbegünstigung für schutzwürdige Kuiturgüter 

81 

Anlage 2 

§ 13 Abs. 3 EStG 

Freibetrag für Land- und Forstwirte 

2 

Anlage 2 

§§ 13 Abs. 5, 15 

Abs. 1, 18 Abs. 4 
EStG 

Steuerfreie Entnahme von Grund und Boden aus dem Betriebsver- 
mögen beim Bau einer eigengenutzten Wohnung oder einer Aiten- 
teiierwohnung 

3 

Anlage 2 

§§ 14 und 14 a 

EStG 

Freibeträge für Veräußerungsgewinne (Landwirtschaft) 

1 

Anlage 2 

§ 16Abs. 4 EStG 

Freibetrag von 15.400 € für Veräußerungsgewinne bis 51.200 € 

(mit Härtekiausei) und Erhöhung dieser Beträge für Aiters- und 
Invaiiditätsfäiie 

31 

Anlage 2 

§ 17 Abs. 3 EStG 

Freibetrag von 10.300 € für Gewinne bis 41.000 € (mit 

Flärtekiausei) aus der Veräußerung von Anteiien an 
Kapitaigeseiischaften bei wesentiicher Beteiiigung 

32 

Anlage 2 

§ 18 Abs. 3 EStG 

Freibetrag für Veräußerungsgewinne 

91 

Anlage 2 

§ 19 a EStG 

Steuerbefreiung für den bei bestimmten Vermögensbeteiiigungen 
eingeräumten Vorteii 

87 

Anlage 2 

§ 20 Abs. 4 EStG 

Freibetrag bei Einkünften aus Kapitaivermögen 

88 

Anlage 2 
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noch Anlage 10 


Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der Vergünstigung 

Lfd. Nr. der 
Anlagen 2 u. 3 
des 20. Subv.-Ber. 

§ 34 b EStG 

Minderung der Steuersätze bei außerordentiichen Einkünften aus 
der Forstwirtschaft 

4 

Anlage 2 

§ 34 f EStG 

Kinderkomponente zu § 10 e EStG 

82 

Anlage 2 

§ 34 g EStG 

Steuerermäßigung für Mitgiiedsbeiträge und Spenden an poiitische 
Parteien und an unabhängige Wähiervereinigungen 

8 

Anlage 3 

§ 35 a Abs. 1 Nr. 1 
EStG 

Mini-Jobber 

9 

Anlage 3 

§ 35 a Abs. 1 Nr. 2 
EStG 

Soziaiversicherte in Privathaushaiten 

10 

Anlage 3 

§ 35 a Abs. 2 EStG 

Steuerermäßigung für haushaitsnahe Dienstieistungen 

11 

Anlage 3 

§ 37 a EStG 

Pauschaiierung der Einkommensteuer bei Prämien aus Kunden- 
bindungsprogrammen 

92 

Anlage 2 

§ 40 Abs. 2 Nr. 4 
EStG 

Pauschaiierung der Lohnsteuer bei bestimmten Vergütungen für 
Verpfiegungsmehraufwendungen 

12 

Anlage 3 

§ 40 b EStG 

Pauschaiierung der Lohnsteuer bei bestimmten Zukunfts- 
sicherungsieistungen 

13 

Anlage 3 

§41 a Abs. 4 EStG 

Teiiweise Nichtabführung von Lohnsteuer bei Seeieuten 

61 

Anlage 2 

§ 82 f EStDV 

Bewertungsfreiheit für Handeisschiffe, für Schiffe, die der See- 
fischerei dienen und für Luftfahrzeuge im internationaien Verkehr 

62 

Anlage 2 


2. Körperschaftsteuer 



§ 5 Abs. 1 Nr. 1 

KStG 

Persöniiche Steuerbefreiung für den Erdöibevorratungsverband 

14 

Anlage 3 

§ 5 Abs. 1 Nr. 1 

KStG 

Persöniiche Steuerbefreiung der Monopoiunternehmen des Bundes 

15 

Anlage 3 

§ 5 Abs. 1 Nr. 2 

KStG 

Persöniiche Steuerbefreiung der Kreditinstitute mit Sonderauf- 
gaben 

16 

Anlage 3 

§ 5 Abs. 1 Nrn. 3, 

8 und 9 KStG 

Persöniiche Steuerbefreiung gemeinnütziger Körperschaften, 
Soziaikassen und berufsständischer Versicherungs- und Versor- 
gungseinrichtungen 

17 

Anlage 3 

§ 5 Abs. 1 Nr. 4 

KStG 

Steuerbefreiung kieinerer Versicherungsvereine auf Gegen- 
seitigkeit 

33 

Anlage 2 
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Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der Vergünstigung 

Lfd. Nr. der 
Anlagen 2 u. 3 
des 20. Subv.-Ber. 

§ 5 Abs. 1 Nrn. 5 
und 6 KStG 

Persönliche Steuerbefreiung der Berufsverbände und der kommu- 
nalen Spitzenverbände einschließlich ihrer Zusammenschlüsse 
sow/ie der Vermögensvenwaltungsgesellschaften der nicht rechts- 
fähigen Berufsverbände 

18 

Anlage 3 

§ 5 Abs. 1 Nr. 7 

KStG 

Persönliche Steuerbefreiung der politischen Parteien 

19 

Anlage 3 

§ 5 Abs. 1 Nrn. 10 
und 12 KStG 

Steuerbefreiung der Vermietungsgenossenschaften und -vereine 
und der gemeinnützigen Siedlungsunternehmen 

6 

Anlage 2 

§ 5 Abs. 1 Nr. 14 
KStG 

Steuerbefreiung land- und forstwirtschaftlicher Erwerbs- und Wirt- 
schaftsgenossenschaften sowie -vereine 

7 

Anlage 2 

§ 5 Abs. 1 Nr. 15 
KStG 

Steuerbefreiung des Pensions-Sicherungs-Vereins Versicherungs- 
verein a.G. 

20 

Anlage 3 

§ 5 Abs. 1 Nr. 16 
KStG 

Steuerbefreiung der Sicherungseinrichtungen der Verbände der 
Kreditinstitute 

34 

Anlage 2 

§ 5 Abs. 1 Nr. 17 
KStG 

Steuerbefreiung der Bürgschaftsbanken 

35 

Anlage 2 

§ 5 Abs. 1 Nr. 18 
KStG 

Steuerbefreiung von Wirtschaftsförderungsgesellschaften der 
Gebietskörperschaften 

21 

Anlage 3 

§ 5 Abs. 1 Nr. 19 
KStG 

Steuerbefreiung der Gesamthafenbetriebe 

22 

Anlage 3 

§ 5 Abs. 1 Nr. 20 
KStG 

Steuerbefreiung von Versorgungsausgleichskassen 

23 

Anlage 3 

§ 5 Abs. 1 Nr. 21 
KStG 

Steuerbefreiung der Arbeitsgemeinschaften „Medizinischer Dienst 
der Krankenversicherung“ (MDK) und des „Medizinischen Dienstes 
der Spitzenverbände der Krankenkassen (MDS) 

24 

Anlage 3 

§ 5 Abs. 1 Nr. 22 
KStG 

Steuerbefreiung der gemeinsamen Einrichtungen der Tarifver- 
tragsparteien 

25 

Anlage 3 

§ 9 Abs. 1 Nr. 2 

KStG 

Steuerfreiheit der Spenden zur Förderung mildtätiger, kirchlicher, 
religiöser, wissenschaftlicher und der als besonders förderungs- 
würdig anerkannten gemeinnützigen Zwecke, Spenden an poli- 
tische Parteien und unabhängige Wählervereinigungen 

26 

Anlage 3 

§ 22 KStG 

Abziehbarkeit von Rückvergütungen bei Genossenschaften 

36 

Anlage 2 

§ 24 KStG 

Freibetrag für bestimmte Körperschaften 

37 

Anlage 2 

§ 25 KStG 

Freibetrag für Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften sowie 
-vereine, die Land- und Forstwirtschaft betreiben 

8 

Anlage 2 
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Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der Vergünstigung 

Lfd. Nr. der 
Anlagen 2 u. 3 
des 20. Subv.-Ber. 


3. Sondervorschriften mit Auswirkungen 




auf die Einkommen- und/oder Körperschaftsteuer 



§ 4 der VO über die 
steuerliche Begünsti- 
gung von Wasserkraft- 
werken vom 

26. Oktober 1944 
i.V.m. Art. 14 

Steuerbe- 
reinigungsgesetz 1985 
vom 14. Dezember 

1984 

Ermäßigung der Einkommensteuer und Körperschaftsteuer, die auf 
den Gewinn aus den steuerbegünstigten Anlagen entfällt 

38 

Anlage 2 

§ 1 Gesetz über 
Bergmannsprämien 

Gewährung von Bergmannsprämien an alle Arbeitnehmer im 
Bergbau, die unter Tage beschäftigt werden, aus Mitteln des 
Lohnsteueraufkommens 

19 

Anlage 2 

§ 9 Abs. 2 EigZuIG 

Förderung des selbstgenutzten Wohneigentums (Grundförderung) 

83 

Anlage 2 

§ 9 Abs. 3 und 4 
EigZuIG 

Ökologische Zusatzförderung 

84 

Anlage 2 

§ 9 Abs. 5 EigZuIG 

Kinderzulage 

85 

Anlage 2 

§ 7 FördG 

Abzug wie Sonderausgaben bei zu eigenen Wohnzwecken ge- 
nutzten Gebäuden im Beitrittsgebiet 

26 

Anlage 2 

§2 InvZulG 1999 

Investitionszulage für Ausrüstungsinvestitionen im Beitrittsgebiet 
und ehemaligen Berlin (West) 

20 

Anlage 2 

§2 InvZulG 1999 

Investitionszulage für betriebliche Gebäudeneubauten im 
Beitrittsgebiet und ehemaligen Berlin (West) 

22 

Anlage 2 

§ 2 InvZulG 2005 

Investitionszulage für Ausrüstungsinvestitionen im Beitrittsgebiet 
und ehemaligen Berlin (West) 

21 

Anlage 2 

§ 2 InvZulG 2005 

Investitionszulage für betriebliche Gebäudeneubauten im 
Beitrittsgebiet und ehemaligen Berlin (West) 

23 

Anlage 2 

§ 3 und § 3a 

InvZulG 1999 

Investitionszulage für Sanierungs- und Modernisierungsarbeiten an 
Wohngebäuden im Beitrittsgebiet 

24/25 

Anlage 2 

§ 13 des 5. VermBG 

Arbeitnehmersparzulage für vermögenswirksame Leistungen 

89 

Anlage 2 

Forstschäden-Aus- 

gleichsgesetz 

Steuervergünstigungen bei Holzmarktstörungen 

5 

Anlage 2 
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Kennzeichnung der Vergünstigung 

Lfd. Nr. der 
Anlagen 2 u. 3 
des 20. Subv.-Ber. 


4. Gewerbesteuer 



§ 3 Nr. 1 GewStG 

Steuerfreiheit für den Erdöibevorratungsverband 

27 

Anlage 3 

§ 3 Nr. 1 GewStG 

Steuerbefreiung der Monopoiunternehmen des Bundes 

28 

Anlage 3 

§ 3 Nrn. 2 und 3 
GGwStG 

Steuerbefreiung der Kreditinstitute mit Sonderaufgaben 

29 

Anlage 3 

§ 3 Nrn. 6, 9 bis 11 
und 19 GewStG 

Steuerbefreiung der unter ifd. Nrn. 23, 24 und 26 der Aniage 3 
genannten Institutionen 

30 

Anlage 3 

§ 3 Nr. 7 GewStG 

Steuerbefreiung kieiner Hochsee- und Küstenfischereiunternehmen 

9 

Anlage 2 

§ 3 Nrn. 8, 12 
und 14 GewStG 

Steuerbefreiung iandwirtschaftiicher Erwerbs- und Wirtschaftsge- 
nossenschaften und -vereine, bestimmter Tierhaitungskoope- 
rationen und bestimmter iandwirtschaftiicher Produktionsge- 
nossenschaften und -vereine 

10 

Anlage 2 

§ 3 Nr. 13 GewStG 

Steuerbefreiung bestimmter privater Schuien und anderer aiige- 
meinbiidender Einrichtungen 

93 

Anlage 2 

§3 Nrn. 15 und 17 
GGwStG 

Steuerbefreiung der Vermietungsgenossenschaften und -vereine 
und der gemeinnützigen Siediungsunternehmen 

11 

Anlage 2 

§ 3 Nr. 20 GewStG 

Steuerbefreiung von Krankenhäusern, Aitenheimen, Aitenwohn- 
heimen und Pflegeheimen unter gewissen Voraussetzungen 

31 

Anlage 3 

§ 3 Nr. 21 GewStG 

Steuerbefreiung der Sicherungseinrichtungen der Verbände der 
Kreditinstitute 

40 

Anlage 2 

§ 3 Nr. 22 GewStG 

Steuerbefreiung der Bürgschaftsbanken 

41 

Anlage 2 

§ 3 Nr. 24 GewStG 

Steuerbefreiung bestimmter mitteiständischer Kapitaibeteiiigungs- 
geseiischaften 

42 

Anlage 2 

§ 3 Nr. 25 GewStG 

Steuerbefreiung von Wirtschaftsförderungsgeseiischaften der 
Gebietskörperschaften 

32 

Anlage 3 

§ 3 Nr. 26 GewStG 

Steuerbefreiung der Gesamthafenbetriebe 

33 

Anlage 3 

§ 3 Nr. 27 GewStG 

Steuerbefreiung von Versorgungsausgieichskassen 

34 

Anlage 3 

§ 3 Nr. 28 GewStG 

Steuerbefreiung der Arbeitsgemeinschaften „Medizinischer Dienst 
der Krankenkassen“ und des „Medizinischen Dienstes der Spitzen- 
verbände der Krankenkassen“ 

35 

Anlage 3 

§ 3 Nr. 29 GewStG 

Steuerbefreiung der gemeinsamen Einrichtungen der Tarifver- 
tragsparteien 

36 

Anlage 3 
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Kennzeichnung der Vergünstigung 

Lfd. Nr. der 
Anlagen 2 u. 3 
des 20. Subv.-Ber. 

§8 Nr. 9 und §9 Nr. 

5 GGwStG 

Steuerbefreiung von Spenden für miidtätige, kirchiiche, reiigiöse, 
wissenschaftiiche und ais besonders förderungswürdig anerkannte 
gemeinnützige Zwecke 

37 

Anlage 3 

§ 11 Abs. 3 Nr. 1 
GGwStG 

Ermäßigung der Gewerbeertragsteuer für Hausgewerbetreibende 

43 

Anlage 2 


5. Umsatzsteuer 



§4 Nr. 11 UStG 

Befreiung der Bausparkassen- und Versicherungsvertreter 

44 

Anlage 2 

§4 Nr. 14 UStG 

Befreiung der ärztiichen Leistungen 

38 

Anlage 3 

§4 Nrn. 15 bis 19 
UStG 

Befreiung der Soziaiversicherungsträger, Krankenhäuser, 
Diagnosekiiniken, Aitenheime u.a. 

39 

Anlage 3 

§4 Nr. 18 a UStG 

Befreiung bestimmter Leistungen zwischen den seibständigen 
Giiederungen einer poiitischen Partei 

40 

Anlage 3 

§ 4 Nrn. 20 und 22 
UStG 

Befreiung kuitureiier Einrichtungen 

41 

Anlage 3 

§ 4 Nr. 21 a UStG 

Befreiung der Umsätze der staatiichen Hochschuien aus 
Forschungstätigkeit (Auftragsforschung) 

42 

Anlage 3 

§ 4 Nrn. 23 bis 25 
UStG 

Befreiung jugendfördernder Einrichtungen 

43 

Anlage 3 

§ 4 Nr. 27 Buch- 
stabe b UStG 

Steuerbefreiung für die Gesteiiung von Arbeitskräften an iand- und 
forstwirtschaftiiche Betriebe und die gesetziichen Träger der 
Soziaiversicherung 

12 

Anlage 2 

§ 12 Abs. 2 Nrn. 1 
und 2, Aniage 

Nrn. 49, 53 und 54 
sowie § 12 Abs. 2 

Nr. 7 UStG 

Ermäßigter Steuersatz für kuitureiie und unterhaitende Leistungen 

94 

Anlage 2 

§ 12 Abs. 2 Nr. 1, 
Aniage Nrn. 51 und 
52 und § 12 Abs. 2 
Nr. 9 UStG 

Ermäßigter Steuersatz für Krankenroiistühie, Körperersatzstücke 
u.a. sowie für Schwimm- und Heiibäder und die Bereitsteiiung von 
Kureinrichtungen 

44 

Anlage 3 

§ 12 Abs. 2 Nrn. 3 
und 4 UStG 

Ermäßigter Steuersatz für bestimmte sonstige Leistungen in der 
Tier- und Pflanzenzucht 

13 

Anlage 2 

§ 12 Abs. 2 Nr. 6 
UStG 

Ermäßigter Steuersatz für die Umsätze aus der Tätigkeit ais Zahn- 
techniker sowie für die Lieferungen und Wiederhersteiiungen von 
Zahnprothesen und kieferorthopädischen Apparaten durch Zahn- 
ärzte 

95 

Anlage 2 

§ 12 Abs. 2 Nr. 8 
UStG 

Ermäßigter Steuersatz für Leistungen gemeinnütziger, miidtätiger 
und kirchiicher Einrichtungen sowie von Personenvereinigungen 
und Gemeinschaften dieser Einrichtungen 

45 

Anlage 3 
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Kennzeichnung der Vergünstigung 

Lfd. Nr. der 
Anlagen 2 u. 3 
des 20 Subv.-Ber. 

§ 12 Abs. 2 Nr. 10 
UStG 

Ermäßigter Steuersatz für Personenbeförderung im Nahverkehr 

6. Versicherunasteuer 

63 

Anlage 2 

§ 4 Nr. 2 VersStG 

Steuerbefreiung für Versicherungen bei Vereinigungen öffentlich- 
rechtlicher Körperschaften zum Ausgleich der Aufwendungen für 
Ruhegehalts- und Hinterbliebenenversorgung 

46 

Anlage 3 

§4Nrn.3, 4, 5a, 6 
und 7 VersStG 

Steuerbefreiung für der Sozialversicherung ähnliche Ver- 
sicherungen 

47 

Anlage 3 

§ 4 Nr. 5 VersStG 

Steuerbefreiung für Sozial-, Lebens-, Kranken-, Invaliditäts-, Alters- 
und besondere Notfallversicherungen 

96 

Anlage 2 

§ 4 Nr. 9 VersStG 

Steuerbefreiung für Viehversicherungen 

14 

Anlage 2 

§4 Nr. 10 VersStG 

Steuerbefreiung für Versicherungen beförderter Güter im Ausland 
oder im grenzüberschreitenden Verkehr 

7. Kraftfahrzeuasteuer 

64 

Anlage 2 

§ 3 Nrn. 1 bis 5 a 
KraftStG 

Steuerbefreiung der nicht zulassungspflichtigen Fahrzeuge und der 
Fahrzeuge, die zu bestimmten im Allgemeininteresse liegenden 
Aufgaben verwendet werden 

48 

Anlage 3 

§ 3 Nr. 6 KraftStG 

Steuerbefreiung für Kraftomnibusse und mitgeführte Anhänger, die 
überwiegend im Linienverkehr verwendet werden 

65 

Anlage 2 

§ 3 Nr. 7 KraftStG 

Befreiung der Zugmaschinen (ausgenommen Sattelzugmaschinen) 
und bestimmter anderer Fahrzeuge in der Landwirtschaft 

15 

Anlage 2 

§ 3 Nr. 8 KraftStG 

Befreiung der Schaustellerzugmaschinen und bestimmter Wohn- 
und Packwagen im Gewerbe nach Schaustellerart 

97 

Anlage 2 

§ 3 Nr. 9 und §4 
KraftStG 

Steuerbefreiung bzw. -erstattung für Fahrzeuge im kombinierten 
Schienen-Straßen-Verkehr 

66 

Anlage 2 

§ 3 a KraftStG 

Steuervergünstigungen für Schwerbehinderte 

49 

Anlage 3 

§ 3 b KraftStG 

Befristete Steuerbefreiung für besonders schadstoffreduzierte Pkw 

67 

Anlage 2 

§§ 3 d, 3 e und 3 f 
KraftStG 

Zeitlich befristete Steuerbefreiung für neue Pkw mit Elektroantrieb 

68 

Anlage 2 

§ 9 Abs. 2 KraftStG 

Ermäßigung der Kraftfahrzeugsteuer um 50 v.H. für Elektrofahr- 
zeuge 

69 

Anlage 2 


§ 


10 KraftStG 


Nichterhebung der Steuer für überzählige Kraftfahrzeuganhänger 


70 


Anlage 2 
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Kennzeichnung der Vergünstigung 

Lfd. Nr. der 
Anlagen 2 u. 3 
des 20. Subv.-Ber. 


8. Verbrauchsteuern 

a) Tabaksteuer 



§ 6 Abs. 2 TabStG 
1993 

Befreiung für Tabakwaren, die der Hersteiier an seine Arbeitneh- 
mer ais Deputate ohne Entgeit abgibt 

b) Biersteuer 

47 

Anlage 2 

§2 BierStG 1993 

Staffeiung der Biersteuersätze nach der Höhe des Bierausstoßes 
(Mengenstaffei) 

48 

Anlage 2 

§ 3 Abs. 2 BierStG 
1993 

Begünstigung für Haustrunk 

c) Mineralölsteuer 

49 

Anlage 2 

§ 2a MinöStG 

Steuerbegünstigung für Biokraft- und Bioheizstoffe 

50 

Anlage 2 

§ 3 Abs. 1 Nrn 1 a 
und 2 MinöStG 

Steuerbegünstigung für Fiüssiggas und Erdgas, das in Fahrzeugen 
des öffentiichen Verkehrs verwendet wird; ab 1.4.1999 für aiie 
Fahrzeuge 

71 

Anlage 2 

§ 3 Abs. 3 MinöStG 

Steuerermäßigung für Gasöi, andere Schweröie, Erdgas u.a. bei 
der Verwendung zum Antrieb von Gasturbinen und Verbrennungs- 
motoren in ortsfesten Aniagen, die ausschiießiich der Erzeugung 
von Strom oder Wärme dienen 

51 

Anlage 2 

§ 3 Abs. 5 MinöStG 

Steuerbegünstigung für Versuchsvorhaben 

52 

Anlage 2 

§ 4 MinöStG 

Steuerbefreiung der bei der Mineraiöihersteiiung zur Aufrechterhai- 
tung des Betriebes verwendeten Mineraiöie 

53 

Anlage 2 

§ 4 Abs. 1 Nr. 3 
MinöStG 

Steuerbefreiung für Luftfahrtbetriebsstoffe 

72 

Anlage 2 

§ 4 Abs. 1 Nr. 4 
MinöStG 

Steuerbefreiung von Schweröi ais Betriebsstoff für die gewerbiiche 
Binnenschifffahrt 

73 

Anlage 2 

§ 25 Abs. 3 a 
MinöStG 

Steuerbegünstigung für Gewächshausanbau 

18 

Anlage 2 

§ 25 MinöStG 

Steuerbefreiung oder -begünstigung für Unternehmen des 
produzierenden Gewerbes und der Land- und Forstwirtschaft sowie 
für Kraft-Wärme-Koppiungsaniagen 

54 

Anlage 2 

§ 25 Abs. 1 Nr. 4 a 
MinöStG 

Steuerbegünstigung für den öffentiichen Personennahverkehr 

74 

Anlage 2 

§ 25 a MinöStG 

Steuerbegünstigung für Unternehmen des produzierenden 

Gewerbes die durch die Erhöhung der Steuersätze erhebiich 
beiastet sind 

55 

Anlage 2 

§ 25 b MinöStG 

Steuerbegünstigung für Betriebe der Land- und Forstwirtschaft 
(Agrardieseivergünstigung) 

17 

Anlage 2 








Drucksache 16/1020 


-148- 


Deutscher Bundestag - 1 6. Wahlperiode 


noch Anlage 10 


Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der Vergünstigung 

Lfd. Nr. der 
Anlagen 2 u. 3 
des 20. Subv.-Ber. 


d) Stromsteuer 



§ 9 Abs. 1 Nr. 1 
StromStG 

Steuerbefreiung für Strom aus erneuerbaren Energieträgern 

56 

Anlage 2 

§ 9 Abs. 2a 

StromStG 

Steuerbegünstigung zum Betrieb von Nachtspeicherheizungen 

98 

Anlage 2 

§ 9 Abs. 2 Nr. 2 
StromStG 

Steuerbegünstigung bei der Stromsteuer für den Fährbetrieb im 
Schienenbahnverkehr oder den Verkehr mit Oberieitungsbussen 
des ÖPNV 

75 

Anlage 2 

§ 9 Abs. 3 

StromStG 

Steuerbegünstigung für Strom für bestimmte Unternehmen, die ais 
Letztverbraucher größere Strommengen für betriebiiche Zwecke 
entnehmen 

57 

Anlage 2 

§ 10 StromStG 

Steuerbegünstigung des produzierenden Gewerbes wegen erheb- 
licher Beiastung durch die Stromsteuer 

58 

Anlage 2 


e) Branntweinsteuer 



§ 131 Abs. 2 
BranntwMonG, 

Steuerermäßigung für Brennereien bis 4 hi A und für Stoffbesitzer 

16 

Anlage 2 


9. Rennwett- und Lotteriesteuer 



§ 18 RennwLottG 

Steuerbefreiungen bestimmter Lotterien und Ausspieiungen 

50 

Anlage 3 


10. Grundsteuer 



§ 3 Abs. 1 Nr. 2 
GrStG 

Voiie Steuerbefreiung des zum Bundeseisenbahnvermögen ge- 
hörenden Grundbesitzes, der für Verwaitungszwecke benutzt wird 

51 

Anlage 3 

§§ 3 bis 8 und § 36 
GrStG 

Steuerbefreiung für Grundbesitz, der im Rahmen der öffentiichen 
Aufgaben (Wissenschaft, Erziehung, Gesundheitswesen, Verkehr, 
Sport u.a.m.) benutzt wird 

52 

Anlage 3 


11. Erbschaftsteuer 



§§ 13, 16 bis 18, 21, 
26 und 27 ErbStG 

Verschiedene Befreiungen und Ermäßigungen bei der Erbschaft- 
und Schenkungsteuer 

53 

Anlage 3 

§ 13 a ErbStG 

Vergünstigung für Erwerber von Betrieben oder Anteiien an Kapi- 
taigeseiischaften im Erb- oder Schenkungsfaii 

45 

Anlage 2 

§ 19 a ErbStG 

Tarifbegrenzung für bestimmte Erwerbe von Betriebsvermögen u.a. 

46 

Anlage 2 

§§ 138 bis 144 

BewG 

Ansatz von niedrigen Ertragswerten im Rahmen der Bewertung des 
iand- und forstwirtschafti. Vermögens für Zwecke der ErbSt 

54 

Anlage 3 











Deutscher Bundestag - 16. Wahlperiode 


-149- 


Drucksache 16/1020 


Beiheft 

zum 20. Subventionsbericht der Bundesregierung 


Erläuterungen zu den Finanzhilfen und Steuervergünstigungen 


Inhaltsverzeichnis 


Seiten 


Erläuterungen zu den Finanzhilfen 


150 bis 204 


Erläuterungen zu den Steuervergünstigungen 


205 bis 256 



Drucksache 16/1020 


-150- 


Deutscher Bundestag - 1 6. Wahlperiode 


Erläuterungen zu den Finanzhilfen 

lfd. Nr. 

1 Verb raucherschutz, Ernährung und Landwirtschaft Ibis 23 

2 Gewerbliche Wirtschaft (ohne Verkehr) 24 bis 50 

2. 1 Bergbau 24 bis 26 

2.2 Rationelle Energieverwendung und emeuerbare Energien 27 bis 3 1 

2.3 Teehnologie- und Innovationsförderung 32 bis 39 

2.4 Hilfen für bestimmte Industriebereiehe 40 bis 44 

2.5 Regionale Strukturmaßnahmen 45, 45a, 45b 

2.6 Sonstige Maßnahmen 46 bis 50 

3 Verkehr 51 bis 52 

4 Wohnungswesen 53 bis 68 

4. 1 Soziale Wohnraumförderung 53 bis 55 

4.2 Städtebaufbrderung 56 

4.3 Modernisierung und Heizenergieeinsparung 57 bis 63 

4.4 Wohnungsbau für Bundesbedienstete u. a 64 bis 65 

4.5 Sonstige Maßnahmen des Wohnungswesens 66 bis 68 

5 Sparförderung und Vermögensbildung 69 
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1 Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 


lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


1 

10 02 

636 52 

Zuschüsse an die Träger der landwirtschaftlichen Unfallversicherung 


Zielsetzung 

Die Zuschüsse sind dazu bestimmt, 

- die landwirtschaftlichen Unternehmer durch eine Senkung ihrer Beiträge zur landwirtschaftlichen Unfallversiche- 
rung (LUV) unmittelbar kostenmäßig zu entlasten, 

- eine Annäherung der Belastung durch Unfallversicherungsbeiträge in den verschiedenen Regionen Deutschlands 
durch unterschiedlich hohe Entlastungsraten bei den Beiträgen zu den verschiedenen landwirtschaftlichen Berufs- 
genossenschaften herbeizuführen. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Die seit 1963 jährlich im Bundeshaushalt veranschlagten Mittel werden den landwirtschaftlichen Berufsgenossen- 
schaften durch Bewilligungsbescheid des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
zugewiesen. Die Mittel werden jeweils für ein Jahr gewährt. 

Die Maßnahme ist nicht befristet. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Die Zuwendungsbestimmungen sowie die besondere Verteilung der Mittel stellen sicher, dass 

- der Unfallversicherungsbeitrag der voll zuschussberechtigten Landwirte innerhalb der jeweiligen landwirtschaftli- 
chen Berufsgenossenschaft grundsätzlich prozentual in gleicher Höhe gesenkt wird und 

- sich der Belastungsgrad jeder landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaft dem durchschnittlichen Belastungsgrad 
aller landwirtschaftlichen Berufsgenossenschaften annähert. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Die Bundesmittel LUV treten an die Stelle eines Teils der Unfallversicherungsbeiträge, den die Landwirte an die land- 
wirtschaftliche Berufsgenossenschaft zu zahlen hätten. Die geringere Beitragslast leistet einen direkten Beitrag zur 
Einkommenssicherung und -Verbesserung der Landwirte sowie ihrer Familien und erleichtert dadurch auch die Schaf- 
fung von Eigenkapital für betriebsnotwendige Investitionen im Zusammenhang mit dem strukturellen Anpassungspro- 
zess in der Landwirtschaft. 

Im Jahr 2005 wurde durch die Bundesmittel LUV im Bundesdurchschnitt eine Beitragsreduzierung um rd. 17 Prozent 
erreicht. 

Die Bundesmittel LUV werden jeweils für ein Haushaltsjahr bewilligt. Bei der Aufstellung des Bundeshaushalts wer- 
denjährlich die Notwendigkeit, Höhe und Verteilung der Mittel geprüft. Um auch bei der aus Gründen einer notwendi- 
gen Haushaltskonsolidierung seit 1999 erfolgten Reduzierung der Bundesmittel LUV auf nunmehr 150 Mio. Euro 
(1998 noch 314,1 Mio. Euro) weiterhin die Effizienz des Mitteleinsatzes zu gewährleisten, wurden die Kriterien für die 
Bundesmittelberechtigung geändert und so der Kreis der Begünstigten verkleinert. U. a. wurde die Mindestbeitrags- 
grenze, ab der eine Beitragsreduzierung durch Bundesmittel erfolgen kann, auf 305 Euro/Jahr angehoben; gewerbliche 
Nebenuntemehmen landwirtschaftlicher Hauptuntemehmen, landwirtschaftliche Nebenuntemehmen gewerblicher 
Hauptuntemehmen sowie landwirtschaftliche Unternehmen, die wirtschaftlich der öffentlichen Hand zuzurechnen 
sind, sind von der Bundesmittelverteilung ausgeschlossen. 
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lfd. 

Epl. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 

Nr. 

Kap. 




2 

10 02 

636 53 

Zuschüsse zur Gewährung einer Rente an Kleinlandwirte bei Landabgabe 




(Landabgaberente) 


Zielsetzung 

Die Landabgaberente diente der Förderung und Erleichterung des Strukturwandels in der Landwirtschaft. Sie wurde äl- 
teren Landwirten gewährt, die ihre landwirtschaftlichen Nutzflächen zur Strukturverbesserung abgaben. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Die Maßnahme war Bestandteil der gemeinsamen Agrarstrukturpolitik der Europäischen Gemeinschaften. Sie war 
aufgrund der Richtlinie des Rates vom 17. April 1972 zur Förderung der Einstellung der landwirtschaftlichen 
Erwerbstätigkeit und der Verwendung der landwirtschaftlich genutzten Fläche für Zwecke der Strukturverbesserung 
(72/160/EWG - Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. L 96/9) in den Mitgliedstaaten der EG durchzuftih- 
ren. Nationale Ausführungsvorschriften sind die §§ 121 bis 127 des Gesetzes über die Alterssicherung der Landwirte 
(Artikel 1 des Agrarsozialreformgesetzes 1995 vom 29. Juli 1994, BGBl. 1. S. 1890). 

Die Maßnahme war bis zum 3 1 . Dezember 1983 befristet. Bewilligte Renten werden lebenslang gezahlt. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Die Aufwendungen für die Landabgaberente werden vom Bund getragen. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Während der Laufzeit der Maßnahme wurden 61 632 landwirtschaftliche Unternehmen mit einer Gesamtfläche von 
682 280 ha strukturverbessemd abgegeben. 


lfd. 

Epl. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 

Nr. 

Kap. 




3 

10 02 

636 58 

Zuschüsse zur Förderung der Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätig- 




keit (FELEG) 


Zielsetzung 

Soziale und ökonomische Absicherung von 

- älteren landwirtschaftlichen Unternehmern ohne Hofnachfolger beim frühzeitigen Ausscheiden aus dem landwirt- 
schaftlichen Erwerbsleben und 

- älteren landwirtschaftlichen Arbeitnehmern und mitarbeitenden Familienangehörigen, wenn sie aufgrund der Still- 
legung oder Abgabe des landwirtschaftlichen Unternehmens oder der Teilnahme des Betriebs an bestimmten Still- 
legungs- oder Extensivierungsmaßnahmen aus diesem Betrieb ausgeschieden sind. 

Gleichzeitig sollen Beiträge zur Marktentlastung und Verbesserung der Agrarstruktur geleistet werden. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Gesetz zur Förderung der Einstellung der landwirtschaftlichen Erwerbstätigkeit (FELEG) vom 21. Februar 1989 

(BGBl. 1 S. 233), zuletzt geändert durch Artikel 5 Absatz 31 des Gesetzes vom 15. Dezember 2004 (BGBl. 1 S. 3396). 

Die Maßnahme war bis zum 31. Dezember 1996 befristet. Leistungen nach diesem Gesetz können nur noch dann in 
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Anspruch genommen werden, wenn die maßgeblichen Anspruchsvoraussetzungen vor dem 1. Januar 1997 Vorgelegen 
haben. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Das FELEG sieht Leistungen zugunsten landwirtschaftlicher Unternehmer, älterer landwirtschaftlicher Arbeitnehmer 
und mitarbeitender Familienangehöriger vor. 

- Leistungen für ehemalige landwirtschaftliche Unternehmer: 

Gewährung einer Produktionsaufgaberente, Übernahme der Leistungsaufwendungen in der landwirtschaftlichen 
Krankenversicherung, sowie ggf Beitragsübemahme in der landwirtschaftlichen Unfallversicherung. 

Der Grundbetrag der Produktionsaufgaberente bemisst sich nach der Höhe der individuell erworbenen Anwart- 
schaft auf Altersrente (abhängig von der Dauer der Beitragsentrichtung zur landwirtschaftlichen Alterskasse) und 
dem Familienstand. 

Bei Stilllegung von Flächen wird ein Flächenzuschlag gezahlt, der sich nach den natürlichen Ertragsbedingungen 
richtet. 

- Leistungen an ehemalige landwirtschaftliche Arbeitnehmer und mitarbeitende Familienangehörige: 

Gewährung eines Ausgleichsgeldes, Übernahme des Arbeitgeberanteils des Beitrags zur gesetzlichen Kranken- und 
Pflegeversicherung und des Beitrags zur gesetzlichen Rentenversicherung. 

Auch hinterbliebene Ehegatten werden im Rahmen des FELEG sozial abgesichert. 

Die bei der Durchführung des FELEG entstehenden Verwaltungskosten der landesunmittelbaren Alterskassen werden 
von den Ländern getragen. 

ln den Fällen einer vollständigen Stilllegung des landwirtschaftlichen Unternehmens wurden Leistungen, die erstmals 
vor dem 30. Juli 1993 gewährt wurden, unter bestimmten Voraussetzungen nach der Verordnung (EWG) Nr. 1096/88 
aus dem Europäischen Ausrichtungs- und Garantiefonds für die Landwirtschaft, Abt. Garantie, mitfinanziert. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Vom Inkrafttreten des Gesetzes (1. Januar 1989) bis zum 31. Dezember 1998 wurden rd. 27 400 Produktionsaufgabe- 
renten und 11 300 Ausgleichsgelder bewilligt. Im Zusammenhang mit der Beanspruchung von FELEG-Leistungen 
wurden insgesamt rd. 543 700 ha landwirtschaftlich genutzte Fläche abgegeben oder stillgelegt. 

Am 3 1 . Dezember 2005 hatten noch 1 700 Personen einen Anspruch auf Produktionsaufgaberente; rd. 2 200 ehemalige 
landwirtschaftliche Unternehmer erhielten einen Flächenzuschlag für stillgelegte Flächen. An rd. 1 600 ehemalige 
landwirtschaftliche Arbeitnehmer und mitarbeitende Familienangehörige wurden am 31. Dezember 2005 Ausgleichs- 
gelder gezahlt. 

Während die Produktionsaufgaberente fast ausschließlich von Berechtigten im alten Bundesgebiet bezogen wird, hat 
das Ausgleichsgeld in den neuen Bundesländern wesentlich größere Bedeutung als in den alten (Überleitung erfolgte 
zum 1. Januar 1995). Gründe hierfür sind u. a. die unterschiedliche Agrarstruktur und Arbeitsverfassung in den Betrie- 
ben. 


lfd. 

Epl. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 

Nr. 

Kap. 




4 

10 02 

662 03 

Zuschüsse zur Verbilliguug vou Ziuseu für Darleheu zur Förderuug eiues 




Buudesprogramms „Tiergerechte Haltuugsverfahreu“ 


Zielsetzung 

ln Ergänzung zur Förderung besonders tiergerechter Haltungsverfahren im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe „Ver- 
besserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (hier: Agrarinvestitionsförderungsprogramm) soll ein weiferer 
besonderer Impuls des Bundes zur nachhaltigen Veränderung der landwirtschaftlichen Tierhaltungsverfahren in Rich- 
tung besonderer Tiergerechtigkeit gegeben werden. 
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Rechtsgrundlage, Befristung 

Die Richtlinie des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz ist am 3. Juli 2002 in 
Kraft getreten und bis 3 1 . Dezember 2006 befristet. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Die für das Bundesprogramm vorgesehenen Mittel sollen zur Flankierung der auf dem Tierschutzgesetz beruhenden 
nationalen Rechtsetzung für Mindestanforderungen beim Halten von Nutztieren eingesetzt werden, ln seiner jetzigen 
Ausgestaltung flankiert das Bundesprogramm die neuen Haltungsbestimmungen für Legehennen. Die Richtlinie wurde 
bei der Europäischen Kommission notifiziert. Zuständig für die Ausreichung der Fördermittel ist die Landwirtschaftli- 
che Rentenbank in Frankfurt/Main. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Mit dem Bundesprogramm sollen alternative Hennenplätze geschaffen werden. Die Umstellungsforderung des Bun- 
desprogramms ist begrenzt auf die Legehennenhaltung und richtet sich im Interesse der Verbesserung des Tierschutzes 
bewusst auch an einen Zuwendungsempfängerkreis, der im Agrarinvesfifionsförderungsprogramm der Gemeinschafts- 
aufgabe „Verbesserung der Agrarsfrukfur und des Küsfenschufzes“ nicht abgedeckt wird. Ziel ist, durch das Bundes- 
programm mindestens 60 Prozent der Käfighaltungsplätze durch Plätze in alternativen Haltungen zu ersetzen. 


lfd. 

Epl. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 

Nr. 

Kap. 




5 

10 02 

686 19 

Zuschüsse zur Förderuug des ökologischeu Laudbaus 



893 19 

(Buudesprogramm Ökolaudbau) 


1. Förderung von Forschungs- und Entwicklungsvorhaben sowie von Maßnahmen zum Technologie- und 
Wissenstransfer im ökologischen Landbau 

Zielsetzung 

Die Förderrichtlinie verfolgt in Verbindung mit dem Programm des BMELV zur Förderung von Forschungs- und Ent- 
wicklungsvorhaben sowie von Maßnahmen zum Technologie- und Wissenstransfer im ökologischen Landbau das Ziel, 
bedeutsame Wissens- und Erfahrungslükken im ökologischen Landbau zu schließen und damit die Wettbewerbsfähig- 
keit des Ökolandbaus von der Erzeugung bis zum Absatz nachhaltig zu stärken. 

Die Zuwendungen sollen die Entwicklung und Umsetzung von Forschungsergebnissen ermöglichen, die ohne Förde- 
rung nicht oder nur erheblich verzögert durchgeführt werden. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Richtlinie zur Umsetzung des Programms des Bundesministeriums für Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucher- 
schutz zur Förderung von Forschungs- und Entwicklungsvorhaben sowie von Maßnahmen zum Technologie- und Wis- 
senstransfer im ökologischen Landbau; Haushaltsgesetz 

Die Richtlinie ist bis zum 31. Dezember 2007 befristet. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Die Zuwendungen werden im Wege der Projektförderung als nicht rückzahlbarer Zuschuss gewährt. Die Höhe der Zu- 
wendungen wird unter Berücksichtigung des wirtschaftlichen Eigeninteresses des Zuwendungsempfängers im Einzel- 
fall fesfgesefzf. Bei der Fesfsefzung der Förderhöchsfsäfze (bis zu 100 Prozenf) wird aufgrund des Gemeinschaffsrah- 
mens für sfaatliche Forschungs- und Entwicklungsvorhaben (96/C 45/06) zwischen Grundlagenforschung, industrieller 
Forschung und vorwettbewerblicher Entwicklung sowie zwischen Vorhaben innerhalb und außerhalb des Agrarsektors 
unterschieden. 
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Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Die Maßnahme hat in der Praxis große Resonanz erfahren. Über eine Verlängerung wird in 2006 zu entscheiden sein. 

2. Förderung der Beratung landwirtschaftlicher Unternehmen über die Umstellung auf ökologischen Landbau 

Zielsetzung 

Stärkung der Bereitschaft zur Prüfung einer Umstellung des landwirtschaftlichen Unternehmens auf ökologischen 
Landbau; Verbesserung der Erfolgsaussichten einer bevorstehenden Umstellung auf ökologischen Landbau durch ver- 
besserte Transparenz. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Richtlinie über die Förderung der Beratung landwirtschaftlicher Unternehmen über die Umstellung auf ökologischen 
Landbau; Haushaltsgesetz; Die Förderrichtlinie ist befristet bis zum 31. Dezember 2007 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Gefördert wird die Beratung konventionell wirtschaftender landwirtschaftlicher Unternehmen bezüglich einer Umstel- 
lung ihres Unternehmens auf ökologischen Landbau; Es wird ein einmaliger, nicht rückzahlbarer Zuschuss zu Bera- 
tungskosten gewährt. Der Zuschuss beträgt bis zu 60 Prozent der in Rechnung gestellten Beratungskosten, höchstens 
jedoch 1 000 Euro je Unternehmen. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Die Fördermaßnahme wird in Anspruch genommen. Über eine Verlängerung wird in 2006 zu entscheiden sein. 

3. Förderung von Aktivitäten zur Information von Verbrauchern über ökologisch erzeugte Produkte 

Zielsetzung 

Durch spezielle Informations- und damit verbundene Absatzförderungsmaßnahmen sollen Verbraucherinnen und Ver- 
braucher umfassend über die Besonderheiten der Erzeugung, Verarbeitung, Kennzeichnung und Qualität ökologischer 
Produkte informiert werden. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Richtlinie zur Förderung von Maßnahmen zur Information von Verbraucherinnen und Verbrauchern über ökologischen 
Landbau und dessen Erzeugnisse sowie zur Förderung damit verbundener Absatzförderungsmaßnahmen; Richtlinie ist 
befristet bis zum 3 1 . Dezember 2007 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Förderfähig sind Informations- und damit verbundene Absatzfördermaßnahmen für Erzeugnisse aus ökologischem 
Landbau, insbesondere Kampagnen, Ausstellungen oder Veranstaltungen zur Information der Verbraucherinnen und 
Verbraucher sowie Maßnahmen zur Verbesserung der Kennzeichnung und Präsentation von ökologisch erzeugten Le- 
bensmitteln. Die Zuwendung erfolgt als Projektförderung im Wege der Anfeilsfinanzierung. Die Zuwendungen werden 
in Form eines nicht rückzahlbaren Zuschusses gewährt. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Die Förderrichtlinie wird erst seit dem 19. März 2005 angeboten. 

4. Förderung der Teilnahme an Messen und Ausstellungen 

Zielsetzung 

Steigerung der Akzeptanz des ökologischen Landbaus durch gezielte Ansprache des Messepublikums, insbesondere 
durch Vermittlung fachspezifischer Informationen über den ökologischen Landbau und seine Erzeugnisse. 

Rechtsgrundlage und Befristung 

Richtlinie über die Förderung von Messe- und Ausstellungsbeiträgen zum ökologischen Landbau und seiner Erzeug- 
nisse. Die Richtlinie ist befristet bis zum 31. Dezember 2007. 
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Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Förderfahig ist die Teilnahme an internationalen und überregionalen Messen und Ausstellungen, welche nicht aus- 
schließlich auf Bio-Produkte ausgerichtet sind und die auf dem Gebiet der Bundesrepublik Deutschland stattfinden. 
Die Zuwendung erfolgt als Projektförderung im Wege der Anteilsfinanzierung. Die Zuwendungen werden in Form ei- 
nes nicht rückzahlbaren Zuschusses gewährt. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Die Förderung wird erst seit Juni 2005 angeboten. Auswertbare Erfahrungen liegen folglich bislang noch nicht vor. 


lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


6 

10 02 

662 71 

Zuschüsse zur Verbilligung von Zinsen für Darlehen zur Förderung der Fischerei 


Zielsetzung 

Zinsverbilligung von Kapitalmarktdarlehen für den Ankauf (nur für Jungfischer) und die Modernisierung von Fisch- 
kuttern zum Zwecke der Erneuerung und Rationalisierung der Kutterfiotte. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Richtlinien für die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Investitionen in der Seefischerei (IRS-BMVEL) 
vom 22. Januar 2004 (BAnz. 2004 S. 1849). 

Die Maßnahme ist nicht befristet. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Kapitalmarktdarlehen ab 15 000 Euro werden für die Kutterfischerei um bis zu 4 Prozent zinsverbilligt. Bis zum Ab- 
lauf der Verbilligungsdauer (höchstens zehn Jahre) bestehen für künftige Haushaltsjahre weitere Verpflichtungen zur 
Zahlung von Zinsverbilligungszuschüssen in einer geschätzten Höhe von etwa 1,0 Mio. Euro. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Wegen der erheblichen Überalterung der Kutterflotte, insbesondere in Mecklenburg- Vorpommern, sind weiterhin För- 
derungsmaßnahmen des Bundes erforderlich. 


lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


7 

10 02 

862 76 

Darlehen für die Kutterfischerei 


Zielsetzung 

Niedrig verzinsliche Darlehen dienen zur Mitfinanzierung der Erneuerung und Rationalisierung der Kutterflotte. Der 
Kauf von gebrauchten Fischereifahrzeugen, allerdings nur bei Jungfischem, sowie deren Modernisierung und die Erst- 
anschaffung von selektiven Fangtechniken können gefördert werden. 
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Rechtsgrundlage, Befristung 

Richtlinien für die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Investitionen in der Seefischerei (IRS-BMVEL) 
vom 22. Januar 2004 (BAnz. 2004 S. 1849). 

Die Maßnahme ist nicht befristet. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Gewährung von Darlehen für die Kutterfischerei, Zinssatz 2 Prozent, Laufzeit bis 15 Jahre, Darlehensbetrag mindes- 
tens 15 000 Euro. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Die einzelbetrieblich orientierte Kutterfischerei ist infolge zu geringer Eigenmittel und aufgrund des hohen Investi- 
tionsniveaus zu einer Erneuerung ihrer stark überalterten Flotte aus eigener Kraft nicht in der Lage. Wegen der Bedeu- 
tung der Kutterfischerei für den heimischen Frischfischmarkt und der sinnvollen Ausnutzung der Fischbestände sowie 
der Erhaltung der Fangquoten ist es notwendig, Mittel bereitzustellen, um Darlehen in dem erforderlichen Umfang für 
Ankäufe und Modernisierungen gewähren zu können. 


lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


8 

10 02 

892 78 

Strukturmaßnahmen für die Seefischerei 


Zielsetzung 

Gewährung von Zuschüssen für den Ankauf (nur für Jungfischer) von Fischereifahrzeugen sowie deren Modernisie- 
rungen. Daneben können Modernisierungen in der Großen Hochseefischerei gefÖrderf werden, wenn u. a. der Ge- 
brauchszusfand des Fischereifahrzeugs nach der Modernisierung noch einen Einsafz von mindesfens 10 Jahren erwar- 
ten lässt. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Richtlinien für die Gewährung von Zuwendungen zur Förderung von Investitionen in der Seefischerei (IRS-BMVEL) 
vom 22. Januar 2004 (BAnz. 2004 S. 1849). 

Die Maßnahme ist nicht befristet. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Die Mittel aus diesem Titelansatz stellen die erforderliche finanzielle Beteiligung des Mitgliedstaates für Investitions- 
vorhaben dar, die im Rahmen der ab 1. Januar 2003 geltenden EG-Fischereistrukturverordnung mit Gemeinschaftsmit- 
teln mitfinanziert werden können. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Die Strukturförderungsmaßnahmen haben zur Erneuerung der Flotte bei gleichzeitig leichfem Kapazifäfsrückgang we- 
sentlich beigetragen. Sie sollen unter Berücksichtigung der verbliebenen Fangmöglichkeiten und im Rahmen gemein- 
schaftsrechtlich festgelegter Kapazitätsobergrenzen fortgeführt werden. Damit wird die Erneuerung der Flotte für die- 
jenigen Bereiche, in denen Fangmöglichkeiten als ausreichend gesichert gelten können, unterstützt. 
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lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


9 

10 02 

683 78 

Maßnahmen zur Anpassung der Kapazitäten in der Seefischerei 


Zielsetzung 

Die Maßnahme diente dazu, die Anpassung der Produktionskapazität der Seefischerei an die veränderten Fangmög- 
lichkeiten zu erleichtern. Diese haben sich infolge der Einführung von nationalen Fischereizonen und der Maßnahmen 
zur Erhaltung und Bewirtschaftung der Fischbestände erheblich verringert. Grundlegendes Ziel ist daher die Herstel- 
lung eines Gleichgewichtes zwischen Fangkapazitäten und Fangmöglichkeiten in der Gemeinschaft. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Richtlinien zur Förderung von Maßnahmen zur Kapazitätsanpassung in der Seefischerei (KRS-BMVEL) vom 
18. Dezember 2003 (BAnz. S. 130). Entsprechende Kapazitätsanpassungsregelungen, die durch EU-Vorgaben bedingt 
sind, werden in diesem Jahr neu festgelegt und voraussichtlich 2007 In-Kraft-Treten. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Als soziale Begleitmaßnahme bei zeitweiser Aufgabe der Fischereitätigkeit zum Schutz der aquatischen Ressourcen 
konnte den Besatzungsmitgliedem eines Fischereifahrzeugs eine Sozialvergütung gewährt werden; diese betrug je Lie- 
getag 1 V. H. der nachgewiesenen Beiträge zur Sozialversicherung. 

Zlelerrelchung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Siehe unter Rechtsgrundlage, Befristung 


lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


10 

08 09 

682 01 

Zuschüsse an die Bundesmonopolverwaltung für Branntwein 


Zielsetzung 

Die Maßnahme dient der Finanzierung kostendeckender Ankaufpreise für den an die Bundesmonopolverwaltung für 
Branntwein (BfB) abgelieferten Agraralkohol, der angesichts geringerer Preise für Agraralkohol aus anderen Mitglied- 
staaten nur mit Verlust weiterveräußert werden kann. Den deutschen Brennereien sollen damit Erzeugungsmöglichkei- 
ten und angemessene Einkommen gesichert werden. 

ln Deutschland wird Agraralkohol überwiegend in kleinen und mittelständischen Brennereien erzeugt, die mit land- 
wirtschaftlichen Betrieben (rd. 10 000) verbunden sind. Diese Betriebe sind auf den Anbau bestimmter Rohstoffe (Kar- 
toffeln, Getreide, Obst) und deren Verarbeitung zu Alkohol angewiesen. Dagegen wird Agraralkohol in anderen Mit- 
gliedstaaten überwiegend in industriellen Großbrennereien aus billigeren Rohstoffen (Melasse) und damit zu deutlich 
niedrigeren Herstellungskosten erzeugt. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Nach dem Gesetz über das Branntweinmonopol (BranntwMonG) vom 8. April 1922 in der z. Zt. geltenden Fassung 
haben die deutschen Brennereien, soweit sie ihren Agraralkohol an die BfB abliefem müssen, grundsätzlich Anspruch 
auf kostendeckende Übemahmepreise. 

Am 8. April 2003 hat der EU- Agrarministerrat die Verordnung (EG) Nr. 670/2003 des Rates mit besonderen Maßnah- 
men für den Markt für Ethylalkohol landwirtschaftlichen Ursprungs (EU- Alkoholmarkt- VO - ABI. EU Nr. L 97, 
S. 6 ff. vom 15. April 2003) verabschiedet. Sie gilt ab dem 1. Januar 2004. Artikel 10 Absatz 2 dieser Verordnung, die 
in den Mitgliedstaaten direkt anwendbares Recht ist, befristet diese Beihilfemaßnahme - in Form einer Ausnahmerege- 
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lung zu Artikel 10 Absatz 1, wonach die Beihilfevorschriften des EG- Vertrags Anwendung finden und somit produk- 
tionsbezogene Beihilfen unzulässig sind - zunächst bis zum 31. Dezember 2010. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Mit dem Zuschuss erhält die BfB seit 1976 einen Verlustausgleich in Höhe der Differenz zwischen Übemahmepreisen 
zuzüglich Reinigungs- und Vertriebskosten und den Verkaufserlösen. 

Deutscher Agraralkohol konnte bis Anfang 1976 von der BfB zu kostendeckenden Preisen abgesetzt werden. Das bis 
dahin geltende Einfuhrmonopol für Alkohol musste jedoch aufgrund einer EuGH-Entscheidung aufgehoben werden. 
Der EG-Vertrag sieht eine gemeinsame Organisation des Alkoholmarktes vor, der aus landwirtschaftlichen Erzeugnis- 
sen hergestellt worden ist (Agraralkohol). Die jetzt verabschiedete EU -Alkoholmarkt- VO soll durch ihre Regelungen 
insbesondere eine größere Transparenz des EU-Alkoholmarktes und der Handelsströme herbeiführen. Bei Auftreten 
einfuhr- bzw. ausfuhrbedingter schwerwiegender Marktstörungen ermöglicht sie zu deren Behebung die Anwendung 
geeigneter Dringlichkeitsmaßnahmen. 

Die Maßnahme wird nicht von anderen Gebietskörperschaften oder der EU kofinanziert. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Durch die Finanzhilfe konnte der Absatz der BfB gesichert und die traditionelle landwirtschaftliche Brennereistruktur 
in Deutschland beibehalten werden. Den Brennereien steht damit ein gleichbleibendes und angemessenes Einkommen 
zur Verfügung. 

Nach Artikel 10 Absatz 2 letzter Satz der EU- Alkoholmarkt- VO darf der Gesamtbetrag dieser Beihilfen 1 10 Mio. Euro 
jährlich nicht übersteigen. Dieser Betrag entspricht dem für das Jahr 2003 geplanten Stützungsumfang. Über die wei- 
tere Zulässigkeit der Zahlung von Beihilfen im Rahmen des Branntweinmonopols bzw. das sonstige weitere Vorgehen 
nach dem 31. Dezember 2010 wird auf der Grundlage eines Abschlussberichtes entschieden, den die EU-Kommission 
dem Rat und dem Europäischen Parlament vor dem 31. Dezember 2009 unterbreitet (Artikel 10 Absatz 3 EU-Alkohol- 
markt-VO). 

Zur Konsolidierung des Bundeshaushalts führt die Bundesregierung den Zuschuss an die Bundesmonopolverwaltung 
für Branntwein seit dem Jahre 1999 zurück. 


lfd. 

Epl. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 

Nr. 

Kap. 




11 

10 02 

622 31 

Zuschüsse zur Verbilligung von Zinsen für Darlehen zur einzelbetrieblichen 




Investitionsförderung in den neuen Ländern 


Zielsetzung 

Förderung von Landwirten, die ihren bäuerlichen Familienbetrieb im Haupterwerb wiedereinrichteten und moderni- 
sierten, um die strukturellen Voraussetzungen für eine dauerhafte und leisfungsfähige bäuerliche Landbewirtschaffung 
in den neuen Ländern zu schaffen. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Gesetz zur Förderung der agrarstrukturellen und agrarsozialen Anpassung der Landwirtschaft der ehemaligen DDR an 
die Soziale Marktwirtschaft, Fördergesetz vom 6. Juli 1990 und Änderungen gemäß Einigungsvertrag Anlage 11, 
Kapitel VI, Sachgebiet B, Abschnitt 111 Nr. 1 . 

Die Maßnahme war bis zum 31. Dezember 1990 befristet. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Für die Wiedereinrichtung bäuerlicher Familienbetriebe in den neuen Ländern wurden Zinsverbilligungen von Kapital- 
marktdarlehen gewährt. 
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Die Maßnahme wurde nicht von anderen Gebietskörperschaften oder der EU kofinanziert. Für die Durchführung der 
Maßnahme waren die Länder zuständig. 


Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Die Maßnahme stellte eine Vorstufe zur späteren Förderung der Wiedereinrichtung von bäuerlichen Familienbetrieben 
im Rahmen der Gemeinschaftsaufgabe dar. Insgesamt konnten 570 Wiedereinrichter gefördert werden. 


lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


12 

10 02 

686 86 

884 86 

Zuschüsse zur Markteinführung nachwachsender Rohstoffe 


Zielsetzung 

Die Förderung verfolgt die Ziele: 

- Forcierung der Markteinführung von auf Basis nachwachsender Rohstoffe hergestellter Produkte, die ohne Förde- 
rung nicht oder nur erheblich verzögert durchgeführt würde. 

- Erhöhung des Marktanteils von Produkten auf Basis nachwachsender Rohstoffe und damit einhergehend 

- Schaffung von Produktions- und Einkommensaltemativen für die Land- und Forstwirtschaft. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Die Rechtsgrundlage der Fördermaßnahme bilden derzeit noch einzelne produktgruppenspezifische Förderrichtlinien 
für folgende Produkfbereiche: 

a) Dämmstoffe aus nachwachsenden Rohstoffen 

b) Biogene Schmierstoffe und Hydrauliköle 

c) Biogene Treibstoffe (Biodiesel und Pflanzenöl) 

Die Geltungsdauer der Richtlinien für die Produkfbereiche a) und b) isf bis zum 3 1 . Dezember 2006 befrisfet. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Die Zuwendungen werden im Wege der Projektförderung als nicht rückzahlbarer Zuschuss gewährt. Antragsberechtigt 
sind private, gewerbliche und kommunale Nutzer von Produkten auf Basis nachwachsender Rohstoffe. Die Höhe der 
Zuwendungen differiert je nach Produktgruppe und jeweiliger Förderrichtlinie und wird als Pauschalwert je Liter/kg/qm 
des gekauften Produkts gewährt. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Die Maßnahme hat in der Praxis bislang große Resonanz erfahren. Bezüglich der Förderung von Dämmstoffen aus 
nachwachsenden Rohstoffen wird eine Erweiterung der Förderung auf innovative holzbasierte Produkte angestrebt. 
Eine entsprechende Richtlinienänderung ist der KOM notifiziert worden: 
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lfd. 

Epl. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 

Nr. 

Kap. 




13 

10 03 

632 90 

Bundesanteil zur Finanzierung der Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der 

bis 


882 90 

Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 

23 


- Aus - 



Zielsetzung 

Die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK) dient dazu, eine leis- 
tungsfähige, auf künftige Anforderungen ausgerichtete Land- und Forstwirtschaft zu gewährleisten und ihre Wettbe- 
werbsfähigkeit im Gemeinsamen Markt der Europäischen Union zu ermöglichen sowie den Küstenschutz zu verbes- 
sern. Dabei sind die Ziele und Erfordernisse der Raumordnung, Landesplanung sowie des Umweltschutzes und des 
Tierschutzes zu beachten. Die Maßnahmen bilden den inhaltlichen und finanziellen Kern der Länderprogramme für die 
Umsefzung der EU-Politik zur Förderung der ländlichen Entwicklung (2. Säule). 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Die Maßnahme wird seit 1973 nach den Förderungsgrundsätzen des jährlichen Rahmenplans gern. Gesetz über die Ge- 
meinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ i. d. F. der Bekanntmachung vom 21 . Juli 
1988 (BGBl. 1 S. 1055), zuletzt geändert durch das Gesetz zur Modulation von Direktzahlungen im Rahmen der Ge- 
meinsamen Agrarpolitik und zur Änderung des GAK-Gesetzes vom 2. Mai 2002 (BGBl. 1 S. 1527), durchgeführt. 

Das Gesetz ist nicht befristet. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Zur Durchführung der Gemeinschaftsaufgabe sfellen Bund und Länder gemeinsam einen Rahmenplan auf Für die 
Durchführung der Maßnahmen sind die Bundesländer zusfändig. Sie können im Rahmen der Durchführung ihrer länd- 
lichen Entwicklungspläne nach der VO (EG) Nr. 1257/1999 auch EU-Mittel aus dem EAGFL in Anspruch nehmen (in 
aller Regel 75 Prozent in den neuen Ländern als Ziel- 1-Gebiete und bis zu 50 Prozent im übrigen Bundesgebiet). Der 
verbleibende nationale Anteil der Ausgaben wird im Verhältnis 60/40 von Bund und Ländern getragen. 

Bei den Mitteln der GAK handelt es sich nicht in vollem Umfang um Finanzhilfen. Nicht zu den Finanzhilfen zählen 
die Ausgaben für die Dorfemeuerung, den Küsfenschutz und 50 Prozent der wasserwirtschaftlichen Maßnahmen. Die 
genaue Aufteilung auf die einzelnen Maßnahmen kann der Anlage 1 des 20. Subventionsberichtes entnommen werden. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Entsprechend dem GAK-Gesetz werden die Maßnahmen jährlich gemeinsam von Bund und Ländern sachlich über- 
prüft und der Entwicklung angepasst. Damit wird gewährleistet, dass zeitnah auf eingetretene Änderungen reagiert 
werden kann. 

Die GAK-Maßnahmen werden auch in der neuen EU-Förderperiode 2007 bis 2013 einen wesentlichen Pfeiler der Län- 
derprogramme für die Entwicklung des ländlichen Raums bilden. Dazu wird eine Überprüfung aller Maßnahmen im 
Hinblick auf ihren Beifrag zur Umsefzung der EU- wie auch der nationalen Strategie erfolgen. 


lfd. 

Epl. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 

Nr. 

Kap. 




13 

Anl. zu 

632 01 

Erarbeitung integrierter ländlicher Entwicklungskonzepte 


10 03 

632 02 




632 03 



Zielsetzung 

Die integrierten ländlichen Entwicklungskonzepte sind eine Vorplanung im Sinne des § 1 Abs. 2 des Gesetzes über die 
Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ (GAK). Diese Vorplanung dient der 
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Einbindung einer naehhaltigen Land- und Forstwirtsehaft in den Prozess zur Stärkung der regionalen Wirtsehaft. Sie 
soll auf der Basis einer Analyse der regionalen Stärken und Sehwäehen 

- die Entwieklungsziele der Region definieren, 

- Handlungsfelder festlegen, 

- die Strategie zur Realisierung der Entwieklungsziele darstellen und 

- prioritäre Entwieklungsprojekte besehreiben. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Die Maßnahme wird seit 1973 naeh den Förderungsgrundsätzen des jährliehen Rahmenplans gern. GAK-Gesetz dureh- 
ge führt. 

Die Maßnahme ist nieht befristet. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Mit der Förderung der integrierten ländliehen Entwieklung wurde die Grundlage gesehaffen, dass Entwieklungskon- 
zepte als Entseheidungshilfe vor allem dazu dienen, die Maßnahmen der Gemeinsehaftsaufgabe noeh besser auf die 
versehiedenen anderen Instrumente der Förderung der ländliehen Räume abzustimmen und diese zugleieh effizienter 
und sehneller umzusetzen. Mit den integrierten ländliehen Entwieklungskonzepten wird eine naehhaltige Entwieklung 
der ländliehen Räume wirksam unterstützt. 

Der Einsatz von EAGFL-Mitteln naeh der VO 1257/1999 ist möglieh. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Mit den Besehlüssen zum Rahmenplan 2004 bis 2007 hat der GAK-Planungsaussehuss versehiedene überbetriebliehe 
Maßnahmen in einer „Förderung der integrierten ländliehen Entwieklung“ zusammengefasst. Aus der Erkenntnis he- 
raus, dass jede Region ihre eigenen Stärken und Sehwäehen hat und Fördermaßnahmen umso besser wirken, je stärker 
sie auf diese regionalen Besonderheiten abgestimmt sind, soll dureh die Förderung der Erarbeitung integrierter ländli- 
eher Entwieklungskonzepte erreieht werden, dass bisher isolierte Einzelmaßnahmen besser aufeinander abgestimmt 
und gezielt zur Entwieklung der ländliehen Region eingesetzt werden. 

Dieser Ansatz wurde sowohl im BMELV-Modellvorhaben „Regionen aktiv“ als aueh auf EU-Ebene im Rahmen von 
LEADER erprobt und wird ab 2007 zunehmende Bedeutung im Rahmen der EU-Förderung ländlieher Räume erhalten. 


lfd. 

Epl. 

Titel 

Bezeiehnung der Finanzhilfe 

Nr. 

Kap. 




14 

Anl. zu 

632 12 

Flurbereinigung 


10 03 

852 11 




882 11 



Zielsetzung 

Die Mittel sind für die Durehführung von Flurbereinigungsverfahren, besehleunigten Zusammenlegungsverfahren, 
freiwilligem Landfauseh/Nutzungsfauseh sowie für allgemeine Förderungsmaßnahmen auf dem Gebief der Flurberei- 
nigung besfimmf. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Die Maßnahmen werden seit 1973 naeh den Förderungsgrundsätzen des jährliehen Rahmenplans gern. GAK-Gesetz 
durehgeführt. 

Die Maßnahmen sind nieht befristet. 
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Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Durch Bodenordnungsmaßnahmen zur Senkung der Produktionskosten, zur Verminderung des Arbeitszeitaufwandes 
und zur Beseitigung von strukturellen Mängeln können die Existenzgrundlagen landwirtschaftlicher Betriebe verbes- 
sert und ihre Einkommen erhöht werden. Eine Sonderfunktion kommt den Bodenordnungsverfahren in den neuen Län- 
dern zu, wenn zur Bildung einzelner bäuerlicher Wirtschaften oder zur Wiederherstellung der Einheit von Grund- und 
Gebäudeeigentum die Eigentumsverhältnisse an Grundstücken neu zu ordnen sind. 2003 waren rd. 6 800 Flurbereini- 
gungsverfahren/Bodenordnungsverfahren, auf ca. 3,1 Mio. ha anhängig. 

Der Einsatz von EAGFL-Mitteln nach der VO 1257/1999 ist möglich. 

Zielerreichung, Überlegungen für zukünftige Gestaltung 

Die Verfahren nach dem Flurbereinigungsgesetz sollen - am Prinzip der Nachhaltigkeit ausgerichtet - zu einer Verbes- 
serung der Agrarstruktur beitragen. Es wird künftig verstärkt darauf zu achten sein, die Verfahren so kostengünstig wie 
möglich durchzuführen und die betriebswirtschaftlich erhofften Wirkungen vorab realistisch abzuschätzen. Zur Anpas- 
sung an gewandelte agrar- und umweltpolitische Verhältnisse kann insbesondere das vereinfachte Flurbereinigungsver- 
fahren genutzt werden. Darüber hinaus kommt der Beachtung der Auswirkung der Flurbereinigung auf Natur und 
Landschaft künftig größere Bedeutung zu. 


lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 

1 1 

1 1 

1 1 

1 1 


15 


Anl. zu 
10 03 


622 31 
622 32 
622 33 
622 34 
852 31 
852 32 
882 31 
882 32 
882 33 
882 34 
882 35 
882 36 


Einzelbetriebliche Förderung (ohne Ausgleichszulage) 
Agrarinvestitionsförderungsprogramm - AFP; finanzielle Abwicklung ausgelau- 
fener Maßnahmen 


Zielsetzung 

Landwirtschaftliche Unternehmen sollen durch die Förderung investiver Maßnahmen in ihrer Leistungsfähigkeit ge- 
steigert, ihre strukturelle Weiterentwicklung soll gewährleistet und dadurch das landwirtschaftliche Einkommen ver- 
bessert oder stabilisiert werden. Dabei sollen insbesondere eine stärkere Bindung der tierischen Produktion an beson- 
ders tiergerechte und flächengebundene Tierhaltungsverfahren, eine Beschleunigung der Anwendung von 
Produktionsstandards oberhalb gesetzlicher Normen im Umwelt- und Tierschutzbereich sowie eine Verbesserung der 
Wettbewerbsstellung von Produktionsverfahren, die in besonderer Weise zur Realisierung von Nachhaltigkeitszielen 
beitragen, berücksichtigt werden. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Die Maßnahmen werden seit 1973 nach den Förderungsgrundsätzen des jährlichen Rahmenplans gern. GAK-Gesetz 
durchgeführt. 

Die Maßnahme ist nicht befristet. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Landwirte können für betriebliche Investitionen Zuschüsse und Zinszuschüsse erhalten. Junglandwirte (unter 
40 Jahren) erhalten zusätzlich einen an die Investitionsförderung gebundenen Bonus. Außerdem werden Ausfallbürg- 
schaflen für zinsverbilligfe Kapifalmarkfdarlehen gewährt. Die förderfähigen Invesfifionen umfassen die Bereiche 
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Verbesserung der betriebliehen Produktionsbedingungen, Erfüllung besonderer Anforderungen an die Landwirtsehaft, 
sowie Diversifizierung landwirtsehaftlieher Einkommensquellen. 

Der Einsatz von EAGFL-Mitteln naeh der VO 1257/1999 ist möglieh. Der verbleibende nationale Anteil der Ausgaben 
wird im Verhältnis 60 / 40 von Bund und Ländern getragen. 


Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Das Agrarinvestitionsfbrderungsprogramm (AFP) fasst frühere eigenständige Förderprogramme wie „Einzelbetriebli- 
ehes Investitionsforderungsprogramm“ (einsehließlieh „Prämien für die Niederlassung von Junglandwirten“ und „In- 
vestitionshilfen zur Energieeinsparung und -Umstellung“), „Agrarkreditprogramm“ und gezielte Maßnahmen zur Um- 
strukturierung landwirtsehaftlieher Unternehmen in den neuen Ländern zusammen und wird seit 1997 einheitlieh im 
gesamten Bundesgebiet angewendet. 2004 wurden im Rahmen des AFP 8 510 Neubewilligungen ausgesproehen. Das 
forderungsfähige Investitionsvolumen betrug insgesamt rd. 900 Mio. Euro. Das entsprieht durehsehnittlieh ca. 
106 000 Euro je neu bewilligtem Fall. 


lfd. 

Epl. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 

Nr. 

Kap. 




16 

Anl. zu 

632 36 

Gewährung einer Ausgleichszulage in Berggebieten und bestimmten anderen be- 


10 03 

632 81 

nachteiligten Gebieten einschließlich Umsetzung der fakultativen Modulation 


Zielsetzung 

ln den benachteiligten Gebieten soll durch Gewährung einer Ausgleichszulage eine Verbesserung des landwirtschaft- 
lichen Einkommens, die Sicherung einer standortgerechten Landbewirtschaftung, die Erhaltung des ländlichen Le- 
bensraumes sowie die Erhaltung und Förderung nachhaltiger Bewirtschaftungsformen, die auch den Belangen des Um- 
weltschutzes Rechnung tragen, unterstützt werden. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Die Maßnahme wird seit 1974 nach den Förderungsgmndsätzen des jährlichen Rahmenplans gern. GAK-Gesetz durch- 
geführt. 

Die Maßnahme ist nicht befristet. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Voraussetzung für die Gewährung der Ausgleichszulage ist, dass mindestens 3 ha landwirtschaftlicher Nutzungsfiäche 
des Betriebes im benachteiligten Gebiet liegen und sich der Betriebsleiter verpflichtet, seinen Betrieb ab der ersten 
Zahlung der Ausgleichszulage noch mindestens fünf weitere Jahre zu bewirtschaften. Die Fördergebiete umfassen rd. 
51 Prozent (rd. 9,4 Mio. ha) der landwirtschaftlich genutzten Fläche (LF) der Bundesrepublik. Gefördert werden der- 
zeit rd. 4,6 Mio. ha LF. 

Der Einsatz von EAGFL-Mitteln nach der VO 1257/1999 ist möglich. Der verbleibende nationale Anteil der Ausgaben 
wird im Verhältnis 60 / 40 von Bund und Ländern getragen; bei Finanzierung aus EU-Mitteln der fakultativen Modula- 
tion im Verhältnis 80 / 20. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Im Jahre 2004 erhielten insgesamt rd. 146 000 Betriebe eine Ausgleichszulage in Höhe von durchschnittlich 
2 360 Euro/Jahr. Die Ausgleichszulage hat in den letzten Jahrzehnten einen wichtigen Beitrag zur Einkommensiche- 
rung von landwirtschaftlichen Betrieben in den von den natürlichen Standortvoraussetzungen benachteiligten Gebieten 
geleistet und damit zur Erhaltung der Kulturlandschaft in diesen Gebieten beigetragen. 
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lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


17 

Anl. zu 

10 03 

632 51 

882 51 

Förderung von Leistungsprüfungen in der tierischen Erzeugung 


Zielsetzung 

Die Maßnahmen sollen zur Verbesserung der Qualität der landwirtschaftlichen Erzeugung beitragen. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Die Maßnahmen werden seit 1973 nach den Förderungsgrundsätzen des jährlichen Rahmenplans gern. GAK-Gesetz 
durchgeftihrt. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Die Mittel werden zur Förderung folgender Maßnahmen eingesetzt: 

- Milchleistungsprüfungen, 

- Kontrollringe für Mastschweine, Ferkel, Mastrinder, Mastlämmer und Jungmasthammel, 

- die Zuschüsse für die Milchleistungsprüfung werden gezahlt mit bis zu 10,23 Euro je Kuh und Jahr 

- die Zuschüsse für die Kontrollringe werden gezahlt mit bis zu 
= 0,69 Euro je Mastschwein 

= 2,76 Euro je Wurf 
= 0,28 Euro je Mastrind im Monat 
= 0,61 Euro je Mastlamm. 

Der Einsatz von EAGFL-Mitteln ist nicht möglich. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Die Maßnahmen haben insbesondere mit dazu beigetragen, Produktivität und Qualität in der Erzeugung zu verbessern, 
indem der Zuchtfortschritt in der Rinder-, Schweine- und Schafhaltung sichergestellt und dabei die genetische Vitalität 
erhalten und verbessert wird. Mit einer wesentlichen Überarbeitung soll die Förderung der Erfassung und Auswertung 
von Daten zur Erhaltung und Verbesserung der genetischen Qualität landwirtschaftlicher Nutztiere ab 2006 an die Um- 
setzung anerkannter Zuchtprogramme geknüpft werden. 


lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 

1 1 

1 1 

1 1 

1 1 


18 


Anl. zu 
10 03 


632 52 
882 53 
882 54 
882 63 
882 74 


Förderung forstwirtschaftlicher Maßnahmen 


Zielsetzung 

Die Mittel für die Förderung forstwirtschaftlicher Maßnahmen sollen zur Verbesserung der Produktions-, Arbeits- und 
Absatzbedingungen in der Forstwirtschaft sowie zur Sicherung der Nutz-, Schutz- und Erholungsfunktionen des Wal- 
des beitragen. 
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Rechtsgrundlage, Befristung 

Die Maßnahmen werden seit 1973 nach den Förderungsgrundsätzen des jährlichen Rahmenplans gern. GAK-Gesetz 
durchgeführt. 

Die Maßnahmen sind nicht befristet. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Die Förderung umfasst waldbauliche Maßnahmen einschließlich Maßnahmen aufgrund neuartiger Waldschäden und 
Erstaufforstungsprämie, forstwirtschaftlichen Wegebau und Zusammenschlüsse sowie die Vermarktung forstwirt- 
schaftlicher Erzeugnisse. 

Der Einsatz von EAGFL-Mitteln nach der VO 1257/1999 ist möglich. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Die forstwirtschaftlichen Maßnahmen leisten einen wichtigen Beitrag zur Erhaltung, Mehrung und nachhaltigen Be- 
wirtschaftung des Waldes, wie vom Bundeswaldgesetz vorgegeben. Mit der Förderung wird insbesondere eine natur- 
nahe Waldbewirtschaftung gestärkt und die überbetriebliche Zusammenarbeit von Kleinwaldbesitzem im Rahmen von 
forstwirtschaftlichen Zusammenschlüssen verbessert. 


lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


19 

Anl. zu 

10 03 

632 92 

Anpassungshilfe für ältere landwirtschaftliche Arbeitnehmer 


Zielsetzung 

Die Maßnahme dient der Verbesserung der Agrarstruktur. Sie soll älteren landwirtschaftlichen Arbeitnehmern bei Ar- 
beitsplatzverlust infolge von Rationalisierung der Produktion und Flächenstilllegung landwirtschaftlicher Betriebe die 
Anpassung an die neue Situation erleichtern. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Die Maßnahme wird seit 1973 nach den Förderungsgmndsätzen des jährlichen Rahmenplans gern. GAK-Gesetz durch- 
geführt. 

Die Maßnahme wurde für Ersfanfräge bis zum 31. Dezember 2004 befrisfef; die Abwicklung von Folgeanfrägen isf 
weiferhin möglich. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Die Anpassungshilfe kann für den Zeifraum vom Ausscheiden aus dem landwirfschaftlichen Arbeifsverhältnis bis zur 
Vollendung des 65. Lebensjahres bzw. bis zum Bezug einer Renfe gewährt werden; sie beträgf einheiflich in alfen und 
neuen Ländern monaflich 105 Euro. Die Auszahlung erfolg! jeweils rückwirkend für den jeweiligen Berechtigungs- 
zeifraum. 

Der Einsafz von EAGFL-Mitteln ist nicht möglich. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Nachdem die einheitsbedingten strukturellen Auswirkungen auf die landwirtschaftlichen Arbeitsplätze in den neuen 
Ländern weitgehend bewältigt sind, geht die Zahl der Leistungsempfänger sfark zurück. 2003 wurde die Anpassungs- 
hilfe nur noch 1 310 Arbeitnehmern gewährt. Aufgrund mangelnder gesamtstaatlicher Bedeutung wird die Maßnahme 
nicht fortgeführt. 
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lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


20 

Anl. zu 

10 03 

882 61 

Förderung wasserwirtschaftlicher und kulturbautechnischer Maßnahmen 


Zielsetzung 

Mit den Mitteln werden überbetriebliehe wasserwirtsehaftliehe und kulturbauteehnisehe Maßnahmen gefordert. Sie 
dienen der nachhaltigen Entwicklung des ländlichen Raums, der Verbesserung der mit der Landwirtschaft verbundenen 
Infrastruktur sowie der Bewirtschaftung der landwirtschaftlichen Wasserressourcen. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Die Maßnahmen werden seit 1973 nach den Förderungsgrundsätzen des jährlichen Rahmenplans gern. GAK-Gesetz 
durchgefuhrt. 

Die Maßnahmen sind nicht befristet. 


Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Wasserwirtschaftliche und kulturbautechnische Maßnahmen werden durch Zuschüsse gefordert, deren Höhe 
70 Prozent der förderungsfähigen Kosten nicht übersteigen darf ln den neuen Ländern soll die Förderung von Abwas- 
seranlagen jeweils 80 Prozent der förderfähigen Kosfen nicht übersteigen. 

Der Einsatz von EAGFL-Mitteln nach der VO 1257/1999 ist möglich. 


Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Bei der Durchführung wasserwirfschaftlicher und kulfurbaufechnischer Maßnahmen sind die Grundsäfze einer nach- 
haltigen Wasserwirtschaft einschließlich des vorbeugenden Hochwasserschutzes, gewässerökologischer Ziele und 
- soweit vorhanden - der agrarstrukturellen Entwicklungsplanung sowie die Erfordernisse des Umwelt- und Natur- 
schutzes und der Landschaftspflege zu berücksichtigen. 


lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


21 

Anl. zu 

10 03 

882 62 

Wegebau 


Zielsetzung 

Die Mittel dienen der nachhaltigen Entwicklung und Verbesserung der mit dem ländlichen Raum verbundenen Infra- 
struktur. 


Rechtsgrundlage, Befristung 

Die Maßnahme wird seit 1973 nach den Förderungsgrundsätzen des jährlichen Rahmenplans gern. GAK-Gesetz durch- 
geführt. Die Maßnahme ist nicht befristet. 
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Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Die Zuschüsse dürfen in den alten Ländern 50 Prozent, in den neuen Ländern 70 Prozent der förderfähigen Kosten 
nicht übersteigen. 

Der Einsatz von EAGFL-Mitteln nach der VO 1257/1999 ist möglich. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Die ländlichen Infrastrukturmaßnahmen sind ein wichtiges Instrument zur nachhaltigen Erschließung von landwirt- 
schaftlichen oder touristischen Entwicklungspotenzialen im Rahmen der Einkommensdiversifizierung land- und forst- 
wirtschaftlicher Betriebe. Der Ausbau des landwirtschaftlichen und touristischen Wegenetzes trägt entscheidend dazu 
bei, die ländliche Infrastruktur zu verbessern. 



Zielsetzung 

Die Mittel sollen zur Verbesserung der Marktstmktur für landwirtschaftliche Erzeugnisse beitragen und somit die Er- 
tragslage der Landwirtschaft verbessern. Angestrebt wird in dem Zusammenhang eine wirksamere Beteiligung der 
Landwirtschaft am Vermarktungsprozess durch horizontale (Erzeugerzusammenschlüsse) und vertikale Integration 
(langfristige Lieferverträge mit Üntemehmen des Handels und der Industrie). 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Die Maßnahmen werden seit 1973 nach den Fördemngsgrundsätzen des jährlichen Rahmenplans gern. GAK-Gesetz 
durchgeführt. Die aufgrund des Marktstmkturgesetzes durchzuführenden Maßnahmen zugunsten der Erzeugergemein- 
schaften und der mit ihnen über langfristige Lieferverträge verbundenen Unternehmen sind ebenfalls Bestandteil des 
Rahmenplans. Des Weiteren wird die nationale Kofinanzierung von auf EG-Recht basierenden Fördermaßnahmen zu- 
gunsten von Erzeugerorganisationen für Obst und Gemüse und der Fischwirtschaft sowie Erzeugergemeinschaften für 
Hopfen aus der GAK geleisfef. 

Die Maßnahmen sind nichf befrisfef. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Neben der Gewährung von Startbeihilfen an Erzeugergemeinschaften und Erzeugerorganisationen sowie deren Verei- 
nigungen dienen die Mittel überwiegend der Bezuschussung von Investitionsvorhaben, die geeignet sind, die Markt- 
struktur zu verbessern. Investitionsbeihilfen erhalten grundsätzlich nicht nur Erzeugerzusammenschlüsse, sondern 
- ohne Rücksicht auf die Rechtsform - alle Unternehmen, die durch langfristige Lieferverträge mit den Erzeugern die 
Absatzbedingungen für landwirfschaftliche Erzeugnisse günstig beeinflussen. Gefördert wird der Neu- und Ausbau so- 
wie der Ankauf von Kapazitäten sowie die innerbetriebliche Rationalisierung. Die Maßnahmen sollen eine qualitative 
Verbesserung der Erzeugnisse, die Konzentration des Angebots und kontinuierliche Belieferung des Marktes bewirken. 
Im Jahr 2000 wurden die Grundsätze für die Förderung der Verarbeitung und Vermarktung ökologisch oder regional er- 
zeugter landwirtschaftlicher Produkte eingeführt. Mit dieser Maßnahme wird die überbetriebliche Vermarktung dieser 
Produkte durch entsprechende Zusammenschlüsse unterstützt. Solche Erzeugerzusammenschlüsse können degressive 
Startbeihilfen für angemessene Aufwendungen zur Gründung und Organisation sowie eine Förderung für die Erarbei- 
tung von Vermarktungskonzeptionen und die Einführung von sfufenübergreifenden Qualifäfs- und Umwelfmanage- 
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mentsystemen erhalten. Weiterhin können Erzeugerzusammensehlüssen und Unternehmen des Handels oder der Be- 
und Verarbeitung Investitionsbeihilfen gewährt werden, sofern sie der Vermarktung ökologisch oder regional erzeugter 
landwirtschaftliche Produkte dienen. 

Der Einsatz von EAGFL-Mitteln nach der VO 1257/1999 ist weitgehend möglich. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Entsprechend dem Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur und des Küstenschutzes“ 
werden die Maßnahmen jedes Jahr gemeinsam von Bund und Ländern sachlich überprüft und der Entwicklung ange- 
passt. Durch diese jährliche Überprüfung und Anpassung ist gewährleistet, dass zeitnah auf eingetretene Änderungen 
reagiert werden kann. 


lfd. 

Epl. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 

Nr. 

Kap. 




23 

Anl. zu 

632 26 

Förderung einer markt- und standortangepassten Landbewirtschaftung ein- 


10 03 

632 82 

schließlich Umsetzung der fakultativen Modulation 


Zielsetzung 

Ziel der Förderung der markt- und standortangepassten Landbewirtschaftung ist der Schutz der Umwelt, der Land- 
schaft und der natürlichen Ressourcen sowie die Erhaltung des ländlichen Lebensraumes. Insbesondere sollen die 
Maßnahmen auch dem Bodenschutz sowie dem Schutz der Gewässer vor dem Eintrag von Dünge- und Pflanzen- 
schutzmitteln dienen.Die Anpassung landwirtschaftlicher Betriebe an besonders umweit- und tiergerechte Produkti- 
onsverfahren gehört zu den wichtigen agrarpolitischen Zielen von Bund und Ländern. Die Förderung in diesem Be- 
reich wurde daher stetig erweitert. Die Beihilfen dienen dem Ausgleich von Einkommensverlusten, die durch die 
Anwendung der genannten Produktions- oder Haltungsverfahren entstehen. Über den Ausgleich der Einkommensver- 
luste hinaus ist ein Anreizbetrag möglich, der jedoch 20 Prozent der Einkommensverluste nicht übersteigen darf 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Die Maßnahmen werden seit 1994 nach den Förderungsgrundsätzen des jährlichen Rahmenplans gern. GAK-Gesetz 
durchgeftihrt. 

Die Maßnahmen dienen der Umsetzung der EG-Verordnung 1257/1999 über die Förderung der Entwicklung des länd- 
lichen Raums, deren verpflichtender Bestandteil u. a. ein flächendekkendes Angebot von Ägrarumweltmaßnahmen in 
den Mitgliedstaaten der EU ist. 

Die Maßnahmen sind nicht befristet. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Die Maßnahmen honorieren Leistungen der Landwirtschaft für besonders umweit- und tiergerechte Produktionsver- 
fahren, die über die gesetzlichen Anforderungen hinausgehen. Sie erstrecken sich auf fünfjährige Verpflichtungen in 
den Bereichen: 

- extensive Produktionsverfahren im Ackerbau und bei Dauerkulturen, 

- extensive Grünlandnutzung, 

- ökologische Anbauverfahren, 

- mehljährige Stilllegungen und 

- tiergerechte Haltungsverfahren. 

Die Maßnahmen werden von der EU nach der VO 1257/1999 in den neuen Ländern mit bis zu 85 Prozent, im übrigen 
Bundesgebiet mit bis zu 60 Prozent kofinanziert. Der verbleibende nationale Anteil der Ausgaben wird im Verhältnis 
60 : 40 von Bund und Ländern getragen; bei Maßnahmen zur Umsetzung der fakultativen Modulation im Verhältnis 
80 : 20. 
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2 

Gewerbliche Wirtschaft (Ohne Verkehr) 

2.1 

Bergbau 



lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


24 

09 02 

683 14 

Zuschüsse für den Absatz deutscher Steinkohle zur Verstromung, zum Absatz an 
die Stahlindustrie sowie zum Ausgleich von Belastungen infolge von Kapazitäts- 
anpassungen 


Zielsetzung 

Zur Sicherung eines angemessenen Beitrags deutscher Steinkohle bei der Erzeugung von elektrischer Energie und 
Fernwärme in Kraftwerken sowie für den Absatz von Kokskohle und Koks an die Stahlindustrie und um eine regional-, 
beschäftigungs- und sozialverträgliche Umstrukturierung zu ermöglichen, erhalten die Bergbauuntemehmen Finanz- 
hilfen aus dem Bundeshaushalt. Damit wird ihnen ermöglicht, ihre Kohle zum Weltmarktpreis abzusetzen. Diese Mit- 
tel können auch für Stilllegungsmaßnahmen verwendet werden. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Rechtsgrundlage sind das Gesetz über Hilfen für den deufschen Sfeinkohlenbergbau bis zum Jahr 2005 (Sfeinkohlebei- 
hilfengesefz) i. d. F. von 1998, das die Gewährung jährlicher, degressiver Finanzplafonds an den deufschen Sfeinkohle- 
bergbau bis zum Jahr 2005 vorsah, die Rahmenvereinbarung von Bund, NRW, Saarland und RAG AG zur „Neuorien- 
tierung des deutschen Steinkohlenbergbaus“ sowie die Bundeshaushaltsgesetze 2004 und 2005. Für den Zeitraum 2006 
bis 2008 wurden Zuwendungsbescheide erteilt. 

Die Hilfen werden auf Basis von Zuwendungsbescheiden gewährt. 

Europarechtliche Grundlage für die Gewährung der Beihilfen ist die Verordnung (Nr. 1407/2002) des Rates der Euro- 
päischen Union. Sie ist seit dem 24 Juli 2002 verbindlich. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Für die Jahre 1998 bis 2005 wurden degressiv ausgestaltete Bundesmittel von 4,2 Mrd. Euro (1998) bis 2,1 Mrd. Euro 
für 2005 zur Verfügung gesfellf. Nordrhein- Wesffalen befeiligfe sich mit jährlich 511 Mio. Euro in den Jahren 1 998 bis 
2000, danach stieg der Beitrag auf 588 Mio. Euro. Das ebenfalls betroffene Saarland beteiligte sich nicht. Für die Jahre 

2006 bis 2008 beteiligt sich der Bund mit 1.937 Mio. Euro, 1 900 Mio. Euro bzw. 1 862 Mio. Euro, NRW mit 564 Mio. 
Euro, 540 Mio. Euro bzw. 516 Mio. Euro. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Durch die im Kohlekompromiss von 1997 gewährten Hilfen wird dem Bergbau ermöglicht, seine Kapazitäten regio- 
nal-, beschäftigungs- und sozialverträglich anzupassen. Die Förderung von 46 Mio. tv. F. in 1997 wurde auf rd. 
26 Mio. tv. F. in 2005 zurückgeführt, ln diesem Zeitraum wurden rd. 39 570 Beschäftigte sozialverträglich ohne be- 
triebsbedingte Kündigungen abgebaut. Im November 2003 hat die Bundesregierung eine Anschlussregelung für die 
Steinkohlefinanzierung für die Jahre 2006 bis 2012 beschlossen. Sie sieht vor, dass auf der Grundlage degressiv ausge- 
stalteter Beihilfen die Steinkohlenförderung weiter zurückgeführt wird, ln den Bundeshaushalt 2004 wurde eine Ver- 
pfiichtungsermächtigung eingestellt, die die jährlichen Beihilfebeträge für die Jahre 2006 bis 2008 umfassf. Die Aus- 
zahlung wird für diese Jahre jeweils ersf im Januar des Folgejahres erfolgen. So wurden folgende Befräge eingesfellt: 

2007 - 1 937 Mio. Euro; 2008 - 1 900 Mio. Euro; 2009 - 1 862 Mio. Euro. Im Jahr 2006 werden bis zu 1 582 Mio. 
Euro gezahlt. Dabei handelt es sich um die Begleichung ausstehender Verpflichtungen aus dem Kohlekompromiss von 
1997, die so genannte Bugwelle. Die Verpflichtungen resultieren aus dem Zuwendungsbescheid an die RAG AG für 
die Jahre 2001 bis 2005 und aus der Rahmenvereinbarung „Neuorienfierung des deufschen Sfeinkohlenbergbaus“ vom 
April 1998. Im Koalitionsverfrag vom 11. November 2005 wurde besfäfigf, dass die Zuwendungsbescheide bis 2008 
rechfsverbindlich sind. Wehere Einsparungen gegenüber den bisherigen Verabredungen für die Zeif nach 2008 sollen 
geprüft werden. Der Weg der sozialverträglichen Anpassung soll dabei nicht verlassen werden. 
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lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


25 

09 02 

698 12 

Anpassungsgeld für Arbeitnehmer des Steinkohlenbergbaus 


Zielsetzung 

Die Zuwendungen sollen eine geordnete Durchführung des Anpassungsprozesses im Steinkohlenbergbau durch eine 
soziale Flankierung erleichtern. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Richtlinien des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie über die Gewährung von Anpassungsgeld an Arbeit- 
nehmer des Steinkohlenbergbaus vom 17. Juni 1999. Die Richtlinien wurden am 25. Oktober 2005 bis 2008 verlängert. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Ältere Arbeitnehmer (frühestens ab Vollendung des 50. Lebensjahres), die aus Anlass einer Stilllegungs- oder Rationa- 
lisierungsmaßnahme vor dem 1 . Januar 2009 ihren Arbeitsplatz verlieren, erhalten vom Tag nach der Entlassung für 
längsfens fünf Jahre Anpassungsgeld als Überbrückungshilfe bis zur Anspruchsberechtigung auf eine Leistung der 
knappschaftlichen Rentenversicherung. Die Gesamtkosten werden zu zwei Drittel vom Bund und zu einem Drittel 
vom betroffenen Bergbauland getragen. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Bis Ende 2005 wurden Hilfen in Höhe von insgesamt 5,5 Mrd. Euro gezahlt (Bundesanteil 3,6 Mrd. Euro; zur Zeit be- 
ziehen rd. 10 500 Arbeitnehmer Anpassungsgeld). Der durchschnittliche Pro-Kopf-Betrag beträgt derzeit 1 506 Euro/ 
mtl., die durchschnittliche Laufzeit liegt bei 60 Monaten. 


lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


26 

09 02 

681 11 

Soziale Hilfsmaßnahmen für Arbeitnehmer der Kohle- und Stahlindustrie 


Zielsetzung 

Zur Vermeidung sozialer Härten erhalten Arbeitnehmer des Kohlenbergbaus sowie der Stahlindustrie, die von Stillle- 
gungen, Teilstilllegungen oder Betriebseinschränkungen betroffen werden, Anpassungsbeihilfen. Die wesentlichen 
Beihilfearten sind: Abfindung, Übergangsbeihilfen und Wartegeld. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Rechtsgrundlage der Anpassungsbeihilfen ist Artikel 56 § 2 Buchstabe b des EGKS-Vertrags. Der EGKS-Vertrag lief 
am 23. Juli 2002 aus; die Zahlung der Beihilfen an den einzelnen Arbeitnehmer ist befristet. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Die Ausgestaltung erfolgt in Richtlinien über Gewährung der Beihilfen für Arbeitnehmer der Stahlindustrie oder des 
Steinkohlenbergbaus. Die Mittel werden für den Bereich des Kohlenbergbaus efwa zur Hälfte, für die Eisen- und Stah- 
lindusfrie zu etwa 28 Prozent von der EGKS aufgebracht. 
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Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Die Beihilfen sind Bestandteil der sozialen Flankierung des Anpassungsprozesses. Wegen des Auslaufens des EGKS- 
Vertrages konnten Maßnahmen nur noch bis zum 23. Juli 2002 bewilligt werden. Da die Beihilfen für einen Zeitraum 
von bis zu fünf Jahren gewährt worden sind, laufen sie noch bis zum Jahr 2007. 


2.2 Rationelle Energieverwendung und erneuerbare Energien 


lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


27 

09 02 

686 31 

Förderung der Beratung privater Verbraucher sowie kleiner und mittlerer 
Unternehmen über Möglichkeiten der Energieeinsparung 


Zielsetzung 

Die Förderung soll es privaten Verbrauchern sowie kleinen und mittleren Unternehmen erleichtern, sich über Maßnah- 
men zur Energieeinsparung sowie der Nutzung emeuerbarer Energien in den verschiedenen Verbrauchsbereichen - wie 
Heizung und Gebäude, Haushalt, Verkehr, neue energiesparende Technologien, Verfahren und Prozessabläufe - indivi- 
duell und unabhängig beraten zu lassen, um ihr Verbrauchsverhalten entsprechend einrichten und sinnvolle Energie- 
sparinvestitionen vornehmen zu können. Damit wird gesamtwirtschaftlich ein Beitrag zur langfristigen Sicherung der 
Energieversorgung sowie Ressourcenschonung und Verminderung der Umweltbelastung, insbesondere der C02-Redu- 
zierung, geleistet. 


Rechtsgrundlage, Befristung 

Der Verbraucherzentrale Bundesverband e. V. (vzbv) erhält für gezielte Programme zur individuellen und unabhängi- 
gen Beratung privater Energieverbraucher (stationäre Beratung in rd. 200 Beratungsstellen der Verbraucherzentralen 
und 180 Stützpunkten in kommunalen Räumen) Zuwendungen (§ 44 Bundeshaushaltsordnung/BHO). Zusätzlich wird 
die so genannte Vor-Ort-Beratung gefördert, bei der qualifizierte Energieberater unter finanzieller Eigenbeteiligung des 
Beratungsempfängers am konkreten Gebäude Vorschläge zur Optimierung von Wärmeschutz und Heizung zur Redu- 
zierung des Energieverbrauchs erstellen; die Förderung erfolgt auf der Grundlage der „Richtlinien über die Förderung 
der Beratung zur sparsamen und rationellen Energieverwendung in Wohngebäuden vor Ort - Vor-Ort-Beratung -“ 
(BAnz. Nr. 138 vom 27. Juli 2004) . Die Richtlinien sind derzeit bis zum 31. Dezember 2006 befristet. 


Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gehietskörperschaften oder der EU 

Die einzelnen Projekte werden durch Zuschüsse gefördert. Bewilligungsbehörde ist bei allen Projekten das Bundesamt 
für Wirf schaff und Ausfuhrkonfrolle (BAFA). 

Die Maßnahmen werden nicht von anderen Gebietskörperschaften oder der EU kofinanziert. 


Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Im Rahmen der individuellen und unabhängigen Beratung privater Energieverbraucher wurden bisher jährlich ca. 
80 000 Beratungen durchgeführt; bei der Vor-Ort-Beratung haben sich die Beratungen im Jahr 2005 (12 000) gegen- 
über 2004 (6 000) verdoppelt. Im Interesse einer Ausschöpfung des erheblichen Einsparpotentials - insbesondere im 
Gebäudebestand - wird die Effizienz der Beratungsprogramme aufgrund der bisherigen Erfahrungen weiter verbes- 
sert. Dem dient die Durchführung von Befragungsaktionen bei den Beratungsempfangem durch das BAFA. Im 
Laufe des Jahres 2005 wurde eine Evaluierung der vzbv - Beratungen durchgeführt. Über 90 Prozent der Befragten 
waren zufrieden bis sehr zufrieden mit der Beratung und es wurden insgesamt Investitionen von 40 bis 80 Mio. Euro 
initiiert. 
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lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


28 

16 02 

686 24 

Förderung von Einzelmaßnahmen zur Nutzung erneuerbarer Energie 


Zielsetzung 

Im Interesse einer zukunftsfahigen, naehhaltigen Energieversorgung und angesiehts der nur begrenzten Verfügbarkeit 
fossiler Energieressoureen, aus Gründen des Klima- und Umweltsehutzes sowie vor dem Hintergrund des Ziels der 
Bundesregierung, den Anteil der emeuerbaren Energien an der Energieversorgung bis 2010 zu verdoppeln fördert die 
Bundesregierung den verstärkten Einsatz der emeuerbaren Energien. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Reehtsgmndlage für die Gewähmng der Zusehüsse ist eine Riehtlinie des BMU. 

Anträge naeh dieser Riehtlinie können bis 15. Oktober 2006 gestellt werden. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Investitionszuschüsse oder über Teilschuldenerlasse begünstigte Darlehen für Anlagen zur Nutzung emeuerbarer Ener- 
gien, namentlich von Solarkollektoranlagen, Wasserkraft-, Biomasse- und Biogasanlagen, Tiefengeothermieanlagen 
sowie Photovoltaikanlagen in Schulen. 

Die Maßnahme wird nicht von anderen Gebietskörperschaften oder der EU kofinanziert. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Bis Ende 2005 wurden 480 000 Zuschüsse und 2 600 vergünstigte Darlehen ausgezahlt. Durch die Fördemng in Höhe 
von 638 Millionen Euro wurden Investitionen in Höhe von 5 Milliarden Euro angestoßen. Im Interesse der Zielsetzung 
werden die Fördersätze, technischen Anforderangen und Umweltstandards der Richtlinien jährlich überprüft, um sie 
der Marktentwicklung anpassen zu können.Das Programm wird laufend evaluiert. Auf der Grundlage der Ergebnisse 
der Evaluation der Förderung im Zeitraum 1. Januar 2003 bis 30. Juni 2004 fand im Jahr 2004 eine Programmevaluie- 
rung statt. Auf Grundlage der Ergebnisse der Evaluierung sind zum 1 . Juli 2005 Richtlinienänderangen erfolgt (u. a. 
Senkung von Fördersätzen wegen verbesserter Wirtschaftlichkeit, klarere Abgrenzung zur Förderung nach dem Emeu- 
erbare-Energien-Gesetz). 


lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


29 

09 02 

686 35 

Unterstützung des Exports von Technologien im Bereich erneuerbare Energien 


Zielsetzung 

Ziel der Exportinitiative ist ein konzertiertes Vorgehen in den Politikbereichen Klimaschutz, Außenwirtschaftsförde- 
rung und Entwicklungspolitik, um deutsche Emeuerbare-Energien-Technologien international stärker zu verbreiten. 
Die Unterstützung des Exports von Technologien im Bereich emeuerbarer Energien - insbesondere für Klein- und mif- 
telsfändische Unternehmen - erfolgt im Rahmen der bestehenden Exportförderinstramente des BMWi. 


Rechtsgrundlage, Befristung 

Richtlinien des BMWi. Die Maßnahme ist nicht befristet. 
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Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Finanzielle Hilfen zur Durchführung von Maßnahmen entsprechend der Ausgestaltung in den bestehenden Exportfor- 
derinstrumenten des BMWi. Zu diesen Maßnahmen gehören Kontaktveranstaltungen, Messeveranstaltungen, Semi- 
nare- und Kontaktbörsen im ln- und Ausland, Delegations- und Untemehmerreisen sowie Marketingmaßnahmen für 
spezielle Auslandsprojekte im Bereich Photovoltaik. Des Weiteren werden der KfW-Klimaschutzfonds für den Ankauf 
von Certified Emission Reductions (CER) aus Clean Development Mechanism Projekten und von emission Reduction 
Units (ERU) aus Joint Implementation Projekten sowie der BASREC-Klimaschutzfonds für den Ankauf von Emission 
Reduction Units aus Joint Implementation Projekten im Ostseeraum gefördert. 

Die Maßnahmen werden nicht von anderen Gebietskörperschaften oder der EU kofinanziert. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Die zahlreichen Aktivitäten der Exportinitiative Erneuerbare Energien werden von den beteiligten Unternehmen gut 
angenommen und von diesen sehr positiv bewertet. Dies wird durch zunehmende Nachfrage der Emeuerbaren Ener- 
gien Branche an den angebotenen Aktivitäten dokumentiert. Eine Evaluierung des Programms ist im Jahr 2006 vorge- 
sehen. 


lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


30 

16 02 

892 22 

Förderung von Photovoltaikanlagen durch ein 100 000 Dächer-Solarstrom-Pro- 
gramm 


Zielsetzung 

Im Hinblick auf die umweit- und ressourcenschonende Energieversorgung sollten die technische Entwicklung der Pho- 
tovoltaik beschleunigt, die Kostensenkungspotentiale genutzt und die Ausgangsposition dieser Technologie in 
Deutschland verbessert werden. Ziel war die Errichtung einer zusätzlichen elektrischen Leistung von rd. 300 Megawatt 
peak (MWp). 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Rechtsgrundlage des Programms sind Richtlinien. Letzte Fassung: Richtlinien des Bundesministeriums für Umwelt, 
Naturschutz und Reaktorsicherheit vom 3. Juli 2003. Seit dem 1. Juli 2003 werden wegen des Erreichens des Pro- 
grammziels keine Anträge auf Förderung mehr entgegengenommen. Eine Neuauflage des Programms ist nicht vorge- 
sehen. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Im Rahmen des Programms wurden zinsverbilligte Darlehen für die Errichtung und Erweiterung von Photovoltaikanla- 
gen ab einer neu installierten Spitzenleistung von 1 kWp (Nennleistung nach Herstellerangaben) gewährt. Einzelheiten 
zur Förderung sind in der o. g. Richtlinie geregelt. 

Die Maßnahme wurde nicht von anderen Gebietskörperschaften oder der EU kofinanziert. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Das Programmziel einer zusätzlichen elektrischen Leistung von rd. 300 Megawatt peak (MWp) wurde 2003 erreicht. 
Es wurden über 75 000 Kreditanträge zugesagt, mit denen die Errichtung von Photovoltaikanlagen mit rd. 346 MWp fi- 
nanziert wurde. 


Derzeit läuft die Ausfinanzierungsphase der zinsverbilligten Darlehen. 
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31 

16 02 

683 21 

Fördermaßnahme „250 MW Wind“ Betriebskostenzuschuss 


Zielsetzung 

Mehrjähriges Großexperiment, um Windenergie in energiewirtsehaftlieher Größenordnung zu erproben. Dureh die 
Förderung sollte einer größeren Zahl von Betreibern von Windkraftanlagen ein finanzieller Anreiz gegeben werden, 
Windkraftanlagen an windgünstigen Standorten in der norddeutsehen Tiefebene und im Binnenland zu erriehten und 
zu betreiben und Mess- und Betriebsergebnisse an die Wissensehaft zu übermitteln. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Riehtlinie zur Förderung der Erprobung von Windenergieanlagen „250 MW Wind“ im Rahmen des dritten und vierten 
Programms „Energieforsehung und Energietechnologie“. Einschließlich Vorläufermaßnahme (100 MW Wind) und 
Ausfinanzierungsphase hat die Maßnahme eine Laufzeit von 18 Jahren (1989 bis 2007), dabei haben zwei Vorhaben 
noch eine Laufzeit bis 2008 (Inbetriebnahme 1998, 10 Jahre Laufzeit). 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Für die Dauer von längstens 10 Jahren ab Inbetriebnahme werden pro erzeugter Kilowattstunde Strom Zuwendungen 
in Form eines Zuschusses von 3,07 Euro Cent bei Lieferung an die Stromversorgungsuntemehmen und 4,09 Euro Cent 
bei Eigenverbrauch, jedoch höchstens 25 Prozent der zuwendungsfähigen Gesamtausgaben gewährt. Alternativ konnte 
ein einmaliger Investitionskostenzuschuss von maximal 46 020 Euro beantragt werden. 

Die Maßnahme wurde teilweise von anderen Gebietskörperschaften, jedoch nicht von der EU ko finanziert. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Insgesamt wurden 1 205 Betreibern von 1 561 Windkraftanlagen mit einer Gesamtleistung von 231,5 MW (gemessen 
bei 10 m/s Windgeschwindigkeit in Nabenhöhe, entspricht einer installierten Leistung von 368,6 MW) die o. g. Vergü- 
tungen bewilligt. Die Zuwendungsempfänger sind verpfiichtef, 10 Jahre lang an dem begleifenden Wissenschaftlichen 
Mess- und Evaluierungsprogramm (WMEP) teilzunehmen. Im Rahmen dieses Programms werden für Betreiber und 
Hersteller gleichermaßen wichtige statistische relevante Daten über den Betrieb der geförderten Windkraftanlagen in 
Deutschland gewonnen. Die erfassten Daten und Erkenntnisse werden jährlich veröffentlicht. 


2.3 Technologie- und Innovationsförderung 
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32 

09 02 

686 54 

Forschung und Entwicklung in den neuen Ländern (bis 2003) 




Förderung innovativer Wachstumsträger (ab 2004) 


Zielsetzung 

Das Anfang 2004 in Kraft getretene Programm „Förderung innovativer Wachstumsträger - INNO-WATT“ baut auf der 
erfolgreichen Projektförderung des Ende 2003 ausgelaufenen FuE-Sonderprogramms für die neuen Bundesländer auf 
Das Programm INNO-WATT zieh auf die Stimulierung des wirtschaftlichen Aufholprozesses in benachteiligten Re- 
gionen. Neben den ostdeutschen Flächenländem ist ganz Berlin in die Förderung einbezogen. Mit den Mitteln werden 
KMU der gewerblichen Wirtschaft und externe Industrieforschungseinrichtungen bei der Entwicklung risikoreicher. 
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hochwertiger und marktorientierter Erzeugnisse und Verfahren unterstützt. Dadurch sollen diese ihre Innovationskraft 
stärken, durch Vermarktung der FuE -Ergebnisse ihre Wettbewerbsfähigkeit erhöhen und so zu Trägem von Wachstum 
und qualifizierter Beschäftigung ihrer Region werden. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Die Richtlinie des BMWi zur „Fördemng von Forschung, Entwicklung und Innovation bei Wachstumsträgem in be- 
nachteiligten Regionen - INNO- WATT“ ist beihilferechtlich von der EU-Kommission bis zum Jahr 2008 genehmigt 
worden. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Im Programm INNO- WATT werden Forschungs- und Entwicklungsvorhaben, die auf neue Erzeugnisse oder Verfahren 
zielen, sofern sie nicht ausschließlich Studiencharakter haben oder sich mit der Erarbeitung und Aufbereitung von In- 
formationen befassen (z. B. Datenbanken, Kataloge, Handbücher, Handlungsanweisungen etc.) von der Detailkonzep- 
tion bis zur Fertigungsreife gefordert. Die Förderang besteht in der Gewähmng eines nicht rückzahlbaren Zuschusses 
zu den Gesamtkosten des FuE- Vorhabens. 

Dieses Programm wird nicht von anderen Gebietskörperschaften oder der EU kofinanziert. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Das Programm kennzeichnet eine hohe Breitenwirksamkeit. Es erreicht im Durchschnitt mnd 40 Prozent aller FuE-Be- 
schäfligten in kleinen und mittleren Unternehmen der neuen Länder. Damit prägt es in entscheidendem Maße - ebenso 
wie das Vorläuferprogramm - die wirtschaftliche Entwicklung dieser Untemehmensgrößenklasse, die in Ostdeutschland 
vorherrscht. Die Ergebnisse der kontinuierlichen Erfolgskontrolle von INNO- WATT und des Vorläuferprogramms be- 
legen, dass die geförderten innovativen Unternehmen in den letzten Jahren mit überdurchschnittlichen Wachstumsraten 
von Umsatz, Export und Beschäftigung wesentlich zur Entwicklung des ostdeutschen Verarbeitenden Gewerbes beige- 
tragen haben, d.h. sie erweisen sich zunehmend tatsächlich als Wachstumsträger. Rund 370 FuE-Ergebnisse haben die 
geförderten Unternehmen in den vergangenen fünf Jahren jährlich in den Markf überführt. Die Effizienz der eingesetz- 
ten Fördermittel ist dabei erheblich. Mit 1 Euro Zuschuss werden innerhalb von fünf Jahren im Durchschnitt Umsätze 
in Höhe von ca. 15 Euro angestoßen. Insgesamt erweist sich diese FuE-ProjektfÖrderang als eine hoch rentable Inves- 
tition. Die ausgewiesene ForschungsfÖrdemng beinhaltet nur den Teil, der die KMU unmittelbar begünstigt (ca. 
60 Prozent des Gesamttitels). 
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33 

09 02 

686 53 

Informationstechnik-Anwendungen in der Wirtschaft, Akzeptanz und Rahmen- 




hedingungen in der Informationswirtschaft 


Zielsetzung 

Rasche Bereitstellung und umfassender Zugang zu allen wettbewerbsentscheidenden Informationen und deren Ver- 
wendung in den Geschäfts- und Produktionsprozessen sind Voraussetzung für eine hohe Innovationsfähigkeit der Wirt- 
schaft und damit für die Sichemng des Wirtschaffsstandortes. Ständig steigende Informationsmengen sind zudem nur 
unter Einsatz moderner Informations- und Kommunikationstechniken (luK-Techniken) sinnvoll nutzbar. Die Nutzung 
neuer luK-Techniken in Deutschland soll auf breiter Front vorangetrieben werden. Von zentraler Bedeutung sind dabei 
die mittelständische Wirtschaft und das Handwerk, bei denen es massiver Anstrengungen bedarf, um rasche Fort- 
schritte bei der Nutzung der neuen Techniken zu erreichen. Zur Sicherstellung eines leistungsfähigen Informationsan- 
gebotes für die deufsche Wirtschaft werden elektronische Informationssysteme sowie Maßnahmen zur Nutzung der In- 
formation am Arbeitsplatz, im Produktionsprozess und im Geschäftsverkehr gefördert. Mittelständische Unternehmen 
und das Handwerk sollen verstärkt an die Möglichkeiten des elektronischen Handels herangeführt und bei der Einfüh- 
rang moderner Kommunikationstechniken im Bereich der Informationsbereitstellung und -Verarbeitung unterstützt 
werden. 
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Rechtsgrundlage, Befristung 

Das Aktionsprogramm der Bundesregierung „Informationsgesellsehaft Deutsehland 2006“ ist nieht befristet. Die Mit- 
tel für die untersehiedliehsten Maßnahmen werden mit Zuwendungsbeseheid auf der Grundlage der §§ 23,44 Bundes- 
haushaltsordnung sowie §§ 48, 49 und 49a VwVfG bewilligt bzw. als öffentlieher Auftrag vergeben. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Bei der Ausgestaltung der Programme wird das BMWi im Rahmen seiner Zuständigkeit faehlieh begleitet von der 
DLR - Deutsehes Zentrum für Luft- und Raumfahrt e. V. (Projektträger Neue Medien in der Wirtsehaft, IT- Anwendun- 
gen) in Darmstadt, die eingehende Projektvorsehläge begutaehtet bzw. bewertet und dem zuständigen Faehreferat im 
BMWi hinsiehtlieh einer mögliehen Förderung zur Entseheidung vorlegt. Sehwerpunktaktionen werden zusätzlieh 
dureh Ideenwettbewerb bzw. öffentliehe Bekanntmaehungen ausgesehrieben. 

Eine Beteiligung anderer Gebietskörpersehaften oder der EU ist nieht gegeben. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Die Heranführung kleiner und mittlerer Unternehmen sowie des Handwerks an den elektronisehen Gesehäftsverkehr 
sowie die Einbeziehung von Sieherheits- und Akzeptanzmaßnahmen bei der luK-Teehnik haben weiterhin hohe wirt- 
sehaftspolitisehe Priorität. 
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34 

09 02 

683 52 

Indirekte Förderung der Forschungszusammenarbeit und Unternehmensgrün- 




dungen 


1. Förderung Technologieorientierter Untemehmensgründungen (FUTOUR 2000) 

Zielsetzung 

Förderung von Untemehmensgründungen bzw. neugegründeten kleinen jungen Unternehmen bei Vorhaben zur Ent- 

wieklung neuer teehnologiseher Produkte und Verfahren bzw. marktfähigen feehnisehen Diensfleisfungen mit der Ziel- 
setzung der 

- Stärkung der wirtsehaftliehen und teehnologisehen Basis sowie Unterstützung des Umstmkturiemngsprozesses in 
den neuen Bundesländern, 

- Besehleunigung der Umsetzung wissensehaftlieher Erkenntnisse und neuer teehnologiseher Ideen in vermarktbare 
Produkte und Dienstleistungen, 

- Heranfühmng der Gründer und jungen Unternehmen an den waehsenden Beteiligungsmarkt in Deutsehland. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Richtlinien zum Programm „FUTOUR 2000“ (Fördemng und Unterstützung von technologieorientierten Untemeh- 
mensgründungen in den neuen Bundesländern). 

Laufzeit: 29. März 2000 bis 31. Dezember 2003 (Ende der Antragstellung). 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

- Die Gründer bzw. Unternehmen können eine kostenfreie Beratung und Unterstützung bei der Ausarbeitung des 
Business-Planes erhalten (Förderang der Konzeptionsphase) 

- Bezuschussung der Ausgaben für Forschungs- und Enfwicklungsarbeifen bis zum markf fähigen Produkf, Verfahren 
bzw. Dienstleistungsprodukf (Förderung der FuE-Phase) 
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- Projektbezogene stille Beteiligungen der Technologie-Beteiligungs-Gesellschaft mbH der Deutsche Ausgleichs- 
bank-tbg (über die Beteiligung entscheidet die tbg in einiger Zuständigkeit). 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Mit „FUTOUR 2000“ hat die Bundesregierung einen wichtigen Beitrag zur Gründungsdynamik in den neuen Bundes- 
ländern und zur Stärkung der industriellen Forschungsbasis geleistet, ln dem Programm FUTOUR 2000 und Vorgän- 
gerprogramm wurden von 1997 bis 2004 mit etwa 85 Mio. Euro Zuschüssen und 106 Mio. Euro Beteiligungskapital 
280 technologie- und forschungsintensive Untemehmensgründungen gefordert. 

Der Bereich wird nun von dem Programm „High-Tech Gründerfonds“ (Nr. 36) abgedeckt. 

2. Förderung der Forschungskooperation und der Innovationskompetenz in der mittelständischen Wirtschaft 
(PRO INNO) 

Zielsetzung 

Mit dem PROgramm „INNOvationskompetenz mittelständischer Unternehmen“ (PRO INNO) sollen kleine und mitt- 
lere Unternehmen einschließlich des Handwerks bei der Bewältigung der Erfordernisse und Chancen aus der Globali- 
sierung und dem Strukturwandel über die Nutzung neuer technologischer Optionen und damit über die Erhöhung ihrer 
Innovationskraft und Wettbewerbsfähigkeit unterstützt werden. Dieses bundesweite, technologieübergreifende und 
marktorientierte Förderprogramm fördert auf verschiedenen Wegen und Kooperationsformen die Innovationskompe- 
tenz von KMU. Über erste Kooperationsprojekte werden die Grundlagen für spätere Untemehmensnetzwerke geschaf- 
fen oder die Fähigkeiten der Unternehmen entwickelt, als eigenständiger und kompetenter Partner im Technologie- 
transfer mit Forschungseinrichtungen agieren zu können. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

„Richtlinie zum PROgramm INNOvationskompetenz mittelständischer Unternehmen“ (PRO INNO, PROINNO 11). 
Laufzeit PRO INNO: 2. Juni 1999 bis 31. Dezember 2003 

PROINNO 11: 1 . August 2004 bis 3 1 . Dezember 2008 

Ausgestaltung, Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

PRO INNO wurde dank der starken Nachfrage und seiner hohen Breitenwirksamkeit sehr schnell zu einer wichtigen 
und starken Säule der Innovationsförderung für den Mittelsfand in Deufschland. Von Miffe 1999 bis Ende 2004 wurden 
4 187 Projekte von 5 646 Antragstellern mit 666 Mio. Euro gefördert, womit ein FuE -Aufwand von 2,0 Mrd. Euro ini- 
tiiert wurde. 84 Prozent der bewilligten Mittel gingen direkt an KMU und 16 Prozent an die mit ihnen zusammenarbei- 
tenden Forschungseinrichtungen. Da die Forschungsinstitute als Partner bei gemeinsamen Projekten, beim Perso- 
nalaustausch und bei FuE-Aufträgen mitwirken, sind Forschungseinrichtungen an der Hälfte der im Rahmen von PRO 
INNO geförderten Kooperationsprojekte beteiligt. Sie übernehmen damit eine wichtige Rolle als Motor für Innovafio- 
nen in der miffelständischen Wirtschaft; dies ist Technologietransfer in Aktion. PRO INNO hat eine große Bedeutung 
für den Umstrukturierungs- und Aufholprozess in den neuen Bundesländern erlangt, denn fast 60 Prozent der Förder- 
mittel entfallen bisher auf die neuen Länder. Das Programm ist so konzipiert, dass die Unternehmen zu Innovations- 
sprüngen und neuen Lemstufen im kooperativen Verhalten angeregt werden und mit der Förderung immer wieder neue 
Unternehmen an FuE-Kooperationen herangeführt werden. PRO INNO setzt somit auf die erforderliche Anschubwir- 
kung und fördert keine „Dauersubventionsmentalität“ eines begrenzten Kreises von Zuwendungsempfängem. 

Die Förderung leistet einen wesentlichen Betrag zur wirtschaftlichen Entwicklung des Mittelstandes. So sind allein an 
den in 2004 geförderten FuE-Projekten insgesamt 7 400 vollbeschäftigte Personen tätig. Mit der Umsetzung der Ergeb- 
nisse in die Produktion sind weitere Umsatzsteigerungen und zusätzliche Beschäftigungsmöglichkeiten in den nachfol- 
genden Produktionsphasen vorgesehen. Untersuchungen zu den Ergebnissen abgeschlossener PRO INNO-Projekte 
zeigten, dass zwei Jahre nach FuE-Abschluss und Markteinführung der neuen Produkte durchschnittlich acht neuge- 
schaffene oder erhaltene Arbeitsplätze in den nachfolgenden Produktionsstufen resultieren. Bei 2 600 laufenden Vor- 
haben in 2004 ist damit von einem direkten Folgeeffekt von 20 800 Arbeitsplätzen in der mittelständischen Wirtschaft 
auszugehen. Die Verwertung der Ergebnisse und Orientierung auf den Markt sind wichtige Prüfpunkte der Koopera- 
tionsvereinbarungen. Diese müssen konkrete Festlegungen für die künftige gemeinsame Vermarktung der Ergebnisse 
enthalten, die auch Gegenstand der generellen Erfolgskontrolle der Förderprojekte sind. 
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lfd. 

Epl. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 

Nr. 

Kap. 




35 

09 02 

683 50 

Beteiligung am Innovationsrisiko von Technologieunternehmen 



662 01 




- Aus - 



Die Mittel des Titels 683 50 wurden ab dem 1. Januar 2005 Bestandteil des neuen Titels 66201 „Abwicklung von Alt- 
programmen“. 

Zielsetzung 

Stärkung der Kapitalbasis von kleinen und mittleren Unternehmen bei der Realisierung von FuE- Vorhaben durch För- 
derung der Beteiligung an kleinen Technologieuntemehmen. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Mandatarverträge mit KfW und DtA (in 2003 wurde die DtA auf die KfW verschmolzen). 

Zusagen aus dem haushaltsfinanzierten BTU-Programm waren bis zum 31. Dezember 2000 befristet. Derzeit erfolgt 
die Ausfinanzierung von Schadensfällen- einschließlich FUTOUR-Programm, soweit diese Schadensfälle aus Zusagen 
des Jahres 2000 resultieren. Im Anschluss an die Haushaltsfinanzierung erfolgte eine Finanzierung der Neuzusagen aus 
dem ERP- Sondervermögen. Die Antragsperiode für das BTU-Programm endete am 30. November 2004. Nachfolger 
des Programms außerhalb des Bundeshaushalts ist der ERP- Startfonds. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Die Fördermaßnahme „Beteiligungskapital für kleine Technologieuntemehmen“ (BTU) wurde im März 1995 einge- 
führt. Aufgmnd dieser Maßnahme 

- stellte die Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) Befeiligungsgebem von der Haftung freigestellte Refinanzierungs- 
darlehen für Beteiligungen an kleinen Unternehmen zur Verfügung; 

- ging die Techno logiebefeiligungsgesellschafl mbH der Deuf sehen Ausgleichsbank Befeiligungen an kleinen Technolo- 
gieuntemehmen ein, sofern sich ein weiterer Beteiligungsgeber mindestens in gleicher Höhe ebenfalls beteiligte. 

Die Fördemng des Bundesministeriums für Wirfschaff und Technologie besfehf aus einer feilweisen Haftungsfreisfel- 
lung der KfW bzw. der Technologiebefeiligungsgesellschaft mbH aus Zusagen bis zum 3 1 . Dezember 2000. 

Die Maßnahmen werden nicht von anderen Gebietskörperschaften oder der EU kofinanziert. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Mit dem Programm BTU konnten gemeinsam mit Banken und Kapitalbeteiligungsgesellschaften von Mai 1995 bis 
zum 31. Dezember 2004 rd. 3,6 Mrd. Euro Beteiligungskapital mobilisiert werden. Die Fördemng der Beteiligung 
an kleinen Technologieuntemehmen wird seit Ende 2004 außerhalb des Bundeshaushalts durch den ERP-Start- 
fonds dargestellt. Obwohl teilweise völlig anders strukturiert, handelt es sich hierbei quasi um das Nachfolgepro- 
dukt. 


lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


36 

09 02 

686 50 

High Tech Gründerfonds 


Zielsetzung 

Der High-Tech Gründerfonds soll dazu beitragen, die strakturelle Finanzierangslücke für neugegründefe Technologie- 
unfemehmen in Deufschland zu überwinden und so dem Gründungsgeschehen im High-Tech Bereich einen nachhaltigen 
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Impuls verleihen. Private Kapitalgeber haben sich aus dieser sog. Seed-Finanzierung seit einiger Zeit praktisch voll- 
kommen zurückgezogen. Der High-Tech Gründerfonds soll auf der Basis eines professionellen Auswahlprozesses be- 
wusst Untemehmensgründungen finanzieren, die aufgrund des hohen Grades an technologischem und Marktrisiko an- 
sonsten keine Finanzierung erhalten würden. 


Rechtsgrundlage, Befristung 

Gesellschaftsvertrag der High-Tech Gründerfonds GmbH & Co. KG gemeinsam mit der KfW-Bankengruppe und den 
Industrieunternehmen BASF, Siemens und Dt. Telekom vom 9. August 2005. Gemäß dem Gesellschaftsvertrag hat 
sich der Bund verpflichtet, über die Fondslaufzeit 240 Mio. Euro der insgesamt 262 Mio. Euro Fondsvolumen beizu- 
steuem. 

Die Maßnahme „High-Tech Gründerfonds“ ist aus Gründen der Rechtssicherheit bei der EU-Kommission notifiziert 
worden. Er wurde von Seiten der KOM als beihilfefrei eingestuft. 

Der Fonds hat eine Laufzeit von 12 Jahren. 


Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Der High-Tech Gründerfonds finanziert neugegründete Technologieuntemehmen, deren Kern ein FuE-Vorhaben ist, 
durch die Bereitstellung einer Kombination aus Eigenkapital und Nachrangdarlehen mit Wandlungsoption. Das Bun- 
desministerium für Wirtschaft und Technologie ist gleichgestellter Fondsinvestor wie die KfW-Bankengruppe und die 
drei Industrieinvestoren und nimmt seine Aufsichtsfunktion als Vorsitz des Investorenbeirates wahr. 

Der High-Tech Gründerfonds führt die Prüfung neuer Beteiligungsmöglichkeiten aufgrund externer fachlicher Gutach- 
ten und einer eigenen aufwändigen due diligence durch. Die endgültigen Entscheidungen fällen drei expertenbesefzfe, 
nach Technologiefeldem gefrennfe Invesfifionskomitees. Zusäfzlich werden den Gründerfeams regionale Coaches an 
die Seife gesfellf, die vom Gründerteam bezahlt werden bzw. sich am Unternehmen beteiligen. Der Hich-Tech Grün- 
derfonds ist seit Ende August 2005 am Markt. 

Die Maßnahmen werden nicht von anderen Gebietskörperschaften oder der EU kofinanziert. 


Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Der High-Tech Gründerfonds soll im eingeschwungenen Zustand - ab 2007/08 - etwa 60 bis 80 Technologiegründer 
pro Jahr neu finanzieren. Für bereits finanzierte Unternehmen sollen Anschlussfinanzierungen privater Kapitalgeber 
- vor allem Venture Capital Gesellschafte - vermittelt werden. Der High-Tech Gründerfonds selbst hat eine Finanzie- 
rungsobergrenze von 1 Mio. Euro pro Unternehmen. 

Durch Rückflüsse aus den ausgereichten Nachrangdarlehen (Zinsen, Tilgungen) sowie aus dem realisierten Wertzu- 
wachs der offenen Beteiligungen sollen Verluste durch Insolvenzen ausgeglichen werden. Es wird angestrebt, dass die 
eingesetzten Bundesmittel an den Bundeshaushalt über die Fondslaufzeit zurückfließen. 


lfd. 

Epl. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 

Nr. 

Kap. 




37 

09 02 

662 66 

Zinszuschüsse im Rahmen des ERP-Innovationsprogramms zur Förderung 




des Mittelstands 


Das ERP-Innovationsprogramm wird erstmals im Jahre 2006 haushaltswirksam. Die bisherige Darstellung im 
Titel 683 50 bezog sich nur präventiv auf den Fall für das Enfsfehen eventueller Ausfälle, für die der Bundeshaushalt 
teilweise und zeitweise haftete. 
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Zielsetzung 

- Bis Ende 2004 Stärkung der Kapitalbasis von kleinen und mittleren Unternehmen bei der Realisierung von FuE- 
Vorhaben durch Bereitstellung von Beteiligungskapital und günstigen Darlehen insbesondere an kleine und mittlere 
Unternehmen 

- Ab 1 . Dezember 2005 wurde das Programm neu gestartet. Zur Stärkung der Kapitalbasis von etablierten mittelstän- 
dischen innovativen Unternehmen bei der Durchführung von Forschungs- und Entwicklungsaufgaben stellt es Dar- 
lehen an gewerbliche Unternehmen und Freiberufler zur Finanzierung von Forschung und Entwicklung von neuen 
Waren, Dienstleistungen und Prozessen bis hin zur Markteinführung bereif 


Rechtsgrundlage, Befristung 

Mandatarverträge mit KfW und DfA (in 2003 wurde die DfA auf die KfW verschmolzen). 

Inanspruchnahmen aus dem ERP-lnnovafionsprogramm aus Zusagen nach dem 31. Dezember 2000 werden aus dem 
ERP- Sondervermögen gedeckf. 

Das im Herbsf 2005 gesfarfefe Programm isf nicht befristet, die Zinsverbilligung aus dem Bundeshaushalt endet nach 
Verausgabung der zur Verfügung gesfellfen Haushalfsmitfel. Im ERP-lnnovafionsprogramm erhalfen Unfemehmen 
Zinszuschüsse für ihre gewährten Darlehen aufgrund von Förderrichflinien. 


Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Das „ERP-lnnovationsprogramm“ gewährte von 1996 bis 2004 günstige Kredite für die Durchführung von Forschung 
und Entwicklung neuer Produkte, Verfahren und Dienstleistungen (Programmteil 1) sowie deren Markteinführung 
(Programmteil 11) und fordert Beteiligungen (Programmteil 111). Die Förderung des Bundesministeriums für Wirtschaft 
und Technologie für diesen Zeifraum besfehf u. a. aus der feilweisen Übernahme von Ausfällen von Kredifen und Be- 
feiligungskapifal. 

Das neu gesfalfefe ERP-lnnovafionsprogramm wird in Form von Zinsverbilligungen gemeinsam aus Haushalfsmiffeln 
von bis zu 50 Mio. Euro insgesamf und aus Mitteln des ERP-SV durchgeführf. 

Die Maßnahmen werden nicht von anderen Gebietskörperschaften der EU kofinanziert. 


Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Im Rahmen des „ERP-lnnovationsprogramms“ wurden im Zeitraum 1996 bis 2004 Darlehen in Höhe von 
4,4 Mrd. Euro ausgereicht. Für das neu gestartete Programm liegen zum Stand 31. Januar 2006 bereits Anträge in Höhe 
von 360 Mio. Euro vor (160 Mio. Euro Zusagevolumen). Derzeit wird für den Zeifraum Ende 2005 bis 2009 eine Kre- 
difausreichung von 3,1 Mrd. Euro erwarfef. 


lfd. 

Epl. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 

Nr. 

Kap. 




38 

09 02 

685 35 

Strukturelle Innovation in Bildung und Forschung/KMU-Patentaktion 



- Aus - 
685 05 

KMU-Patentaktion 


Zielsetzung 

Die Fördermaßnahme unterstützt kleine und mittlere Unternehmen und Untemehmensgründer bei der Sicherung ihrer 
FuE-Ergebnisse und deren Nutzung durch gewerbliche Schutzrechte. 

Rechtsgrundlage, Befristung, 

„Richtlinie zur Förderung der „KMU -Patentaktion“ vom 7. Juli 2005“, die Maßnahme ist nicht befristet 
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Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Durch die KMU-Patentaktion werden Recherchen zum Stand der Technik, Bewertungen von Erfindungen, Patentan- 
meldungen, Verwertung von Erfindungen, technische Zulassungen unterstützt. Insgesamt können Zuschüsse von 
50 Prozent der Inanspruchnahme externen Sachverstands, insgesamt höchsten 8 000 Euro, gewährt werden. Das Insti- 
tut der deutschen Wirtschaft Köln betreut das Förderverfahren. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Seit dem Start im Jahr 1996 wurde die Maßnahme bislang von 4 943 kleinen und mittleren Unternehmen sowie Exis- 
tenzgründem in Anspruch genommen. Die Maßnahme wird in mehljährigen Etappen durchgeführt und es ist vorgese- 
hen sie auch nach 2006 fortzuführen. 


lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


39 

09 02 

683 31 

Schifffahrt und Meerestechnik 


Zielsetzung 

Die Förderung von Forschung und Entwicklung zielt in der Schiffstechnik auf die Verbesserung des Produktes Schiff 
und die Erhöhung der Produktivität der Werften und Zulieferer. Für die Schifffahrt sollen Anstöße zur Verlagerung des 
Verkehrs von der Straße auf die Wasserwege gegeben werden. Schließlich werden in der Meerestechnik neue Initiati- 
ven in den Technologiefeldem Offshore-Technik, maritime Umwelttechnik und Polartechnik gefördert. Weitere 
Schwerpunkte sind die Entwicklung neuer Antriebstechnologien, die Steigerung der Energieeffizienz sowie die Ent- 
wicklung vom flussangepassten Schiffen und Booten. Erfasst werden nur die Förderungsmaßnahmen zugunsten von 
Vorhaben von Unternehmen, deren Markteinführung und damit wirtschaftliche Verwertung in überschaubarem Zeit- 
raum mit relativ großer Wahrscheinlichkeit zu erwarten ist. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Förderrichtlinie des BMBF/BMWi vom 7. Februar 2003 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Die Markteinführungshilfen werden im Wege der Anteilsfinanzierung (Projektförderung) gewährt. Die Eigenbeteili- 
gung des Zuwendungsempfängers befrägt in der Regel mindesfens 50 v. H. 

Zielerreichung, Überlegung für die zukünftige Gestaltung 

Durch Verzahnung des Forschungsprogramnms „Schifffahrt und Meerestechnik für das 21. Jahrhundert“ mit dem För- 
derprogramm „Innovativer Schiffbau sichert wettbewerbsfähige Arbeitsplätze“ soll eine durchgängige schiffbauliche 
Innovationsstrategie realisiert werden, die von der universitären Grundlagenforschung über die industrielle Forschung 
bis hin zur Umsetzung in marktfähige Produkte reicht. Die Zielerreichung der FuE-Projekte wird durch ein kontinuier- 
liches Monitoring sichergestellt. Hierzu werden halbjährlich erstellte Zwischenberichte über die Einhaltung des Fi- 
nanzplanes und die Erfüllung der fachlichen Arbeitsziele geprüft, um ggf Korrekturmaßnahmen veranlassen zu kön- 
nen. 

Die Gesamtförderung unterliegt folgender Quotierung: 20 Prozent für Unternehmen der gewerblichen Wirtschaft, bei 
denen eine Umsetzung der F&E-Ergebnisse mit großer Wahrscheinlichkeit kurzfristig erfolgen wird. 80 Prozent der 
Fördermittel gehen an Hochschulen und Forschungseinrichtungen sowie an Unternehmen bei denen eine Umsetzung 
der F&E-Ergebnisse in marktfähige Produkte eher langfristig zu erwarten ist. Hier dienen die erworbenen Kenntnisse, 
die der Veröffentlichungspfiicht unterliegen, zur allgemeinen Erweiterung des technologischen Wissenspotentials und 
stehen den Unternehmen der gesamten Branche bei ihrer Innovationstätigkeit zur Verfügung. 
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2.4 Hilfen für bestimmte Industriebereiche 


lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


40 

09 02 

662 74 

Zinszuschüsse zur Finanzierung von Aufträgen an die deutschen Schiffswerften 


Zielsetzung 

Die Gewährung von Zinszuschüssen zur Verbilligung von Krediten an Werftkunden diente der teilweisen Anpassung 
an die verzerrten Wettbewerbsbedingungen des internationalen Schiffbaumarktes. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Auf Basis der OECD-Exportkreditvereinbarung für Schiffe von 1981 erhielten Werftkunden Finanzierungshilfen für 
Neubauaufträge in Form von Zinszuschüssen für die Kreditaufnahme. Mit Inkraftsetzung der OECD-Exportkreditver- 
einbarung auf CIRR-Basis im April 2002 ist die bisherige Regelung außer Kraft gesetzt worden. Derzeit erfolgt die 
Ausfinanzierung der in Vorjahren eingegangenen Rechtsverpflichtungen. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Der Verbilligungssatz betrug i. d. R. max. 2 Prozentpunkte bei Einhaltung der OECD-Exportkreditkonditionen (Min- 
destzinssatz 8 Prozent, Höchstlaufzeit 8,5 Jahre, Mindestanzahlung 20 Prozent). 

Die Maßnahme wird nicht von anderen Gebietskörperschaften oder der EU kofinanziert. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Durch diese Hilfen konnten Auftragsakquisitionen deutscher Werften unterstützt werden. Mit Inkraftsetzung der neuen 
OECD-Exportkreditvereinbarung im April 2002 ist dieses Fördersystem ausgelaufen. 


lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


41 

09 02 

662 75 

Zinszuschüsse für Exportkredite auf CIRR-Basis 


Zielsetzung 

Zur Anpassung an internationale Marktbedingungen können im Rahmen eines Zinsausgleichsmechanismus Zuschüsse 
für die Refinanzierung von Schiffsfinanzierungskrediten mit dem Festzinssatz CIRR (Commercial interest reference 
rate, d. h. Verbilligung auf marktnahen Referenzzinssatz) gewährt werden. Damit dient das Zinsausgleichssystem der 
Steigerung der Wettbewerbsfähigkeit des deutschen Schiffbaus. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Rechtsgrundlagen dieses Zinsausgleichssystems sind die OECD-Exportkreditvereinbarung für Schiffe vom 15. April 
2002 sowie Richtlinien des BMWi. Die Richtlinie ist zum 3 1 . Dezember 2005 ausgelaufen. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Der Ausgleichszinssatz ergibt sich aus der Differenz zwischen dem vereinbarten CIRR-Satz und dem Refinanzierungssatz 
zuzüglich einer Verwaltungskostenpauschale. Das Programm ist so konzipiert, dass je nach Zinssituation auch Einnahmen 
möglich sind, die die Belastung der Haushalte entsprechend mindern. Voraussetzung für die Zinsausgleichszusage isf, 
dass sich das Bundesland, in dem das ausführende Schiffbauuntemehmen ansässig isf, zu 50 Prozenf befeiligf. 
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Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Angesichts der aktuell günstigen Finanzierungsbedingungen auf dem Kreditmarkt wurde die Förderung bisher nur in 
einem Fall in Anspruch genommen. Ob die Richtlinie verlängert wird, hängt davon ab, ob mit den Küstenländern eine 
befriedigende Regelung zur Mitfinanzierung der Schiffbauhilfen gefunden wird. 


lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


42 

09 02 

683 74 

Wettbewerbshilfen für deutsche Schiffswerften 


Zielsetzung 

Mit der Einleitung eines WTO-Streitbeilegungsverfahrens gegen Korea hatte die EU-Kommission für die Dauer dieses 
Verfahrens befristete Schutzmaßnahmen in Form von segmentierten Betriebsbeihilfen zugelassen, die Teil der handels- 
politischen Maßnahme wegen des Vorwurfs des Preisdumping der koreanischen Schiffbauindustrie sind. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Rechtsgrundlage der befristeten Schutzmaßnahmen für den Schiffbau war die Verordnung (EG) Nr. 1177/2002 vom 
27. Juni 2002, zuletzt geändert durch Verordnung (EG) Nr. 502/2004 vom 11. März 2004 sowie die nationalen Richtli- 
nien des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technologie vom 24. Oktober 2002, geändert am 30. Juli und 
3. Dezember 2004. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Befristete Schutzmaßnahmen waren zulässig für Verträge zum Bau von Schiffen bestimmter Marktsegmente (Con- 
tainerschiffe-, Produkten-, Chemikalien- und Gastanker), die bis einschließlich 3 1 . März 2005 abgeschlossen wurden 
und deren Ablieferung innerhalb von drei Jahren ab Vertragsdatum erfolgte. Der Fördersatz konnte für diese Verträge 
bis zu 6% des Vertragswertes vor Beihilfe betragen. Die festgelegte Kofinanzierung der Küstenländer (bis zur Tranche 
2003 = ^^j-Anteil; für die Tranchen 2004 und 2005 eine mindest hälftige Kofinanzierung) war Voraussetzung für die 
Förderung aus Bundesmitteln. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Die befristeten Schutzmaßnahmen waren an die Dauer des WTO-Verfahrens gekoppelt und gemäß EG- Verordnung 
Nr. 1177/ 2002, zuletzt geändert durch EG- Verordnung Nr. 502/2004, für Aufträge zulässig, die bis Ablauf des Gel- 
tungsrahmens (3 1 . März 2005) abgeschlossen wurden. 

Lieferverträge nach Ablauf des Geltungsrahmens waren damit nicht mehr iorderfähig. Ziel der Bundesregierung ist es, 
nach dem Auslaufen der befristeten Schutzmaßnahmen durch ein neues OECD-Schiffbauübereinkommen einen wirk- 
samen weltweiten Wettbewerbsrahmen auszugestalten. Die Verhandlungen darüber laufen seit Dezember 2002, sind 
allerdings z. Z. wegen Meinungsverschiedenheiten zwischen der EU und asiatischen Schiffbauländem unterbrochen. 


lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


43 

09 02 

892 10 

Innovationsbeihilfen zugunsten der deutschen Werftindustrie 


Zielsetzung 

Grundlegende Zielsetzung des Europäischen Ministerrats: „Erhaltung der Führungsposition der europäischen Schiff- 
bauindustrie im Technologiebereich“. Mit dem Förderprogramm „Innovativer Schiffbau sichert wettbewerbsfähige Ar- 
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beitsplätze“ wird die Erhöhung der Leistungs- und Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Schiffbauindustrie durch die 
Förderung schiffbaulicher Innovationen unterstützt. Durch staatliche Flankierung werden Anreize dafür geschaffen, 
dass die mit der industriellen Anwendung von Innovationen verbundenen Risiken von den Werften wie bisher einge- 
gangen und getragen werden. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Schlussfolgerungen des RATES vom 27. November 2003 zum Beitrag der Industriepolitik zur Wettbewerbsfähigkeit 
Europas (Abi. C 317 vom 30. Dezember 2003) und Richtlinien des Bundesministeriums für Wirtschaft und Technolo- 
gie. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Innovationsförderungen werden im Wege der Anteilsfinanzierung (Projektförderung) als bedingt rückzahlbare Zu- 
schüsse gewährt. Förderfahig sind die innovativen Aufwendungen, die sich aus der Planung, Vorbereitung und Durch- 
führung von konkreten Schiffbauaufträgen ergeben. Die Förderung kann bis zu 20 Prozent der förderfähigen Aufwen- 
dungen für industrielle Anwendungen schiffbaulicher Innovation betragen. Dabei kann es sich sowohl um 
Anwendungen von Ergebnissen der Forschung und Entwicklung, als auch um Anwendungen neuer Ideen, Produkte 
oder Verfahren, bei denen Risiken technischer oder wirtschaftlicher Fehlschläge gegeben sind, handeln. 

Die Maßnahme wird nicht von anderen Gebietskörperschaften oder der EU kofinanziert. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Seit Anlauf des Programms im Jahre 2004 ist seitens der Unternehmen eine sehr positive Resonanz zu verzeichnen. 
Überlegungen für die zukünftige Gestaltung sowie analytische Betrachtungen zur Zielerreichung sind verfrüht. 


lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Tifel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


44 

09 02 

662 91 

Finanzierungshilfen für den Absatz von zivilen Flugzeugen inklusive Triebwerke 


Zielsetzung 

Damit bei der Vermarktung von Airbus-Flugzeugen und Triebwerken international übliche Finanzierungsbedingungen 
angeboten werden können, gewährt der Bund (seit 1986) im Rahmen des OECD-Sektorenabkommens für den Export 
von Großraumflugzeugen Absatzfinanzierungshilfen. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Die Absatzfinanzierungshilfe wird aufgrund der in den Regierungsvereinbarungen eingegangenen Rechtsverpfiichtun- 
gen im Rahmen des OECD-Sektorenabkommens über Flugzeugexportkredite gewährt. 

Die Maßnahme ist nicht befristet. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Die Absatzfinanzierung deckt die Differenz zwischen Kundenzins und den effektiven Finanzierungskosten einschließ- 
lich Kreditversicherungsgebühren (Hermes-Entgelt) ab. 

Die Maßnahme wird nicht von anderen Gebietskörperschaften oder der EU kofinanziert. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Die Absatzfinanzierung hat dazu beigetragen, dass sich der Airbus auf dem Weltmarkt erfolgreich etablieren konnte. 
Die Bundesregierung ist bereit, auch künftig nach Maßgabe internationaler Übereinkommen und unter Berücksichti- 
gung veränderter Rahmenbedingungen für die öffenflichen Haushalfe einen angemessenen Beifrag zum Erhalf der 
Wettbewerbs- und Kooperationsfähigkeif der deufschen Luftfahrtindusfrie zu leisfen. 
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2.5 Regionale Strukturmaßnahmen 


lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Tifel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


45 

09 02 

882 81 

Zuweisungen für hetriehliche Investitionen und wirtschaftsnahe Infrastruktur- 
maßnahmen 


45a 

09 02 

882 82 

Zuweisungen an Bayern, Bremen, Hessen, Niedersachsen, Saarland, Schleswig- 
Holstein, Rheinland-Pfalz und Nordrhein-Westfalen für hetriehliche Investitio- 
nen und wirtschaftsnahe Infrastrukturmaßnahmen 


45h 

09 02 

882 88 

Zuweisungen an Mecklenhurg- Vorpommern, Sachsen, Sachsen-Anhalt, Bran- 
denburg, Thüringen und Berlin gemäß Gehietsstand am 3. Oktober 1990 für be- 
triebliche Investitionen und wirtschaftsnahe Infrastrukturmaßnahmen 


Zielsetzung 

Im Vordergrund der regionalen Strukturförderung steht die Unterstützung der regionalen Investitionstätigkeit, um auf 
diese Weise das Einkommen und die Besehäftigung in wirtsehafts- und struktursehwaehen Gebieten zu erhöhen. Dies 
gesehieht dureh direkte Investitionsanreize für die gewerbliehe Wirtsehaft zur Sehaffung und Sieherung von Arbeits- 
plätzen. Daneben werden komplementäre Maßnahmen zur Verbesserung der kommunalen wirtsehaftsnahen Infrastruk- 
tur unterstützt. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Rechtsgrundlage ist das Gesetz über die Gemeinschaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtschaftsstruktur“ 
(GRW) vom 6. Oktober 1969 in der zurzeit gültigen Fassung. Mit dem Einigungsvertrag ist dieses Gesetz auf die 
neuen Länder übergeleitet worden, die zusammen mit Berlin in Gänze zum GRW-Fördergebiet gehören und Schwer- 
punkt der Förderung sind. Ab dem Jahr 2005 wurde ein neuer Haushaltstitel gebildet, in dem die GRW-Mittel für die 
alten sowie die neuen Bundesländer und Berlin zusammengefasst wurden. Entsprechend sind die bisherigen Maßnah- 
men nach Nr. a und b jetzt zusammengefasst. Zusätzlich können durch einen Rückeinnahmevermerk die von den In- 
vestoren zurückfließenden Zuwendungen zur Verstärkung der Investitionsförderung eingesetzt werden. Damit wird die 
Flexibilität der eingesetzten Bundesmittel erhöht. 

Das Fördergebiet wird in 2006 unter Berücksichtigung der ab 2007 geltenden beihilferechtlichen Bestimmungen der EU- 
Kommission neu abgegrenzt. Für die GRW wird ein jährlicher Rahmenplan zur Durchführung der Förderung aufgesfellt. 

Zielerreichung 

Im Zeifraum von 1991 bis Dezember 2005 wurden in den alten Ländern rd. 10 450 gewerbliche Investitionsvorhaben 
mit einem Investitionsvolumen von über 34,0 Mrd. Euro gefördert. Dadurch sind rd. 162 000 neue Arbeitsplätze ge- 
schaffen und rd. 252 750 gesichert worden. 

In der wirtschaftsnahen Infrastruktur, die keine Subvention im Sinne des Subventionsberichtes darstellt, wurden in den 
alten Ländern im Zeitraum 1991 - Dezember 2005 2.100 Vorhaben mit einem Gesamtausgabevolumen in Höhe von 
4,2 Mrd. Euro gefördert. Die GRW hat hierfür rd. 2,0 Mrd. Euro zur Verfügung gesfellt. 

In den neuen Ländern und Berlin wurden im Zeifraum von 1991 - Dezember 2005 rd.62 300 gewerbliche Investitions- 
vorhaben mit einem Investitionsvolumen von rd. 154,2 Mrd. Euro gefördert. Dadurch sind rd. 777 800 neue Arbeits- 
plätze geschaffen und rd. 1 188 600 gesichert worden. 

In der wirtschaftsnahen Infrastruktur, die keine Subvention im Sinne des Subventionsberichtes darstellt, wurden in den 
neuen Ländern und Berlin im Zeitraum 1991 bis Dezember 2005 10 600 Vorhaben mit einem Gesamtausgabevolumen 
in Höhe von 25,3 Mrd. Euro gefördert. Die GRW hat hierfür rd. 17,1 Mrd. Euro zur Verfügung gesfellf. 
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Auf der Grundlage der Ergebnisse der Verwendungsnaehweiskontrolle werden seit 1994 die tatsäehliehen Förderergeb- 
nisse aller Fördervorhaben seit 1991 statistiseh erfasst und ausgewertet (Ist-Statistik). Ein Vergleieh mit den zum Zeit- 
punkt der Bewilligung erwarteten Förderergebnissen (Soll-Statistik) zeigt, dass die zum Bewilligungszeitpunkt ange- 
strebten Arbeitsplatzziele bei deutlieh niedrigerem Mitteleinsatz übertroffen wurden (vgl. 34. Rahmenplan). 

Ausgestaltung, Beteilung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Im Rahmen der Gemeinsehaftsaufgabe „Verbesserung der regionalen Wirtsehaftsstruktur“ können Zusehüsse sowohl 
an einzelne Betriebe für Erriehtungs- und Erweiterungsinvestitionen sowie Maßnahmen der Umstellung oder grundle- 
genden Rationalisierung von gewerbliehen Produktionsbetrieben und Fremdenverkehrsbetrieben als aueh für Maßnah- 
men der wirtsehaftsnahen Infrastruktur gewährt werden. Letztere stellen keine Finanzhilfe dar. Voraussetzung hierfür 
ist die Sehaffung neuer bzw. die Sieherung vorhandener Dauerarbeitsplätze. Neben diesen Formen der Investitionsför- 
derung als zentralem Sehwerpunkt können als niehtinvestive Förderelemente Programme der Länder in den Bereiehen 
Beratung, Sehulung, Humankapitalbildung, angewandte Forsehung und Entwieklung sowie die Markteinführung 
innovativer Produkte dureh Mittel der Gemeinsehaftsaufgabe verstärkt werden. Ferner besteht die Mögliehkeit der 
Förderung von Regionalmanagementvorhaben sowie von Netzwerken, Untemehmenskooperationen und Cluster- 
management im Rahmen von Modellprojekten, mit dem Ziel die vorhandenen Potenziale zu stärken und die Wettbe- 
werbsfähigkeit der Regionen zu erhöhen. 

Die Fördermaßnahmen werden von Bund und Ländern je zur Hälfte finanziert. Darüber hinaus können aueh EU-Re- 
gionalfondsmittel eingesetzt werden. 


2.6 Sonstige Maßnahmen 


Lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeiehnung der Finanzhilfe 

1 1 

1 1 

1 1 

1 1 


46 09 02 


686 12 
686 60 
686 61 
686 62 
686 66 
893 61 


Maßnahmen znr Fördernng von kleinen nnd mittleren Unternehmen nnd freien 
Bernfen sowie znr Stärknng der bernflichen Bildnng 


Zielsetznng 

Die Zusehüsse dienen der Förderung der Leistungsfähigkeit kleiner und mittlerer Unternehmen und der Freien Berufe 
sowie von Existenzgründem, um größenspezifisehe Naehteile auszugleiehen. 

Weitere Sehwerpunkte bilden die Sehaffung überbefrieblieher Berufsbildungsstätten, Maßnahmen der berufliehen 
Qualifizierung sowie die Stärkung der Innovationsfähigkeit. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Zuwendungsbeseheide. Soweit Riehtlinien bestehen, enthalten sie Befristungen. 

Die Maßnahmen sind nieht befristet. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Die Förderung besteht in der Gewährung von Zusehüssen in untersehiedlieher Höhe zu den Gesamtkosten einzelner 
Maßnahmen, wobei die Empfänger z. T. merkliehe Finanzierungsbeifräge aus Eigenmitteln beifragen müssen; die fi- 
nanzsfarken Programme werden überwiegend gemeinsam von Bund und Ländern finanziert. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Die Maßnahmen sollen wesentlieh dazu beigefragen, den kleinen und mittleren Unternehmen die Anpassung an den 
wirtsehaftliehen und teehnisehen Strukturwandel zu erleiehtem und so die Leistungsfähigkeit und Wettbewerbskraft zu 
stärken. 
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lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


47 

09 02 

686 02 

Förderung des Absatzes ostdeutscher Produkte 


Zielsetzung 

Die Förderung des Absatzes ostdeutscher Produkte erfolgt, um bestehende Wettbewerbsnachteile kleiner und mittel- 
ständischer Unternehmen aus den neuen Ländern zu mindern und den Aufbau einer ostdeutschen Wirtschaft mit genü- 
gend Beschäftigungs- und Einkommenschancen zu unterstützen. Die Förderung ist auf Maßnahmen zur Unterstützung 
der Exportbemühungen kleiner und mittlerer Unternehmen konzentriert. Ziel ist es, vor allem junge Unternehmen bei 
der Beseitigung von Marketingdefiziten zu unterstützen und die Präsenz ostdeutscher Produkte im Export deutlich zu 
erhöhen. ZentralesElement der Absatzförderung ist das Vermarktungshilfeprogramm. Die Inlandsmesseförderung isf 
Ende 2004 ausgelaufen und umfassfe die Befeiligung ostdeufscher Unternehmen an wichtigen Inlandsmessen als 
Sprungbrett auf internationale Märkte. Im Rahmen der Vermarktungshilfen werden Vermarktungsaktionen für Pro- 
dukfe und Diensfleistungen osfdeutscher Unternehmen vorwiegend auf ausgewählten westlichen Auslandsmärkten 
durchgeführt. Zudem erhalten die Unternehmen eine umfassende Außenwirtschaflsberatung. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Die Förderung erfolgt auf der Grundlage der Verordnung (EG)Nr. 69/2001 der Kommission vom 12. Januar 2001 über 
die Anwendung der Artikel 87 und 88 EG- Vertrag als „De-minimis“- Beihilfe. Die letzte Richtlinie für die Inlandsmes- 
seförderung war befrisfet bis zum 31. Dezember 2004. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Beim Vermarktungshilfeprogramm leisten die Unternehmen einen Eigenbeitrag, der in den letzten Jahren mehrmals 
angehoben worden ist. Die Zuschüsse für das Inlandsmesseprogramm waren durch Höchsfbefräge begrenzf. 

Die Maßnahmen werden nicht von anderen Gebietskörperschaften oder der EU kofinanziert. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Die Maßnahmen haben sich bislang als effizient und wirkungsvoll erwiesen. Regelmäßige Befragungen der Unterneh- 
men und wissenschaftliche Begleituntersuchungen haben gezeigt, dass die Hilfen wesentlich zu den Erfolgen junger 
ostdeutscher Unternehmen auf den internationalen Märkten beigetragen haben. Den ostdeutschen mittelständischen 
Unternehmen konnte erheblich bei der Erschließung ausländischer Märkte geholfen werden. Die Maßnahmen haben zu 
konkreten Geschäftskontakten und teilweise auch zu direkten Verkaufsabschlüssen geführt. Bei beiden Programmen ist 
für die Unfemehmen über die Vermittlung von langfristig nutzbarem Marketing-Know how besonders wichtig. Der 
Bund hat seine Inlandsmesseförderung für osfdeufsche Produkfe Ende 2004 eingesfellt. Die Bundesländer können wei- 
terhin Inlandsmesseförderprogramme in eigener Kompetenz durchführen. 


lfd. 

Epl. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 

Nr. 

Kap. 




48 

09 02 

662 61 

Zinszuschüsse und Erstattungen von Darlehensausfällen im Rahmen des Eigen- 



Aus 

kapitalhilfeprogramms zur Förderung selbständiger Existenzen 


Die Mittel des Titels 662 61 wurden ab dem 1. Januar 2005 Bestandteil des neuen Titels 66201 „Abwicklung von Alt- 
programmen“. Die Haushaltsfinanzierung der Mittelzusagen bis Ende 1996 erfolgt ab dem Jahr 2005 aus Titel 662 01. 
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Zielsetzung 

Das Eigenkapitalhilfe-Programm ist Teil der Existenzgründungsforderung des Bundes. Ziel des Programms ist es, Vor- 
haben im Bereieh mittelständiseher Wirtsehaft zu fördern, die eine naehhaltig tragfahige, selbständige Vollexistenz er- 
warten lassen. Die Eigenkapitalhilfe wird als „Hilfe zur Selbsthilfe“ nur gewährt, wenn ohne sie die Durehföhrung des 
Vorhabens wegen einer nicht angemessenen Basis an haftendem Kapital wesentlich erschwert würde. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Die Förderung für Existenzgründungen in den alten Ländern erfolgte nach der Richtlinie vom 16. Juni 1994 (BAnz. 
Nr. 119 vom 29. Juni 1994); Grundlage des Eigenkapitalhilfe-Programms für die neuen Länder war die Programm- 
richtlinie vom 9. April 1990 (BAnz. Nr. 72 vom 12. April 1990); beide zuletzt in der Fassung vom 1. April 1996 
(BAnz. Nr. 67 vom 4. April 1996). Die Eigenkapitalhilfe ist somit als haushaltsfinanziertes Programm Ende 1996 aus- 
gelaufen (wegen der Kreditlaufzeit von insgesamt 20 Jahren sind aber für die „Altverträge“ weiterhin Mittel im Bun- 
deshaushalt notwendig). 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Abgesichert durch die Garantie des Bundes können risikotragende Eigenkapitalhilfedarlehen zur Schließung einer Ei- 
genkapitallücke für die Gründung einer selbständigen gewerblichen oder freiberuflichen Exisfenz auch durch fäfige 
Befeiligung oder Übernahme sowie die Festigung einer selbsfändigen gewerblichen oder freiberuflichen Exisfenz ge- 
währt werden. Die Eigenkapitalhilfe-Darlehen haften unbeschränkt und erfüllen somif Eigenkapifalfunktion. Sie sind 
als haftende Mittel ausschließlich und unmittelbar für die genannten Vorhaben einzusetzen. 

Mit der Eigenkapitalhilfe kann das Eigenkapital des Existenzgründers bis auf 40 Prozent der Bemessungsgrundlage 
(i. d. R. die Investitionssumme) aufgestockt werden. Die eingesetzten eigenen Mittel sollen 15 Prozent Eigenkapital 
der Bemessungsgrundlage nicht unterschreiten. Der Zinssatz für die Eigenkapitalhilfe-Darlehen wird bei der Zusage 
für die ersfen 10 Jahre fixiert, ln der schwierigen Anlaufphase der Gründung wird er fünf Jahre lang - degressiv gesfaf- 
felt - verbilligf. Ab dem 6. Jahr lieg! er auf Markfzinsniveau, wobei Gründer in den neuen Ländern eine Zinspräferenz 
von 0,25 Prozent erhalten. Am Ende des 10. Jahres wird der Zins für die Resflaufzeif neu fesfgelegf. 

Die Maßnahmen werden nicht von anderen Gebietskörperschaften oder der EU kofinanziert. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Im Januar 1997 hat das ERP- Sondervermögen das Eigenkapitalhilfe-Programm übernommen. Seit März 2004 wird es 
von der KfW-Mittelstandsbank als „ERP-Kapital für Gründung“ fortgeführt. Diese Fortführung ist ebenfalls nicht 
haushalts finanziert. Die Maßnahme stellt einen wichtigen Finanzierungsbaustein für Exisfenzgründer dar. Dies insbe- 
sondere wegen des eigenkapitalähnlichen Charakters dieser Nachrangdarlehen. 


lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 

1 1 

1 1 

1 1 

1 1 


49 09 02 


686 55 

- Aus - 
ab 2004 
686 65 

- Aus - 


Zuschuss au das RKW Ratioualisieruugs- uud luuovatiouszeutrum 
der deutscheu Wirtschaft e.V 


Zielsetzuug 

Institutioneile Förderung der Bundesgeschäftsstelle des RKW Rationalisierungs- und Innovationszentrum der Deut- 
schen Wirtschaft e. V., die wissenschaftliche Zwecke und die Berufsbildung fördert, insbesondere durch das Fördern 
und Veröffentlichen von Forschungsarbeiten über Rationalisierungs- und Innovationsmöglichkeiten für kleine und 
mittlere Unfemehmen und andere Organisationen. Durch die Strukfur des Vereins - Mitwirkung der Sozialpartner im 
Vorstand, Beteiligung von Unternehmen aller Größenklassen und Branchen im Rahmen der Mitgliedschaft, bundes- 
weite Präsenz durch Landesgruppen - ist das RKW in besonderem Maße geeignet, Anstöße zur organisatorischen und 
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technischen Rationalisierung sowie zur Verbesserung der Qualifikation und Zusammenarbeit von Fach- und Führungs- 
kräften in die Wirtschaft hineinzutragen und damit wichtige Beiträge zur Stärkung der internationalen Wettbewerbsfä- 
higkeit und zur notwendigen strukturellen Anpassungen zu leisten. Dabei wird auch der Dialog mit Regierungs- und 
Verwaltungsbehörden des Bundes, der Länder und der Kommunen sowie Organisationen der Wirtschaft zur Verbesse- 
rung der Rahmenbedingungen für die mittelsfändische Wirtschaft angeregt sowie der Dialog der Sozialpartner zu Rati- 
onalisierungs- und Innovationsprozessen gefordert. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Das RKW wurde am 10. Juni 1921 in Berlin gegründet und am 16. Juli 1950 als Produktivitätszentrale in der Bundesre- 
publik Deutschland durch das Bundesministerium für Wirtschaft und Technologie in Frankfurt am Main neu konstituiert. 

Die Maßnahme ist nicht befristet. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Der Bund fordert ausschließlich die Bundesgeschäftsstelle. Die Wirtschaft ist über Mitgliedsbeiträge, Leistungsent- 
gelte und Projektmittel an der Finanzierung des RKW beteiligt. Die Landesverbände sind in die Wirtschafts- und Tech- 
nologieforderung der Länder eingebunden. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Neben der Untemehmensberatung und der Schaffung günstiger Rahmenbedingungen prägen zielgruppenspezifische 
Produkte und Dienstleistungen die Arbeit des RKW für den Mittelstand: 

- Innere und überbetriebliche Weiterbildung in Form von Lehrgängen, Arbeitsgemeinschaften und Workshops, die 
- wie alle Produkte des RKW - nicht nur für Mitglieder verfügbar sind. 

- Anwendungsbezogene Verlagsprodukte (Fachbücher, Broschüren, Leitfäden, Literaturdienste, CD-ROM etc.) 

- Das mit allen Landesverbänden vernetzte Intemetangebot (www.rkw.de) mit gezielten Informationen und Dienst- 
leistungsangeboten. 

- Das RKW-Magazin sowie in vielen Bundesländern länderbezogene Zeitschriften der Landesverbände 

Inhaltliche Schwerpunkte der RKW-Arbeit sind die Themen: Rationalisierung und humane Arbeitsgestaltung, neue 
Produktionssysteme, Finanzierung und Innovation, europäische Integration und Intemationalisierung, Rationalisierung 
und Innovation in speziellen Branchen (Bau und Handel). Die Aufgabe des RKW als Geschäftsplattform der Sozial- 
partner in den Fragen des technischen und sozialen Wandels behält ihre Bedeutung. 


lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 

1 1 

1 1 

1 1 

1 1 


50 09 02 


686 55 

- Aus - 
ab 2004 
686 65 

- Aus - 


Arbeitsgemeiuschaft für wirtschaftliche Verwaltuug e. V. (AWV) 


Zielsetzuug 

Institutioneile Förderung der AWV-Arbeitsgemeinschaft für wirtschaftliche Verwaltung e. V. mit Mittlerfunktion, die 
die Wissenschaft und Forschung auf dem Gebiet der wirtschaftlichen Gestaltung von Verwaltungsabläufen fördert und 
die Produktivität in den Dienstleistungsbereichen der gewerblichen Wirtschaft und in der öffentlichen Verwaltung 
nachhaltig unterstützt, insbesondere durch die Gestaltung und Optimierung von Verwaltungstätigkeiten innerhalb und 
zwischen Wirtschaft und öffentlicher Verwaltung, Förderung des Dialogs zwischen Wirtschaft und öffentlicher Verwal- 
tung, Unterstützung kleiner und mittlerer Unternehmer bei der Optimierung ihrer Verwaltungsprozesse, Effizienzstei- 
gerung durch Verwaltungsvereinfachung, praxisgerechte Gestaltung von Rechtsvorschriften, Förderung und Weiterent- 
wicklung des Einsatzes von Informations- und Kommunikationstechnologien. 
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Rechtsgrundlage, Befristung 

Die AWV wurde am 2. Juli 1926 in Berlin gegründet und als Aussehuss für wirtsehaftliehe Verwaltung am 
26. September 1950 in Frankfurt am Main dureh das Bundesministerium für Wirfsehaff und Teehnologie neu konsti- 
tuiert. 

Die Maßnahme ist nieht befristet. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Neben dem Bund beteiligen sieh die Wirtsehaft und Verwaltung über Mitgliedsbeiträge, Leistungsentgelte und Projekt- 
mittel an der Finanzierung der AWV. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Durch die Gemeinschaftsarbeit der AWV werden der Wirtschafts- und Verwaltungspraxis unmittelbar verwertbare An- 
regungen und Problemlösungen für ihre Verwaltungsaufgaben vermittelt. Durch Veranstaltungen wie Fachdiskussio- 
nen, Fachvorträge, Seminare, Kongresse und Veröffentlichungen von Fachbeiträgen werden die Führungs- und Fach- 
kreise in Wirtschaft und öffentlicher Verwaltung über die in den Fachgremien erzielten Ergebnisse informiert. Darüber 
hinaus bietet der AWV Hilfestellungen zur Umsetzung von Rationalisierungsmaßnahmen, bei der Bewältigung des 
technischen Wandels, zur Verbesserung der Produktivität der Verwaltung und zur Unterstützung der Wettbewerbsfä- 
higkeit der mittelständischen Wirtschaft. 


3 Verkehr 


lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


51 

12 02 

683 01 

Finanzbeitrag an die Seeschifffahrt 


Zielsetzung 

Der Finanzbeitrag dient der Sicherung der Bordarbeitsplätze von deutschen Seeleuten auf Handelsschiffen unter deut- 
scher Flagge, der Förderung der Ausbildung des seemännischen Nachwuchses sowie der Sicherung des maritimen 
Know how. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Haushaltsgesetz in Verbindung mit den jeweils für das laufende Haushalfsjahr geltenden Richtlinien des BMVBS für 
die Förderung der deufschen Seeschifffahrt. Das Ausmaß der Förderung ist von den veranschlagten Haushaltsmitteln 
abhängig. 

Die Maßnahme ist nicht befristet. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Der Finanzbeitrag wird für die Dauer der Flaggenführung als nicht rückzahlbarer Zuschuss gewährt. Im Falle der Aus- 
flaggung im Gewährungszeitraum muss der Finanzbeitrag vollständig zurückgezahlt werden. Die Notifizierungen bei 
der Europäischen Kommission sind erfolgf. Die Genehmigungen bis 2005 liegen vor. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Die Finanzbeiträge als Teil des dreigliedrigen Förderinstrumentariums (Finanzbeiträge, steuerliche Erleichterungen, 
Internationales Schiffsregister) haben dazu beigetragen, dass wieder vermehrt Schiffe der deutschen Handelsflotte die 
Bundesflagge mit hohem Sozial-, Sicherheits- und Umweltstandard führen. Die Maßnahmen haben die Zunahme von 
Arbeitsplätzen deutscher Seeleute an Bord deutschflaggiger Handelsschiffe und von Landarbeitsplätzen ausgelöst. Die 
Ausbildungsförderung für junge Seeleute wird fortgesetzt. 
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lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


52 

12 02 

683 03 

Beihilfen zur Ausbildungsförderung in der Binnenschifffahrt 


Zielsetzung 

Der Finanzbeitrag dient der Verbesserung der ungünstigen Ausbildungssituation in der deutsehen Binnensehifffahrt 
und damit nieht zuletzt dem Abbau der Jugendarbeitslosigkeit. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Haushaltsgesetz in Verbindung mit den Riehtlinien für die Gewährung von Beihilfen zur Ausbildungsforderung für die 
deufsehe Binnensehifffahrf vom 1. Sepfember 1999. 

Die Maßnahme isf nieht befristet. Das Ausmaß der Förderung ist von den veransehlagten Haushaltsmitteln abhängig. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Der Finanzbeitrag wird für die Dauer der Ausbildung als nieht rüekzahlbarer Zusehuss auf Antrag gewährt. Auf die 
Beihilfe findet die Freistellungsverordnung Nr. 68 (EG) 2001 Anwendung, naeh der eine Registrierung bei der Euro- 
päisehen Kommission ausreichend ist. Die Registrierung erfolgte im Januar 2004. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Die Finanzbeiträge haben dazu beigetragen, dass eine Anzahl neuer Ausbildungsplätze als Schiffsjunge auf deutschen 
Binnenschiffen eingerichtet wurde. Angesichts dieser positiven Entwicklung, die auch von der Europäischen Union 
anerkannt ist, und der nach wie vor fortbestehenden, strukturellen Probleme in der deutschen Binnenschifffahrt, wird 
die Ausbildungsforderung für die Ausbildung zum Binnenschiffer fortgeführt. 


4 Wohnungswesen 

4.1 Soziale Wohnraumförderung 


Lfd. 

Epl. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 

Nr. 

Kap. 




53 

12 25 

622 23 

Darlehen und Zuweisungen an die alten Länder für Maßnahmen zur sozialen 



852 23 

Wohnraumförderung 



852 24 




882 25 



Zielsetzung 

Finanzhilfen des Bundes an die alten Länder zur sozialen Wohnraumförderung mit dem Ziel diejenigen zu unterstüt- 
zen, die sich nicht aus eigener Kraft am Wohnungsmarkt angemessen versorgen können. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Artikel 104 a Abs. 4 GG der Bundeshaushaltsplan, die jährlich abzuschließende Verwaltungsvereinbarung, das Zweite 
Wohnungsbaugesetz (11. WoBauG bis 2001) sowie das WohnraumfÖrderungsgesetz (ab 2002). Die Maßnahmen befin- 
den sich in der Abwicklung und werden spätestens bis 20 1 1 beendet sein. Ab 2005 wird die Förderung (gemeinsam mit 
den Neuen Ländern) in dem Titel 882 21 des Kap. 1225 fortgeführt (s. lfd. Nr. xx) 
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Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Der Bund beteiligt sieh mit Finanzhilfen in Form von Darlehen und Zusehüssen an den Wohnungsbauforderungspro- 
grammen der Länder. Gefördert werden der Wohnungsbau einsehließlieh des erstmaligen Erwerbs des Wohnraums in- 
nerhalb von zwei Jahren naeh Fertigstellung (Ersterwerb), die Modernisierung von Wohnraum, der Erwerb von Bele- 
gungsreehten an bestehendem Wohnraum und der Erwerb bestehenden Wohnraums, wenn damit die Unterstützung von 
Haushalten bei der Versorgung mit Mietwohnraum dureh Begründung von Belegungs- und Mietbindungen oder bei der 
Bildung von selbst genutztem Wohnraum erfolgt, ln der jährliehen Verwaltungsvereinbarung verpfliehten sieh die Län- 
der, Landesmittel mindestens in der Höhe einzusetzen wie sie Bundesmittel in Ansprueh nehmen. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Im Jahr 2003 wurde in den alten Ländern mit den von Bund und Ländern bereitgestellten Mitteln der Neubau und Maß- 
nahmen im Bestand von rd. 39 000 Wohnungen gefördert, im Jahr 2004 rd. 37 000 Wohnungen (Quelle: Förderstatis- 
tik). Im Hinbliek auf den weitgehend ausgegliehenen Wohnungsmarkt wurden die Aufwendungen für die soziale 
Wohnraumförderung seit Mitte der neunziger Jahre verringert. 


lfd. 

Epl. 

Tifel 

Bezeiehnung der Finanzhilfe 

Nr. 

Kap. 




54 

12 25 

882 28 

Zuweisungen an die neuen Länder für Maßnahmen zur sozialen Wohnraumför- 




derung 


Zielsetzung 

Finanzhilfen des Bundes an die neuen Länder zur sozialen Wohnraumförderung mit dem Ziel diejenigen zu unterstüt- 
zen, die sieh nieht aus eigener Kraft am Wohnungsmarkt angemessen versorgen können. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Artikel 104 a Abs. 4 GG, der Bundeshaushaltsplan, die jährlieh abzusehließende Verwaltungsvereinbarung, das 
11. WoBauG (bis 2001) sowie das Wohnraumförderungsgesetz (ab 2002). 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Der Bund beteiligt sieh seit 1991 mit Finanzhilfen (Zusehüssen) an den Wohnungsbauförderungsprogrammen der 
neuen Länder. Seit dem Programmjahr 2005 wurde die überproportionale Förderung in den neuen Ländern auf den Be- 
völkerungsanteil zurüekgeführt. Gefördert werden der Wohnungsbau einsehließlieh des erstmaligen Erwerbs des 
Wohnraums innerhalb von zwei Jahren naeh Fertigstellung (Ersterwerb), die Modernisierung von Wohnraum, der Er- 
werb von Belegungsreehten an bestehendem Wohnraum und der Erwerb bestehenden Wohnraums, wenn damit die Un- 
terstützung von Haushalten bei der Versorgung mit Mietwohnraum dureh Begründung von Belegungs- und Mietbin- 
dungen oder bei der Bildung von selbst genutztem Wohnraum erfolgt. 

ln der jährliehen Verwaltungsvereinbarung verpfliehten sieh die Länder, Landesmittel mindestens in der Höhe einzu- 
setzen, wie sie Bundesmittel in Ansprueh nehmen. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Im Jahr 2003 wurde in den neuen Ländern (ohne Berlin) mit den von Bund und Ländern bereitgestellten Mitteln der 
Neubau und Maßnahmen im Bestand (dureh Modernisierung und Instandsetzung) von rd. 4 800 Wohnungen gefördert, 
im Jahr 2004 rd. 2 200 Wohnungen (Quelle: Förderstatistik). Im Hinbliek auf den weitgehend ausgegliehen Wohnungs- 
markt wurden die Aufwendungen für die soziale Wohnraumförderung seif Miffe der neunziger Jahre verringert. 





Drucksache 16/1020 


-194- 


Deutscher Bundestag - 1 6. Wahlperiode 


lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


55 

12 25 

882 21 

Zuweisungen für Investitionen in den alten und neuen Ländern 


Zielsetzung 

Finanzhilfen des Bundes an die alten und neuen Länder zur sozialen Wohnraumförderung mit dem Ziel diejenigen zu 
unterstützen, die sieh nieht aus eigener Kraft am Wohnungsmarkt angemessen versorgen können. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Artikel 104 a Abs. 4 GG, der Bundeshaushaltsplan, die j ährlieh abzuschließende Verwaltungsvereinbarung und das 
Wohnraumförderungsgesetz. 

Die Maßnahme ist nicht befristet. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Die Bundesfinanzhilfen für die soziale Wohnraumförderung werden seif dem Programmjahr 2005 für die alfen und die 
neuen Länder gemeinsam in dem neuen Tifel 882 21 in Form von Zuschüssen bereifgesfellt. Fördergegenstände sind 
der Wohnungsbau einschließlich des erstmaligen Erwerbs des Wohnraums innerhalb von zwei Jahren nach Fertigstel- 
lung (Ersterwerb), die Modernisierung von Wohnraum, der Erwerb von Belegungsrechten an bestehendem Wohnraum 
und der Erwerb bestehenden Wohnraums, wenn damit die Unterstützung von Haushalten bei der Versorgung mit Miet- 
wohnraum durch Begründung von Belegungs- und Mietbindungen oder bei der Bildung von selbst genutztem Wohn- 
raum erfolgt, ln der jährlichen Verwaltungsvereinbarung verpflichten sich die Länder, Landesmittel mindestens in der 
Höhe einzusetzen, wie sie Bundesmittel in Anspruch nehmen. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Die flexible Anwendung der Förderinstrumentarien des WohnraumfÖrderungsgesetzes durch die Länder hat die För- 
dereffizienz deutlich verbessert. Seit der Einführung der Sozialen Wohnraumförderung im Jahr 2002 wird die Ziel- 
gruppe der Förderung auf diejenigen eingegrenzf, die wegen Zugangsschwierigkeifen zu Wohnungen der sfaatlichen 
Unterstützung bedürfen. Die Wohnraumversorgung erfolgt sowohl durch Neubau, als auch durch die verstärkte Einbe- 
ziehung des vorhandenen Wohnungsbestandes. 

Zur Entflechtung der Mischfinanzierung im Zuge der Föderalismusreform sollen die Bundesfinanzhilfen für die so- 
ziale Wohnraumförderung ab 2007 beendef werden. Zur Kompensation sollen die Länder bis zum Jahr 2019 jährlich 
einen pauschalen Betrag in Höhe von 5 1 8,2 Mio. Euro erhalten, bis 2013 zweckgebunden für die Wohnraumförderung. 


4.2 Städtebauförderung 


Lfd. 

Epl. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 

Nr. 

Kap. 




56 

1225 

882 11 

Städtebauförderung 



882 13 




882 14 




882 17 



Zielsetzung 

Die Förderung dient bundesweit der Stärkung von Innenstädten und Ortszentren im Rahmen städtebaulicher Erneue- 
rung und Entwicklung und in den neuen Ländern zusätzlich dem städtebaulichen Denkmalschutz („klassische Städte- 
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bauförderung“). Das Sonderprogramm Stadtumbau Ost trägt mit der Förderung von Rückbau- und Aufwertungsmaß- 
nahmen zur Stabilisierung der Wohnungswirtschaft in den neuen Ländern bei. Um den Strukturwandel auch in den 
alten Ländern zu bewältigen, wurde 2004 analog das Programm Stadtumbau West gestartet. Ferner werden bundesweit 
im Rahmen der Städtebauforderung mit dem Programm Soziale Stadt Investitionen in städtebauliche Maßnahmen zur 
Stabilisierung und Aufwertung von Gebieten eingesetzt, die aufgrund der Zusammensetzung und wirtschaftlichen 
Situation der darin lebenden und arbeitenden Menschen erheblich benachteiligt sind. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Artikel 104 a Abs. 4 GG, der Bundeshaushaltsplan, die jährlich abzuschließende Verwaltungsvereinbarung sowie das 
Baugesetzbuch. 

Die Maßnahme ist nicht befristet. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Die Bundesfinanzhilfen nach Artikel 104 a Abs. 4 GG werden den Ländern für städtebauliche Maßnahmen zugewie- 
sen. ln den Verwaltungsvereinbarungen zwischen Bund und Ländern werden die grundsätzlichen Fördermaßstäbe und 
-bedingungen festgelegt. Die Auswahl sowie die Durchführung von Fördervorhaben obliegt in diesem Rahmen allein 
den Ländern. 

Der Anteil des Bundes an der Finanzierung der Maßnahmen liegt in der Regel bei einem Drittel, beim städtebaulichen 
Denkmalschutz in den neuen Länder liegt er bei 40 von Hundert, beim Rückbau im Rahmen des Stadtumbau Ost bei 
50 von Hundert. Im Regelfall werden Maßnahmen im Ergebnis zu je einem Drittel von Bund, Ländern und Kommunen 
finanziert. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Mit der Städtebauförderung steht dem Bund ein wichtiges Instrument für eine nachhaltige Stadtentwicklung sowie 
Wachstum und Beschäftigung zur Verfügung. Mit neuartigen Maßnahmen wie den Stadtumbau-Programmen und der 
Sozialen Stadt wird auf aktuelle Herausforderungen reagiert. Die Programme werden fortlaufend durch begleitende 
Forschungsvorhaben evaluiert und verbessert. 


4.3 Modernisierung und Heizenergieeinsparung 


lfd. 

Epl. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 

Nr. 

Kap. 




57 

12 25 

661 02 

Zinszuschüsse im Rahmen des Wohnraum-Modernisierungsprogramms I der 




KfW Förderbank für die neuen Länder 


Zielsetzung 

Verbesserung der Wohnraumsituation in den neuen Ländern durch: 

- Modemisierungs- und Instandsetzungsmaßnahmen bei vermietetem und eigengenutztem Wohnraum (ohne Mieter- 
modemisierung) und 

- Aus-, An- und Umbaumaßnahmen zur Schaffung von zusätzlichen Mietwohnungen in bestehenden Gebäuden. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch den Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau, und der Kreditanstalt für Wiederaufbau (KfW) vom 11. Oktober 1990 mit sieben Nachträgen. 
7. Nachtragsvertrag über einen Kreditrahmen von 40 Mrd. Euro unterzeichnet 1999. 

Seit März 2000 ist der Kreditrahmen ausgeschöpft. 
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Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Im Bundeshaushalt 1990 war für die Durchführung des Programms eine Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 
1,46 Mrd. Euro eingestellt, mit der Kredite in Höhe von 5 Mrd. Euro für einen Zeitraum von 10 Jahren bis zu 3 Prozent 
verbilligt werden können. Der zunächst festgelegte Kreditrahmen ist im Haushalt 1992 auf 8 Mrd. Euro und im Haus- 
halt 1993 auf insgesamt 15 Mrd. Euro aufgestockt worden. Im Rahmen der Beschlüsse zum Solidarpakt war das Pro- 
gramm nochmals um 15 Mrd. Euro auf 31 Mrd. Euro aufgestockt worden. Dabei war für ein Programm volumen von 
5 Mrd. Euro eine Sonderförderung für Plattenbaufen vorgesehen. Aus dem damals verfügbaren Kredifrahmen von rd. 
5 Mrd. Euro isf emeuf ein Sonderkontingenf mit einem Kreditvolumen von 1,5 Mrd. Euro für die Durchführung von 
Instandsefzungs- und Modemisierungsmaßnahmen bei Plattenbauten im Rahmen des von der Bundesregierung im 
März 1997 beschlossenen Programms zur Verstetigung beschäftigungsfÖrdemder Investitionen bereitgestellt worden. 
Für 1998 ist das Programm im Rahmen der bisher veranschlagten Verpflichtungsermächtigungen nochmals um 
5 Mrd. Euro auf insgesamt 36 Mrd. Euro aufgestockt worden. 1999 wurde das Programm letztmalig auf insgesamt 
40 Mrd. Euro aufgestockt. 

Die Maßnahmen werden nicht von anderen Gebietskörperschaften oder der EU kofinanziert. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Seit 1990 wurden insgesamt rd. 700 000 Kredite zugesagt. Damit wurden Modemisierungsinvestitionen in Höhe von 
über 63 Mrd. Euro für 3,6 Mio. Wohnungen angesfoßen und insgesamt 156 000 Arbeitsplätze, davon 89 000 in der 
Bauwirtschaft, gesichert. Das Programm ist im März 2000 ausgelaufen. 

Haushaltsmäßig wird das Programm im Rahmen der Gesamtausgabe von 7 049 910 000 Euro bis zum Jahr 2010 in 
vertraglich festgelegten Jahrestranchen abgewickelt. In den Jahren 2005 bis 2010 sind noch 1 412 698 000 Euro haus- 
haltsmäßig abzuwickeln. 


lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


58 

12 25 

661 03 

Zinszuschüsse im Rahmen des C02-Minderungsprogramms der KfW Förder- 
bank für die alten Länder 


Zielsetzung 

Das C02-Minderungsprogramm ist Bestandteil des Aktionsprogramms der Bundesregierung zur C02-Minderung. Es 
werden Zuschüsse an die KfW Förderbank bereifgesfellf, mif denen eine bis zu 2 Prozentige Zinsverbilligung für Kre- 
dife mit einem Volumen von 0,5 Mrd. Euro zur Durchführung von Wärmedämm-Maßnahmen und zur Heizungsemeu- 
erung im Gebäudebesfand der alfen Länder (einschließlich Berlin- Wesf) finanziert werden. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland vertreten durch den Bundesminister für Raumordnung, Bauwesen 
und Städtebau und der KfW Förderbank vom 18. Januar 1996. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Mit dem Programm werden seit 1996 in den alten Ländern an bestehenden Wohngebäuden Maßnahmen zur C02-Min- 
derung und Energieeinsparung gefördert. Für eine 1. Tranche mit einem Kreditvolumen von 0,5 Mrd. Euro wurde im 
Haushalt 1996 eine Verpflichtungsermächtigung in Höhe von 102 Mio. Euro eingestellt. Das Programm wird haus- 
haltsmäßig mit einer Gesamtausgabe von 60,4 Mio. Euro abgewickelt. Nach Vergabe dieser Tranche führt die KfW das 
Programm mit Eigenmitteln weiter. Nachdem die KfW das Programm im Oktober 1998 im Rahmen neuer Fördertat- 
bestände (emeuerbare Energien, Niedrigenergie Passivhaus) auch für die neuen Länder geöffnet hat, ist es nunmehr 
seit März 2000 vollständig auf die neuen Länder ausgeweitet worden. 

Die Maßnahme wird nicht von anderen Gebietskörperschaften oder der EU kofinanziert. 
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Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Bis Ende 2004 wurden Kreditzusagen von insgesamt 7,6 Mrd. Euro für C02-mindemde Investitionen in über 
675 000 Wohnungen erteilt, damit wurden 17,7 Mrd. Euro Investitionen angestoßen, ln den Jahren 2005 bis 2006 sind 
haushaltsmäßig noeh 6,5 Mio. Euro abzuwiekeln. 


lfd. 

Epl. 

Titel 

Bezeiehnung der Finanzhilfe 

Nr. 

Kap. 




59 

12 25 

661 04 

Zinszuschüsse im Rahmen des Wohnraum-Modernisierungsprogramms II der 




KfW Förderbank für die neuen Länder (einschl. ehemaliges Ost Berlin) 


Zielsetzung 

Das Programm dient der zinsgünstigen, langfristigen Finanzierung von Investitionen zur Modernisierung und Instand- 
setzung des Altbaubestandes (Wohngebäude bis 1948) sowie von Gebäuden des industriellen Wohnungsbaus in den 
neuen Ländern und Berlin. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Vertrag zwisehen der Bundesrepublik Deutsehland vertreten dureh den Bundesminister für Verkehr, Bau- und Woh- 
nungswesen und der KfW Förderbank vom 9. Februar 2000. Es war eine Laufzeif von 3 Jahren - bis 2002 - vorgese- 
hen. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften 

Bei einer Laufzeit von 2000 bis 2002 und Bundesmitteln von rd. 0,5 Mrd. Euro, sollte ursprünglieh ein Kreditvolumen 
von 5,1 Mrd. Euro erreieht werden. Die Kredite werden je zur Hälfte von Bund und neuen Ländern über einen Zeit- 
raum von 10 Jahren um bis zu 2 Prozentpunkte jährlieh verbilligt. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Seit Programmstart im Februar 2000 bis Ende Dezember 2002 wurden rd. 13 800 Kredite mit einem Volumen von 
2,4 Mrd. Euro für die Modernisierung von rd. 159 000 Wohnungen zugesagt. Damit blieb die Darlehensnaehfrage hin- 
ter den Erwartungen zurüek. Zudem hatten Kofinanzierungsprobleme der Länder zur Folge, dass das Programm nieht 
weitergeführt werden konnte. Der Zinszusehuss des Bundes hat sieh damit auf rd. 0,2 Mrd. Euro vermindert. Das Pro- 
gramm wird haushaltsmäßig bis 2012 abgewiekelt. 


lfd. 

Epl. 

Titel 

Bezeiehnung der Finanzhilfe 

Nr. 

Kap. 




60 

12 25 

661 05 

Zuschüsse im Rahmen des Programms „Niedrigenergiehaus im Bestand“ (ein- 




schl. Heizungsmodernisierung und Energiesparhäuser) der KfW Förderbank 


Zielsetzung 

Im Rahmen des KfW-C02-Gebäudesanierungsprogramms werden zusätzliehe Sanierungsmaßnahmen an Wohngebäu- 
den des Altbaubestandes mit dem Ziel einer weiteren Reduzierung des C02-Ausstoßes im Gebäudebestand gefordert. 
Für die Sanierung auf Niedrigenergiehausniveau ist ein Teilsehuldenerlass von max. 20 v. H. möglieh. 
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Rechtsgrundlage, Befristung 

Zusatzvertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland vertreten durch den Bundesminister für Verkehr, Bau- und 
Wohnungswesen und der KfW Förderbank vom Mai 2003 zum Vertrag vom 23. Januar 2001 s. lfd. Nr. 65 


Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften 

Die energetische Sanierung eines Gebäudes zum „Niedrigenergiehaus im Bestand“ richtet sich nach den Maßgaben 
zum Neubau-Niveau nach EnEV. Werden diese Vorgaben erfüllt, umfasst die Förderung auch einen Teilschulderlass 
des KfW-Darlehens. Darüber hinaus wird der Austausch von Altheizungen und die Errichtung oder der Ersterwerb von 
KfW-Energiesparhäusem 40 einschl. Passivhäusem gefördert. Im Bundeshaushalt ist für die Förderprogramme 2003 
bis 2005 ein Programmrahmen von 400 Mio. Euro eingesfellt. Die Förderung erfolgf über zinsverbilligfe KfW-Darle- 
hen, die für einen Zeifraum von 10 Jahren mif 2 bzw. 3 Prozenf jährlich verbilligf werden. Hälf das Gebäude nach Sa- 
nierung die Neubau- Anforderungen der Energiesparverordnung ein, wird ein Teilschulderlass in Höhe von 20 v. H. (ab 
1. November 2004 i. H. v. 15 v. H.) gewährt. 


Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Seit Programmstart bis Ende 2005 wurden in diesem Teil des C02-Gebäudesanierungsprogramms rd. 
10 000 Maßnahmen der Heizungsemeuerung mit Darlehen von insgesamt 150 Mio. Euro sowie die Errichtung von 
3 548 Energiesparhäusem mit Darlehen von insgesamt 227 Mio. Euro gefördert. Darüber hinaus wurden für mehr als 
17 300 Sanierungen auf Niedrigenergiehaus-Niveau Teilschulderlasse über insgesamf rd. 220 Mio. Euro zugesagf. Die 
Ausgestaltung des Programms ist Gegenstand regelmäßiger Abstimmungen auf Arbeitsebene zwischen den Ressorts 
BMVBW, BMF, BMWi, BMU sowie mit der KfW Förderbank und unfer Einbeziehung von Experfenrafschlägen. 


lfd. 

Epl. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 

Nr. 

Kap. 




61 

60 04 

661 03 

Wohnraum-Modernisierungsprogramm 2003 


seit 2004 

661 06 



12 25 




Zielsetzung 

Das bundesweite Programm dient der zinsgünstigen Finanzierung von Investitionen zur Modernisierung und Instand- 
setzung von bestehendem Wohnraum sowie zur Wohnumfeldverbesserung. Darüber hinaus werden im Rahmen des 
Stadtumbaus Maßnahmen zum Rückbau von leerstehenden, dauerhaft nicht mehr benötigten Mietwohngebäuden in 
den neuen Ländern mitfinanziert. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Vertrag zwischen der Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch den Bundesminister für Verkehr, Bau- und Woh- 
nungswesen, den Bundesminister der Finanzen und der KfW Förderbank vom 22. April 2003. 

Die Antragsfrist war bis zum 3 1 . Dezember 2004 begrenzt. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften 

Mit dem neuen Programm werden Eigenheimbesitzer, private Vermieter, Wohnungsgesellschaften und Wohnungsge- 
nossenschaften bei der Durchführung von Investitionsmaßnahmen an Wohngebäuden unterstützt. Hierfür reicht die 
KfW in den Jahren 2003 und 2004 zinsverbilligte Darlehen aus. Für die Zinsverbilligung stellt der Bund Haushaltsmit- 
tel in Höhe von 260 Mio. Euro zur Verfügung, die ein Kreditvolumen von rund 4 Mrd. Euro ermöglichen. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Seit Programmbeginn im April 2003 bis Ende Februar 2005 wurden in dem Programm 111 697 Darlehen über 
4,7 Mrd. Euro für die Modernisierung und Instandsetzung von rd. 360 000 Wohneinheiten zugesagt. Der überwiegende 
Teil der Maßnahmen dient der Verbesserung des Gebrauchswertes der Wohnungen (35 Prozent), gefolgt von Maßnah- 
men zur Energieeinsparung und Minderung des C02-Ausstoßes (30 Prozent). 
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lfd. 

Epl. 

Titel 

Bezeiehnung der Finanzhilfe 

Nr. 

Kap. 




62 

12 25 

661 07 

Zinszuschüsse zur Förderung von Maßnahmen zur energetischen Gebäudesanie- 




rung „CO 2 Gebäudesanierungsprogramm“ an die KfW Förderbank 


Zielsetzung 

Das Programm dient in Fortsetzung des C02-Gebäudesanierungsprogramms der Kreditfinanzierung von besonders 
emissionsmindemden Maßnahmen der Heizungsemeuerung und der energetisehen Verbesserung der Gebäudeaußen- 
hülle bei vermietetem und eigengenutztem Wohnraum. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Der Vertrag zwisehen der Bundesrepublik Deutsehland vertreten dureh den Bundesminister für Verkehr, Bau und 
Stadtentwieklung und der KfW Förderbank wird naeh Inkrafttreten des Bundeshaushaltes 2006 gesehlossen. Die Pro- 
grammlaufzeit beträgt 4 Jahre. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften 

Das Programm dient der zinsgünstigen langfristigen Finanzierung von komplexen Investitionen zur C02-Mmderung 
und zur Energieeinsparung insbesondere an Wohngebäuden sowie an kommunalen Einriehtungen wie Sehulen, Kin- 
dergärten usw. im Altbaubestand. Die Förderung erfolgt über zinsverbilligte KfW-Darlehen, die für einen Zeifraum 
von 10 Jahren um durehsehnifflieh 3 Prozenfpunkte jährlieh verbilligf werden. Der Bund sfellt hierfür zusammen mif 
den Resfmiffeln zur Weiterführung des C02-Gebäudesanierungsprogramms (alf) - Tif. 661 97 - in Höhe von 200 Mio. 
Euro und den Zusehussmiffeln von 200 Mio. Euro (Tif. 891 01) im Programmjahr 2006 insgesamf 1 000 Mio. Euro zur 
Förderung der energetisehen Gebäudesanierung zur Verfügung. Für die energetisehe Sanierung eines Gebäudes zum 
„Niedrigenergiehaus im Besfand“ (Neubau-Niveau naeh EnEV) bzw. ein energetiseh noeh besseres Niveau wird ein 
Teilsehulderlass des KfW-Darlehens von bis zu 20 Prozent gewährt. Darüber hinaus werden KfW-Energiesparhäuser 
40 und sog. Passivhäuser gefördert. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Die Bundesregierung hat mit dem Nationalen Klimasehutzprogramm ihren Willen bekräftigt, den C02-Ausstoß insge- 
samt bis 2008/2012 um 21 Prozent gegenüber 1990 zu senken. Zur Verwirkliehung dieses Klimasehutzzieles ist das 
Programm ein wiehtiger Bestandteil. Die naeh der EU-Riehtlinie über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden ab 
2006 fällige Einführung von Energieausweisen soll dureh das Programm flankiert werden, um damit insbesondere bei 
privaten Eigentümern zu einer zügigen Umsetzung der in den Ausweisen enthaltenen Modemisierungshinweise beizu- 
tragen. Das Programm ist Bestandteil des Maßnahmenpakets für Waehsfum und Besehäfligung der Bundesregierung. 


lfd. 

Epl. 

Titel 

Bezeiehnung der Finanzhilfe 

Nr. 

Kap. 




62 

12 25 

891 01 

Zuschüsse für Investitionen im Rahmen des Programms zur energetischen Ge- 




bäudesanierung „C02-Gebäudesanierungsprogramm“ 


Zielsetzung 

Das Programm dient in Fortsetzung des C02-Gebäudesanierungsprogramms der Förderung von besonders emissions- 
mindemden Maßnahmen der Heizungsemeuerung und der energetisehen Verbessemng der Gebäudeaußenhülle insbe- 
sondere an selbst genutztem Wohnraum. (siehe aueh Tif. 661 07) 
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Rechtsgrundlage, Befristung 

Der Vertrag zwisehen der Bundesrepublik Deutsehland vertreten dureh den Bundesminister für Verkehr, Bau und 
Stadtentwieklung und der KfW Förderbank wird naeh Inkrafttreten des Bundeshaushaltes 2006 gesehlossen. Die Pro- 
grammlaufzeit beträgt 4 Jahre. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften 

Gefordert werden Maßnahmen zur Energieeinsparung und Reduzierung des C02-Ausstoßes insbesondere an selbst ge- 
nutzten Wohnungen und Wohngebäuden des Altbaubestandes. Die Förderung erfolgt dureh Zusehüsse für energetisehe 
Maßnahmen. Hierbei sollen Doppelförderungen (z. B. dureh sfeuerliehe Abzugsmögliehkeifen) ausgesehlossen wer- 
den. Die Zusehussgewährung soll 20 v. H. des förderfähigen Invesfitionsvolumens nieht übersehreiten. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Die Bundesregierung hat mit dem Nationalen Klimasehutzprogramm ihren Willen bekräftigt, den C02-Ausstoß insge- 
samt bis 2008/2012 um 21 Prozent gegenüber 1990 zu senken. Zur Verwirkliehung dieses Klimasehutzzieles ist das 
Programm ein wiehtiger Bestandteil. Die naeh der EU-Riehtlinie über die Gesamtenergieeffizienz von Gebäuden ab 
2006 fällige Einführung von Energieausweisen soll dureh das Programm flankiert werden, um damit insbesondere bei 
privaten Eigentümern zu einer zügigen Umsetzung der in den Ausweisen enthaltenen Modemisierungshinweise 
beizutragen. Das Programm ist Bestandteil des Maßnahmenpakets für Waehstum und Besehäftigung der Bundesregie- 
rung. 


lfd. 

Epl. 

Titel 

Bezeiehnung der Finanzhilfe 

Nr. 

Kap. 




63 

12 25 

66197 

Zinszuschüsse an die KfW Förderbank für das Gebäudesanierungsprogramm 




zur C02-Minderung - Maßnahme im Rahmen des im Zukunftsinvestitions- 




programm enthaltenen Klimaschutzprogramms im Gebäudebestand - 


Zielsetzung 

Das Programm dient der Kreditfinanzierung von besonders emissionsmindemden Maßnahmen der Heizungsemeue- 
rung und der energetisehen Verbesserung der Gebäudeaußenhülle bei vermietetem und eigengenutztem Wohnraum. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Vertrag zwisehen der Bundesrepublik Deutsehland vertreten dureh den Bundesminister für Verkehr, Bau- und Woh- 
nungswesen und der KfW Förderbank vom 23. Januar 2001. Die Verfragslaufzeif befrägf 5 Jahre - bis zum Jahr 2005. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften 

Das Programm dient der besonders zinsgünstigen langfristigen Finanzierung von komplexen Investitionen zur CO 2 - 
Minderung und zur Energieeinsparung in Wohngebäuden des Altbaubestandes mit einem C02-Einsparungseffekt von 
in der Regel 40 kg pro m^ Nutzfläehe und Jahr. Die Förderung erfolgt über zinsverbilligte KfW-Darlehen mit einem 
Kreditvolumen von insgesamt rd. 5,2 Mrd. Euro. Die Kredite werden hierbei für einen Zeitraum von 10 Jahren um bis 
zu 3 Prozentpunkte j ährlieh verbilligt. Der Bund stellt hierfür insgesamt 1,02 Mrd. Euro zur Verfügung. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Die Bundesregierung hat mit dem Nationalen Klimasehutzprogramm ihren Willen bekräftigt, den C02-Ausstoß insge- 
samt bis 2008/2012 um 21 Prozent gegenüber 1990 zu senken. Zur Verwirkliehung dieses Klimasehutzzieles ist das 
neue Gebäudesanierungsprogramm ein wiehtiger Kembestandteil. Seit Programmstart bis Ende 2005 wurden aus dem 
Programm Kredite von 5,2 Mrd. Euro für Investitionen an 3 12 527 Wohnungen zugesagt. Allein mit den bisher erfolg- 
ten Sanierungsmaßnahmen wird naeh wissensehaftlieher Einsehätzung der C02-Ausstoß im Jahre 2005 und in den 
Folgejahren um 1 Mio. t reduziert. Haushaltsmäßig wird das Programm bis 2005 jährlieh mit rd. 205 Mio. Euro abge- 
wiekelt. 
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4.4 Wohnungsbau für Bundesbedienstete u. a. 


lfd. 

Epl. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 

Nr. 

Kap. 




64 

12 25 

663 34 

Maßnahmen der Wohnungsfürsorge für Angehörige der Bundeswehr, der 



863 34 

Verwaltung des Bundes, der Bundesanstalt für Immobilienaufgaben sowie 



893 34 

für Angestellte der Bundestagsfraktionen und Bundestagabgeordneten 


Zielsetzung 

Die Mittel dienen vornehmlich dazu, den Bau von Mietwohnungen und Eigentumsmaßnahmen von Bundesbedienste- 
ten einschließlich Bundeswehr zu fördern sowie auslaufende bzw. ausgelaufene Wohnungsbesetzungsrechte zu verlän- 
gern oder neue Belegungsbindungen auf Zeit zu erwerben, soweit in den Wohnstandorten ein nachhaltiger Wohnungs- 
bedarf des Bundes besteht. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Freiwillige Leistung nach dem WoFG. 

Die Maßnahme ist nicht befristet. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Die Haushaltsansätze hängen vom jeweiligen Bedarf ab. Das Programm führt zum Teil auch zu einer Entlastung der 
überwiegend von den Ländern getragenen sozialen Wohnraumfördemng. 

Die Maßnahme wird nicht von anderen Gebietskörperschaften oder der EU kofinanziert. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Effizienz und Wirtschaftlichkeit der Wohnungsfürsorge werden laufend an die sich ändernden Marktverhältnisse und 
an die Bedarfsprognosen der Wohnungsfürsorgeträger angepasst. 


lfd. 

Epl. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 

Nr. 

Kap. 




65 

12 26 

863 61 

Maßnahmen der Wohnungsfürsorge in Berlin und Bonn aus Anlass der Verlage- 



893 61 

rung von Parlament und Regierungsfunktionen nach Berlin 



663 61 



Zielsetzung 

Die Mittel dienen zur Fördemng von Wohnungsneubauten zur Unterbringung der aus Anlass der Verlagemng von Par- 
lament und Teilen der Regiemng von Bonn nach Berlin umziehenden Angehörigen der Verwaltung des Bundes und der 
Bundeswehr, der Angestellten der Bundestagsfraktionen und Bundestagsabgeordneten sowie der aufgrand von Aus- 
gleichsmaßnahmen nach Bonn umziehenden Bediensteten. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Freiwillige Leistungen aufgmnd des WoFG. Die Haushaltsansätze hängen vom Umfang der tatsächlich nach Berlin und 
Bonn umziehenden Personen ab. Nach dem mit der Personal- und Sozialkommission des Deutschen Bundestages ab- 
gestimmten Wohnraumversorgungskonzept der Bundesregiemng vom 29. Juni 1995 sind die erforderlichen 
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- Mietwohnungen im Wege der einkommensorientierten Förderung gemäß § 88 e des II. WoBauG durch Gewährung 
von Grund- und Zusatzforderung errichtet worden, 

- Eigentumsmaßnahmen (Familienheime, Eigentumswohnungen und Baugrundstücke) durch Gewährung von Darle- 
hen und Aufwendungszuschüssen zu fördern. 

Aufgrund der Laufzeit der Zusatzförderang (bis zu 20 Jahren) und der Aufwendungszuschüsse (12 Jahre) können der- 
zeit Zahlungen nach Fertigstellung der Mietwohnungen und Eigentumsmaßnahmen bis zum Jahr 2021 erfolgen, es sei 
denn, entsprechende Maßnahmen werden auch nach dem Jahr 2009 gefördert. Hierdurch würden sich dann die Zahlun- 
gen über das Jahr 2021 hinaus erstrecken. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Durch die Inanspruchnahme der Verpflichtungsrahmen bis 2005 wurden 1 615 Mietwohnungen neu errichtet und 
2 655 Eigentumsmaßnahmen gefördert. Die Maßnahmen führen z. T. auch zu einer Entlastung der vom Land Berlin 
und Land Nordrhein- Westfalen getragenen sozialen Wohnraumförderang. 

Die Maßnahmen werden nicht von anderen Gebietskörperschaften oder der EU kofinanziert. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Das zur Verfügung gestellte Mietwohnungsangebot sowie die Fördermaßnahmen beim Eigentumserwerb decken die 
Nachfrage der Bundesbediensteten nach Wohnraum. 


4.5 Sonstige Maßnahmen des Wohnungswesens 


lfd. 

Epl. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 

Nr. 

Kap. 




66 

12 25 

622 02 

Entlastung von Wohnungsunternehmen nach der Verordnung zum Altschulden- 




hilfe-Gesetz (AHGV) 


Zielsetzung 

Zusätzliche Entlastung von Wohnungsuntemehmen in den neuen Ländern von Altverbindlichkeiten für abgerissene 
Wohnungen. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

§ 6 a Altschuldenhilfe -Gesetz, eingefügt durch Zweites Altschuldenhilfe-Änderangsgesetz vom 28. August 2000, in 
Verbindung mit der Altschuldenhilfeverordnung (AHGV) vom 15. Dezember 2000. Die Antragsffist endet am 
31. Dezember 2003. Die hierfür im Zeitraum 2001 bis 2012 vorgesehenen Bundesmittel wurden wiederholt aufge- 
stockt, auf nunmehr insgesamt 1,146 Mrd. Euro. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften 

Die Verordnung sieht vor, dass die Wohnungsuntemehmen, die Altschuldenhilfe erhalten haben und die durch einen 
Wohnungsleerstand von mehr als 15 Prozent in ihrer wirtschaftlichen Existenz bedroht sind, pro m^ abgerissene Wohn- 
fläche bis maximal rd. 76,7 Euro Entlastung erhalten können. Die Bundeshilfen werden nur gewährt, wenn untemeh- 
mensbezogene Sanierangskonzepte vorliegen, die Länder mindestens den gleichen Beitrag wie der Bund leisten und 
sich die Kreditinstitute auch angemessen beteiligen. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Die Altschuldenhilfe leistet einen wichtigen Beitrag zur Lösung der strukturellen Leerstandsprobleme und zur Stabili- 
sierung der Wohnungswirtschaft in den neuen Ländern. Vor allem für Wohnungsuntemehmen, die nach Ende der An- 
tragsfrist die Antragsvoraussetzungen erfüllen, ist seit dem Haushaltsjahr 2004 vorgesehen, den Ländern auch den Ein- 
satz von Mitteln der sozialen Wohnraumfördemng hierfür zu ermöglichen. 
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lfd. 

Epl. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 

Nr. 

Kap. 




67 

12 25 

622 03 

Zuweisungen für Zinshilfen aus Altschulden der Wohnungswirtschaft in den 




neuen Ländern 


Zielsetzung 

Zinshilfe für Wohnungsuntemehmen und private Vermieter, die nach Ablauf des Moratoriums 1993 den Kapitaldienst 
für die Wohnungsbaualtschulden zunächst nicht in vollem Umfang aus den Einnahmen tragen konnten. 

Rechtsgrundlage, Befristung 

Altschuldenhilfe-Gesetz (AHG) vom 26. Juni 1993. 

Die Maßnahme war bis zum 30. Juni 1995 befristet. 

Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Für den Zeitraum 1 . Januar 1 994 bis 30. Juni 1 995 übernahmen Bund und Länder je zur Hälfte die Zinsen aus Altschul- 
den der Wohnungswirtschaft. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Das Programm ist abgeschlossen und wird noch finanziell abgewickelt. 


lfd. 

Epl. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 

Nr. 

Kap. 




68 

12 25 

671 02 

Vergütungen an die KfW Förderbank für die Wahrnehmung von Aufgaben des 




Bundes bei der Durchführung des Altschuldenhilfe-Gesetzes 


Zielsetzung 

Nach dem Altschuldenhilfe-Gesetz hat der Bund im Zusammenhang mit der Übernahme der Altschulden Prüfungsauf- 
gaben und Entscheidungsbefugnisse auf die KfW übertragen. 


Rechtsgrundlage, Befristung 

Altschuldenhilfe-Gesetz (AHG, §11), Mandatarvertrag vom 27. Mai 1994 zuletzt geändert durch den 
3. Ergänzungsvertrag vom 11. November 2004. 

Die Maßnahme ist bis zum 31. Dezember 2010 befristet. 


Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Im Zeitraum 2003 bis 2005 hat der Bund insgesamt 7,7 Mio. Euro vorgesehen. 

Die Maßnahme wird nicht von anderen Gebietskörperschaften oder der EU kofinanziert. 
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5 Sparförderung und Vermögensbildung 


lfd. 

Nr. 

Epl. 

Kap. 

Titel 

Bezeichnung der Finanzhilfe 


69 

12 25 

893 01 

Prämien nach dem Wohnungsbau-Prämiengesetz 


Zielsetzung 

Die Förderung des Bausparens durch Leistung einer Wohnungsbauprämie in Abhängigkeit von der individuellen Spar- 
leistung soll die finanzielle Grundlage zur Schaffung von Wohneigentum spürbar stärken. 


Rechtsgrundlage, Befristung 

Die Zahlungen erfolgen aufgrund des Wohnungsbau-Prämiengesetzes (WoPG) i. d. F. vom 30. Oktober 1997 (BGBl. I 
S. 2678), zuletzt geändert durch Artikel 5 des Haushaltsbegleitgesetzes 2004 vom 29. Dezember 2003 (BGBl. I 
S. 3076) 

Die Maßnahme ist nicht befristet. 


Ausgestaltung, Beteiligung von anderen Gebietskörperschaften oder der EU 

Durch eine Neuregelung im Rahmen des Steueränderungsgesetzes 1992 vom 25. Februar 1992 (BGBl. I S. 297) wer- 
den kumulierte Wohnungsbauprämien für nach dem 31. Dezember 1991 abgeschlossene Bausparverträge bei der Zu- 
teilung der Bausparverträge bzw. bei Ablauf der Festlegungsfrist von 7 Jahren gewährt. Die Wohnungsbauprämie be- 
trägt 8,8 Prozent der prämienbegünstigten Aufwendungen, die auf 512/1 024 Euro (Alleinstehende/Verheiratete) pro 
Jahr begrenzt sind. Die Einkommensgrenzen für die Inanspruchnahme der Förderung betragen 25 600/51 200 Euro 
(Alleinstehende/Verheiratete). Bei Arbeitnehmern werden Aufwendungen nach dem Wohnungsbau-Prämiengesetz 
auch nach dem Fünften Vermögensbildungsgesetz gefördert (siehe auch Anlage 2, lfd. Nr. 78); sie können Wohnungs- 
bauprämie nur für die Aufwendungen erhalten, die nicht durch Arbeitnehmer- Sparzulage begünstigte vermögenswirk- 
same Leistungen darstellen. Die Wohnungsbauprämie wird seit 1985 allein vom Bund getragen. 

Zielerreichung, Überlegungen für die zukünftige Gestaltung 

Wegen der ausgeglichenen Wohnungsmärkte und der notwendigen Haushaltskonsolidierung hat der Gesetzgeber im 
Rahmen des Haushaltbegleitgesetzes 2004 den Prämiensatz von 10 v. H. auf 8,8 v. H. gesenkt. 
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Erläuterungen zu den Steuervergünstigungen 

lfd. Nr. 

1 Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 1 bis 18 

2 Gewerbliche Wirtschaft (ohne Verkehr) 19 bis 58 

2.1 Bergbau 19 

2.2 Strukturmaßnahmen für das Beitrittsgebiet und Berlin (West) 20 bis 26 

2.3 Gewerbliche Wirtschaft allgemein (ohne Verkehr) 27 bis 58 

3 Verkehr 59 bis 75 

4 Wohnungswesen und Städtebau 76 bis 85 

5 Sparförderung und Vermögensbildung 86 bis 89 

6 Übrige Steuervergünstigungen 90 bis 98 
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1 Ernährung, Landwirtschaft und Verbraucherschutz 
a. Einkommen- und Körperschaftsteuer 


lfd. 

Nr. 

Rechfsgrundlage 

Kennzeichnung der sfeuerlichen Regelung 

1 1 

1 1 

1 1 


§§ 14 und 14a EStG 


§ 14 i. V. m. § 16 Abs. 4 EStG: 

Für Steuerpflichtige über 55 Jahre oder mit Berufsunfähigkeit: Freibetrag von 
45.000 Euro für Veräußerungsgewinne bis 136 000 Euro (mit Härteklausel) 

§ 14 a Abs. 4 EStG: 

Freibetrag für Gewinne aus der Veräußerung oder Entnahme von Teilen des l.u.f. 
Grund und Bodens zur Abfindung weichender Erben; bis 61 800 Euro, wenn 
Einkommen im Vorjahr < 18 000 Euro/36 000 Euro bzw. bei höherem Einkom- 
men weniger 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

§ 14 EStG: 

1925: Steuererleichterung bei Veräußerung oder Aufgabe landwirtschaftlicher Betriebe. 

1984: Erhöhung des Freibetrages und der Gewinngrenze für Steuerpflichtige über 55 Jahre oder mit Berufsunfahig- 
keit. 

1996: Verminderung des Freibetrages und Beschränkung auf Steuerpflichtige über 55 Jahre oder mit Berufsunfähig- 
keit. 

200 1 : Änderung durch Steuersenkungsgesetz 

2004: Absenkung des Freibetrags durch Haushaltsbegleitgesetz vom 29. Dezember 2003 
§ 14 a Abs. 4 EStG: 

1970: Steuererleichterungen bei der Veräußerung oder Entnahme einzelner land- und forstwirtschaftlicher Grundstü- 
cke zur Abfindung weichender Erben. Die Vorschrift war bis 31. Dezember 1976 befrisfef. Sie isf durch das 
Gesetz zur Neuregelung der Einkommensbesteuerung der Land- und Forstwirtschaft 1980 in abgewandelter 
Form wieder eingeführt worden. 

Durch Artikel 1 des Steueränderungsgesetzes 1992 vom 25. Februar 1992 und Jahressteuergesetz 1996 wurden 
die Einkommensgrenzen erhöht; durch Artikel 1 des Steuerentlastungsgesetzes 1999/2000/2002 wurde die An- 
wendung bis 3 1 . Dezember 2005 verlängert. 

Befristung 

§ 14 EStG: unbefristet 

§ 14a Abs. 4 EStG: befristet bis 3 1 . Dezember 2005 

Stellungnahme 

§ 14 EStG: 

Vgl. lfd. Nr. 31 und lfd. Nr. 91 
§ 14a Abs. 4 EStG: 

Mit dieser Vergünstigung wird der finanziellen Belastung eines Hofes Rechnung getragen, aus dessen Substanz wei- 
chende Erben abgefünden werden müssen. Da die Abfindung weichender Erben häufig im Zusammenhang mif Bau- 
landverkäufen sfeht, soll außerdem die Baulandmobilisierung erleichterf werden. 
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lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


2 

§ 13 Ahs. 3 EStG 

Freihetrag für Land- und Forstwirte i. H. v. 670 Euro/1 340 Euro für Land- und 
Forstwirte, deren Summe der Einkünfte 30 700 Euro/61 400 Euro hei Zusam- 
menveranlagung nicht übersteigt 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

Erleichterung der Eingliederung der Land- und Forstwirtschaft in die EG und Vermeidung einer erhöhten Besteue- 
rung. 

Ab VZ 1979 mit dem Gesetz zur Neuregelung der Einkommensbesteuerung der Land- und Forstwirte eingefiihrt. 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Der Freibetrag dient dazu, die Besteuerung der Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft zu ermäßigen. Er gleicht pro- 
duktionsbedingte Nachteile aus und berücksichtigt die Sozialpflichtigkeit der land- und forstwirtschaftlichen Flächen. 

Zudem führt er zu einer erheblichen Reduzierung des Verwaltungsaufwands bei der (Nicht-) bzw. Veranlagung von 
landwirtschaftlichen Kleinstbetrieben und bei Antragsveranlagungen. 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


3 

§ 13 Ahs. 5 EStG 

Steuerfreie Entnahme von Grund und Boden aus dem Betriehsvermögen heim 
Bau einer eigengenutzten Wohnung oder einer Altenteilerwohnung 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

Die organische Weiterentwicklung betrieblicher (Agrar-) Strukturen soll steuerlich nicht behindert werden. 

Mit dem Steuerreformgesetz 1990 vom 25. Juli 1988 (BGBl. 1 1093) eingeführt und mit dem Steuerentlastungsgesetz 
1999/2000/2002 vom 24. März 1999 (BGBl. 1 402) in § 13 Abs. 5 EStG ohne zeitliche Begrenzung übernommen, sol- 
len insbesondere landwirtschaftliche Aussiedlungen aus engen Dorfbereichen gefördert werden. 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die Steuerbegünstigung von Bodenentnahmegewinnen ist eine Folge des Wegfalls der Nutzungswertbesteuerung. Sie 
ermöglicht als personenbezogene Steuerbefreiung den geordneten Aufbau längerfristiger Strukturen insbesondere von 
land- und forstwirtschaftlichen Betrieben und von Gewerbebetrieben. Aus Gründen der Gleichbehandlung gilt die 
Steuerbegünstigung auch für freiberuflich Tätige und in den neuen Bundesländern. 
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lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


4 

§ 34h EStG 1. V. m. 

§ 34 Ahs. 2 Nr. 5 so- 
wie Forstschäden- 
Ausgleichsgesetz 

Milderung der Steuersätze hei außerordentlichen Einkünften aus Forstwirtschaft 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

Wegen Schwierigkeiten bei der jährlichen Bewertung des stehenden Holzes, ist diese bei der jährlichen Bestandsauf- 
nahme nicht erforderlich. Erst bei der Holznutzung führt die Gewinnrealisierung zwangsläufig zu einer Zusammenbal- 
lung von Einkünften. Um außergewöhnliche Härten bei der Anwendung des ESt-Tarifs zu vermeiden, wurde die Vor- 
schrift des § 34b EStG geschaffen. 

Die Vorschrift ersetzt § 34 Abs. 3 EStG 1934. 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die Vorschrift bezweckt eine Tarifermäßigung der außerordentlichen Einkünfte aus Forstwirtschaft. Da keine jährliche 
Bestandsaufnahme erfolgt und aufgrund der natürlichen Verhältnisse, ist nicht abgrenzbar, ob die Holznutzung ein Er- 
trag oder eine Vermögensumschichtung darstellt. 

Bei a. o. Einkünften soll eine Abmilderung der Progression erfolgen, da nur durch besonders zwingende Gründe ein 
höheres Einkommen erzielt wird. 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


5 

Forstschäden-Aus- 

gleichsgesetz 

Milderung der Steuersätze hei außerordentlichen Einkünften aus Forstwirtschaft 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

Mit den Beschränkungen beim Holzeinschlag, bei der Holzeinfuhr sowie den steuerlichen Regelungen sollen bei Groß- 
kalamitäten auftretende Holzmarktstörungen im Interesse der Volkswirtschaft ausgeglichen werden und ein nicht kon- 
junkturbedingtes Absinken der Rohholzpreise im Interesse der Forst- und Holzwirtschaft verhindert werden. 

Gesetz zum Ausgleich der Auswirkungen besonderer Schadenereignisse in der Forstwirtschaft vom 26. August 1985 
(BGBl. I 1757), zuletzt geändert durch Artikel 166 der Achten Zuständigkeitsanpassungsverordnung vom 25. Novem- 
ber 2003 (BGBl. 1 2305). 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Für Schäden infolge von Naturereignissen besteht keine Versicherungsmöglichkeit. Durch steuerliche Maßnahmen wie 
z. B. der Bildung steuerfreier Rücklagen, Bewertungswahlrechten, erhöhte Betriebsausgabenpauschalen und ermäßigte 
Steuersätze sollen die wirtschaftlichen Folgen für die Forstwirtschaft tragbar gemacht werden. 
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lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


6 

§ 5 Ahs. 1 Nrn. 10 
und 12 KStG 

Steuerhefreiung der Vermietungsgenossenschaften und -vereine und der gemein- 
nützigen Siedlungsunternehmen 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1920: Begünstigung bestimmter Rechtsformen in der Wohnungswirtschaft und Berücksichtigung der Gemeinnützig- 
keit 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die Befreiungsvorschriften sind überprüft und durch Artikel 2 Nr. 1 Buchst, b bis d des Steuerreformgesetzes 1990 neu 
gefasst und eingeschränkt worden. 

§ 5 Abs. 1 Nr. 10 KStG ist ab 1. Januar 1990 (auf Antrag ab 1. Januar 1991) eingeschränkt worden auf Genossenschaf- 
ten und Vereine, soweit sie sich auf die Vermietung von Wohnungen an ihre Mitglieder beschränken. Mit Gewinnen 
aus nicht begünstigten Tätigkeiten sind die Genossenschaften und Vereine partiell steuerpflichtig. Übersteigen die Ein- 
nahmen aus den nicht begünstigten Tätigkeiten 10 v. H. der gesamten Einnahmen, verlieren die Unternehmen ihre 
Steuerfreiheit in vollem Umfang. 

Die Befreiung nach § 5 Abs. 1 Nr. 12 KStG ist auf die den gemeinnützigen Siedlungsuntemehmen eigentümlichen 
Aufgaben eingeschränkt worden. Nicht mehr begünstigt ist z. B. der Wohnungsbau. Mit Gewinnen aus den nicht be- 
günstigten Tätigkeiten (50 v. H. der gesamten Einnahmen) entfällt die Steuerbefreiung in vollem Umfang. 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


7 

§ 5 Ahs. 1 Nr. 14 
KStG 

Steuerhefreiung land- und forstwirtschaftlicher Erwerbs- und Wirtschaftsgenos- 
senschaften sowie -vereine 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1940/1974: Förderung der rationelleren Ausführung landwirtschaftlicher Arbeiten und Verbesserung der Absatzmög- 
lichkeiten mittels gemeinschaftlichen Geschäftsbetriebes 


Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Befreit sind neben Nutzungs- und Verwertungsgenossenschaften auch Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaflen so- 
wie -vereine. Zweck der Steuerbefreiung ist die Förderung der rationelleren Ausführung fand- und forstwirfschaftlicher 
Arbeifen und die Verbesserung der Absafzmöglichkeiten mittels gemeinschaftlichen Geschäftsbetriebs. Es handelt sich 
hier um wirtschaftliche Hilfsbetriebe der in ihr zusammengeschlossenen Land- und Forstwirte. Ihr Geschäftsbetrieb ist 
grundsätzlich beschränkt auf die gemeinwirtschaftliche Benutzung land- und forstwirtschaftlicher Betriebseinrichtun- 
gen, auf Leistungen im Rahmen von Dienst- und Werkverträgen, auf die Bearbeitung oder die Verwertung der von den 
Mitgliedern selbst gewonnenen land- und forstwirtschaftlichen Erzeugnisse sowie auf die Beratung für die Produktion 
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oder Verwertung landwirtschaftlicher Erzeugnisse der Betriebe der Mitglieder. Die Befreiung greift nur, wenn diese 
Tätigkeiten im Bereich der Land- und Forstwirtschaft liegen. Üben die Genossenschaften und Vereine auch Tätigkeiten 
aus, die nicht in § 5 Abs. 1 Nr. 14 KStG genannt sind, und betragen die Einnahmen aus diesen nicht begünstigten Tä- 
tigkeiten nicht mehr als 10 v. H. der Gesamteinnahmen, sind die Genossenschaften und Vereine mit den daraus erziel- 
ten Gewinnen partiell steuerpflichtig. Übersteigen die nicht begünstigten Einnahmen 10 v. H. der Gesamteinnahmen, 
entfällt die Steuerbefreiung insgesamt. 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


8 

§ 25 KStG 

Freihetrag in Höhe von 15 339 Euro für VZ his 2003; ah VZ 2004: 13 498 Euro 
für zehn Jahre für Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften sowie -vereine, 
die Land- und Forstwirtschaft hetreihen 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1974: Förderung der rationelleren Ausführung landwirtschaftlicher Arbeiten. 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Durch Artikel 11 Nr. 1 des Haushaltsbegleitgesetzes 2004 vom 29. Dezember 2003 wurde der Freibetrag für Veranla- 
gungszeiträume ab 2004 auf 13 498 Euro herabgesetzt. 

Der Freibetrag bringt eine steuerliche Entlastung im Veranlagungszeitraum der Gründung und in den folgenden neun 
Jahren. Dadurch werden Zusammenschlüsse von Land- und Forstwirten zum Zwecke der gemeinsamen Produktion be- 
günstigt. 

b. Gewerbesteuer 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


9 

§ 3 Nr. 7 GewStG 

Steuerhefreiung kleiner Hochsee- und Küstenfischereiunternehmen 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1936: Gleichstellung mit der Binnenfischerei (die als Bezieher landwirtschaftlicher Einkünfte nicht der Gewerbe- 
steuer unterliegt) 

Befristung 

unbefristet 
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Stellungnahme 

Die kleinen Hochsee- und Küstenfischereibetriebe unterscheiden sich in der Art ihrer Tätigkeit nicht grundsätzlich von den 
Binnenfischereibetrieben. Da die Einkünfte aus Binnenfischereibetrieben nach § 13 Abs. 1 Nr. 2 EStG Einkünfte aus Land- 
und Forstwirtschaft sind und somit nicht der Gewerbesteuer unterliegen, war es sachlich gerechtfertigt, auch die Einkünfte 
aus kleineren Hochsee- und Küstenfischereibetrieben, die Einkünfte aus Gewerbebetrieb sind, durch eine besondere gewer- 
besteuerliche Befreiungsvorschrift im Ergebnis auch weiterhin den Einkünften aus der Binnenfischerei gleichzustellen. 

Da der Freibetrag bei der Gewerbesteuer inzwischen auf 24 500 Euro erhöht worden ist, hat die Steuerbefreiung für 
„kleinere“ Fischereibetriebe an Bedeutung verloren. 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


10 

§ 3 Nrn. 8, 12 und 14 
GewStG 

Steuerbefreiung landwirtschaftlicher Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften 
und -vereine, bestimmter Tierhaltungskooperationen und bestimmter landwirt- 
schaftlicher Produktionsgenossenschaften und -vereine 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1940/1971/1974: Förderung der rationelleren Ausführung land- und forstwirtschaftlicher Arbeiten und Verbesse- 

rung der Absatzmöglichkeiten mittels gemeinschaftlichen Geschäftsbetriebs; Schutz gegen Ver- 
drängungswettbewerb durch gewerbliche Tierzuchtbetriebe sowie Befreiung von Steuern, die nur 
durch die Rechtsform anfallen 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Wegen der land- und forstwirtschaftlichen Erwerbs- und Wirtschaftsgenossenschaften und -vereine vgl. lfd. Nr. 7. 

Die Befreiung bestimmter Tierhaltungskooperationen ist durch das Bewertungsänderungsgesetz 1971 vom 27. Juli 
1971 in das Gewerbesteuergesetz eingefügt worden. Die Gründe für ihre Einführung, nämlich Förderung der Tierhal- 
tung im landwirtschaftlichen Bereich, die sich einem starken Verdrängungswettbewerb durch die gewerbliche Tierhal- 
tung ausgesetzt sieht, bestehen heute noch fort. 

Die Befreiung bestimmter landwirtschaftlicher Produktionsgenossenschaften und -vereine geht auf das Vermögensteu- 
erreformgesetz zurück. Die Gründe für ihre Einführung, nämlich die Zusammenschlüsse von Land- und Forstwirten 
zum Zweck der gemeinsamen Produktion nicht dadurch zu erschweren, dass diese Zusammenschlüsse mit Steuern be- 
lastet werden, die sich allein aus ihrer Rechtsform ergeben, bestehen vorerst fort. 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


11 

§ 3 Nrn. 15 und 17 
GewStG 

Steuerbefreiung der Vermietungsgenossenschaften und -vereine und der gemein- 
nützigen Siedlungsunternehmen 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1920 Begünstigung bestimmter Rechtsformen in der Wohnungswirtschaft und Berücksichtigung der Gemeinnützig- 
keit 
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Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Gründe bestehen vorerst fort. 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 

1 1 

1 1 

1 1 


12 



Steuerbefreiung für die Gestellung von land- und forstwirtschaftlichen Arbeits- 
kräften durch juristische Personen des privaten oder öffentlichen Rechts an be- 
stimmte land- und forstwirtschaftliche Betriebe i. S. d. § 24 Abs. 2 UStG und von 
Betriebshelfern und Haushaltshilfen an die gesetzlichen Träger der Sozialversi- 
cherung 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

Die Steuerbefreiung gilt seit 1990 (vorher galt eine Steuerermäßigung). 

Sie dient 

- der Entlastung der Sozialversicherungsträger von der Umsatzsteuer, die dadurch anfällt, dass die Sozialversiche- 
rungsträger sich zur Erfüllung ihrer gesetzlich vorgeschriebenen Aufgabe „Personalgestellung“ anderer Unterneh- 
mer bedienen müssen 

- der Gleichstellung der land- und forstwirtschaftlichen Betriebshelferdienste und Dorfhelfer(innen)dienste mit den 
Sozialversicherungsträgem bei Personalgestellungen an bestimmte land- und forstwirtschaftliche Betriebe. 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die Steuerbefreiung setzt Artikel 13 Teil A Abs. 1 Buchstabe g der 6. EG-Richtlinie um. Danach sind die eng mit der 
Sozialfürsorge und der sozialen Sicherheif verbundenen Diensfleistungen von der Sfeuer zu befreien. 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


13 

§ 12 Abs. 2 Nrn. 3 
und 4 UStG 

Ermäßigter Umsatzsteuersatz für bestimmte sonstige Leistungen in der Tier- und 
Pflanzenzucht 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1968: Förderang der Land- und Forstwirtschaft, Abwendung einer steuerlichen Mehrbelastung, die sich durch den 
allgemeinen Steuersatz gegenüber dem früheren Umsatzsteuerrecht ergeben hätte. Die steuerermäßigten Leis- 
tungen waren teilweise im alten Umsatzsteuerrecht befreit. 

Vermeidung von Wettbewerbsverzerrangen zwischen gewerblichen und landwirtschaftlichen Unternehmern, 
soweit letztgenannte die Durchschnittssatzbesteuerang nach § 24 UStG anwenden. 
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1980: Erweiterung auf Arbeitskräftegestellungen. Weitere Förderung der Land- und Forstwirtschaft 

1990: Aufhebung der Steuerermäßigung für Arbeitskräftegestellungen und Ersatz durch eine entsprechende Steuer- 
befreiung 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die Gründe für die Einführung bestehen im Wesentlichen fort. 

c. Versicherungsteuer 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


14 

§ 4 Nr. 9 VersStG 

Steuerhefreiung für Viehversicherungen, hei denen die Versicherungssumme 

4 000 Euro nicht übersteigt 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1922: (Erhöhung der Freigrenzen 1944 und 1959): Begünstigung der Viehhaltung in kleineren Betrieben 
2001: 3 835 Euro 
2002: 4 000 Euro 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Gründe bestehen fort. 

d. Kraftfahrzeugsteuer 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


15 

§ 3 Nr. 7 KraftStG 

Befreiung von verkehrsrechtlich zulassungspflichtigen Zugmaschinen (ausge- 
nommen Sattelzugmaschinen), Sonderfahrzeugen, Kraftfahrzeuganhängern hin- 
ter Zugmaschinen oder Sonderfahrzeugen und von einachsigen Kraftfahr- 
zeuganhängern (ausgenommen Sattelanhänger) 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1922 in begrenztem Umfang eingeführt und bis 1989 schrittweise ausgeweitet; Förderung der Land- und Forstwirt- 
schaft 







Drucksache 16/1020 


-214- 


Deutscher Bundestag - 1 6. Wahlperiode 


Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die ursprüngliehe Zielsetzung einer Verbesserung der Motorisierung und Rationalisierung der Land- und Forstwirt- 
sehaft ist erreieht. 

Vorrangig zur Verriehtung von Arbeit außerhalb öffentlieher Straßen bestimmte Fahrzeuge und selbstfahrende Masehi- 
nen sind zumeist vom verkehrsreehtliehen Zulassungsverfahren ausgenommen. Sie sind damit naeh § 3 Nr. 1 KraftStG 
steuerbefreit und fallen damit nieht unter die Begünstigungsvorsehrift des § 3 Nr. 7 KraftStG. 

ln Teilen des Anwendungsbereiehes von § 3 Nr. 7 KraftStG besteht eine Konkurrenzsituation zu gewerbliehen Betrie- 
ben, insbesondere des Güterkraftverkehrsgewerbes, aber aueh zu Gewerbebetrieben auf dem Gebiet der Land- und 
Forstwirtsehaft, die nieht begünstigt werden. 

Die derzeitige Lage der Landwirtsehaft sowie die notwendige Anpassung an die Erfordernisse des gemeinsamen Mark- 
tes lassen vorerst einen Abbau der Vergünstigungen nieht zu. 


e. Branntweinsteuer 


lfd. 

Nr. 

Reehtsgrundlage 

Kennzeiehnung der steuerliehen Regelung 


16 

§ 131 Ahs. 2 
BranntwMonG 

Steuerermäßigung für Brennereien bis 4 hl A und für Stoffbesitzer 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1965: Sehutz der mit hohen Kosten arbeitenden Kleinbrennereien 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Der Grund für die Einführung der Vergünstigung besteht für die Brennereien mit einer Jahreserzeugung bis 4 hl A so- 
wie für die Stoffbesitzer aueh heute noeh. 

f. Mineralölsteuer 


lfd. 

Nr. 

Reehtsgrundlage 

Kennzeiehnung der steuerliehen Regelung 


17 

§ 25b MinöStG 

Steuerbegünstigung für Betriebe der Land- und Forstwirtschaft 
(Agrardieselgesetz) 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

2001 : Sieherung der Wettbewerbsfähigkeit der deutsehen land- und forstwirtsehaftliehen Betriebe 
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Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Landwirtschaftliehe Betriebe erhalten seit 1951 eine Verbilligung für versteuerten Dieselkraftstoff, soweit dieser zur 
Bodenbewirtschaftung oder bodengebundenen Tierhaltung in landwirtschaftlichen Maschinen und Fahrzeugen ver- 
wendet worden ist. Rechtsgrundlage dafür war das Landwirtschafts- Gasölverwendungsgesetz, das als Auftragsangele- 
genheit von den Ländern durchgeführt wurde. Die hierzu benötigten Mittel hat der Bund jeweils im Einzelplan 10 
(Agrarhaushalt) zur Verfügung gestellt. Seit dem 1. Januar 2001 erfolgt die Begünstigung im Rahmen eines im Mine- 
ralölsteuergesetz verankerten Vergütungsverfahrens. Die Zuständigkeit dafür liegt ausschließlich bei der Zollverwal- 
tung. 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


18 

§ 25 Ahs. 3a 

MinöStG 

Steuerbegünstigung für Gewächshausanhau 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

200 1 : Sicherung der Wettbewerbsfähigkeit des deutschen Gewächshausanbaus 

Befristung 

3 1 . Dezember 2004 

Stellungnahme 

Hiermit wird die Wettbewerbsfähigkeit des sog. Gewächshausanbaus vor allem im Vergleich zu den niederländischen 
Konkurrenten gestärkt, indem eine teilweise Vergütung der Mineralölsteuer auf für die Pflanzenproduktion verwendete 
Heizstoffe gewährt wird. Die Maßnahme ist auf vier Jahre befristet. 

2 Gewerbliche Wirtschaft (ohne Verkehr) 

2.1 Bergbau 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


19 

§ 1 des Gesetzes über 
Bergmannsprämien 

Gewährung von Bergmannsprämien an alle Arbeitnehmer im Bergbau, die unter 
Tage beschäftigt werden, aus Mitteln des Lohnsteueraufkommens ab April 1980 
(5 Euro für jede unter Tage verfahrene volle Schicht) 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1956: Anerkennung der besonderen Bedeutung des Bergarbeiterberufes 
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Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die Bergmannsprämie wurde 1956 als staatliehe Anerkennung des unter Tage tätigen Bergmanns für seine verantwort- 
liche und risikoreiche Tätigkeit geschaffen. 

2.2 Strukturmaßnahmen für das Beitrittsgebiet und für Beriin (West) 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


20 

§ 2 InvZulG 1999 

Investitionszulage für Ausrüstungsinvestitionen 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1999: Förderung von Investitionen in Betrieben des verarbeitenden Gewerbes, bestimmter produktionsnaher Dienst- 
leistungen, des Handels und des Handwerks, insbesondere der kleineren und mittleren Unternehmen (KMU), 
im Beitrittsgebiet und Berlin (West) 

Befristung 

31. Dezember 2001: Investitionszulage für Handwerk und kleinflächigen Handel 

31. Dezember 2004: Investitionszulage für verarbeitendes Gewerbe und produktionsnahe Dienstleistungen 

Stellungnahme 

Siehe Zielsetzung 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


21 

§ 2 InvZulG 2005 

Investitionszulage für Ausrüstungsinvestitionen 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

2005: Förderung von Betrieben des verarbeitenden Gewerbes und der produktionsnahen Dienstleistungen; erhöhte 
Förderung solcher Betriebe, die die EU-rechtliche Definition der kleinen und mittleren Unternehmen (KMU) 
erfüllen im Beitrittsgebiet und ehemaligen Berlin (West) 

Befristung 

3 1 . Dezember 2006 

Stellungnahme 

Siehe Zielsetzung 
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lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


22 

§ 2 InvZulG 1999 

Investitionszulage für hetriehliche Gehäudeneubauten im Beitrittsgebiet und 
Berlin (West) 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1999: Förderung neuer betrieblieh genutzter Gebäude von Betrieben des verarbeitenden Gewerbes, der produktions- 
nahen Dienstleistungen, des Handels und des Handwerks im Beitrittsgebiet und Berlin (West) 

Befristung 

31. Dezember 2001: Investitionszulage für Handwerk und kleinflächigen Handel 

31. Dezember 2004: Investitionszulage für verarbeitendes Gewerbe und produktionsnahe Dienstleistungen 

Stellungnahme 

Siehe Zielsetzung 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


23 

§ 2 InvZulG 2005 

Investitionszulage für betriebliche Gebäudeneubauten 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

2005: Förderung neuer betrieblich genutzter Gebäude von Betrieben des verarbeitenden Gewerbes und der produk- 
tionsnahen Dienstleistungen im Beitrittsgebiet und ehemaligen Berlin (West) 

Befristung 

3 1 . Dezember 2006 

Stellungnahme 

Siehe Zielsetzung 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


24 

§ 3 InvZulG 1999 

Investitionszulage von 15 v. H. für Sanierungs- und Modernisierungsarbeiten an 
Wohngebäuden und für Erhaltungsaufwendungen. Höchstbemessungsgrundlage 
614 Euro/m^ Wohnfläche (Selbstbehalt 650 Euro je m^ Wohnfläche) 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1999: Förderung von Sanierungs- und Modemisierungsarbeiten an vor dem 1. Januar 1991 fertiggestellten vermiete- 
ten Wohngebäuden im Beitrittsgebiet 
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Befristung 

3 1 . Dezember 2004 

Stellungnahme 

Siehe Zielsetzung 


lfd. 

Nr. 

Reehtsgrundlage 

Kennzeiehnung der steuerliehen Regelung 


25 

§ 3 a InvZulG 1999 

Erhöhte Investitionszulage von 22 v. H. für Sanierungs- und Modernisierungs- 
arheiten an vermieteten innerstädtischen Wohngehäuden und für Erhaltungsauf- 
wendungen. Höchsthemessungsgrundlage 1 200 Euro/m^ Wohnfläche (Selhsthe- 
halt 50 Euro je m^ Wohnfläche) 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

2002: Erhöhte Förderung von Sanierungs- und Modemisierungsarbeiten an vor dem 1. Januar 1949 fertiggestellten 
und an vor dem 1. Januar 1960 fertiggestellten denkmalgesehützten vermieteten Wohngebäuden im Beitrittsge- 
biet (aussehließlieh in Sanierungs-, Erhaltungssatzungs- und Kemgebieten) 

Befristung 

3 1 . Dezember 2004 

Stellungnahme 

Siehe Zielsetzung 


lfd. 

Nr. 

Reehtsgrundlage 

Kennzeiehnung der steuerliehen Regelung 


26 

§ 7 Fördergeh iets- 
gesetz 

Ahzughetrag für Herstellungs- und Erhaltungskosten von höchstens 

20 452 Euro hei Wohneigentum im Beitrittsgehiet 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1991 : Förderung von Arbeiten zur Modernisierung, Erhaltung und zum Ausbau von selbstgenutztem Wohneigentum 
im Beitrittsgebiet 

1993: Verlängerung dureh StandOG 

1995: Verlängerung dureh Jahressteuergesetz 1996 

Befristung 

31. Dezember 1998 

Ab 1999: Gesetz zur Fortsetzung der wirtsehaftliehen Förderung in den neuen Ländern (aussehließlieh Investitionszu- 
lage) 
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Stellungnahme 

Durch die Möglichkeit, Abzugsbeträge in Anspruch zu nehmen, wird die Durchführung von Modemisierungsmaßnah- 
men (z. B. Erneuerung der Heizungs- und Warmwasseranlagen) und Ausbauten an selbstgenutztem Wohneigentum im 
Beitrittsgebiet erleichtert. 


2.3 Gewerbliche Wirtschaft allgemein (ohne Verkehr) 
a. Einkommen- und Körperschaftsteuer 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


27 

§ 6 h Ahs. 1 his 7, 

10 und § 6 c EStG 

Übertragung von stillen Reserven, die hei der Veräußerung von Grund und 
Boden, Gebäuden sowie von Aufwuchs auf Grund und Boden aufgedeckt wer- 
den auf neue Investitionen in Grund und Boden, Gebäuden sowie in Aufwuchs 
auf Grund und Boden und in Anteile an Kapitalgesellschaften. 

Die Frist zur Übertragung der stillen Reserven beträgt grundsätzlich 4 Jahre 
und kann bei neu hergestellten Gebäuden auf 6 Jahre verlängert werden. 
Gewinne aus der Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesellschaften dürfen bis 
zu 500 000 Euro übertragen werden. 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1965: Erleichterung der Anpassung an regionale, technische oder wirtschaftliche Strukturänderungen 
1996: Ausdehnung für mittelständische Unternehmen in den neuen Ländern durch Jahressteuergesetz 1996 

1999: Beschränkung der Vergünstigung auf Veräußerungsgewinne von Grund und Boden, Gebäuden sowie von Auf- 
wuchs auf Grund und Boden 

2002: Einführung einer Reinvestitionsrücklage für Gewinne aus der Veräußerung von Anteilen an Kapitalgesell- 
schaften durch Personenuntemehmen bis zu einer Obergrenze für den Veräußerungsgewinn i. H. v. 
500 000 Euro. 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die Regelung stellt eine Ausnahme vom Grundsatz der sofortigen Versteuerung betrieblicher Veräußerungsgewinne 
dar. Sie ist notwendig, damit Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens, die nicht mehr benötigt werden oder infolge einer 
Standortverlegung oder Strukturveränderung aufgegeben werden, ganz oder teilweise ohne Steuerbelastung veräußert 
werden können, um den Veräußerungserlös insoweit ungeschmälert zur Neuinvestition, Rationalisierung oder Moder- 
nisierung von betrieblichen Produktionsanlagen zu erhalten. Die Länge der Reinvestitionsfrist trägt dem Umstand 
Rechnung, dass sinnvolle Neuinvestitionen eine ausreichend bemessene Planungsphase benötigen, bis die endgültige 
Investitionsentscheidung fällt. 

Bis einschließlich Veranlagungszeitraum 1998 waren von dieser Regelung auch Veräußerungsgewinne anderer Anla- 
gegüter (z. B. Betriebsanlagen und andere langlebige Anlagegüter, Schiffe und Anteile an Kapitalgesellschaften) be- 
troffen. 
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lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


28 

§ 6 b Abs. 8 und 9 
EStG 

Übertragung von stillen Reserven, die bei der Übertragung von Grund und 
Boden, Gebäuden sowie von Aufwuchs auf Grund und Boden auf bestimmte 
Erwerber zur Vorbereitung oder Durchführung von Sanierungs- und Ent- 
wicklungsmaßnahmen aufgedeckt werden 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1971: Beseitigung von steuerlichen Hemmnissen für die Durchführung von städfebaulichen Sanierungs- und Ent- 
wicklungsmaßnahmen 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die Vorschrift beseitigt steuerliche Hemmnisse, die die erforderlichen städtebaulichen Sanierungs- und Entwicklungs- 
maßnahmen erschweren würden. 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 

1 1 

1 1 

1 1 


29 


§ 7 g Ahs. 1 und 2 
EStG 


Sonderahschreihungen zur Förderung kleiner und mittlerer Betriebe hei he- 
weglichen Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens his zu insgesamt 20 v. H. der 
Anschaffungs- oder Herstellungskosten in den ersten 5 Jahren. Die Sonderah- 
schreihung kann nur für Anlagegüter in Anspruch genommen werden, für die 
bereits eine Ansparabschreibung beantragt wurde; dies gilt nicht bei Existenz- 
gründern für das Wirtschaftsjahr, in dem mit der Betriebsöffnung begonnen 
wird 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1983: Verbesserung der steuerlichen Rahmenbedingungen kleiner und mittlerer Betriebe; Erweiterung der 

Vergünstigung ab 1. Januar 1988 

1988 Verdopplung des Abschreibungssatzes von 10 v. H. auf 20 v. H. der Anschaffungs- oder Herstellungs- 

kosten im Jahr der Anschaffung oder Herstellung 

1993 und 1997: Erweiterung 

2000: Beschränkung der Sonderabschreibung auf die Fälle, in denen die Ansparabschreibung beantragt 

wurde 

2003: Die Beschränkung der Sonderabschreibung auf die Fälle, in denen in Ansparabschreibung beantragt 

wurde, gilt nicht bei Existenzgründem für das Wirtschaftsjahr, in dem mit der Betriebseröffnung be- 
gonnen wird. 


Befristung 

unbefristet 
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Stellungnahme 

Die Liquiditätshilfe dient der Förderung der Investitions- und Innovationsfahigkeit und der Stärkung der Wettbewerbs- 
fähigkeit der begünstigten Betriebe. 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 

1 1 

1 1 

1 1 


30 



Ansparabschreibung in Form einer Rücklage bis zu 40 v. H. der künftigen An- 
schaffungs- oder Herstellungskosten von beweglichen Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens, Höchstbetrag der Rücklagen: 154 000 Euro 
Für Existenzgründer bestehen Erleichterungen bei der Inanspruchnahme; der 
Rücklagenhöchstbetrag beträgt 307 000 Euro 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1995: Existenzgründer- und Mittelstandsforderung 

1997: Einführung von Erleichterungen bei der Inanspruchnahme durch Existenzgründer 

2001: Senkung des Rücklagensatzes von 50 v. H. auf 40 v. H. der künftigen Anschaffungs- oder Herstellungskosten 
( St euers enkungsge setz) 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die Vorschrift ermöglicht kleinen und mittleren Unternehmen durch die Bildung gewinnmindemder Rücklagen eine 
Liquiditätshilfe und erleichtert damit die Eigenfinanzierung von künftigen Investitionen. Im Jahr der Investition wird 
die Rücklage gewinnerhöhend aufgelöst und der dadurch entstehende Gewinn mit den vorzunehmenden gewinnmin- 
demden Abschreibungen verrechnet. 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


31 

§ 16 Abs. 4 EStG 

Für Steuerpflichtige über 55 Jahre oder mit Berufsunfähigkeit Freibetrag von 

51 200 Euro bis 2003; ab 2004: 45 000 Euro für Veräußerungsgewinne bis 

154 000 Euro; ab 2004: 136 000 Euro (mit Härteklausel) 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1925: Steuererleichterung bei der Veräußerung oder Aufgabe kleinerer Betriebe 
200 1 : Änderung durch Steuersenkungsgesetz 

2004: Absenkung des Freibetrages durch Haushaltsbegleitgesetz vom 29. Dezember 2003 

Befristung 

unbefristet 
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Stellungnahme 

Aufgrund des Freibetrages des § 16 Abs. 4 EStG bleiben Gewinne aus der Veräußerung oder Aufgabe kleinerer Be- 
triebe in bestimmten Fällen steuerfrei. Veräußerungsgewinne, die anläßlich der Betrieb sveräußerung wegen Alters oder 
bei Berufsunfähigkeit entstehen, können in einem stärkeren Maße für die Alfersversorgung der ausscheidenden Be- 
triebsinhaber verwendet werden. 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


32 

§ 17 Ahs. 3 EStG 

Freihetrag von 10 300 Euro his 2003; ah 2004: 9 600 Euro für Gewinne bis 

41 000 Euro bis 2003; ab 2004: 36 100 Euro (mit Härteklausel) aus der Veräuße- 
rung von Anteilen an Kapitalgesellschaften bei unmittelbarer und mittelbarer 
Iprozentiger Beteiligung innerhalb der letzten 5 Jahre 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1925: Steuererleichterung für kleinere Gewinne aus der Verwertung von Anteilen an Kapitalgesellschaften bei we- 
sentlicher Beteiligung 

2004: Absenkung des Freibetrages durch Haushaltsbegleitgesetz vom 29. Dezember 2003 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Sachliche Steuerbefreiung in Fällen von geringerer Bedeutung für Veräußerungsgewinne. 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


33 

§ 5 Abs. 1 Nr. 4 

KStG 

Steuerbefreiung kleinerer Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1955: Gleichstellung mit Sozialkassen 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die Steuerbefreiung der kleineren Versicherungsvereine auf Gegenseitigkeit, deren Beitragseinnahmen die in § 4 Nr. 1 
KStDV bezeichneten Grenzen nicht übersteigen oder deren Geschäftsbetrieb sich auf die Sterbegeldversicherung be- 
schränkt (vorausgesetzt, dass kein höheres Sterbegeld als 7 669 Euro gewährt wird), dient der Vereinfachung der Be- 
steuerung. Das Einkommen dieser kleineren Versicherungsvereine ist in der Regel so gering, dass der mit der Besteue- 
rung dieser Vereine verbundene Arbeitsaufwand nicht in einem angemessenen Verhältnis zu dem zu erwartenden 
Steueraufkommen stehen würde. Bei den kleineren Versicherungsvereinen, deren Geschäftsbetrieb sich auf die Sterbe- 
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geldversicherung beschränkt, spielt auch eine Rolle, dass es sich hierbei um soziale Einrichtungen handelt, die mit den 
nach § 5 Abs. 1 Nr. 3 KStG steuerbefreiten sozialen Kassen verglichen werden können. 


lfd. 

Nr. 

Rechfsgrundlage 

Kennzeichnung der sfeuerlichen Regelung 


34 

§ 5 Abs. 1 Nr. 16 
KStG 

Steuerbefreiung der Sicberungseinricbtungen der Verbände der Kreditinstitute 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1978: Förderung der Einlagensicherung im Kreditgewerbe 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die Vorschrift ist durch das Steueränderungsgesetz 1977 vom 16. August 1977 eingeführt worden. Sie soll die Einla- 
gensicherung steuerlich auch dann erleichtern, wenn sie über selbständige Sondervermögen der Kreditwirtschaftsver- 
bände betrieben wird. Bisher unterlagen diese Einrichtungen als unselbständige Sondervermögen der Kreditwirt- 
schaftsverbände nicht der Körperschaftsteuer. Voraussetzung für die Steuerbefreiung ist, dass das Vermögen und etwa 
erzielte Überschüsse nur zur Erreichung des satzungsmäßigen Zwecks verwendet werden. 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


35 

§ 5 Abs. 1 Nr. 17 
KStG 

Steuerbefreiung der Bürgscbaftsbanken (Kreditgarantiegemeinscbaften) 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1991: Begünstigung der Bürgschaftsbanken als Selbsthilfeeinrichtungen der Wirtschaft zur Förderung des gewerbli- 
chen Mittelstandes und der freien Berufe 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die bisher als gemeinnützig behandelten Bürgschaftsbanken sind von der Körperschaftsteuer befreit, wenn sich ihre 
Tätigkeit auf die Wahrnehmung staatlicher Wirtschaftsförderungsmaßnahmen, insbesondere in Form der durch staatli- 
che Rückbürgschaften geförderten Übernahme und Verwaltung von Bürgschaften und Garantien gegenüber Kredit- 
instituten (einschl. Bausparkassen), Versicherungsuntemehmen, Leasinguntemehmen und Beteiligungsgesellschaften 
für Kredite und Beteiligungen an mittelständischen Unternehmen zu ihrer Gründung und zur Erhaltung und Förderung 
ihrer Leistungsfähigkeit beschränkt. Der finanzielle Aufbau der Bürgschaftsbanken erfolgt durch das Stammkapital, 
das von Kammern, Wirtschaftsverbänden, Innungen, Kreditinstituten sowie Versicherungsuntemehmen gezeichnet 
wird. Voraussetzung für die Sfeuerbefreiung isf, dass das Vermögen und efwa erziehe Überschüsse nur zur Erreichung 
des genannfen Zwecks verwendef werden. 
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lfd. 

Nr. 

Reehtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


36 

§ 22 KStG 

Ahziehharkeit von Rückvergütungen hei Genossenschaften 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1955: Förderung des Erwerbs oder der Wirtsehaft der Genossensehaftsmitglieder 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

§ 22 KStG hat im Zusammenhang mit der Neufassung des KStG 1977 vom 31. August 1976 (BStBl 1976 I S. 445) le- 
diglieh die Regelungen des § 23 KStG alter Fassung i. V. m. § 35 KStDV aF in einer redaktionell überarbeitete Fassung 
übernommen. Da die Erwerbs- und Wirtsehaftsgenossensehaften wegen des vom Gesetzgeber erteilten Förderauftrags 
nieht mit anderen Körpersehaften (insbesondere AG und GmbH) vergleiehbar sind, ist die Regelung saehgereeht. Die 
Gründe, die zur Einführung der Regelung führten, bestehen fort. 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


37 

§ 24 KStG 

Freihetrag his zu 3 835 Euro für bestimmte Körperschaften 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1977: Milderungsregelung und Verwaltungsvereinfaehung 

1990: Erhöhung von 2 556,46 Euro auf 3 835 Euro unter gleiehzeitiger Streiehung der bisherigen Einkommens- 
grenze 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die Freibetragsregelung stellt eine Milderungsregelung für bestimmte Körpersehaften dar. Die Vorsehrift betrifft 
insbesondere kleinere Vereine, Stiftungen und Betriebe gewerblieher Art von juristisehen Personen des öffentliehen 
Reehts. Kapitalgesellsehaften und Genossensehaften sind ausgesehlossen. Ziel des Freibetrags ist es zum einen, 
Härten zu meiden, die bei geringem Einkommen dureh den proportionalen Körpersehaftsteuertarif auftreten. Zum 
anderen dient die Regelung der Vereinfaehung. Sie entlastet die Finanzbehörden von einem Arbeitsaufwand, der bei 
kleineren Körpersehaften erfahrungsgemäß nieht in angemessenem Verhältnis zu dem zu erwartenden Steuerauf- 
kommen steht. 
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lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


38 

§ 4 der VO über die 
steuerliche Begüns- 
tigung von Wasser- 
kraftwerken vom 

26. Oktober 1944 
i. V. m. Artikel 14 
Steuerbereini- 
gungsgesetz 1985 
vom 14. Dezember 
1984 

Ermäßigung der Einkommensteuer und Körperschaftsteuer, die auf den Ge- 
winn aus den steuerbegünstigten Anlagen entfällt, ab Betriebsbeginn für die 
Dauer von 20 Jahren auf die Hälfte der gesetzlichen Beträge 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1944: (Verlängerung zuletzt 1984): Ursprüngliehe Begründung: Ersparnis von Kohle; Begründung für Verlängerung: 
Förderung des Baus von Wasserkraftwerken aus energiepolitisehen Gründen 

Befristung 

31. Dezember 1990/2010 

Stellungnahme 

Im Rahmen des Steuerreformgesetzes 1990 ist besehlossen worden, die Verordnung auslaufen zu lassen und die Be- 
günstigung nieht mehr zu verlängern. 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 

1 1 

1 1 

1 1 


39 


Gesetz über steuer- 
liche Maßnahmen 
hei Auslandsinves- 
titionen der deut- 
schen Wirtschaft; 
ah 1. Januar 1990: 
§ 2 a Ahs. 3 und 4 
EStG 


Steuerliche Erleichterungen von Unternehmensinvestitionen im Ausland durch 
Berücksichtigung von Verlusten ausländischer Betriehsstätten in Staaten, mit 
denen ein Doppelhesteuerungsahkommen besteht 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

Die Regelung in § 2 a Abs. 3 und 4 EStG wurde aus dem Gesetz über steuerliche Maßnahmen bei Auslandsinvestitio- 
nen der deutschen Wirtschaft (AIG) übernommen, dessen übrige Regelungen zum 31. Dezember 1989 ausgelaufen 
sind. 

Befristung 

Siehe oben: § 2 a Abs. 3 und 4 EStG wurden durch das Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 aufgehoben. Letzt- 
malige Anwendung des Verlustabzugs im Veranlagungszeitraum 1998; Hinzurechnung ist bis einschließ- 
lich Veranlagungszeitraum 2008 vorzunehmen. 
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Stellungnahme 

Die Bestimmung gestattete den steuermindemden Abzug gewerblicher Verluste aus einer ausländischen Betriebsstätte 
auch in den Fällen, in denen aufgrund eines Doppelbesteueiungsabkommens Gewinne einer solchen Betriebsstätte im 
Inland steuerfrei blieben (Durchbrechung des Grundsatzes nach § 3 c EStG, wonach Verluste im Zusammenhang mit 
steuerfreien inländischen Einkünften nicht abzugsfähig sind). 


b. Gewerbesteuer 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


40 

§ 3 Nr. 21 GewStG 

Steuerhefreiung der Sicherungseinrichtungen der Verbände der Kreditinstitute 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1978: Förderung der Einlagensicherung im Kreditgewerbe 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die Vorschrift ist durch das Steueränderungsgesetz 1977 vom 16. August 1977 eingeführt worden. Sie soll die Einla- 
gensicherung steuerlich auch dann erleichtern, wenn sie über selbständige Sondervermögen der Kreditwirtschaftsver- 
bände betrieben wird. Bisher unterlagen diese Einrichtungen als unselbständige Sondervermögen der Kreditwirt- 
schaftsverbände nicht der Körperschaftsteuer. Voraussetzung für die Steuerbefreiung ist, dass das Vermögen und etwa 
erzielte Überschüsse nur zur Erreichung des satzungsmäßigen Zwecks verwendet werden 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


41 

§ 3 Nr. 22 GewStG 

Steuerhefreiung der Bürgschaftshanken (Kreditgarantiegemeinschaften) 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1991: Begünstigung der Bürgschaftsbanken als Selbsthilfeeinrichtungen der Wirtschaft zur Förderung des gewerbli- 
chen Mittelstandes und der freien Berufe 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die bisher als gemeinnützig behandelten Bürgschaftsbanken sind von der Körperschaftsteuer befreit, wenn sich ihre 
Tätigkeit auf die Wahrnehmung staatlicher Wirtschaftsförderungsmaßnahmen, insbesondere in Form der durch staatli- 
che Rückbürgschaften geförderten Übernahme und Verwaltung von Bürgschaften und Garantien gegenüber Kredit- 
instituten (einschl. Bausparkassen), Versicherungsuntemehmen, Leasinguntemehmen und Beteiligungsgesellschaften 
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für Kredite und Beteiligungen an mittelständisehen Unternehmen zu ihrer Gründung und zur Erhaltung und Förderung 
ihrer Leistungsfähigkeit besehränkt. Der finanzielle Aufbau der Bürgsehaffsbanken erfolgf dureh das Sfammkapital, 
das von Kammern, Wirtsehaffsverbänden, Innungen, Kreditinsfitufen sowie Versieherungsuntemehmen gezeiehnef 
wird. Voraussefzung für die Sfeuerbefreiung isf, dass das Vermögen und efwa erziehe Übersehüsse nur zur Erreiehung 
des genannten Zweeks verwendet werden. 


lfd. 

Nr. 

Reehtsgrundlage 

Kennzeiehnung der steuerliehen Regelung 


42 

§ 3 Nr. 24 GewStG 

Steuerbefreiung mittelständischer Kapitalheteiligungsgesellschaften, die im 
Rahmen der Mittelstandsförderungsprogramme des Bundes und der Länder 
tätig werden 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1992: Unterstützung kleiner und mittlerer Unternehmen dureh Zuführung von Beteiligungskapifal zu günsfigen Be- 
dingungen im Rahmen der öffentliehen Förderprogramme 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die Vorsehrift ist dureh das Steueränderungsgesetz 1992 vom 25. Februar 1992 eingeführt worden. Bei den befreiten 
mittelständisehen Kapitalbeteiligungsgesellsehaflen handelt es sieh um Einriehtungen der Wirtsehaft im Rahmen der 
Mittelstandsförderungsprogramme des Bundes und des jeweiligen Landes. Träger sind insbesondere Landeseinriehtun- 
gen der WirfsehaftsfÖrderung, Kammern, Wirtsehaftsverbände und Bankenverbände. Die Befreiung sfellf sieher, dass 
die sfaatliehen Mittel soweif wie möglieh zur Förderung der miffelsfändisehen Unternehmen eingesetzt werden kön- 
nen. 

Voraussetzung für die Sfeuerbefreiung isf, dass die aus der begünsfigfen Tätigkeif efwa erziehen Gewinne aussehließ- 
lieh und unmittelbar für die satzungsmäßigen Zweeke verwendet werden. 


lfd. 

Nr. 

Reehtsgrundlage 

Kennzeiehnung der steuerliehen Regelung 


43 

§ 11 Ahs. 3 GewStG 

Ermäßigung der Gewerhesteuer-Messzahlen für Hausgewerbetreihende (im 
Sinne des Heimarbeitsgesetzes vom 14. März 1951) auf 50 v. H. (ab Erhebungs- 
zeitraum 2004 auf 56 v. H.) 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1936: Einführung der Sfeuerbefreiung wegen der arbeitnehmerähnliehen Tätigkeit der Hausgewerbetreibenden 

Befristung 

unbefristet 


Stellungnahme 

Da der Freibetrag bei der Gewerbeertragsteuer inzwisehen auf 24 500 Euro erhöht worden ist, hat die Steuerbefreiung 
für kleinere Gewerbebefriebe ihre ursprüngliehe Bedeutung verloren. 
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lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


44 

§ 4 Nr. 11 UStG 

Befreiung der Bausparkassen und Versicherungsvertreter 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

Einführung durch UStG 1967, Befreiung soll Ausschaltung dieser Berufsgruppe aus dem Wirtschaftsprozess verhin- 
dern. 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die Umsätze aus der Tätigkeit als Bausparkassenvertreter, Versicherungsvertreter und Versicherungsmakler sind steu- 
erfrei, weil die Unternehmer (z. B. Versicherungen, Banken), denen diese Berufsgruppen Leistungen erbringen, mit ih- 
ren eigenen Leistungen an Bausparer oder Versicherungsnehmer nach § 4 Nr. 8 Buchst, a bzw. § 4 Nr. 10 UStG steuer- 
frei sind. Da diese Unternehmer grundsätzlich nicht zum Vorsteuerabzug berechtigt sind, würde bei ihnen eine 
Steuerpflicht der Leistungen der in § 4 Nr. 1 1 genannten Berufsgruppen zu einer endgültigen Belastung führen. 

Die Steuerbefreiung in § 4 Nr. 11 UStG setzt Artikel 13 Teil B Buchst, a und d der 6. EG-Richtlinie um. ln der Erklä- 
rung zu Artikel 13, die in das Protokoll über die Ratstagung am 17. Mai 1977 aufgenommen worden ist, erklären der 
Rat und die Kommission, dass die Tätigkeiten der Bausparkassenvertreter von Artikel 13 Teil B Buchstabe d erfasst 
sind. 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


45 

§ 13a ErhStG 

Vergünstigung für Erwerher von Betriehen oder Anteilen an Kapitalgesell- 
schaften im Erh- oder Schenkungsfall 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1994: Entlastung des Betriebsvermögens durch Freibetrag von 500 000 DM 

(ab 2002: 256 000 Euro; ab 2004: 225 000 Euro) beim Übergang auf den oder die Untemehmensnachfolger. 

1996: Erweiterung um verminderten Wertansatz in Höhe 70 Prozent (ab 2005: 65 Prozent) und Einbeziehung von 
Betrieben der Land- und Forstwirtschaft und von Anteilen an Kapitalgesellschaften 

Die Steuervergünstigung soll die Betriebsfortführung durch die Erwerber erleichtern. 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

siehe Zielsetzung 
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lfd. 

Nr. 

Reehfsgrundlage 

Kennzeichnung der sfeuerlichen Regelung 


46 

§ 19a ErhStG 

Tarifentlastung heim Erwerh von Betriehsvermögen, von Betrieben der Land- 
und Forstwirtschaft und von Anteilen an Kapitalgesellschaften 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1996 (ab 2005: Reduktion der der Tarifentlastung auf 88 Prozent) 

Zusätzliehe Steuerentlastung beim Erwerb untemehmeriseh gebundenen Vermögens beim Übergang auf Untemeh- 
mensnaehfolger, die mit dem Erblasser oder Sehenker nur entfernt oder nieht verwandt sind. 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

siehe Zielsetzung 


c. 

Verbrauchsteuern 


— Tabaksteuer 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


47 

§ 6 Ahs. 2 TahStG 
1993 

Befreiung für Tahakwaren, die der Hersteller an seine Arheitnehmer als Depu- 
tate ohne Entgelt ahgiht 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1919: Vergünstigung für Arbeitnehmer 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Gründe bestehen vorerst fort. 

Der Reehnungsprüfungsaussehuss tritt aufgrund der Bemerkung des BRH - 1989 - zu diesem Punkt für die Absehaf- 
füng der Sfeuerfreiheif ein. 
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— Biersteuer 


lfd. 

Nr. 

Reehtsgrundlage 

Kennzeiehnung der steuerliehen Regelung 


48 

§ 2 BierStG 1993 

Staffelung der Biersteuersätze nach der Höhe des Bierausstoßes (Mengenstaffel) 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1993: Schutz der mittelständischen Brauereien 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die Biersteuermengenstaffel dient der Erhaltung der in der Bundesrepublik Deutschland gegenüber anderen Staaten 
noeh zahlreiehen kleineren und mittleren unabhängigen Brauereien mit einem Gesamtjahresausstoß bis zu 200 000 hl. 
In der EU haben auch die Benelux- Staaten gestaffelte Biersteuersätze. 

Die gestaffelten ermäßigten Biersteuersätze sind jedoeh dureh Artikel 15 des Haushaltsbegleitgesetzes 2004 vom 
29. Dezember 2003 (BGBl. I S. 3076) auf der Grundlage der Vorsehläge der Ministerpräsidenten Koeh und Steinbrüek 
zum 1. Januar 2004 um 12 Prozent angehoben worden. 


lfd. 

Nr. 

Reehtsgrundlage 

Kennzeiehnung der steuerliehen Regelung 


49 

§ 3 Ahs. 2 BierStG 
1993 

Befreiung für Haustrunk, den der Hersteller an seine Arbeitnehmer als Deputat 
ohne Entgelt abgibt 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1918: Vergünstigung für Arbeitnehmer 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Gründe bestehen vorerst fort. 
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— Mineralölsteuer 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


50 

§ 2a MinöStG 

Steuerbegünstigung für Biokraft- und Bioheizstoffe 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1. Januar 2004: Förderung der Biokraft- und Bioheizstoffe 

Befristung 

bis zum 3 1 . Dezember 2009 

Stellungnahme 

Aus Sieht des Umwelt- und Klimasehutzes, aber aueh aus Gründen der langfristigen Versorgungssieherheit und der 
Verminderung potenzieller internationaler Konflikte um fossile Kraftstoffe ist es erforderlieh, die Markteinführung der 
Biokraft- und Bioheizstoffe zu besehleunigen. Die steuerliehe Begünstigung bei der Mineralölsteuer ist das hierfür ent- 
seheidende Instrument. 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 

1 1 

1 1 

1 1 


51 


§ 3 Ahs. 3 MinöStG 


Steuerermäßigung für Gasöle, andere Schweröle, Erdgas, Flüssiggase und an- 
dere gasförmige Kohlenwasserstoffe zum Antrieb von Gasturhinen und Ver- 
hrennungsmotoren in ortsfesten Anlagen, wenn diese Anlagen ausschließlich 
der gekoppelten Erzeugung von Wärme und Kraft (Kraft-Wärme-Kopplung) 
dienen und im Jahresdurchschnitt mindestens 60 v. H. des Energiegehalts des 
verwendeten Mineralöls in Form der begünstigt erzeugten Wärme und mecha- 
nischen Energie genutzt werden 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1960: Steuerliche Gleichstellung des Betriebs von ortsfesten Gasturbinen zur Strom- und Wärmeerzeugung mit dem 
Betrieb von Dampfturbinen 

1978: Ausdehnung der Steuerbegünstigung auf ortsfeste Verbrennungsmotoren 

1992: Aus umweltpolitischen Gründen ausschließliche Förderung von Anlagen der Kraft-Wärme-Kopplung mit ei- 
nem Jahresnutzungsgrad von mindestens 60 Prozent 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Aufgrund der Begünstigung wird Mineralöl beim Verbrauch als Kraftstoff in Anlagen der Kraft-Wärme-Kopplung mit 
einem Jahresnutzungsgrad von mindestens 60 Prozent nicht mit der Kraftstoffsteuer, sondern nur mit der niedrigen 
Heizölsteuer belastet. 
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Das Steueraufkommen wird durch die Begünstigung faktisch nicht gemindert, da die volle Steuerbelastung den Einsatz 
von Mineralöl als Kraftstoff bei der Energieerzeugung verhindern würde. 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


52 

§ 3 Ahs. 5 MinöStG 

Steuerbegünstigung (Steuerfreiheit oder Steuerermäßigung) im Verwaltungs- 
wege zu Versuchszwecken auch hei unmittelharer oder mittelharer Verwendung 
von Mineralöl als Kraftstoff 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1953: Förderung von Versuchen in besonders gelagerten Einzelfällen 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Ab 1983 wurden auf Antrag jeweils befristet die Kraftstoffe steuerbegünstigt, die zu Versuchszwecken in Motoren ver- 
wendet werden, und zwar 

- auf Motorprüfständen in Höhe des vollen Mineralölsteuersatzes, 

- auf Getriebe- und Rollenprüfständen in Höhe des halben Mineralölsteuersatzes. 

Seit 1987 werden auf Antrag nur noch Versuchsvorhaben zur Entwicklung neuer, noch nicht genormter und noch nicht 
auf dem Kraftstoffmarkt eingeführter Kraftstoffe begünstigt, insbesondere aus nachwachsenden Rohstoffen, und zwar 
die befristete Verwendung solcher Kraftstoffe auf Motorprüfständen und in Fahrzeugen. 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


53 

§ 4 MinöStG 

Steuerhefreiung der hei der Mineralölherstellung zur Aufrechterhaltung des 
Betriebes verwendeten Mineralöle 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1930: Ursprünglich als Anpassung der steuerlichen Regelung an das Zollrecht gedacht (unverzollte Verarbeitung und 
Verzollung der Fertigprodukte). Bei Einführung nur für den Freihafen Hamburg von Bedeutung, da allein in 
den dortigen Freihafenbetrieben Mineralölerzeugnisse hergestellt wurden. Besondere Bedeutung erst durch 
Einführung der Heizölsteuer (1960). 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

In allen EU-Staaten sind die Betriebe der Mineralölwirtschaft entsprechend Artikel 4 Abs. 3 der RL 92/81/EWG vom 
19. Oktober 1992 steuerbeffeit. Die Aufhebung des sog. Herstellerprivilegs würde für diesen energieintensiven Wirtschafts- 
zweig zu einem erheblichen Kostenanstieg führen und ihn im internationalen Wettbewerb erheblich benachteiligen. 
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lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


54 

§ 25 MinöStG 

Steuerbefreiung oder Steuerbegünstigung für Unternehmen des Produzieren- 
den Gewerbes, der Land- und Forstwirtschaft, für Stromversorger und 

Betreiber von Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1999: Entlastung des Produzierenden Gewerbes, der Land- und Forstwirtsehaft und von Stromversorgem von der Er- 
höhung der Mineralölsteuersätze; Förderung der Einführung energiesparender Teehnologien 

Befristung 

Unbefristet 

Stellungnahme 

Kraft-Wärme-Kopplungsanlagen mit einem Monats- oder Jahresnutzungsgrad von mindestens 70 Prozent sollen we- 
gen ihres besonders hohen Energienutzungsgrades besonders gefördert werden. Die dort eingesetzten Mineralöle wer- 
den deshalb vollständig von der Mineralölsteuer befreit. Ausgenommen sind jedoch GuD-Anlagen, die nur Strom er- 
zeugen und keine Wärmeauskopplung haben. 

Für Unternehmen des Produzierenden Gewerbes und der Land- und Forstwirtschaft gilt ein einheitlicher Vergütungs- 
satz von 40 Prozent des Erhöhungsbetrages bei den Heizstoffsteuersätzen, wenn die Mineralöle zum Heizen verwendet 
werden, ln den übrigen Fällen (Einsatz in KWK-Anlagen mit einem Jahresnutzungsgrad zwischen 60 und 70 Prozent 
einschließlich GuD-Anlagen ohne Wärmeauskopplung und bei der Wärmeerzeugung zur Stromerzeugung) beträgt der 
Vergütungssatz 100 Prozent des Erhöhungsbetrages bei den Heizstoffsteuersätzen. 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


55 

§ 25 a MinöStG 

Steuerbegünstigung für Unternehmen des Produzierenden Gewerbes, die durch 
die Erhöhung der Steuersätze erheblich belastet sind 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1999: Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Mit der Regelung erhalten energieintensive Unternehmen des Produzierenden Gewerbes einen Vergütungsanspruch, 
um sie im Hinblick auf ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit nicht über einen tragbaren Selbstbehalt hinaus zu be- 
lasten. Dabei wird eine Gesamtrechnung durchgeführt, bei der die Belastung eines Unternehmens durch die Strom- 
steuer und die Erhöhung der Mineralölsteuer auf Heizstoffe mit dessen Entlastung in der Rentenversicherung (Arbeit- 
geberanteil) durch die Absenkung der Beitragssätze seit dem 1. April 1999 verglichen wird. Ist dabei die steuerliche 
Belastung höher als die Entlastung in der Rentenversicherung, wird dem Unternehmen die übersteigende Mineralöl- 
steuer zu 95 Prozent vergütet. 
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- Stromsteuer 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


56 

§ 9 Ahs. 1 Nr. 1 
StromStG 

Steuerbefreiung für Strom aus erneuerharen Energieträgern 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1999: Förderung regenerativer Energien 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Dureh die Regelung soll ein Anreiz gegeben werden, Strom aus emeuerbaren Energieträgern, wie zum Beispiel Wind- 
kraft oder Sonnenenergie, zu erzeugen. 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


57 

§ 9 Ahs. 3 

StromStG 

Steuerbegünstigung des Stroms, der von Unternehmen des Produzierenden 
Gewerbes und der Land- und Forstwirtschaft für betriebliche Zwecke ent- 
nommen wird 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1999: Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Für Unternehmen des Produzierenden Gewerbes und der Land- und Forstwirtsehaft gilt ein ermäßigter Steuersatz von 
60 Prozent des Regelsteuersatzes, wenn der Strom für betriebliehe Zwecke entnommen worden ist. 

Bis zum 3 1 . Dezember 2002 betrug der ermäßigte Steuersatz 20 Prozent des Regelsteuersatzes. 
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lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


58 

§ 10 StromStG 

Steuerbegünstigung für Unternehmen des Produzierenden Gewerbes, die durch 
die Stromsteuer erheblich belastet sind 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1999: Vermeidung von Wettbewerbsverzerrungen 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Mit der Regelung erhalten energieintensive Unternehmen des Produzierenden Gewerbes einen Vergütungsanspruch, 
um sie im Hinblick auf ihre internationale Wettbewerbsfähigkeit nicht über einen tragbaren Selbstbehalt hinaus zu be- 
lasten. Dabei wird die stromsteuerliche Belastung des Unternehmens mit dessen Entlastung in der Rentenversicherung 
(Arbeitsgeberanteil) durch die Absenkung der Beitragssätze seit dem 1. April 1999 verglichen. Ist dabei die steuerliche 
Belastung höher als die Entlastung in der Rentenversicherung, wird dem Unternehmen die übersteigende Stromsteuer 
zu 95 Prozent vergütet. 


3 Verkehr 

a. Einkommen- und Körperschaftsteuer 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


59 

§ 3 Nr. 34 EStG 

Steuerbefreiung der Zuschüsse des Arbeitsgebers zu den Aufwendungen der 
Arbeitnehmer für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte mit öffentli- 
chen Verkehrsmitteln 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1994: Förderung des öffentlichen Personennahverkehrs 

Befristung 

aufgehoben zum 1 . Januar 2004 

Stellungnahme 

Die Steuerbefreiung sollte die Bemühungen unterstützen, den öffentlichen Personennahverkehr attraktiver zu gestalten 
(z. B. durch Job-Tickets). 
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lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


60 

§ 5 a EStG 

Pauschale Gewinnermittlung hei Betrieben von Handelsschiffen im internatio- 
nalen Verkehr anhand der Schiffstonnage („Tonnagehesteuerung“) 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1999: Maßnahme zur Verbesserung der Wettbewerbslage der deutschen gegenüber ausländischen Schifffahrtsunter- 
nehmen, denen von ihren Staaten ebenfalls Vergünstigungen gewährt werden 

Befristung 

unbefristet; Berichtspflicht in zweijährigem Turnus gegenüber EU-Kommission 

Stellungnahme 

Die Maßnahme dient dem Ziel der Sicherung des Reedereistandortes Deutschland. 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


61 

§ 41 a Ahs. 4 EStG 

Teilweise Nichtahführung von Lohnsteuer hei Seeleuten 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1998: Gesetzesbeschluss; Regelung gilt ab 1999 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die Maßnahme dient dem Ziel des Erhalts einer modernen Handelsflotte unter deutscher Flagge und der Förderung der 
Beschäftigung von deutschen (EU)-Seeleuten. Zahlreichen ausländischen Schifffahrtsuntemehmen werden von ihren 
Staaten ähnliche Vergünstigungen gewährt. 
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lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


62 

§ 82 f EStDV 

Bewertungsfreiheit für Handelsschiffe, für Schiffe, die der Seefischerei dienen 
und für Luftfahrzeuge im internationalen Verkehr durch Sonderahschreihun- 
gen hei Schiffen his zu 40 v. H., hei Luftfahrzeugen his zu 30 v. H. innerhalh der 
ersten 5 Jahre 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1965: Stärkung der dem internationalen Wettbewerb besonders ausgesetzten Sehifffahrts-, Seefiseherei- und Luftver- 
kehrsuntemehmen dureh Gewährung von Sonderabsehreibungen für Seesehiffe und Luftfahrzeuge 

Befristung 

25. April 1996 (Investitionsbeginn) 

Stellungnahme 

Die Befristung beruht auf dem Jahressteuergesetz 1997; sie liegt im Rahmen des allgemeinen Abbaus von Steuerver- 
günstigungen. 

Die angegebenen Steuermindereinnahmen beziehen sich auf den Betrieb von Handelsschiffen. Angaben für Schiffe, 
die der Seefischerei dienen, und für Luftfahrzeuge liegen nicht vor. 

b. Umsatzsteuer 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


63 

§ 12 Ahs. 2 Nr. 10 
UStG 

Ermäßigter Steuersatz für Personenbeförderung im Nahverkehr 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1968: Beibehaltung der alten beförderungssteuerlichen Vergünstigung. Vermeidung von Tariferhöhungen der Ver- 
kehrsträger oder von direkten Finanzhilfen 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Der ermäßigte Steuersatz für die Personenbeförderung im öffentlichen Nahverkehr wurde geschaffen, um diesen Ver- 
kehr mit seinen vorwiegend sozialen Tarifen weiter zu begünstigen und um den besonderen Verkehrsverhältnissen in 
den Ballungsgebieten Rechnung zu tragen. Diese Gründe gelten vorerst fort. Die Weitergabe einer Erhöhung der Steuer 
auf den allgemeinen Steuersatz durch Anhebung der Fahrpreise ist problematisch, da die Kunden des öffentlichen Per- 
sonennahverkehrs sehr sensibel auf entsprechende Erhöhungen der Tarife reagieren. Ferner würde die Gefahr bestehen, 
dass sozial schwache Nutzergruppen, deren Mobilitätsbedürfnisse fast ausschließlich durch die Verkehrsangebote im 
ÖPNV bedient werden, sich die Benutzung des ÖPNV nicht mehr leisten könnten. Sie würde deshalb die in der Regel 
defizitäre Lage der Nahverkehrsträger noch verschlechtern. 
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c. Versicherungsteuer 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


64 

§ 4 Nr. 10 VersStG 

Steuerbefreiung für Versicherungen heförderter Güter gegen Verlust oder 
Beschädigung als grenzüherschreitende Transportgüterversicherung 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1. Juli 1995: Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit der inländischen Anbieter von Versicherungsleistungen, um eine 
Abwanderung dieses Versicherungsgeschäfts in das Ausland zu vermeiden. 


Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Da das Versicherungsgeschäft im Europäischen Wirtschaftsraum liberalisiert ist und zahlreiche EWR-Staaten, darunter 
Großbritannien und Frankreich, bei grenzüberschreitenden Beförderungen keine Versicherungsteuer erheben, waren 
die deutschen Anbieter von Transportgüterversicherungen unter erheblichen Wettbewerbsdruck geraten. Durch die 
Steuerbefreiung konnte die Wettbewerbsfähigkeit der inländischen Anbieter so gestärkt werden, dass eine Abwande- 
rung dieses Versicherungsgeschäfts in das Ausland mit entsprechenden Auswirkungen nicht nur auf das Aufkommen 
aus der Versicherungsteuer, sondern auch auf das aus diesem Versicherungsgeschäft entstehende Aufkommen bei den 
Ertragsteuem, nicht mehr zu befurchten ist. 


d. Kraftfahrzeugsteuer 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


65 

§ 3 Nr. 6 KraftStG 

Steuerhefreiung für Kraftomnihusse und mitgeführte Anhänger, die über- 
wiegend im Linienverkehr verwendet werden 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1955/1979: Förderung des öffentlichen Verkehrs 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Durch die Vorschriften sollen vor allem die - in der Regel Not leidenden - öffentlichen Verkehrsbetriebe begünstigt 
werden, und zwar zum Ausgleich dafür, dass der Linienverkehr dem Tarifzwang, der Betriebspflicht und der Beförde- 
mngspflicht unterliegt. Aus den gleichen Gründen wurde diese Vergünstigung auch den privaten Unternehmen einge- 
räumt. Die Gründe für die Befreiung gelten vorerst weiter. Vor dem Hintergrund der Zielsetzung dieser Steuerbefreiung 
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„Förderung des öffentliehen Verkehrs“ maeht die Steuerbefreiung nur Sinn für Kraftomnibusse und Anhänger, die 
überwiegend im Linienverkehr im Rahmen des öffentliehen Personennahverkehrs (ÖPNV) eingesetzt werden. Nur der 
ÖPNV ist unter dem Gesiehtspunkt der Daseinsvorsorge förderungswürdig. Überregionale und grenzübersehreifende 
Linienverkehre unterliegen zwar aueh der Betriebs-, BefÖrderungs- und Tarifpflieht, werden jedoeh aussehließlieh un- 
ter eigenwirtsehaftliehen, d. h. aussehließlieh kommerziellen Gesiehtspunkten betrieben. Die Tarifpflieht besteht letzt- 
lieh nur in einer Anzeige- und Genehmigungspflieht. Tarifauflagen unter sozialen oder sonstigen politisehen Gesiehts- 
punkten gibt es in diesem Bereieh nieht. Ein Grund, aueh solehe Kraftomnibusse von der Kraftfahrtzeugsteuer zu 
befreien, ist nieht ersiehtlieh. Es kann aueh nieht darauf ankommen, ob die Linienverkehre außerhalb des ÖPNV von 
öffentliehen (kommunalen, landeseigenen oder mittelbar bundeseigenen) oder privaten Unternehmen betrieben wer- 
den. 


lfd. 

Nr. 

Reehtsgrundlage 

Kennzeiehnung der steuerliehen Regelung 


66 

§ 3 Nr. 9 und § 4 
KraftStG 

Steuerbefreiung hzw. -erstattung für Fahrzeuge im Komhinierten Schien en- 
Straßen- Verkehr 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1972: Förderung des Kombinierten Verkehrs 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die Steuervergünstigungen tragen zu einer Entlastung der Straßen bei. 


lfd. 

Nr. 

Reehtsgrundlage 

Kennzeiehnung der steuerliehen Regelung 


67 

§ 3 h KraftStG 

Zeitlich hefristete Steuerhefreiung für besonders schadstoffreduzierte und 
verbrauchsgünstige Personenkraftwagen 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1. Juli 1997: Förderung für naeh neuesfem teehnisehen Stand emissionsarme und verbrauehsgünstige Personen- 
kraftwagen 


Befristung 

Auslaufen der Förderung 31. Dezember 2005 

Stellungnahme 

Dureh die Steuerbefreiung soll ein Anreiz gegeben werden, mögliehst sehnell besonders sehadstoffreduzierte und ver- 
brauehsgünstige Personenkraftwagen zu entwiekeln und zu kaufen. 

Der Steuerbefreiung stehen Steuererhöhungen für Alffahrzeuge mif der Folge kurzfristiger Steuermehreinnahmen ge- 
genüber; mittelfristig soll Aufkommensneutralität eintreten. 
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lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


68 

§ 3 d KraftStG 

Zeitlich hefristete Steuerhefreiung für neue Personenkraftwagen mit Elektro- 
antrieh 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1. Januar 1990 (ergänzt durch gesetzliche Maßnahmen in 1990, 1991 sowie durch Steueränderungsgesetz 1992): För- 
derung der lokal umweltfreundlichen Elektrofahrzeuge, insbesondere für den Flotteneinsatz in Innenstädten. 

Befristung 

Durch das Steueränderungsgesetz 1992 ist ab 1. August 1991 wieder eine befristete Steuerbefreiung für Elektro-Pkw 
(Dauer des Befreiungszeitraums 5 Jahre) eingeführt worden. Diese Förderungsmaßnahme ist unbefristet. 

Stellungnahme 

Durch die Steuerbefreiung soll ein Teil der Mehrkosten, die durch freiwillige Anschaffung und den Betrieb von Perso- 
nenkraftwagen mit Elektroantrieb entstehen, ausgeglichen werden. Durch die steuerliche Förderung der Elektro-Pkw 
soll ein Anreiz gegeben werden, diese am Einsatzort frei von Abgasen einsetzbaren Fahrzeuge vermehrt zu entwickeln 
und zu kaufen. 

Der Steuerbefreiung stehen Steuersatzerhöhungen für nicht schadstoffarme Personenkraftwagen mit der Folge kurz- 
fristiger Steuermehreinnahmen gegenüber; mittelfristig soll Aufkommensneutralität eintreten. 

Die Haushaltsausfälle der Länder hierfür liegen unter 1 Mio. Euro jährlich. Nach Ablauf der Steuerbefreiung gilt eine 
ermäßigte Besteuerung (vgl. lfd. Nr. 69). 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


69 

§ 9 Ahs. 2 KraftStG 

Ermäßigung der Kraftfahrzeugsteuer um 50 v.H. für Elektrofahrzeuge 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1972/1979: Förderung der lokal umweltfreundlichen Elektrofahrzeuge, insbesondere für den Flotteneinsafz in fnnen- 
sfädfen. 


Befristung 

unbefristet 


Stellungnahme 

Die Gründe für die Steuervergünstigung für Elektrofahrzeuge bestehen vorerst fort; Elektro-Pkw erhalten darüber hi- 
naus eine befristete Steuerbefreiung (vgl. lfd. Nr. 68). 
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lfd. 

Nr. 

Reehtsgrundlage 

Kennzeiehnung der steuerliehen Regelung 


70 

§ 10 KraftStG 

Nichterhehung der Steuer für üherzählige Kraftfahrzeuganhänger (auf 

Antrag) 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1. Juli 1979: Freistellung zum Abbau von Wettbewerbsverzerrungen, insbesondere im internationalen Verkehr 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die Gründe für die Steuervergünstigung bestehen fort. 

e. Mineralölsteuer 


lfd. 

Nr. 

Reehtsgrundlage 

Kennzeiehnung der steuerliehen Regelung 


71 

§ 3 Ahs. 1 Nrn. 1 a 
und 2 MinöStG 

Steuerbegünstigung für Flüssiggas und Erdgas, das in Fahrzeugen verwendet 
wird 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1995: Förderung des vermehrten Einsatzes von gasbetriebenen Fahrzeugen aus umweit- und klimapolitisehen Grün- 
den 

2003 : Verlängerung der Befristung für Erdgasfahrzeuge 

Befristung 

3 1 . Dezember 2009 für Flüssiggas 
3 1 . Dezember 2020 für Erdgas 


Stellungnahme 

Die Befristung der als Ansehubhilfe zur Förderung einer neuen Teehnologie gedaehten Begünstigung ist voll ausrei- 
ehend. Sie entsprieht dem Grundsatz der Bundesregierung, Subventionen generell zu befristen. 
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lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


72 

§ 4 Abs. 1 Nr. 3 Mi- 
nöStG 

Steuerbefreiung für Luftfahrtbetriebsstoffe, die von Luftfahrtunternehmen für 
die gewerbsmäßige Beförderung von Personen, Sachen oder für die entgeltliche 
Erbringung von Dienstleistungen verwendet werden 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1953: Förderung des Luftverkehrs 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die Begünstigung des gewerbliehen inländisehen Flugverkehrs ist abzubauen. Wegen des erreiehten Entwieklungs- 
standes ist diese gegenüber dem mit Mineralölsteuer belasteten Straßenverkehr und Sehienenverkehr mit Dieselloko- 
motiven nieht mehr gereehtfertigt. Zur Vermeidung von Wettbewerbsnaehteilen für die deutsehe Luftfahrt wird in Zu- 
sammenarbeit mit den anderen EU-Staaten eine einheitliehe Lösung für die Gemeinsehaft angestrebt. 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


73 

§ 4 Abs. 1 Nr. 4 Mi- 
nöStG 

Steuerbefreiung von Schweröl als Betriebsstoff für die gewerbliche Binnen- 
schifffahrt 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1930/1962: Angleiehung der Wettbewerbsverhältnisse der auf anderen Wasserstraßen verkehrenden Sehifffahrt an die 
aufgrund internationaler Verträge für das Rheinstromgebiet geltende Abgabenbefreiung 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Betriebsstoffe für in der gewerbliehen Sehifffahrt eingesetzte Sehiffe, die auf dem Rheinstromgebiet und auf bestimm- 
ten anderen Wasserstraßen verkehren, sind z. Z. aufgrund internationaler Abkommen von Abgaben befreit; der Verkehr 
auf anderen Wasserstraßen ist gleiehgestellt. Wegen der Mineralölsteuerbelastung des Straßenverkehrs und des Sehie- 
nenverkehrs mit Diesellokomotiven ist diese Begünstigung nieht mehr gerechtfertigt. Sie ist auch zur Einschränkung 
des Ölverbrauchs abzubauen, und zwar für den Verkehr auf allen Wasserstraßen, weil die Beibehaltung der Begünsti- 
gung für den Verkehr auf einigen Binnenwasserstraßen der EU zur einseitigen Begünstigung bestimmter Schifffahrts- 
bereiche führen würde. Eine räumliche Abgrenzung der Begünstigung wäre auch wegen der vielfachen Übertrittsmög- 
lichkeiten im Binnenwasserstraßennetz in der Praxis nicht oder nur mit kostspieligem Verwaltungsaufwand möglich. 
Wegen der bestehenden Abkommen und der unterschiedlichen Besteuerung des Schiffsverkehrs in der Gemeinschaft 
wird eine Lösung in Zusammenarbeit mit den anderen EU-Staaten und Vertragsstaaten angestrebt. 
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lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerliehen Regelung 


74 

§ 25 Ahs. 1 Nr. 4 a 
MinöStG 

Steuerbegünstigung für den öffentlichen Personennahverkehr 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

2000: Sicherung und Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit des öffentlichen Personennahverkehrs 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die Steuererhöhungen auf Kraftstoffe seit dem 1 . Januar 2000 werden für Kraftfahrzeuge und Sehienenbahnen im öf- 
fentliehen Personennahverkehr auf die Hälfte reduziert. Die Begünstigung ist am 15. Februar 2000 in Kraft getreten. 
Mit Wirkung vom 1. Januar 2003 betrug die Begünstigung nur noeh etwas mehr als 40 Prozent. 

f. Stromsteuer 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerliehen Regelung 


75 

§ 9 Ahs. 2 Nr. 2 
StromStG 

Steuerbegünstigung für Strom für den Fährbetrieb im Schienenbahnverkehr 
mit Ausnahme der betriebsinternen Werkverkehre und Bergbahnen oder den 
Verkehr mit Oberleitungsomnibussen 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1999. Entlastung des Sehienenbahnverkehrs und des Verkehrs mit Oberleitungsomnibussen bei der Stromsteuer 

Befristung 

unbefristet 


Stellungnahme 

Ermäßigter Steuersatz zur Entlastung des Schienenbahnverkehrs und des Verkehrs mit Oberleitungsomnibussen 
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4 Wohnungswesen und Städtebau 


lfd. 

Nr. 

Reehtsgrundlage 

Kennzeiehnung der steuerliehen Regelung 


76 

§ 3 Nr. 59 EStG 

Steuerhefreiung der Mietpreisvorteile, die Arheitnehmern im Rahmen ihres 
Dienstverhältnisses zufließen, soweit sie die Vorteile aus einer entsprechenden 
Förderung im sozialen Wohnungshau nicht üherschreiten 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1994: Förderung des sozialen Wohnungsbaus, Sehaffung einer gesetzliehen Grundlage für die steuerliehe Behand- 
lung 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die Mietvorteile, die sieh aus einer verbilligten Überlassung einer (Werks-) Wohnung an den Arbeitnehmer ergeben, 
sollen steuerfrei bleiben, soweit sie die Vorteile aus einer entspreehenden Förderung naeh dem Zweiten Wohnungsbau- 
gesetz nieht übersehreiten. 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


77 

§ 7 h EStG 

Erhöhte Absetzungen hei Gebäuden in Sanierungsgebieten und städtebaulichen 
Entwicklungsbereichen in Höhe von jährlich bis zu 9 v. H. für 8 Jahre und bis 
zu 7 V. H. für weitere 4 Jahre; bis 2003: 10 Jahre bis zu 10 v. H. der begünstigten 
Aufwendungen 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1991 : Förderung der Modernisierung und Instandsetzung von Altbausubstanz in Sanierungsgebieten und städtebauli- 
ehen Entwieklungsbereiehen; Naehfolgeregelung zu § 82 g EStDV 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die erhöhten Absetzungen sollen die Finanzierung bestimmter Ansehaffungs- und Herstellungskosten bei Gebäuden in 
Sanierungsgebieten und städtebauliehen Entwieklungsbereiehen erleiehtem und zur Erhaltung vielfaeh vom Verfall be- 
drohter städtebaulieh wertvoller Altbausubstanz anregen. 
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lfd. 

Nr. 

Reehtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


78 

§ 7 1 EStG 

Erhöhte Absetzungen hei Baudenkmalen in Höhe von jährlich his zu 9 v. H. für 

8 Jahre und his zu 7 v. H. für weitere 4 Jahre der begünstigten Aufwendungen 
(bis 2003: jährlich bis zu 10 v. H. für 10 Jahre) 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1991: Förderung der Erhaltung und sinnvollen Nutzung von kulturhistoriseh wertvollen Gebäuden; Naehfolgerege- 
lung zu § 82 i EStDV 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die erhöhten Absetzungen naeh § 7 i EStG sollen die Finanzierung bestimmter Ansehaffungs- und Herstellungskosten 
bei Baudenkmalen erleiehtem und zur Erhaltung vielfaeh vom Verfall bedrohter kulturhistoriseh wertvoller Gebäude 
anregen. 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


79 

§ 10 e EStG 

Steuerbegünstigung des selbstgenutzten Wohneigentums durch 
- Abzugsbeträge bei Herstellung, Anschaffung, Ausbau oder Erweiterung; es 
gilt ab 1992 eine Einkunftsgrenze 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1987: Förderung der zu eigenen Wohnzweeken genutzten Wohnung im eigenen Haus 

Befristung 

31. Dezember 1995 (Bauantrag, Kaufvertrag) 

Stellungnahme 

§ 10 e EStG hat als Naehfolgeregelung den § 7 b EStG ab 1987 fortgesetzt. Dabei ist die Förderung zum einen auf das 
vom Eigentümer zu eigenen Wohnzweeken genutzte Wohneigentum besehränkt und zum anderen als Sonderausgaben- 
Abzug ausgestaltet worden. 

Die Abzugsbeträge wurden dureh eine progressionsunabhängige Zulage naeh dem Eigenheimzulagengesetz ersetzt 
(vgl. lfd. Nr. 83). 
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lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


80 

§ 10 f EStG 

Steuerbegünstigung für seihst genutzte Baudenkmale und Gebäude in Sanie- 
rungsgebieten und städtebaulichen Entwicklungsbereichen in Höhe von jähr- 
lich bis zu 9 V. H. der begünstigten Aufwendungen 
(bis 2003: lOv.H.) 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1991: Im Bereich des selbstgenutzten Wohneigentums Förderung der Erhaltung und sinnvollen Nutzung von kultur- 
historisch wertvollen Gebäuden und Förderung der Modernisierung und Instandsetzung von Altbauwohnungen 
in Sanierungsgebieten und städtebaulichen Entwicklungsbereichen; Nachfolgeregelung zu § 52 Abs. 21 Satz 7 
EStG 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die für Maßnahmen i. S. d. §§ 7 h, 7 i EStG (lfd. Nm.77, 78) an vermieteten Gebäuden gewährten Steuervergünstigun- 
gen sollen mit der gleichen Zielsetzung auch bei eigengenutzten Gebäuden beansprucht werden können. 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


81 

§ 10 g EStG 

Steuerbegünstigung für schutzwürdige Kulturgüter, die weder zur Einkunfts- 
erzielung noch zu eigenen Wohnzwecken genutzt werden, in Höhe von jährlich 
bis zu 9 V. H. der begünstigten Aufwendungen 
(bis 2003: bis zulOv.H.) 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1992: Förderung der Erhaltung schutzwürdiger Kulturgüter; Nachfolgeregelung zu entsprechenden Verwaltungsrege- 
lungen 

Befristung 

unbefristet 


Stellungnahme 

Der Sonderausgaben-Abzug nach § 10 g EStG soll die Finanzierung bestimmter Aufwendungen für Herstellungs- und 
Erhaltungsmaßnahmen bei schutzwürdigen Kulturgütern erleichtern und zur Erhaltung dieser Kulturgüter anregen. 
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lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


82 

§ 34 f EStG 

Baukindergeld bei Inanspruchnahme von Abzugsbeträgen nach § 10 e EStG 
von 512 Euro/Kind (vor 1990: 383 Euro) 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1981: Wohnungs- und familienpolitische Ziele 

Befristung 

31. Dezember 1995 (Bauantrag, Kaufvertrag) 

Stellungnahme 

Mit dem Gesetz zur Neuregelung der steuerrechtlichen Wohneigentumsförderung vom 15. Dezember 1995 wurde die 
Kinderkomponente in das Eigenheimzulagengesetz in Form einer Kinderzulage einbezogen (vgl. Nr. 85). 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 

1 1 

1 1 

1 1 


83 


§ 9 Ahs. 2 EigZulG 


Grundförderung 

(es gilt eine Einkunftsgrenze) 

- Förderung des selhstgenutzten Wohneigentums über 8 Jahre durch Zahlung 
einer progressionsunahhängigen Zulage von jährlich his zu 2 556 Euro für 
Neuhauten, Ausbauten und Erweiterungen sowie einer Zulage bis zu 
1 278 Euro für den Erwerb von Altbauten 

Ab 1.1.2004: Zulage von jährlich bis zu 1 250 Euro für Neu- und Altbauten 

- Für Ausbauten und Erweiterung ab 1997 (Antrag auf Baugenehmigung) 
Einschränkung der Zulage auf jährlich höchstens 1 278 Euro und Begren- 
zung der Grundförderung und der Kinderzulage über acht Jahre auf insge- 
samt 50 V. H. der Baukosten 

Ab 1.1.2004: (Bauantrag) keine Förderung von Ausbauten und Erweiterun- 
gen mehr 

- Zulage für den Erwerb von Geschäftsanteilen an einer Wohnungsbaugenos- 
senschaft von jährlich bis zu 1 227 Euro 

Ab 1.1.2004: Zulage von jährlich bis zu 1 200 Euro 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1995: Durch Umstellung auf eine progressionsunabhängige Förderung ab 1996 soll vor allem auch sog. Schwellen- 
haushalten die Bildung von Wohneigentum ermöglicht werden 

Befristung 

3 1 . Dezember 2005 (Bauantrag, Kaufvertrag, Beitritt zu einer Genossenschaft) 

Stellungnahme 

Das Eigenheimzulagengesetz ersetzt die bisherige Wohneigentumsförderung nach § 10 e EStG und § 10 h EStG. 

Mit dem Gesetz zur Änderung des Wohngeldgesetzes und anderer Gesetze vom 22. Dezember 1999 wurden die Ein- 
kommensgrenzen auf jährlich 40 903 Euro/81 807 Euro sowie 15 339 Euro pro Kind abgesenkt. 
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Mit dem Haushaltsbegleitgesetz 2004 vom 29. Dezember 2003 wurden folgende Regelungen getroffen: 

- Neubauten und Bestandserwerb werden einheitlieh gefördert. Für Ausbauten und Erweiterungen erfolgt keine För- 
derung mehr. 

- Der Fördergrundbetrag beträgt über den Förderzeitraum von aeht Jahren jährlieh 1 v. H. der Bemessungsgrundlage, 
höchstens 1 250 Euro, die Kinderzulage 800 Euro. 

- Bemessungsgrundlage für den Fördergrundbetrag sind neben den Anschaffungs- und Herstellungskosten des Ge- 
bäudes und des Grund und Bodens auch Aufwendungen für Modemisierungsmaßnahmen, die innerhalb von zwei 
Jahren nach der Anschaffung durchgeführt werden. 

- Die Einkunftsgrenze wird für den zu befrachfenden Zweijahreszeifraum (Erstjahr und Vorjahr) auf 70 000 Euro für 
Alleinsfehende sowie 140 000 Euro für Verheiratete abgesenkt. Für jedes Kind erhöht sich dieser Betrag um 
30 000 Euro. Maßgebend ist hierfür nichf mehr der Gesamfbetrag der Einkünfte, sondern die Summe der positiven 
Einkünfte. 

- Die Förderung des Erwerbs von Genossenschaftsanteilen erfolgt nur, wenn der Anspruchsberechtigte spätestens im 
letzten Jahr des Förderzeitraumes mit der Nutzung einer Genossenschaftswohnung zu eigenen Wohnzwecken be- 
ginnt. 

Mit dem Gesetz zur Abschaffung der Eigenheimzulage vom 22. Dezember 2005 wurde die Eigenheimzulage für Neu- 
fälle ab 1. Januar 2006 abgeschafft. 

Unberührt bleiben alle bis zum 31. Dezember 2005 von der Förderung noch erfassten Sachverhalte. Somit wird nicht 
in langjährigen Planungen eingegriffen: Wer Wohneigentum schon hergestellt oder erworben hat oder einer Genossen- 
schaft beigetreten ist oder bis zum 3 1 . Dezember 2005 mit der Herstellung begonnen oder bis zu diesem Zeitpunkt den 
notariellen Kaufvertrag abgeschlossen hat oder einer Genossenschaft beigetreten ist, erhält die Förderung nach den bis- 
herigen Regelungen des Eigenheimzulagengesetzes, sofern die weiteren rechtlichen Voraussetzungen für die Inan- 
spruchnahme der Eigenheimzulage erfüllt sind. 


lfd. 

Nr. 


Rechtsgrundlage 


Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


84 

§ 9 Ahs. 3 und 4 

Ökologische Zusatzförderung für 


EigZulG 

- energiesparende Maßnahmen in Höhe von jährlich 2 v. H. der Herstellungs- 



kosten, höchstens 256 Euro 



- Niedrigenergiehäuser von jährlich 205 Euro 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

vgl. lfd. Nr. 83 

Befristung 

1996 bis 1998 (Fertigstellung/ Anschaffung). Durch das Gesetz zur Änderung des EigZulG und anderer Gesetze vom 
19. Dezember 2000 (BGBl. 1 S. 1810) ist die Maßnahme nochmals bis Ende 2002 verlängert worden. 

Angesichts des Zusammenhangs zwischen Auslaufen der ökologischen Zusatzförderung nach § 9 Abs. 3 und 4 
EigZulG und Inkrafttreten der Energieeinsparverordnung vom 16. November 2001, BGBl. 1 S. 3085 zum 1. Februar 
2002 ist für die Weiferführung oder Neuregelung einer derartigen Förderung kein Raum. 

Stellungnahme 

vgl. Nr. 83 
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lfd. 

Nr. 

Reehtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


85 

§ 9 Ahs. 5 EigZulG 

Kinderzulage 

- im Zusammenhang mit selhstgenutztem Wohneigentum: 767 Euro/Kind 

Ah 1.1.2004: 800 Euro/Kind 

- im Zusammenhang mit dem Erwerh von Genossenschaftsanteilen: 

256 Euro/Kind 

Ah 1.1.2004: 250 Euro/Kind 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

vgl. lfd. Nr. 83 

Befristung 

3 1 . Dezember 2005 (Bauantrag, Kaufvertrag, Beitritt zu einer Genossensehaft) 

Stellungnahme 

vgl. lfd. Nr. 83. Die Kinderzulage naeh dem Eigenheimzulagengesetz löst die Kinderkomponente des § 34 f EStG ab. 

5 Sparförderung und Vermögensbildung 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


86 

§ 10a EStG/Ah- 
schnitt XI des EStG 
(§§ 79-99 EStG 

Förderung der privaten kapitalgedeckten Altersvorsorge durch Zulagen 
(Fördervolumen) 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1. Januar 2002: Ziel der staatlieh geförderten Eigenvorsorge ist der Aufbau einer kapitalgedeekten Altersvorsorge 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Zum Aufbau einer zusätzliehen kapitalgedeekten Altersvorsorge („Riester-Rente“) wurde im Rahmen des Altersver- 
mögensgesetzes mit Wirkung zum 1 . Januar 2002 neben dem bereits bestehenden und dureh das Alterseinkünftegesetz 
zwisehenzeitlieh modifizierten Sonderausgabenabzug für Vorsorgeaufwendungen naeh § 10 EStG ein neuer zusätzli- 
eher Sonderausgabenabzugsbetrag eingeführt (§ 10a EStG). Dieser wird ergänzt um eine progressionsunabhängige Zu- 
lage, die es aueh den Beziehern kleiner Einkommen und kinderreiehen Familien ermöglieht, eine staatlieh geförderte 
Altersvorsorge aufzubauen. 
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lfd. 

Nr. 

Reehtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


87 

§ 19 a EStG 

Lohn- hzw. Einkommensteuerhefreiung für den hei der unentgeltlichen oder 
verhilligten Üherlassung von Vermögensheteiligungen eingeräumten Vorteil, 
soweit er jährlich 135 Euro und die Hälfte des Werts der Vermögensheteili- 
gungen nicht übersteigt 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1984: Förderung der Vermögensbildung bei Arbeitnehmern 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Dureh die Regelung soll die Beteiligung der Arbeitnehmer am Produktivkapital gefördert werden. 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


88 

§ 20 Ahs. 4 EStG 

Gewährung eines Sparer-Freihetrages hei Einkünften aus Kapitalvermögen 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

- 1974 erstmalige Einführung in Höhe von 300 DM bzw. 600 DM (Alleinsfehende/Verheirafefe). Der Gesefzgeber 
hielt es für gereehtfertigt, Kapifalerfräge aus einem besfimmfen Soekelvermögen „zu sehonen“ um die „besonders 
förderungswürdige eigenverantwortliehe Vorsorge der Bürger dureh Sparen künftig zu erhalten“. 

- 1 990 Verdoppelung der Freibeträge auf 600 DM bzw. 1 200 DM als Anpassung an die allgemeine Einkommens- 
und Vermögensentwieklung. 

- 1992 Erhöhung auf 6 000 DM bzw. 12 000 DM. Die massive Erhöhung erfolgte als Konsequenz aus der Entsehei- 
dung des Bundesverfassungsgeriehts, mit der der Gesetzgeber zu einer umfassenden Neuregelung der Besteuerung 
der Kapitaleinkünfte verpfliehtet wurde. 

- Ab dem Jahr 2000 Halbierung von 6 000 DM/12 000 DM auf 3 000 DM/6 000 DM (Alleinstehende/Verheiratete) 
bzw. 1 550 Euro/3 100 Euro. Die Absenkung stand im Zusammenhang mit der Streiehung bzw. Absenkung weiterer 
Freibeträge und war wegen des Grundsatzes geboten, die versehiedenen Einkunftsarten (z. B. Einkünfte aus nieht- 
selbständiger Arbeit, Einkünfte aus Kapifalvermögen) gleiehmäßig zu besfeuem. Sie dienfe der Finanzierung einer 
spürbaren und durehgängigen Absenkung des Einkommensfeuerfarifs, von der aueh Sparer profitieren. 

- Ab 2004 Absenkung von 1 550 Euro bzw. 3 100 Euro auf 1 370 Euro/2 740 im Rahmen des Haushaltsbegleitgesetz 
2004 aufgrund von Vorsehlägen der Koch-Steinbrüek-Liste zum Subventionsabbau. 

Befristung 

unbefristet 

Es ist eine weitere Absenkung von 1 370 Euro/2 740 Euro auf 750 Euro/1 500 Euro ab 2007 geplant. 
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Stellungnahme 

Gründe für die Beibehaltung eines Sparer-Freibetrages in gewisser Höhe bestehen weiterhin. Die Einkünfte aus Kapi- 
talvermögen unterliegen mit dem Nominalwert (= Nennwert) der Besteuerung; je geringer der Freibetrag ist, desto 
weniger wird der Berücksichtigung eines „gerechten“ Inflationsausgleichs Rechnung getragen. Nach dem Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts zur Zinsbesteuerung vom 27. Juni 1991 ist der Gesetzgeber jedoch gehalten, die Geldwert- 
abhängigkeit und damit die gesteigerte Inflationsanfalligkeit der Einkunftsart Kapitalvermögen zu berücksichtigen. 


lfd. 

Nr. 

Rechfsgrundlage 

Kennzeichnung der sfeuerlichen Regelung 

1 1 

1 1 

1 1 


89 


§ 13 des 5. VermBG 


Arbeitnehmer-Sparzulage bei Anlage vermögenswirksamer Leistungen bis zu 
bestimmten Einkommensgrenzen (ab 1999 17 900 Euro/35 800 Euro zu versteu- 
erndes Einkommen für alleinstehende/verheiratete Arbeitnehmer). Ab 1999 
zwei Förderkörbe: Für Anlagen in Vermögensbeteiligungen beträgt die Sparzu- 
lage 18 V. H. bis zu einem Anlagehöchstbetrag von 400 Euro im Jahr, die Spar- 
zulage für das Bausparen und ähnliche Anlageformen beträgt 9 v. H. bis zu 
einem Anlagehöchstbetrag von 470 Euro im Jahr. Beide Förderkörbe können 
nebeneinander in Anspruch genommen werden. 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1961 (1. VermBG): Förderung der Vermögensbildung bei Arbeitnehmern als Steuervergünstigung, seit 3. VermBG 
(1971) als Arbeitnehmer-Sparzulage 


Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Durch die Arbeitnehmer-Sparzulage für vermögenswirksame Leistungen soll die Vermögensbildung in Arbeitnehmer- 
hand verbessert und die Verteilung der Vermögen gleichmäßiger werden. Gefördert werden insbesondere Anlagefor- 
men, die eine stärkere Beteiligung der Arbeitnehmer am Produktivkapital ermöglichen, sowie das Bausparen. 


6 Übrige Steuervergünstigungen 
a. Einkommen- und Körperschaftsteuer 


lfd. 

Nr. 

Rechfsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


90 

§ 3 b EStG 

Steuerbefreiung der gesetzlichen oder tariflichen Zuschläge für Sonntags-, Fei- 
ertags- und Nachtarbeit; ab 1. Januar 1971 Steuerbefreiung auch der auf Ein- 
zelarbeitsverträgen oder Betriebsvereinbarungen beruhenden o. a. Zuschläge 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1940 (1947 Wiedereinführung mif späferen Verbesserungen): Arbeifsmarkf- und sozialpolitische Erwägungen 








Drucksache 16/1020 


-252- 


Deutscher Bundestag - 1 6. Wahlperiode 


Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die Steuerbefreiung berüeksiehtigt, dass Sonntags-, Feiertags- und Naehtarbeit sowohl im öffentliehen als aueh im pri- 
vaten Bereieh nieht nur unvermeidbar ist, sondern dass an dieser Arbeit aueh ein Allgemeininteresse besteht. 

Dureh das Steueränderungsgesetz 2003 wurde geregelt, dass für naeh dem 3 1 . Dezember 2003 endende Lohnzahlungs- 
zeiträume und zufließende sonstige Bezüge, der in einen Stundenlohn umzureehnende Grundlohn mit höehstens 
50 Euro anzusetzen ist. 


lfd. 

Nr. 

Reehtsgrundlage 

Kennzeiehnung der steuerliehen Regelung 


91 

§ 18 Ahs. 3 EStG 

Für Steuerpflichtige über 55 Jahre oder mit Berufsunfähigkeit: 

Freihetrag von 51 200 Euro his 2003; ah 2004: 45 000 Euro für Veräußerungs- 
gewinne his 154 000 Euro; ah 2004: 136 000 Euro (mit Härteklausel) 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1954: Steuererleiehterung bei der Veräußerung oder Aufgabe kleinerer Betriebe 

1984: Erhöhung des Freibetrags und der Gewinngrenze für Steuerpfliehtige über 55 Jahre oder mit Berufsunfähigkeit 
1996: Änderung dureh Jahressteuergesetz 
200 1 : Änderung dureh Steuersenkungsgesetz 

2004: Absenkung des Freibetrages dureh Haushaltsbegleitgesetz vom 29. Dezember 2003 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Aufgrund des Freibetrages des § 16 Abs. 4 EStG bleiben Gewinne aus der Veräußerung oder Aufgabe kleinerer Be- 
triebe in bestimmten Fällen steuerfrei. Veräußerungsgewinne, die anläßlieh der Betriebsveräußerung wegen Alters oder 
bei Berufsunfähigkeit entstehen, können in einem stärkeren Maße für die Alfersversorgung der ausseheidenden Be- 
triebsinhaber verwendet werden. 


lfd. 

Nr. 

Reehtsgrundlage 

Kennzeiehnung der steuerliehen Regelung 


92 

§ 37a EStG 

Pauschalierung der Einkommensteuer bei Prämien aus Kundenbindungs- 
programm 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

Inkrafttreten grds. zum 28. Dezember 1996. Die Vorsehrift war jedoeh aueh auf Prämien anzuwenden, die vor dem 
1. Januar 1997 gewährt worden sind; abweiehend davon konnte die Pausehbesteuerung aueh für zurüekliegende Zeit- 
räume genehmigt werden, wenn der Antrag bis zum 30. Juli 1997 gestellt wurde (§ 52 Abs. 2g EStG a. F.). 
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Möglichkeit der Übernahme von Steuern in pauschalierter Form für die Kunden, die aus einem Kundenbindungspro- 
gramm geldwerte Vorteile erlangen, die teilweise einkommensteuerpflichtig wären. Durch die Einfühmng dieser syste- 
matisch neuen Möglichkeit der pauschalierten Steuerübemahmen (kombiniert mit dem Steuerfreibetrag des § 3 Nr. 38 
EStG) sollte der Schutz der deutschen Anbieter von Kundenbindungsprogrammen (insbesondere deutsche Fluggesell- 
schaften, Anwender soweit bekannt nur Lufthansa) vor Wettbewerbsnachteilen im internationalen Wettbewerb erreicht 
werden. Die ausländischen Mitbewerber konnten solche Kundenbindungsprogramme anbieten, ohne dass ihre Kunden 
nachträglich mit einer Besteuemng der geldwerten Vorteile aus den Kundenbindungsprogrammen rechnen mussten. 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die Übernahme der pauschalierten Steuer bildet eine Ausnahme im System des EStG, da der Zuwendende die Steuer 
trägt und nicht der in seiner wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit gestärkte Empfänger. Der für die Pauschalsfeuer ange- 
sefzte niedrige Steuersafz von 2,25 Prozent ist nur im Zusammenhang mit dem in § 3 Nr. 38 EStG geregelten Steuer- 
freibetrag für die Vorteile aus Kundenbindungsprogrammen und der Bemessungsgmndlage (Wert der gesamten Prä- 
mien des Kundenbindungsprogramms) vertretbar. Trotz der systemfremden Konsfmktion des § 37a ESfG gab es 
wiederholf Überlegungen, die Übernahme von Sfeuem durch den Zuwendenden mif abgelfender Wirkung für den 
Empfänger in anderen Fällen der Zuwendung von Dritten gesetzlich zuzulassen. 


b. Gewerbesteuer 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrandlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


93 

§ 3 Nr. 13 GewStG 

Steuerbefreiung bestimmter privater Schulen und anderer allgemeinbildender 
Einrichtungen 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1971: Stärkung der Leistungsfähigkeit der privaten Bildungsträger und Förderang eines modernen, den bildungspoli- 
tischen Anfordemngen unserer Zeit genügenden Privatschulwesens 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die Gründe, die für die Einfühmng der Befreiungsvorschrift maßgebend waren, besfehen vorersf fort. 
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c. Umsatzsteuer 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 

1 1 

1 1 

1 1 


94 


§ 12 Abs. 2 Nrn. 1 
und 2, Anlage 
Nrn. 49, 53 und 54, 
sowie § 12 Abs. 2 
Nr. 7 UStG 


Ermäßigter Steuersatz für kulturelle und unterhaltende Leistungen (Bücber, 
Zeitungen und andere Erzeugnisse des graphischen Gewerbes, Kunstgegen- 
stände und Sammlungsstücke, kulturelle Einrichtungen, Filmwirtschaft, Ein- 
räumung, Übertragung und Wahrnehmung urheberrechtlicher Nutzungs- 
rechte, Zirkusunternehmen, Schausteller und zoologische Gärten) 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1968: Förderung kultureller Entwieklungen und des Bildungsbereiehs dureh gezielte Umsatzsteuerermäßigungen. 
Abwendung einer dureh den allgemeinen Steuersatz entstehenden Mehrbelastung gegenüber dem früheren 
Umsatzsteuerreeht. 

1980: Erweiterung auf Leistungen der Kammermusikensembles und Chöre. 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Für die Einführung und Erweiterung der Steuervergünstigung waren vorwiegend bildungs- und kulturpolitisehe 
Gründe maßgebend, die vorerst Fortbestehen. Ohne die Vergünstigungen ergäbe sieh zudem ein Missverhältnis gegen- 
über den kulturellen Einriehtungen der öffentliehen Hand sowie den öffentlieh-reehtliehen Rundfunk- und Femseh- 
anstalten, deren Leistungen grundsätzlieh nieht besteuert werden. 


lfd. 

Nr. 

Rechtsgrundlage 

Kennzeichnung der steuerlichen Regelung 


95 

§ 12 Abs. 2 Nr. 6 
UStG 

Ermäßigter Steuersatz für die Umsätze aus der Tätigkeit als Zahntechniker 
sowie für die Lieferungen und Wiederherstellungen von Zahnprothesen 
und kieferorthopädischen Apparaten durch Zahnärzte 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1968: Steuerliche Entlastung des Gesundheitsbereichs aus sozial- und gesundheitspolitischen Gründen 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Die früheren Umsatzsteuerermäßigungen nach § 12 Abs. 2 Nr. 5 und Nr. 6 Buchst, a UStG für die Umsätze der Ange- 
hörigen freier Berufe aus freiberuflicher Tätigkeit sowie für die ihrer Art nach freiberuflichen Umsätze anderer Unter- 
nehmer sind durch Artikel 36 Nr. 3 des 2. Haushaltsstrukturgesetzes mit Wirkung vom 1. Januar 1982 gestrichen wor- 
den. 
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Beibehalten worden ist im Interesse der Kostendämpfung im Gesundheitsbereieh lediglieh die Steuerermäßigung für 
die Umsätze der Zahnteehniker und für die steuerpfliehtigen Prothetikumsätze der Zahnärzte. 

EU-reehtlieh ist für diese Leistungen eine Umsatzsteuerbefreiung vorgesehen. Die Leistungen werden derzeit lediglieh 
auf Grund einer gemeinsehaftsreehtliehen Übergangsregelung besteuert. 


d. Versicherungsteuer 


lfd. 

Nr. 

Reehtsgrundlage 

Kennzeiehnung der steuerliehen Regelung 


96 

§ 4 Nr. 5 VersStG 

Steuerbefreiung für Sozial-, Lehens-, Kranken-, Invaliditäts-, Alters- und 
Pflegeversicherungen 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1959: Gleiehstellung mit Sozialversieherung 

1994: Erweiterung für Pflegeversieherungen im Sinne des Pflege- Versieherungsgesetzes 

Befristung 

unbefristet 

Stellungnahme 

Es handelt sieh zum Teil (z. B. bei der gesetzliehen Sozial- oder Krankenversieherung) um Pfliehtversieherungen aus 
sozialen Gründen. Teilweise sind es freiwillige Versieherungen, die überwiegend von solehen Personen abgesehlossen 
werden, die nieht unfer die gesefzliehe Sozialversieherungspflieht fallen. Die freiwilligen Altersvorsorgeversieherun- 
gen sowie die freiwilligen Notfallversieherungen sind sozialpolitiseh erwünseht. 

e. Kraftfahrzeugsteuer 


lfd. 

Nr. 

Reehtsgrundlage 

Kennzeiehnung der steuerliehen Regelung 


97 

§ 3 Nr. 8 KraftStG 

Befreiung der Schaustellerzugmaschinen und bestimmter Wohn- und Pack- 
wagen im Gewerbe nach Schaustellerart 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1961: Förderung des Sehaustellergewerbes 
1986: Erweiterung auf Anhänger 

Befristung 

unbefristet 


Stellungnahme 

Die Gründe für die Einführung und Erweiferung der Vergünsfigung besfehen vorersf fort. 
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f. Stromsteuer 


lfd. 

Nr. 

Reehtsgrundlage 

Kennzeiehnung der steuerliehen Regelung 


98 

§ 9 Ahs. 2a 

StromStG 

Steuerbegünstigung für Strom zum Betrieb von Nachtspeicherheizungen, die 
vor dem 1. April 1999 installiert worden sind 


Zeitpunkt der Einführung und Zielsetzung 

1999: Ermäßigter Steuersatz zur Entlastung vorwiegend einkommenssehwaeher Bevölkerungsgruppen bei der 
Stromsteuer 

Befristung 

31. Dezember 2006 

Stellungnahme 

Die steuerliehe Begünstigung von Strom zum Betrieb von Naehtspeieherheizungen, die vor dem 1. April 1999 instal- 
liert worden sind, wurde beim Einstieg in die ökologisehe Steuerreform allein aus sozialen Gründen gesehaffen. Neu- 
anlagen wurden bereits damals von der Begünstigung ausgenommen, weil die Verwendung von Strom für diese Zwe- 
eke ökologiseh nieht sinnvoll und deshalb nur übergangsweise gereehtfertigt ist. Vor diesem Hintergrund wurde der 
ermäßigte Steuersatz dureh das Gesetz zur Fortentwieklung der ökologisehen Steuerreform zum 1. Januar 2003 von 
50 Prozent auf 60 Prozent des Regelsteuersatzes angehoben und darüber hinaus die steuerliehe Begünstigung bis zum 
3 1 . Dezember 2006 befristet. 


Gesamtherstellung: H. Heenemann GmbH & Co., Buch- und Offsetdruckerei, Bessemerstraße 83-91, 12103 Berlin 
Vertrieb: Bundesanzeiger Verlagsgesellschaft mbH, Amsterdamer Str. 192, 50735 Köln, Telefon (02 21) 97 66 83 40, Telefax (02 21) 97 66 83 44 

ISSN 0722-8333 





